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Schritte auf dem Weg zur Solidarischen Okonomie'

Clarita Miiller-Plantenberg/
Verein zur Forderung der Solidarischen Okonomie e.V.(VFSOE)®

Chance in der Krise

Die Krise ist eine Chance insofern als sie die Suche nach Alternativen drama-
tisch beschleunigt. Wenn die Suche zu einer gemeinsamen wird, dann ist die Al-
ternative nicht mehr aufzuhalten. Von unten Alternativen aufzubauen scheint
auch lebensnotwendig, da der Kapitalismus nicht in der Lage ist, Menschen zu
integrieren und die Natur zu erhalten.

Dabher ist es wichtig zu sehen, wie und wo Menschen von ihrem Land, von ih-
rer Arbeit verdringt werden und zu lernen, was zu tun ist, damit eine andere
Welt moglich wird.

Wir beobachten, dass Exklusion von Menschen unter dem Druck neoliberaler
Wirtschaftspolitik, von Weltmarktdiktat und Gewinnmaximierung zu schnellen
Konzentrations- und gleichzeitig zu Verarmungsprozessen fiihrt:

1. Insolvenzen

Das heifit auch, dass die wachstumsorientierten Industricunternechmen, die
sich an der Spitze des viel beschworenen Fortschritts wihnen, dennoch selbst
Konzentrations- und Insolvenzprozessen ausgesetzt sind. Unternehmen, die dem
Konkurrenzdruck nicht standhalten konnen, werden aufgekauft und in der Regel
ausgeschlachtet, sodass nach einer Weile auch die Arbeiter auf der Stralle ste-
hen. Das ist die sogenannte ,,Jow road*, die schlechte Losung, zu der es aber ei-
ne Alternative, die ,,high road* gibt. Dies wird in diesem Band erldutert.

2. Abgehingte Regionen

Auch in der Fliche kommt es zu Konzentrationsprozessen. Denn Regionen, in
denen sich keine Wirtschaftlichkeitsvorteile durch Skalenertrdage erzielen lassen,
werden ,,abgehingt. Die Menschen finden dort keine Arbeit mehr, wandern ab.
Die Uberalterung nimmt zu. Schulen, Kirchen und Liden verschwinden.

Die Gegensitze von Insolvenzen versus Konzentration wirtschaftlicher
Unternehmensmacht sowie die der ausblutenden Regionen versus rdaumlichen
Ballungsgebiete gehen einher mit Entdemokratisierungsprozessen. Aber es gibt
auch Wege, die einen wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Erhalt von
Regionen ermoglichen. Sie werden in dieser Publikation dokumentiert und
analysiert.

' Vgl. auch den elektronischen Vorbereitungsreader zu diesem Internationalen Workshop
http://www.vfsoe.de/images/Dokumente/03 Veranstaltungen/schrittesoe/10_06_Reader IW
_SOE.pdf des Vereins zur Forderung der Solidarischen Okonomie.

> www.vfsoe.de



http://www.vfsoe.de/images/Dokumente/03Veranstaltungen/schrittesoe/10_06_Reader_IW_SOE.pdf
http://www.vfsoe.de/images/Dokumente/03Veranstaltungen/schrittesoe/10_06_Reader_IW_SOE.pdf
http://www.vfsoe.de/
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Was ist Solidarische Okonomie?

Wir widmen unsere Publikation diesen beiden Schwerpunkten, an denen eine
andere Gesellschaft undWirtschaftsweise — in unserer Region und weltweit —
von unten aufgebaut wird.

1. Im Falle der Insolvenzen von Industrieunternehmen gibt es eine Alter-
native zum Aufkauf, Ausschlachten und Entlassen der Arbeiter. Indem die Ge-
werkschaften im Biindnis mit Kommunen und Belegschaften ein Friihwarn-
system aufbauen, schaffen sie Transparenz und die Moglichkeit, rechtzeitig
Krisensituationen ausmachen kénnen, und fiir die Aigh road zu optieren. Die
Belegschaften konnen sich dann in der Regel erkundigen und Unterstiitzung an-
fordern, um zu lernen, wie sie ihre Rechte sichern konnen. Sie konnen im
Extremfall herausfinden, wie die Schritte zu einer Ubernahme der Unternehmen
mit oder ohne die Kommunen sind. Dies konnen wir von Dan Swinneys gleich-
namigem Aufsatz lernen.

Hier geht es um die Frage der Technologie — im Extremfall auch um die Frage
der Konversion bzw. der Wirtschaftlichkeit im Sinne einer langfristigen 6ko-
logischen Tragfahigkeit und gesellschaftlichen Naturverbundenheit zugunsten
einer regionalen und iiberregionalen Bediirfnisbefriedigung.’ Marktstudien
werden erforderlich und Vernetzung sowie Kooperationen, die zunichst nach
innen und sodann nach auflen aufgebaut werden konnen. Dies ist ein langer be-
schwerlicher Weg, der jedoch mit Entschlossenheit als der einzig nachhaltige
und demokratische erkannt und begriindet wurde. Das lernen wir u.a. in den Bei-
tragen von Carl Davidson, Dan Swinney und Bruno Roelants in diesem Band.

Wie der Weg in Richtung Wirtschaftsdemokratie hier in der deutschen
Arbeiterbewegung — in Gewerkschaften und Genossenschaften — konzipiert
wurde und wird, lernen wir von den Beitragen von Gewerkschaftern und Ge-
nossenschaftlern in diesem Band. Wihrend der Podiumsdebatte Wirtschafts-
demokratie erldutert Joachim Beerhorst wichtige Etappen der gewerkschaft-
lichen Debatte zum Thema, Hartwig Daniels, Giuliana Giorgi und Hans-Gerd
Nottenbohm fithren aus, wie heute praktische Schritte in Richtung Wirtschafts-
demokratie vorgenommen werden.

Eine Auseinandersetzung mit konkreten Féllen von unternehmerischer
Selbstverwaltung nach Insolvenz und den dabei maBgeblichen Werten liefern
uns Klaus-Dieter Utoff und Gerd Schaumann aus gewerkschaftlicher und ge-
nossenschaftlicher Perspektive.

Burchard Bosche prisentiert den Vorschlag eines Wirtschaftsvereins, zur
rechtlichen Konsolidierung des Weges, den viele Gemeinschaftsunternehmen in
Griindung de facto einschlagen. Dieses Gesetzesvorhaben hat eine breite Unter-
stiitzung im Rahmen einer parlamentarischen Unterschriftenaktion erhalten.

3 Carl Davidson schreibt iiber die Aussicht auf Griine ,High Road* Jobs.
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2. Die Biirger der Regionen, am anderen Ende des Spektrums, die von den
herrschenden Wirtschaftsmechanismen abgehingt werden,® konnen ihre
Regionen erneut beleben, wenn sie strategisch die Grundbediirfnisse ,,Er-
ndhrung® und ,,Energieversorgung® durch Eigenproduktion und Konsum be-
friedigen. Das heiBit, wenn sie sich in ihrer Region auf gesunde regional-
biologische Erndhrung und erneuerbare Energien stiitzen und damit die
regionalen Naturpotentiale fiir sich in Anspruch nehmen. Gesunde Erndhrung
erhilt so eine regionale Grundlage durch biologische Landwirtschaft und den
Aufbau von solidarischen Ketten von Erzeugern zu Konsumenten sowie durch
die gleichzeitige Stirkung der Ausbildung’. Langfristig verfiigbare, regional
vorhandene Erneuerbare Energietriger wie Sonne, Wind und Biomasse® werden
zum Ausgangspunkt fiir den selbstverwalteten Aufbau solidarischer
Energieversorgungsunternehmen’ — unter Wahrung des Umfangs der Flichen,
die fiir Erndhrung bzw. Energie in den einzelnen Kommunen verwandt werden.

Zeichen dieser Orientierung sind dann — auf der anderen Seite derselben
Miinze — das Entstehen von ,gentechnikfreien® und ,,atomkraftfreien*
Kommuunen und Landkreisen etc.. In diesem Band sind Aufsdtze zu gesunder
Erndhrung und Erneuerbaren Energien zu finden, sowie die Hinweise auf
Sozial- und Kulturgenossenschaften, in denen die menschlichen Dienst-
leistungen und Ausdrucksformen durch solidarische, selbstverwaltete Unter-
nehmen und Initiativen qualitativ besser konsolidiert werden konnen.

Technikoptionen und gesellschaftlicher Naturbezug

Die Riickgewinnung gesellschaftlichen Naturbezuges zeigt sich bei dem Ein-
treten gegen Risikotechnologien in allen Bereichen, so zum Beispiel im
Energiesektor. Wichtig ist nicht nur der Aufruf zum Umsteigen von fossilen auf

* Die regionale Konzentration ist eine Herausforderung fiir “abgehingte Regionen” .
Schulen, Kirchen, Coops schlieBen in vielen Ortschaften — auch Nordhessens - ihre Tiiren.
Alternativen wachsen vereinzelt von unten, sind ungeniigend bekannt. Hier entsteht - in
abgehédngten Regionen Nordhessens — die Riickbesinnung auf das territoriale Prinzip.
Regionale Kreisldufe und Ablehnung der Risikotechnologien werden zum Ausgangpunkt
des gesellschaftlichen Aufbaus einer  naturvertridglichen Wirtschaft: Motor der
Verschirfung dieser unternehmerischen und territorialen Probleme ist die kapitalistische
Wirtschaftsweise, die auf Grund der Prioritdt der Profitmaximierung regionale Potentiale
in Gesellschaft und Natur nicht beachtet und vielmehr auf deren Kosten ihre Ziele verfolgt.

> Vgl. Dietmar Grof: ,,Biologisch und regional vom Acker auf den Teller®, in: Clarita Miiller-
Plantenberg (Hrsg.): Solidarische Okonomie in Europa, Betriebe und regionale Ent-
wicklung, Entwicklungsperspektiven Nr. 85/86, Kassel 2007. Die Krankenkassen unter-
stiitzen dies Konzept nachdriicklich, denn jedes 5. Kind und jeder 3. Jugendliche sind
tiberge- wichtig, jedes 12. Kind fettleibig. Fehlerndhrungsbedingte Erkrankungen belasten
die Krankenkassen mit 70 Mrd./a (1/3 der Gesamtausgaben), Tendenz steigend.

% Unter Wahrung des Umfangs der Flichen, die fiir Ernéihrung bzw. Energie in den einzelnen
Kommunen verwandt wird.

7 So schafft eine Kommune die Autonomie gegeniiber explodierenden Preisen fiir fossile
Energietridger und gegeniiber einem ansonsten weiter praktizierten Beitrag zu Treibhaus-
gasemissionen und Klimakatastrophe.
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erncuerbare Energietriger,® sondern auch die Warnung vor der Risikotechno-
logie Atomkraft. Denn es ist unklar, wie die gesamte Produktionskette — vom
Abbau des spaltfahigen Erzes liber die Verarbeitung in den Atomkraftwerken,
die Kontrolle der Aufbereitung fiir kriegerische Zwecke, die Entsorgung des
Atommiills — iberschaubar transparent ablaufen kann.

Im Erndhrungsbereich erfordert die Vermeidung von Risikotechnologien zum
Beispiel die Warnung vor und Vermeidung von Gentechnik sowie den Ersatz
von bisher importierten Futtermitteln, bei denen nicht mehr einwandfrei er-
wiesen werden kann, ob es sich um Gentechnisch Verdnderte Organismen
(GVO) handelt, durch selbst erneut im eigenen Betrieb bzw. der eigenen Region
erzeugten Futtermittel.

Das sind also Fragen der Konversion weg von Risikotechnologien hin zu
nachhaltigen Technologien fiir den industriellen und den landwirtschaftlichen
Sektor. Es reicht dann auch nicht, Unternehmen als Belegschaft zu iibernehmen,
wenn die Produktion langfristig fatale gesundheitliche bzw. 6kologische Folgen
fiir Gesellschaft und Natur hat. Daher ebenfalls die Arbeit an einer langfristig
nachhaltigen Industriepolitik als notwendige Perspektive einer Solidarischen
Okonomie’ bzw. die Debatte in den Kommunen iiber die Zukunft der Biirger,
die Biindnisse schlieBen, die diese Perspektive ermdglichen und konsolidieren.

In beiden Schwerpunkten der Solidarischen Okonomie — Belegschaftsiiber-
nahmen, die zu Genossenschaften oder anderen Gemeinschaftsunternehmen
fiihren sowie in den abgehingten Regionen, in denen sich kleine Solidarische
Wirtschaftsunternehmen zusammenschlieBen — gibt es vereinbarte Ko-
operationen zwischen Unternehmen zu Gruppen bzw. zu Konsortien, ' lokalen
Okonomien, Netzen, Ketten."!

Solidarische Okonomie ist eine andere Weise zu produzieren, zu verkaufen,
zu konsumieren und zu leben. Indem die Arbeit kollektiv, solidarisch,
hierarchiefrei und umweltbewusst organisiert wird, stellt die solidarische Oko-
nomie eine Strategie fiir die Bekdmpfung der sozialen Ausgrenzung,
Prekarisierung der Arbeitsverhéltnisse und Naturzerstorung dar. Solidarische
Wirtschaftsunternehmen, die solidarisch umweltbewusst handeln, haben die
nidchsten Generationen im Blick und sind daher umweltbewusste Wegbereiter
einer humanen Gesellschaft im Einklang mit der Natur.

In diesem Rahmen konnen viele Initiativen, Organisationen und Bewegungen
zusammenfinden soweit sie auf das Gemeinwohl ausgerichtet und bereit sind zu

¥ Das setzt eine solidarische Regelung der fiir Biosprit verwandten Flichen und eine Ein-
schrinkung von Plantagen voraus. Das hei3t eine Kontrolle der Flichennutzung weg von
Monokulturen hin zu einer Forderung von Mischkulturen kann die Tragfahigkeit der
Bdden erhalten.

? Vgl. den Beitrag von Carl Davidson: ,,Ein Arbeiter, eine Stimme*: Nordamerikanische
Stahlarbeiter experimentieren mit Fabrikeigentum im Mondragon Stil.

' Vgl. dazu der Beitrag von Bruno Roelants in diesem Band.

" Vgl. Clarita Miiller-Plantenberg (Hrsg.): Ketten und Netze, Entwicklungsperspektiven 98,
Kassel 2010.
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kooperieren. Die Agenda 21 Bewegung, die Gemeinwesenarbeit, die Umwelt-
und Menschenrechtsbewegungen sowie viele andere'” stellen bereits das Selbst-
verwaltungsprinzip in den Mittelpunkt ihrer gemeinsamen wirtschaftlichen
Tatigkeit.

Akteure der Solidarischen Okonomie

Akteure sind die Solidarischen Wirtschaftsunternehmer sowie ihre Zusammen-
schliisse und ihre Unterstiitzer, d.h. Einrichtungen, die sie beraten und fordern.
Dies konnen Kirchen, Gewerkschaften und Universititen sein, aber auch Nicht-
regierungsorganisationen. SchlieBlich kénnen die Kommunen" auch zu
strategischen Unterstiitzern werden. Je eher auch die kommunalen Vertreter ver-
stehen, dass die Insolvenz eines Unternehmens nicht nur die Arbeiter arbeitslos
machen kann, sondern auch die Kommune vor finanzielle Belastungsproben
stellen wird,'* desto frither kommt es zu Biindnissen zwischen Belegschaften
und Kommunen, oft vermittelt iiber die Gewerkschaften. Ebenso entscheidend
ist es — am anderen Ende der solidarischen Okonomie — dass die kommunalen
Vertreter begreifen, dass die wirtschaftliche Stabilitdt der Kommune von selbst-
verwalteten Losungen in der Erndhrung und Energieversorgung ihrer Biirger
abhdngt. So kann dem AbflieBen von Geldern aus der Region Einhalt geboten,
die Qualitdt der Erndhrung kontrolliert und die Energiebasis nachhaltig gestaltet
werden etc.

Historische Schritte: politische Rahmenbedingungen

Ansitze, den Monopolbildungen und der wachsenden Kluft zwischen Reich und
Arm und der damit einher gehenden Entwurzelung entgegen zu treten, fanden
wir nach dem Krieg. So versuchte man zum Beispiel, dieser Exklusion durch
eine in diesem Sinne sehr fortschrittliche Verfassung den Boden zu entziehen.
Sie wurde am 1. April 1946 in Hessen verabschiedet. In ihr werden der privaten
Kontrolle des Eigentums Grenzen gesetzt mit dem Ziel, Gerechtigkeit und Ge-
meinwohlinteressen entschieden in den Vordergrund zu stellen.

Jeder Missbrauch der wirtschaftlichen Freiheit, insbesondere zur
monopolistischen Machtzusammenballung und zur politischen Macht, ist unter-
sagt. Vermogen, das die Gefahr solcher Missstinde wirtschaftlicher Freiheit in
sich birgt, ist auf Grund gesetzlicher Bestimmung in Gemeineigentum zu iiber-
fiihren. ... Bei festgestelltem Missbrauch wirtschaftlicher Macht ist in der Regel
die Entschdidigung zu versagen. “ (Art. 39 HV)

Vor wenigen Jahren, am 21. Juni 2007, wurde eine Charta fiir ein soziales
Rheinland Pfalz vom dortigen Landesbeirat fiir Menschen mit Behinderungen

2 U.a. auch jene, die sich fiir eine gerechte Wirtschaftsordnung einsetzen und nachkoloniales
Handeln umzusetzen bereit und in der Lage sind.

1 Bzw. Landkreise.

* Da sie dann weniger Steuercinnahmen erzielen kann und gleichzeitig héhere Sozialaus-

gaben auf sie zukommen.
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verabschiedet.”” In ihr wird die Gemeinwohl-Orientierung in einer integrativen
Biirgergesellschaft hervorgehoben:

,, Unsere Vision ist eine aktive und demokratische Biirgerinnen— und Biirger-

gesellschaft, in der alle Menschen, gleich ob behindert oder nicht behindert,
deutscher oder ausldindischer Herkunft, weiblichen oder mdnnlichen
Geschlechts, aufgewachsen in Armut oder Reichtum, respektvoll miteinander
umgehen und ihre eigene sowie die Wiirde anderer gleichermafen schiitzen und
wahren. Das Prinzip der Nachrangigkeit (Subsidiaritdit), das durch die aktive
und demokratische Biirgergesellschaft anerkannt wird, ist Ausdruck dieser
Lebensphilosophie.*
So gab und gibt es viele Ansétze, in denen solidarischen Gesellschaften und
Okonomien der Weg bereitet werden soll, aber diese Transformation bedarf
einer Akzeptanz und tiefgreifender breiter Verstindigung zwischen den
regionalen Akteuren.'®

Biindnisse und Strategien

In diesem Rahmen konnen — wie gesagt - Viele zusammenfinden, soweit sie auf
das Gemeinwohl ausgerichtet sowie zu kooperieren bereit sind. Sie konnen eine
demokratische Wirtschaftsstruktur aufbauen und sich tiber die Schritte auf dem
Weg dorthin verstindigen.

,2007 hatten in Westeuropa rund 135.500 Unternehmen ein Insolvenzver-
fahren beantragt. Die Zahl der Unternehmensinsolvenzen in den EU-15 Staaten
plus Norwegen und der Schweiz ist 2008 auf gut 150.000 Fille gestiegen. Das
entspricht einem Anstieg von knapp elf Prozent gegentiber dem Vorjahr. ...

Den héchsten Anstieg weist mit einem Plus von 138,6 Prozent auf 2.100 Fdlle
Spanien auf. Es folgen Irland mit einer Zunahme von 120,8 Prozent auf 700
(Vorjahr: 317 betroffene Betriebe) und Ddnemark mit einem Anstieg von 54,5
Prozent auf 3.710 Insolvenzen (Vorjahr: 2.401). ...

2009 sind es in Westeuropa 185.111 Unternehmen.

Der Wirtschaftsaufschwung wirkt zunehmend positiv auf das europdische In-
solvenzgeschehen, zu einem merklichen Riickgang der Insolvenzzahlen ist es
2010 aber nicht gekommen. In den EU-15 Staaten plus Norwegen und der
Schweiz wurden im vergangenen Jahr 175.677 Firmenkonkurse registriert — das
sind 1,4 Prozent weniger als 2009 (178.235 Fille).

In den Staaten Mittel- und Osteuropas erhohte sich die Zahl der insolventen
Unternehmen um 14,1 Prozent auf 35.581 Fdlle (2009: 31.194).

Den grofsten prozentualen Insolvenzanstieg der westeuropdischen Staaten
verzeichnet Luxemburg mit plus 31,5 Prozent auf 918 Verfahren, gefolgt von
Italien (plus 30,8 Prozent auf 10.923 Fdlle), Schweiz (plus 19,9 Prozent auf
6.255 Fille) und Portugal (plus 15,6 Prozent auf 5.144 Insolvenzen).

!> Von vielen Organisationen und Verbinden unterschrieben.
' Hierzu auch in diesem Band der Aufsatz von Prof. Dr. Franz Segbers.
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Auch in den USA hat die Wirtschafts- und Finanzkrise die Arbeitslosigkeit
drastisch erhoht....der Riickgang im Unternehmenssektor fiel in den Vereinigten
Staaten stirker aus als in Europa. "’

Mit den Krisen wird die Exklusion iiber Arbeitslosigkeit oder prekdire Arbeit
zur Regel. Die Werte Gerechtigkeit und Gemeinwohlinteressen, sind der
gemeinsame Nenner, der auch heute die groBen Mehrheiten verbindet. Diese
Gemeinsamkeit ist das Unterpfand fiir breite Biindnisse und gemeinsame
Strategien der Bewegungen. Hier liegt der Schliissel zum Verstindnis der
Biindnisse von Belegschaften und ihren Gewerkschaften mit den Kommunen in
den USA, wie wir im Aufsatz von Carl Davidson “Deindustrialisierung,
Globalisierung und Aussicht auf Griine ‘High Road’ Jobs und Solidarische
Okonomie” feststellen kdnnen.

Verein zur Forderung der Solidarischen Okonomie e.V.

In einer Region wie Nordhessen, die nicht zu den Regionen zéhlt, in denen die
kapitalistischen Konzentrationsprozesse stattfinden, hat unser Verein eine
regionale Perspektive entwickelt. Der 2006 gegriindete Verein war immer offen
fir neue Mitglieder. Die aktiven Mitglieder haben Sommerschulen zur
Solidarischen Okonomie organisiert, sind gereist, um in Nachbarlindern Italien
und Osterreich den Aufbau Solidarischer Okonomie durch soziale Gruppen und
Bewegungen zu sehen. Beispiele der solidarischen Okonomie aus Spanien,
Frankreich, Brasilien, Argentinien und Venezuela waren fiir uns wegweisend.

Also verdanken wir unseren Lernprozess vielen Freunden aus sozialen
Bewegungen und dem intensiven Kennenlernen der Solidarischen
Wirtschaftsunternehmen in unserer Region, die in verschiedenen historischen
Perioden gegriindet wurden. Ergebnis unseres Lernprozesses war die Einsicht in
Schritte beim Aufbau der Solidarischen Okonomie,

1. dass es zunichst entscheidend ist, Solidarische Okonomie sichtbar zu
machen und durch Offentlichkeits- sowie gezielte Bildungsarbeit eine
Akzeptanz zu schaffen, wofiir die partizipative Erhebung aller Solidarischen
Wirtschaftsunternehmen (SWU) im Atlas der Solidarischen Okonomie in
Nordhessen'® mit seiner Googlemap’’ und die Einrichtung des Regionalen
Nachhaltigkeitsforums™  grundlegend waren. Schnell erkannten wir die
Konsolidierung von Solidarischen Wirtschaftsunternehmen (SWU) nach
Zusammenschliissen in lokalen Okonomien, Netzen und Ketten, d.h. in
komplexen  solidarischen  Wirtschaftsunternehmen, die die  Region

7" Creditreform Wirtschaftsforschung: Insolvenzen in Europa  31.3.2008/2009 und

31.3.2010/2011.
18 Atlas der Solidarischen Okonomie in Nordhessen, Kassel University Press, Kassel 2008
http://www.upress.uni-kassel.de/publik/978-3-89958-443-1.volltext.frei.pdf
www.rnf-nordhessen.de Oben in der ersten Zeile auf Betriebe klicken
http://www.kmfn.de/rnf/
www.rnf-nordhessen.de
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stabilisieren.?' So haben wir qualitative Untersuchungen von Ketten im Energie-
und Erndhrungsbereich iiber Examensarbeiten und Filme durchgefiihrt.

2. Grindungsberatungen vor allem im Energiebereich gehorten zum Aufbau
einer regionalen Dienstleistung und ihrer Vermittlung.

3. Information, Kommunikation und Aktion zwischen Solidarischen
Unternehmen (SWU), Unterstiitzern und Vertretern von Kommunen kann so
entstthen und sollte in einem 2006 gegrindeten Regionalen
Nachhaltigkeitsforum® verstetigt werden.

Um andere Formen des Aufbaus Solidarischer Okonomie von unten kennen zu
lernen organisierte unser Verein (VFSOE) Fahrten in der Region zu diesen
Unternehmen mit in- und ausldndischen Studentinnen und Studenten sowie
Kolleginnen und Kollegen sowie Verbindungsreisen in andere europdische und
auBlereuropidische Regionen. Wir lernten wie gesagt andere Realitdten kennen
und luden Vertreter der Erfahrungen in anderen Regionen zu uns ein, um von
ithnen zu lernen und ihnen die Erfahrungen unserer Region zu zeigen, so ins-
besondere Einladung von Vertretern Solidarischer Ketten (Ardelaine/Ardeche,
Frankreich) und Solidarischer Wirtschaftlicher Konsortien (SOLCO, Consorcio
Gino Matarelli/ Mantova, Italien).

Die eigene Region und ihre natiirlichen Potentiale konnen wiederentdeckt und
fiir alle nutzbar werden

= so wundert uns, dass Holz aus der Region heraus transportiert wird und
dann veredelt wieder zuriickkommt, der Aufbau solidarischer Wirtschaftsunter-
nehmen ist ansatzweise vorhanden, ganze Ketten wiren moglich, aber es fehlt
an Griindungsberatung fiir Gemeinschaftsunternehmen und am Aufbau von Ko-
operationen, die dies begiinstigen kénnten.*

» auch der Aufbau einer solidarischen Textilkette ist bereits untersucht
worden. Sogar der Blick iiber unsere Grenzen hat es uns ermoglicht, Lehren aus
einer solidarischen Textilkette in Brasilien und Frankreich zu ziehen. Vor uns
steht die Herausforderung, eine Kooperation aufzubauen, die die wissenschaft-
liche interdisziplindre Zuarbeitet leistet und dies vor Ort realisiert.

= wir sehen dass es hier — ausgehend von unserer Erhebung der 142
solidarischen Wirtschaftsunternehmen in Nordhessen, darunter den neun
komplexen solidarischen Wirtschaftsunternehmen (9 Ketten, lokalen Oko-
nomien und Netze) Moglichkeiten gibt, sinnvolle Arbeiten in nachhaltiger

'ygl. die Filme zu Gesunde Bildung des VFSOE in Youtube.
http://www.youtube.com/view_play_list?p=6B6BD8B90778 EDEO&search_query=Gesund
e+Bildung und Olwechsel des VFSOE in Youtube
http://www.youtube.com/view_play_list?p=9BB42886EE2C2F56&search_query=%C3%9
6lwechsel

22 RNF jetzt , Netzwerk Solidarische Okonomie* in Griindung.

2 Vgl. der Film hierzu: Solidarischer Holzhandel Nordhessen unter Youtube
VFSOE .http://www.youtube.com/view_play_list?p=1262451E9AA714DB&search_query
=Solidarische+Holzhandel+Nordhessen



http://www.youtube.com/view_play_list?p=6B6BD8B90778EDE0&search_query=Gesunde+Bildung
http://www.youtube.com/view_play_list?p=6B6BD8B90778EDE0&search_query=Gesunde+Bildung
http://www.youtube.com/view_play_list?p=9BB42886EE2C2F56&search_query=%C3%96lwechsel
http://www.youtube.com/view_play_list?p=9BB42886EE2C2F56&search_query=%C3%96lwechsel
http://www.youtube.com/view_play_list?p=1262451E9AA714DB&search_query=Solidarische+Holzhandel+Nordhessen
http://www.youtube.com/view_play_list?p=1262451E9AA714DB&search_query=Solidarische+Holzhandel+Nordhessen
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Nutzung der vorhandenen Rohstoffe langfristig zum Wohl der Gemeinschaft
aufzubauen. Hierfiir ist viel interdisziplindre Zuarbeit zu leisten. Daher geht es
ganz praktisch um eine Verstandigung fiir diese konkreten Schritte liber lange
Zeit. Diese aufzubauen ist unser Ziel.

Solidarische Okonomie braucht Schritte — anders gesagt Solidarische Wirt-
schaftsunternehmen in Griindung, in Betrieb, in der Herausbildung von Ketten,
Netzen und lokalen Okonomien. Dies setzt eine Gesellschaft voraus, die sich
nicht mit den ungerechten Strukturen abfindet. die sich verstiandigt, die sich
trifft, die die gemeinsamen Aufgaben definiert, die sich wehrt gegen Fremd-
bestimmung, Abhingigkeit, menschenunwiirdige Verhéltnisse.

Daher ist der Workshop ,,Schritte auf dem Weg zur Solidarischen Okonomie*
unter dem Motto: ,,Dennoch®, d.h. trotz und wegen Polarisierung, Krise und
nicht immer funktionierender Demokratie — kdnnen wir erkennen, was wir ge-
meinsam wollen und zwar langfristig und mit viel Geduld. Wir brauchen dafiir
eine Agenda, und eine Planung, um diese Agenda kooperativ umzusetzen.

Themen und Géste waren: Lernende aus den Sozialwissenschaften (Sozio-
logie, Politologie, Okonomie) und Akteure aus Gewerkschaften, IG Metall. Wir
hatten Teilnehmer aus Deutschland und den Vereinigten Staaten von Amerika.
Wir hatten Géste aus internationalen, europdischen und nationalen Genossen-
schaftsverbinden, sowie aus regionalen Vereinen und Nicht-Regierungs-
Organisationen. Aus den USA war Carl Davidson aus dem Center for Labour
and Community Research®, dem nordamerikanischen Solidarity Economy Net,
ATTAC, VFSOE sowie vom Institut fiir Europdische Kommunikation und
Forum Neue Politik der Arbeite.V..

Diese Teilnehmerinnen und Teilnehmer, Referentinnen und Referenten
treiben den Aufbau der Solidarischen Okonomie an beiden Polen voran bzw.
sind dabei, sich die Instrumente und Methoden der Solidarischen Okonomie an-
zueignen.

Der TOWAE-STIFTUNG danken wir fiir [hre Unterstiitzung, ohne die wir
diese Internationale Werkstatt nicht hatten durchfiihren kénnen.

* Es entstand aus den nordamerikanischen Gewerkschaften und wird geleitet von Dan
Swinney.
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Antworten der Arbeiterbewegung auf Insolvenzen
in Europa
Staatliche Programme und
regulierende Rahmenbedingungen

Bruno Roelants

Bevor wir uns mit der Frage auseinandersetzen, wie die Bewegung der
Produktivgenossenschaften mit Bankrott und Transformation der Unternehmen
in der Krise umgehen, ist es notwendig, das besondere Beharrungsvermogen'
von Genossenschaften in der zur Zeit bestehenden Wirtschaftskrise zu be-
trachten.

Auswirkungen der Wirtschaftskrise

Wie man der kiirzlich erschienenen zweiten Erhebung von CICOPA iiber die
Wirtschaftskrise entnehmen kann (www.cicopa.coop), sind unsere Produktiv-
genossenschaften, im Durchschnitt jetzt viel mehr von der Krise betroffen als sie
dies vor einem Jahr waren, es gibt mehr Jobverluste und mehr Unternehmens-
schlieBungen. Es war zu erwarten, dass die stiarksten Auswirkungen der Krise in
Bezug auf die Abbremsung des Wirtschaftsprozesses, der Vermogenszerstorung
und Arbeitsverluste 2009 eintreten wiirden. Jedoch zeigt es sich ebenfalls auch
in den meisten Lidndern, in denen die Studie durchgefiihrt wurde, dass
Produktivgenossenschaften klar widerstandsfahiger sind als andere Unter-
nehmenstypen in denselben Wirtschaftssektoren, insbesondere in Bezug auf das
héhere Niveau der Beibehaltung der Arbeitskrifte, des Uberlebens der Unter-
nehmen und des niedrigeren Niveaus von Verschuldung. Arbeiter-Mitglieder
haben 1n vielen Genossenschaften demokratisch entschieden, auf ithre Genossen-
schaftsdividenden zu verzichten, ihre Einkommen zu kiirzen oder in einigen
Féllen sogar ihre Einkommen einige Monate lang auszusetzen. In vielen Ge-
nossenschaften haben Arbeiter-Mitglieder schnell Wege herausgefunden, wie
Ausgaben verringert und ihre Produktion bzw. ihre Dienstleistungen an die
schwierigen Bedingungen angepasst werden konnten.

Jedoch die Krise zeigt immer deutlicher, dass unser Wirtschaftsmodell nicht
nur in Bezug auf die Anpassung an die schlechte Wirtschaftskonjunktur vorteil-

! Im Sinne von Resilienz.
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22 Bruno Roelants

haft ist, sondern — was wichtiger ist — dass es sogar in schwierigen Zeiten wie
dieser dazu beitragt, lange-verfiigbares und miteinander geteiltes Vermdgen von
lokalen Gemeinschaften zu schaffen.

Die Transformation in Krisenzeiten von Unternehmen in Genossenschaften ist
in so weit voneinander entfernten Orten wie Shanghai und Argentinien erfolg-
reich geschehen. In diesen beiden Féllen hat sie in einer grolen Welle statt-
gefunden, in Shanghai zwischen 1996 und 1999, iiber die Kooperativisierung
von 99 staatlichen oder quasi staatlichen (so genannten “kollektiven”) Unter-
nehmen mit einer gesamten Arbeitskraft von 35.000 Leuten. In Argentinien
wurden etwa 150 Unternehmen in Krise mit etwa 10.000 Arbeitern zwischen
2000 und 2003 kooperativisiert.

In diesen beiden Fillen waren die mit der Unternehmenstransformation ver-
bundenen Probleme jedoch nicht so schwer zu 16sen, da sie eher konjunkturell
als strukturell bedingt waren: es gab kein spezifisches strukturelles Problem der
Wirtschaftssektoren oder der globalen Situation der Industrie, in denen sich
diese Unternehmen befanden. In China war das staatliche Verwaltungssysstem
das Hauptproblem, daher war der Wechsel des Eigentiimers und des Ver-
waltungssystems selbst vom staatlichen in das kooperative in der Regel die Ant-
wort auf das Problem. In Argentinien, wo wéhrend der Krise viele Eigentiimer
thre Unternehmen verlassen hatten und wo die Arbeiter die Unternehmen iiber-
nommen und die Produktion weitergefiihrt hatten oder zumindest die
Produktionsvoraussetzungen und die Maschinen aufrecht erhielten, war die Tat-
sache, dass die Eigentumssituation durch eine klare Gerichtsentscheidung zu-
gunsten der Arbeiter entschieden werden konnte, entscheidend, um die not-
wendige gesetzliche Sicherheit fiir die Arbeiter fiir die Wiederaufnahme der
Produktion und normale Unternehmensfithrung zu gewéhrleisten.

Die Kooperativisierung von Unternehmen in Krise in den drei européischen
Léandern mit der hochsten Dichte von Arbeitergenossenschaften (Italien, Frank-
reich und Spanien) fand auf einer viel normaleren Basis statt, begann lange vor-
her und oftmals, wenn es sich um den Umgang mit strukturelleren Problemen
handelte, erforderte sie einen sehr hohen Grad der Spezialisierung.

Die wenigen unten aufgefiihrten Beispiele sind aus einem Buch, das vor
Kurzem publiziert wurde’.

Trafilcoop, in einer kleinen Stadt von Apulien, Italien, war das konventionelle
Unternehmen, Trafilerie Tatta, das Elektrokabel produzierte. Es wurde in den
frithen 1980er Jahren von einer Krise erschiittert, da der italienische Stahlsektor
sich in einer Krise befand. Dann wurde es 1985 in eine Genossenschaft um-

* Bruno Roelants, Valerio Pellirossi, Diana Dovgan and Olivier Biron (ed): «In the heart of
Europe: cooperatives, territories and jobs»; Brussels: Cecop Publications, 2010.
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gewandelt, wobei nur 71 von den 110 Arbeitern aufgenommen wurden. Heute
arbeitet das Unternechmen mit einer noch geringeren Belegschaft von 56
Arbeitern, von denen jedoch die Hilfte neu ist, da viele Arbeiter der Krisen-
periode jetzt in Rente sind. Zusdtzlich hat Trafilcoop zusammen mit einem
anderen Unternehmen desselben Sektors eine gemeinsame Filiale gegriindet, die
— obwohl sie keine Genossenschaft ist — jedoch als Filiale einer Genossenschaft
stabile Arbeitspliatze fiir 25 weitere Personen zur Verfiigung stellt. All diese
Arbeiten wiirden heute wahrscheinlich nicht existieren ohne die
Kooperativisierung des Unternechmens.

Es sieht so aus, als ob die Arbeiter in Trafilcoop dazu fdahig gewesen sind,
diese gesamte Umstrukturierung intern selbst zu organisieren. So geschah dies
aber nicht, da eine viel weitergehende Expertise und Mobilisierung erforderlich
war. Zunachst schaltete sich die italienische Genossenschaftskonfoderation
Legacoop ein und kooperierte mit den Gewerkschaften. Dann investierte CFI
(Cooperazione, Finanza, Impresa), die Finanzgesellschaft, die die Mittel des
Marcora Gesetzes kanalisiert,” Anteilskapital in das Unternehmen, und stellte
eine sehr aufmerksame Begleitung der Entwicklung des Unternehmens als Ge-
nossenschaft durch kritische Beratung zur Verfligung.

In den ersten 15 Jahren seiner Existenz, half CFI dabei, 159 Industrie oder
Dienstleistungsunternehmen wie Trafilcoop durch Konversion in Genossen-
schaften zu tiberfiihren, womit etwa 6.000 Arbeitsplitze gerettet wurden.

Ein zweites Beispiel ist Ceralep, Rhone Alpes, Frankreich, in einer kleinen
Stadt am Rohne-Fluss siidlich von Lyon. Das Unternehmen, das Keramik
Isolierungen fiir Elektrizitdt produziert, wurde 1921 etabliert. 1989 ging es in
auslidndische Hinde iiber (zunichst Schweizer, dann Osterreicher). 2001 wurde
es an PPC Insulators, eine US Firma verkauft, ein Unternehmen, dass ganz vom
US Riverside Equity Fund kontrolliert wurde. Zwischen 2001 und 2003, ging es
dem Unternehmen immer schlechter. Der Mutterkonzern hielt sich entschieden
zuriick und investierte nicht in das Unternehmen. An mehreren Gelegenheiten,
mussten die Arbeiter verhindern, dass der Mutterkonzern Daten und wichtige
Maschinen von dem Unternechmen entfernte. 2003, reichte PPC Insulators In-
solvenz ein und Ceralep wurde als Verwalter eingesetzt. 2004, nach einer Serie
von Arbeiterkdmpfen, wurde es in eine Genossenschaft umgewandelt, in der 53
der 93 Arbeitsplétze existierten, natiirlich Dank der Mobilisierung der Arbeiter
aber auch Dank der intensiven Arbeit, die wédhrend einiger Wochen von dem

3 Uber das Arbeiter in Unternehmen, die sich in einer Krise befinden, mehrere Jahre Arbeits-
losenunterstiitzung in einer einmaligen Summe erhalten - wobei der Staat einen bestimmten
Beitrag im Verhéltnis dazu, was die Arbeiter in Form von Anteilen von ihrer Arbeitslosen-
unterstiitzung in die Genossenschaft investieren, zur Verfiigung stellt, der langsam zuriick-
gezogen wird, wihrend das Unternehmen konsolidiert wird.
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Zusammenschluss der Regionalen Arbeitergenossenschaften Rhone Alpes ge-
leistet wurde, die den Arbeitern half, eine solide Unternehmensplanung zu
machen und ein glaubwiirdiges Projekt dem Unternehmensgericht® vorzulegen.

Man brauchte 1.5 Millionen Euro fiir das Projekt. 50.000 EURO wurden von
den Arbeitern als Einlagen (share capital) aufgebracht. Zusédtzliche 50.000
EURO kamen von der lokalen Gemeinschaft, die dadurch mobilisiert war, dass
sie Ceralep fiir einen Schliisselfaktor der Stadt hielt. 200.000 EURO kamen
dann in Form der quasi eigenen Fonds der beiden non-banking
Finanzinstitutionen® der genossenschaftlichen Bewegung, die die Fonds in der
Regel sehr schnell zur Verfiigung stellt. Die 300.000 EURO, die bis zu dem
Zeitpunkt zusammengekommen waren, stellten einen Anreiz genauer gesagt
eine 1:5 Hebelwirkung dar (300.000 EURO von insgesamt 1.5 Mio. EURO) fiir
andere Institutionen, ndmlich die Genossenschaftsbank Crédit Coopératif, die
Bank der Solidarischen Okonomie La Nef, und die lokale Regierung. Dieser
ganze Prozess dauerte nur wenige Wochen. SchlieBlich, stellte der Zusammen-
schluss der Arbeitergenossenschaften weiterhin intensives Training und Be-
ratung sowie ein Jahr lang Begleitung zur Verfiigung. Jetzt ist Ceralep ein
erfolgreiches Unternehmen, das Auftrige fiir groBle franzdsische und aus-
landische Unternehmen ausfiihrt. Es ist das einzige in Frankreich verbleibende
Unternehmen, das immer noch sehr gro3e keramische Isolierungen produziert.

Seit 2000, wurden 376 Unternehmen wie Ceralep, die sich entweder in Krise
befanden oder keinen Nachfolger hatten, in Frankreich in Genossenschaften
umgewandelt, wobei 6.617 Arbeitsplitze mit einer Uberlebensrate von 79% er-
halten wurden, was ein recht hoher Anteil ist, wenn man das hohe Risiko bei
dieser Art von Eingriffen bedenkt.

Vorteile des genossenschaftlichen Modells

Unter den verschiedenen Arten von Unternehmensiibergaben an Angestellte,
besitzt das genossenschaftliche Modell einige spezifische Vorteile, die an-
gemessen bewertet werden sollten. Der erste Vorteil betrifft die Kontrolle. Ge-
nossenschaften haben nicht nur gemeinsames Eigentum sondern auch ge-
meinsame und demokratische Kontrolle. Diese Betonung auf Kontrolle ist be-

* Das Gericht, in dem ein Richter tiber das Schicksal eines Unternehmens entscheidet, z.B. ob
die Arbeiter es iibernehmen konnen, wie es in Argentinien mit den “empresas recuperadas”
geschieht.

> Das heiBt diese Institutionen sind Fonds auf Gegenseitigkeit, Risikokapital Gesellschaften,
etc. aber es sind keine Banken. In der Genossenschaftsbewegung haben sie oft eine
komplementére Rolle fiir die Banken, insbesondere fiir die Genossenschaftsbanken.
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sonders wichtig in einer Zeit, in der, in den globalisierten Produktionsketten die
Frage der Kontrolle — neben Verteilung und Finanzierung — sogar noch
kritischer zu bewerten ist als die des Eigentums.® Das Augenmerk auf ge-
meinsamer Kontrolle ist besonders wichtig in Féllen der Transformation von
Unternehmen, die sich in einer Krise befinden, wo die Krise sehr oft gerade mit
einem Problem oder mit dem Mangel an Kontrolle verbunden ist.

Ein weiterer Vorteil ist die spezifische Form der Demokratie, die in Demo-
kratien besteht, die die oben erwédhnte gemeinsame Kontrolle fordert. Es ist
nicht nur eine Wahl-Demokratie’, in der Vorstandsmitglieder fiir vier Jahre ge-
wahlt werden usw. Es ist auch nicht nur eine partizipative Demokratie, wo
Arbeiter an Versammlungen und Debatten iiber alle Probleme der Genossen-
schaft partizipieren (“agora” Typ der Demokratie). Es hat mehr mit einem
“republikanischen” Typ von Demokratie zu tun, mit einem ganzen System von
gegenseitiger Kontrolle® und gegenseitigen Uberpriifungen, die immer an-
spruchsvoller werden, je komplexer das genossenschaftliche System wird.

Eine dritte Charakteristik ist, dass es in dem genossenschaftlichen Modell
keine Kapitalvergiitung gibt, auch gibt es keine Aktien in dem konventionellen
Sinn des Begriffs, auch gibt es keine Aktiondre. Es gibt keine konventionellen
Aktien, da das, was auf Englisch als “shares” (Aktien) bezeichnet wird, im Fall
der Genossenschaften ein Instrument ist, das in keinem Fall handelbar ist. Viele
Unternehmenstransfers an die Beschiftigten, die das konventionelle Unter-
nehmensmodell nutzten, sind in dem Moment fehlgeschlagen, in dem die
Arbeiter aus diesem oder jenem Grund versucht waren, ihre Aktien zu ver-
kaufen. Zusitzlich sind die Genossenschaftsmitglieder nicht versucht, eine
finanzielle Logik zu tiibernehmen, da die Umverteilung der Profite an die
Arbeiter nicht auf der Menge des Aktienkapitals basiert, das sie in das Unter-
nehmen investiert haben, sondern eine Funktion ihrer Arbeit ist (Menge, Quali-
tit, Entgelt usw.).

Ein vierter kritischer Vorteil ist die Existenz der unteilbaren Reserve. Diese
Art von Reserven existiert in einigen Landern und nicht in anderen. Sie sind
Pflicht in Genossenschaften in Italien, Spanien und Frankreich, aber nicht in
Deutschland oder England.” Unteilbare Reserven sind Reserven, iiber die weder

® Eine vertiefte Diskussion dieses Phdnomens kann man in dem Kapitel “Die wechselnden
Grenzen von Eigentum und Kontrolle” («The shifting boundaries of ownership and
control”) finden, in Sanchez Bajo C. & Roelants B. “Capital and the debt trap — rethinking
the business model”, to be published at Palgrave — Macmillan, Hampshire 2011.

" Das heil3t, der Teil der Demokratie, der mit wihlen, auswahlen, eigenen Repriasentanten zu
tun hat, wobei ein anderer Teil die partizipative Demokratie ist.

8 “checks and balances*

? In Deutschland ist der Reservefond wihrend der Lebenszeit der Genossenschaft unteilbar.
Aber wenn die Genossenschaftsmitglieder entscheiden, die Genossenschaft aufzuldsen und
wenn die Genossenschaft nach der Bezahlung aller ausstehenden Schulden immer noch
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die Mitglieder noch ein potentieller Kaufer jemals die Kontrolle gewinnen kann.
Im Falle der Abwicklung und nach der Zahlung aller AuBlenstinde werden die
unteilbaren Reserven in der Regel an die gemeinsamen Institutionen der Ge-
nossenschaftsbewegung auf nationaler Ebene {iberfiihrt und der Entwicklung der
Bewegung gewidmet. Unteilbare Reserven gehoren daher zu einem ganz
eigenen — sui generis — Typ von Eigentum. Sie sind eine starke Abschreckung
gegeniiber einer Entgenossenschaftlichung oder gegen eine Abschaffung des
“Wirtschaftens auf der Basis gegenseitiger Hilfe” und gegen diejenigen Mit-
glieder, die versucht sind, das Unternehmen fiir ein paar Heller aufzugeben,
wenn sie nach ein paar Jahren ihre Erste Krise der Unterkapitalisierung durch-
machen. Die Philosophie hinter solchen Reserven ist der intergenerationelle
Charakter der Genossenschaften. Die gegenwirtige Generation der Mitglieder
arbeitet auch fiir die folgenden.

Ein fiinfter Vorteil ist die Tatsache, dass das Genossenschaftssystem um so
mehr dazu tendiert, unterstiitzende Institutionen zu schaffen und zu entwickeln
je weiter es entwickelt ist. In den oben genannten Beispielen erwdhnten wir
Legacoop, CFI, Die Rhone Alpes Regionale Vereinigung von Produktiv-
genossenschaften, zwei franzosische non banking Finanzinstitutionen und die
Bank Crédit Coopératif. Diese “Meso-Ebene” Institutionen sind einfach grund-
legend fiir eine hohe Erfolgswahrscheinlichkeit bei Unternehmenstransfers, da
sie Fachwissen, Training, Beratung und Begleitung zur Verfiigung stellen sowie
Leih- und Risikokapital, die fiir die Begleitung der Anstrengungen der Arbeiter
erforderlich sind. Sie sind auch entscheidend, um Unternechmenstransfers an
Angestellte zu einem systematischen Prozess zu machen und nicht nur zu einem
anekdotischen oder zufilligen.

Ein sechster Vorteil liegt darin, dass es dem Genossenschaftssystem zu-
mindest in vielen Landern gelingt, zwischen Sektoren in Bezug auf die Lobby-
arbeit zu kooperieren und in Bezug auf Staatliche Politik zu verhandeln, und so
weit hoheren politischen Einfluss zu erzielen als eine Produktivgenossenschaft
allein erreichen konnte, ganz zu schweigen von dem, was all die anderen Unter-
nehmensformen in Arbeiterhand oder der Solidarischen Okonomie, die nicht in
Foderationen organisiert sind, erreichen konnen.

SchlieBlich und endlich ist die Genossenschaft die einzige bekannte Unter-
nehmensform in Arbeiterhand oder das einzige Unternehmen der Solidarischen
Okonomie, das den Beweis dafiir geliefert hat, in der Lage zu sein, stabile und
grof3e horizontale Unternehmensgruppen zu entwickeln. Die Fihigkeit, Gruppen

iiber ,,unteilbare” Reserven verfiigt, DANN konnen diese Reserven zwischen den Mit-
gliedern der Genossenschaft aufgeteilt werden. In Lidndern mit realen, vollig unteilbaren
Reserven ist dies verboten: die restlichen Reserven werden NICHT unter den Mitgliedern
aufgeteilt sondern der Stirkung der Genossenschaftsbewegung zugeleitet (d.h. an einen
Solidarischen Fond iiberwiesen etc.).
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aufzubauen ist ganz allgemein wichtig fiir Unternehmensentwicklung, aber ganz
besonders auch fiir Unternehmenstransfer. Wir beobachten in der Tat, dass eine
Reihe von Industrieunternchmen, die in Genossenschaften tiberfithrt wurden,
beginnen, Mini-Genossenschaftsgruppen aufzubauen, um ihre Unternehmens-
grofle zu erweitern, dem Wettbewerb besser begegnen zu konnen und um ihre
Unternehmensstrategie zu verbessern. In der globalisierten Industrie, kann diese
Art der Entwicklung sehr wichtig fiir die langfristige wirtschaftliche Nach-
haltigkeit des Unternehmens sein.

Bestehende genossenschaftliche Gruppen sind mit der Umstrukturierung und
Anpassung an den Wandel der Unternehmen, die sich in Genossenschaften um-
wandeln, beschiftigt. Der Unterschied ist, dass sie dies auf einer viel breiteren
Skala tun. Die weltbekannte Mondragon Gruppe ist so ein Fall. Diese Gruppe,
die 1956 mit einem Unternechmen und 25 Arbeitern begonnen hat und jetzt zu
einem Komplex von 133 Unternehmen mit 85.000 Arbeitern angewachsen ist,
schuf sehr frith eine Mini-Gruppe von fiinf Genossenschaften, dann andere
Mini-Gruppen, die zum Entstehen von weiter ausgearbeiteten Konstruktionen
und schlieBlich zu dem bestehenden Mondragon Genossenschafts-Konsortium
gefiihrt haben. Diese enorme Entwicklung wurde durch zweierlei ermoglicht,
durch eine besonders entwickelte und originelle Fahigkeit sich an den Wandel
anzupassen, aber auch durch die Tatsache, dass Mondragon das Genossen-
schaftssystem in extrem orthodoxer Weise auf immer weitere Gro3enordnungen
angewandt hat. Es hat insbesondere nachhaltige Beschiftigung, zur Hauptauf-
gabe von Produktivgenossenschaften gemacht, und etwas noch nachhaltigeres
durch eine Reihe von Solidarischen Instrumenten geschaffen, die nur in so
einem breiten Kontext aufgebaut werden konnen, wie zum Beispiel finanzielle
Mechanismen, und die zeitweilige Ausleihe von Arbeitern von einer Genossen-
schaft in momentaner Krise an eine andere.

Wenn man die staatlichen Politiken und Regulierungen betrachtet, die not-
wendig wiren, um die Aufgabe der Genossenschaftsbewegung zu fordern, nam-
lich, die Unternehmen in einer Krise in nachhaltige zu transformieren, dann
miissen wir zunédchst die EU Politiken untersuchen. In der Tat ist die EU bei
weitem die Hauptquelle nationaler Gesetzgebung, beides direkt (durch
Direktiven und Regulierungen, insbesondere auf dem Gebiet des Wettbewerbs
und der Binnenmarktpolitiken) und indirekt (durch weichere Systeme wie die
offene Koordinierungsmethode, insbesondre auf dem Gebiet der Beschéftigung
und der Sozialpolitiken sowie zu einem gewissen Grad, der Unternehmens-
politik).

Die EU erkennt, dass eine hohe Zahl von Unternehmen jédhrlich schlie3en,
weil es keine Kaufer gibt. Die Mitteilung der Kommission "Implementing the
Lisbon Community Programme for Growth and Jobs: Transfer of Businesses -
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Continuity through a new beginning” (COM (2006) 117 final)'® stellt fest, dass
“ein Drittel der EU Unternehmer, insbesondere jene, die Familienunternehmen
betreiben, wollen sich innerhalb der ndchsten zehn Jahre zuriickziehen. Man
schditzt, dass bis zu 690,000 Unternehmen, die 2.8 Mio. Arbeitsplitze zur Ver-
fiigung stellen mit dem Problem des jihrlichen Transfers an einen neuen Eigner
konfrontiert sein werden. “ Jedoch die Forderung der Unternehmenstransfers an
die Angestellten von der Europédischen Kommission bleibt extrem schwach, ob-
wohl sie mit unserer laufenden Lobby Aktivitdt beginnt, sich etwas zu bessern.
Im Kontrast dazu beobachten wir auf EU Ebene die Ermutigung zu einer um-
strittenen Politik, die darauf abzielt, externe Investoren in kleinen und mittleren
Unternehmen (KMUs) zu ermutigen, wie das laufende Projekt von IFRS (Inter-
national Financial Reporting Standards) fiir KMUs. Gleichermallen musste das
Marcora Gesetz fiir die Kooperativisierung von Unternehmen in Krise in Italien
modifiziert werden (mit einem niedrigeren Schliissel fiir den Finanzierungs-
mechanismus) nach einer Forderung der Europdischen Kommission auf Grund
einer rigiden Anwendung der EU Wettbewerbs Politik, obwohl nachgewiesen
werden konnte, dass die staatliche Unterstiitzung des Unternehmens die irrever-
sible Zerstérung von Reichtum in den Territorien abwenden kann und, dass sie,
iiber die Mehrwertsteuer sowie liber diese und jene wirtschaftliche Aktivitit in
Form von Steuern wieder in die Staatskasse zuriickkommen wiirde.

Der EU fehlt eine richtige Industriepolitik. Sie sagt bescheiden, dass sie eine
haben will, aber, gemif3 der neuen in Aussicht genommenen Strategie, ist das,
was sie Industriepolitik nennt, eher eine Unternehmenspolitik. Die EU Unter-
nehmenspolitik, um den “small business act” herum (macht den small business
act der Vereinigten Staaten nach, stellt jedoch etwas weitaus leichteres als der
ithm in den USA entsprechende dar), ist von geringer Bedeutung, aber, was
wichtiger ist, sie ist vollig losgeldst von der Beschiftigungspolitik und von einer
Politik der sozialen Inklusion.

Erforderliche staatliche Richtlinien

Auf nationaler Ebene ist es notwendig, fiir eine gezielte nationale Gesetzgebung
einzutreten und jenseits der Gesetzgebung, direkt die Kooperativisierung der
Unternehmen in Krise zu ermutigen, wie zum Beispiel durch das Marcora
Gesetz in Italien oder durch das neue Bankrottgesetz in Argentinien. Die
folgenden Typen legaler Bestimmungen sind ebenfalls sehr wichtig:

' "Implementierung des Lissabon-Gemeinschafts-Programms fiir Wachstum und Arbeits-
pldtze: Transfer von Unternehmen — Kontinuitdt durch einen neuen Anfang > (COM (2006)
117 final).
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- Richtlinien, die klar definieren, was Produktivgenossenschaften in der
nationalen Gesetzgebung sind.

- Richtlinien, die unteilbare Reserven in Genossenschaften institutionalisieren.

- Richtlinie fiir den Zusammenschluss von Genossenschaftsfonds (wie das
italienische Gesetz, nach dem 3% der Profite aller italienischen Genossen-
schaften in Entwicklungsfonds fiir die Genossenschaftsbewegung flie3en
miissen. Tausende nachhaltiger Arbeitspldtze wurden in etwa 15 Jahren dank
dieses Gesetzes geschaffen).

- Richtlinien, die es erlauben, Arbeitslosenhilfe als einmalige Pauschalen zu er-
halten.

- Richtlinien, die die Institutionen fiir Unternechmensunterstiitzung der Ge-
nossenschaftsbewegung fordern.

Jenseits der Gesetzgebung, gibt es das Bediirfnis, die Bildungsarbeit und
Forschung in Bezug auf Produktivgenossenschaften und andere Formen der
Unternehmensdemokratie zu entwickeln. Bildung sollte nicht nur auf Genossen-
schaftsmitglieder ausgerichtet sein, sondern auch in Unternehmensschulen und
in normalen Schul-Curricula. Forschung iiber die Transformation in Genossen-
schaften von Unternehmen in Krise, insbesondere tiber PhD Arbeiten, fehlt
weitgehend, was wiederum logisch ist, da es kaum eine Erwdhnung von Ge-
nossenschaften in business schools und Wirtschaftsfakultiten in Europa gibt.
Die Forschung sollte wesentlich auf die Zerstorung von Reichtum und die Zu-
satzkosten ihrer Nicht-Zerstorung ausgerichtet sein.

Aus dem Englischen von Clarita Miiller-Plantenberg



Deindustrialisierung, Globalisierung und
Aussicht auf Griine ‘High Road’ Jobs und
Solidarische Okonomie

Carl Davidson

In den letzten Dekaden haben wir alle eine Menge iiber Neoliberalismus, De-
industrialisierung und Globalisierung gelernt und wir haben alle eine Reihe von
Vorstellungen dartiiber, was zu tun sei. Wir haben die Lehren sowohl theoretisch
als auch fiir die Praxis des Klassenkampfes gezogen.

Aber ich will heute damit anfangen, in einer personlichen Art und Weise iiber
diese Dinge zu sprechen, da ich sie aus erster Hand erfuhr bevor ich ganz
wusste, was sie waren.

Ich bin in Beaver County, Pennsylvania, aufgewachsen, einem Gebiet entlang
dem Ohio Fluss, etwa zwanzig Meilen nordlich von Pittsburgh, dem urspriing-
lichen Gebiet der Kohle- und Stahlproduktion der Vereinigten Staaten. Meine
Familie, schottische, irische und deutsche Siedler, war hier seit Ende des 18.
Jahrhunderts, noch bevor es Beaver County gab, als dies seinerzeit Territorium
der Indianer und die westliche Pionierfront war. Sie arbeiteten auf Farmen und
spiter im Kohlebergbau und auf Olfeldern.

1905 wurde alles anders. Zwei grof3e Kapitalisten, BF Jones und JH Laughlin,
beschlossen, die weltgrofte Stahlhiitte in unserem Bezirk zu bauen. Im Zeitraum
von zwei Jahren bauten sie die Stadt Aliquippa, die J&L Hiitte, und importierten
zehntausende Arbeiter aus den slawischen Léandern, aus Italien und Afro-
amerikaner aus den siidlichen Bundesstaaten der U.S.A.. Einige zusitzliche
metallverarbeitende und andere Fabriken wurden ebenfalls in der Néhe auf-
gebaut.

Die meisten meiner Onkel und Cousinen arbeiteten jahrzehntelang in diesen
Hiitten. Mein GrofBvater und ein Vetter wurden — aufgrund der schlechten
Sicherheitsstandards - in thnen getdtet.

Die Hiitten verdnderten alles. In den 1930ern, war dies der Ort der heftigsten
Arbeitskdmpfe, die zu der Griindung des Congress of Industrial Organisations
(CIO) fiihrten, der sich spiter zu der AFL-CIO zusammenschloss. 1960, als ich
die Oberschule verliel, waren wir der proletarischste Bezirk in den gesamten
Vereinigten Staaten. Wir hatten die hochste Konzentration der Industriearbeiter,
und damals hatten sie anstdndige Lebensstandards erreicht. Einige ihrer Kinder,
wie ich selbst, waren sogar in der Lage, an die Universitit zu gehen um zu
studieren.

In den 1960ern und 1970ern, war ich Teil der weltweiten Jugendrebellion, die
als Neue Linke bekannt ist. Ich wurde ein nationaler Fiihrer der “Students for a
Democratic Society” (SDS) und der Antikriegsbewegungen bis ich mich
schlieBlich in Chicago niederlief3.
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Aber als ich in den 1980ern, zu Familienbesuchen nach Hause zuriickkehrte,
sah ich, dass alles sich erneut veridndert hatte. J&L Stahl wurde verkauft an US
Stahl, sodann an den militdrisch industriellen GroBkonzern Ling-Temco-
Vought, oder LTV. Anstatt zu modernisieren, um mit brasilianischen und ost-
asiatischen Hiitten zu konkurrieren, schlossen die Eigner von LTV die Hiitte und
bauten Anlagen ab, die sie verkauften, um in der Zukunft der Olbranche zu
spekulieren.

“Wir sind nicht im Geschéft, um Stahl zu machen,” sagten die Eigner den
jetzt arbeitslosen Arbeitern. “Wir sind im Geschéft, um Geld zu machen.”
Zusiatzlich zu der Streichung ihrer Stellen versuchten die Eigner auch, ihre
Pensionen zu streichen, einschliefllich der meines Stiefvaters, der iiber 30 Jahre
in der Hiitte gearbeitet hatte. Gliicklicherweise rebellierten die Arbeiter, und
20.000 gingen auf die StraBBe. Sie erreichten einen Teilsieg und behielten ihre
Gesundheitsversicherung und die Halfte ihrer Pensionen.

So kam es, dass die Stadt Aliquippa, dermal einst florierend, jetzt eine
Geisterstadt ist. Etwa 90 Prozent der Gebdude an ihrer HauptstraBBe sind ge-
schlossen und verrammelt. Thre Bevdlkerung, einst tiber 30 000 belduft sich jetzt
auf etwa 6500 meist sehr arme und arbeitslose Afroamerikaner, die nirgends
hingehen konnen. Unser Land zeichnet sich jetzt dadurch aus, dass es ein Land
mit einem sehr hohen Prozentsatz von dlteren Arbeitern und Rentnern ist. Einer
unserer Haupt-‘Exporte’ sind unsere jungen Leute, die auswandern miissen, um
Arbeit zu finden.

So habe ich die Bedeutung von ‘neoliberaler Globalisierung” und ‘Dein-
dustrialisierung’ sehr konkret gelernt. Ich konnte den Schiffbruch mit meinen
eigenen Augen sehen. Ich konnte seine Auswirkungen auf meine Familie und
die Freunde, mit denen ich aufwuchs, sehen.

Musste das geschehen? Die Neoliberalen behaupten, dass es unausweichlich
und sogar positiv war. Aber das war es nicht. Der andere riesige Stahlkomplex
in den Vereinigten Staaten ist in Chicago. Er produziert immer noch so viel
Stahl wie immer — nur tut er dies mit etwa einem Drittel der Anzahl von
Arbeitern. Anstatt die Fabriken zu schlieBen, um in Ol zu investieren,
modernisierten die Eigner die Hiitten und fuhren fort zu produzieren.

Als Einwohner Chicagos beobachtete ich diesen Ubergang. Als Freund und
Co-Autor arbeitete Jerry Harris in den Hiitten an einer Drehbank. Er wurde mit
neun anderen Drehbankarbeitern entlassen. Jetzt bedient ein Arbeiter einen
Computer, der zehn Drehbinke betreibt.

‘high road’ und ‘low road’ Kapitalisten

Wenn ich Chicago mit meiner Heimatstadt vergleiche, dann kann ich die Bei-
behaltung eines Drittels der Arbeitskraft — verglichen mit einer totalen
SchlieBung — begriilen. Ich kann sehr konkret den Unterschied zwischen
spekulativem Kapital, das keinen wirklichen Reichtum hervorbringt und
produktiven Kapital, das Wohlstand erweitert, sehen. Ich kann auch den Beginn
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der Unterscheidung zwischen dem, was wir dann ‘high road’ und ‘low road’
Kapitalisten genannt haben, sehen.

Das heif3t nicht, dass Chicago in dieser Zeit gut abschnitt. De facto hatte es im
Jahr 2000 4.000 von 7.000 Gewerbebetrieben verloren. Die Arbeiter versuchten,
Wege zu finden, dies zu bekdmpfen und es war in dieser Periode, in den 1990er
Jahren, dass ich begann, mit dem Center for Labour and Community Research
(CLCR) und mit der landesweiten Fdderation fiir Industriellen Erhalt und
Industrielle Erneuerung (FIRR) zu arbeiten.

Wir begannen mit zwei Annahmen. Erstens, ‘passives Akzeptieren’ stellt
keine Option dar. Arbeiter machen Geschichte, sie sind nicht nur einfach ihre
Objekte. Zweitens, moderne Fertigung und die Jobs und Lebenshaltungsniveaus,
die damit verbunden sind, sind wichtig. Wenn diese kapitalistische Ordnung sie
nicht erhalten konne, dann wiirden wir selbst die Kontrolle iiber die Wirtschaft
iibernehmen und eine neue Ordnung schaffen, die dies tite.

Aber wir waren keine Dogmatiker. Wir verstanden, dass einige Fabriken ihre
Tore schlossen, weil ihre Produkte obsolet waren und sie keine praktischen
Mittel besallen, diese zu transformieren. Wir verstanden ebenfalls die Aus-
wirkungen der Revolution in der Informationsiibermittlung, und ihrer Fahigkeit,
mehr und bessere Produkte mit weniger Arbeitszeit — insbesondere weniger un-
gelernten Arbeitskraften — herzustellen. Jedoch langfristig bedeuteten diese
technologischen Fortschritte groBBe VerheiBungen fiir Leute iiberall auf der Welt.

Wir verstanden auch, dass nichts hiervon zwangsldufig zu einer ‘Abwirts-
spirale’ fithren musste. Nichts erforderte, dass Kapital einfach dahin gehen
miisse, wo der Preis der Arbeit am billigsten und die Arbeitsbedingungen
schlechter seien. Kurz, wir waren klar in diametraler Opposition zu den ‘Casino
Kapitalisten’, Wall Street Neoliberalen, die fiir unsere Wirtschaft und unsere
Politik verantwortlich sind.

CLCR

Eine unserer erste Studien liber mehr als 500 kleine und mittlere mit Problemen
belastete Unternehmen in der Chicago Region enthielt eine interessante Er-
kenntnis. Etwa 30 Prozent standen in der Gefahr, schliefen zu miissen — nicht
weil sie unprofitabel oder weil sie nicht wettbewerbsfahige schlechte Produkte
herstellten, oder weil sie thren Marktanteil nicht halten konnten. Sie waren ein-
fach in Gefahr, weil ihr Eigner alt wurde, jenseits des Alters der Verrentung war
und es niemanden in seiner Familie oder unter seinen Partnern gab, der iiber-
nehmen wollte.

Dies nannte man ‘Inhabernachfolgekrise’, und sie verfolgte Unternehmen in
den Innenstddten mit liberwiegend afroamerikanischen Belegschaften. Die
Kinder des Inhabers waren an die Uni und weiter zu hochkaritigen Karrieren im
Finanzsektor oder als Professionelle weggegangen, und hatten keine Lust, ein
Unternechmen im Ghetto zu leiten. Sowie der Inhaber starb, schlossen sie es
gleich, verkauften die Anlagen und teilten die Einnahmen daraus unter den
Erben auf.
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Wir beschlossen, soweit dies in unserer Macht stiinde, dies nicht geschehen
zu lassen. Wir gingen auf einige dieser Inhaber zu und schlugen Alternativen
vor. In einigen Féllen fanden wir andere und jiingere afroamerikanische Unter-
nehmer, die das Unternehmen mit privaten und 6ffentlichen Darlehen kauften.
In anderen organisierten wir fiir die Arbeiter, dass sie Inhaber werden konnten.

Zum Beispiel Bankers Print...

Ein typisches Beispiel ist Bankers Print. Das ist eine kleine Druckerei mit
weniger als 20 afroamerikanischen Angestellten in Chicago. Sie produzierten fiir
einen Nischenmarkt und erzielten stets Gewinne. Nach einigen Verhandlungs-
runden halfen wir den Arbeitern, eine Genossenschaft zu griinden und Kapital
zu finden, um den Inhaber auszuzahlen. Jahre danach geht es dem Unternehmen
gut und die Arbeiter bewéhren sich. Es gibt viele Unternehmen wie dieses.

Stewart-Warner

Nicht alle Schlachten waren erfolgreich. Eine grof3 angelegte Kampagne bezog
sich auf Stewart-Warner, eine groBle Autoteile und Anzeigeinstrumente
produzierende Fabrik in Chicago. In den 1970er Jahren, beschéftigte sie etwa
5.000 Arbeiter, stellte Qualititsprodukte her und machte stets Profite. Die Fabrik
kam jedoch in die Hénde eines neuen Eigners und begann, langsam Arbeiter zu
entlassen, die Produktion zuriickzufahren und ihre Maschinenwerkzeuge und
Gussformen in Staaten ohne Gewerkschaften oder auflerlandes zu verschiffen.
Obwohl die Inhaber es filschlicherweise leugneten, wurde den Arbeitern klar,
dass die Fertigungsanlage ‘abhanden kam’.

Stewart-Warners Inhaber wollten mehr als Profit. Sie wollten Maximum
Superprofite und Arbeitsbedingungen, die den Arbeitern nicht erlaubten, Ge-
werkschaften zu griinden. Die SchlieBung war nicht notwendig oder unvermeid-
bar. Sie hatten lediglich die ¢ low road’ anstatt einer ‘high road’ gewahlt—die
‘high road’ bedeutet, Anlagen, wo es Gewerkschaften gab, die modernisiert
waren und die Qualitdtsprodukte herstellen, die eine hohe Wertschépfung auf-
weisen, hochst sachkundig erstellt sind und keine Umwelt Verschmutzung nach
sich ziehen. Die ‘lower roaders’ waren bereit, die Superprofite nur auf der
Grundlage von niedrigeren Lohnen und anderen Umwelteigenschaften in
weniger entwickelten Regionen und Lidndern zu machen und in diesem Prozess
das Leben der Arbeiter in Chicago zu zerstoren.

Hier haben wir eine wichtige Schlacht geschlagen. Zuerst haben wir eine
Arbeitermehrheit und die Gewerkschaft dafiir gewonnen, das Stewart-Warner
Unternehmen am Laufen zu halten. Als nichstes gingen wir ein breites Biindnis
mit anderen Gewerkschaften, Kirchen und kleinen Unternehmen in der Nach-
barschaft ein. Dann gewannen wir lokale Politiker in der Chicago Stadtver-
waltung.

Stewart Warner widersetzte sich immer noch allem Druck, daher beschlossen
wir, eine andere Option zu verfolgen — es zu libernehmen. Die U.S. Recht-
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sprechung erlaubt es, in einigen Féllen, Privateigentum als Abfindung im
offentlichen Interesse und gemeinsames Gut zu {ibernehmen. Das wird als Ent-
eignungsverfahren, ‘eminent domain,” bezeichnet und in der Regel dafiir be-
nutzt, Land zu erwerben, um Schnellstralen und Bahnstrecken zu bauen. Da
Stewart-Warner im Laufe der Jahre mehrere Steuererleichterungen und andere
Unterstiitzungen von der Stadt erhalten hatte und die Stadt darunter leiden
wiirde, wenn es schlieen wiirde, argumentierten wir, dass die Stadt das macht-
volle Instrument der ‘eminent domain’ nutzen solle und dazu beitragen konne,
dass die Arbeiter es kaufen. Wir erhielten die Darlehensversprechungen und
sogar eine Mehrheit im Stadtrat, die dies unterstiitzte.

Eine wichtige Lehre

Dann geschah etwas Interessantes in letzter Minute. Die Fiihrung der Gewerk-
schaft der Arbeiter stieg aus dem Biindnis aus und weigerte sich, das Unter-
nehmen zu ibernehmen. Sie entschieden, dass sie keine Fabriken iibernehmen
wollten. Anstatt dieses unbekannte Territorium zu betreten, wollten sie lieber,
dass die Fabrik geschlossen wiirde und einfach versuchen, die best mogliche
Abfindungszahlung zu bekommen. Mit dem Riickzug der Gewerkschaft fiel das
Biindnis auseinander. Das Unternehmen schloss und wurde abmontiert.
Jahrelang wurden nun Eigentumswohnungen fiir Wohlhabende auf diesem
Grundstiick gebaut. Die Arbeiter mussten fiir sich selbst sorgen.

Das war eine harte Lehre fiir uns. Wir lernten eine harte Lektion der Grenzen
traditionellen Gewerkschaftswesens — insbesondere, da die betreffende Gewerk-
schaft tatsdchlich eine der besseren und progressiveren Gewerkschaften der
Vereinigten Staaten war, die United Electrical Workers (UE). Heute wiirden sie
dies vielleicht liberdenken. Die UE in Chicago war die Gewerkschaft, die die
Fabrikbesetzung kiirzlich in beiden Republik Windows angefiihrt hatte. Diese
Aktion verhinderte die SchlieBung indem ein neuer ‘high road’ Inhaber ge-
funden wurde.

Aber Stewart-Warner war auch eine fruchtbare Lektion. Denn in diesem
Kampf lernten wir, dass wir iiber konservativere und selbst vernichtende An-
sdtze hinaus kommen mussten. Zu diesem Zeitpunkt lernten viele von uns erst-
mals von den Mondragon Genossenschaften in Spanien und von der
Solidarischen Okonomiebewegung, die in der Dritten Welt entstand.

Instrumente: Nachfolgeplanung, Frihwarnung

In dieser Zeit verfeinerte CLCR seine Instrumente der ‘Nachfolgeplanung’ und
des ‘Frithwarnnetzwerks’. ‘Friihwarnung’ war im wesentlichen ein Handbuch,
das wir in Bezug darauf entwickelt hatten, was Gewerkschaften und Arbeiter-
schaft und Unternehmensentwicklungsberater als sinnvolle Einschédtzungen iiber
potentielle UnternehmensschlieBungen ansahen und was getan werden konne,
um sie zu stoppen. Hier wurden traditionelle wirtschaftliche Indikatoren mit zu-
sitzlicher von den Arbeitern selbst erhobenen Informationen kombiniert, die
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oftmals die Wahrheit dessen, was vor Ort passiert, kennen, auch wenn Unter-
nehmensinhaber dies offiziell verleugnen.

Soziale Auswirkungen — von den Gemeinden ausgehende Biind-
nisse — FIRR

Wir gingen noch einen Schritt weiter indem wir das, was wir ‘Studien der
sozialen Auswirkungen’ nannten, einbezogen. Der Verlust einer Produktionsan-
lage kostet weit mehr als das, was seine Bilanz aussagt. Erstens, die Kosten der
staatlichen Arbeitslosenversicherung fiir die betroffenen Arbeiter. Zweitens, die
Kosten der sich allméhlich ausbreitenden Wirkung der SchlieBung von kleinen
Unternehmen und Lieferanten, die von dem Unternehmen abhingen, und die
Arbeitslosenzahlungen an die Arbeiter, plus der Verlust der Steuereinkommen
von den in der Folge schlieBenden Unternehmen. Drittens, die langfristige
Wohlfahrt und Gesundheitspflege, die den Arbeitern gezahlt wird, die nie
wieder angestellt wurden oder die iiber lange Zeitrdume nicht wieder angestellt
werden. Viertens, die Kosten des Abbaus, toxische Aufrdumarbeiten, Kon-
version oder andere Arbeitsschritte, um die Liegenschaft wieder produktiver
Verwendung zuzufiihren.

Die eigentlichen ‘soziale Auswirkungen’ von WerksschlieBungen waren oft
betrdchtlich — und sie halfen uns, viele Politiker zu iiberzeugen, die dann wahr-
genommen haben, dass ihre eigenen Interessen betroffen waren und aktiv
Position bezogen. Dies fiihrte seinerseits zu breiteren Biindnissen in den Ge-
meinden. Diese wurden wiederum auf nationaler Ebene in dem FIRR-Netzwerk
zusammengefiihrt, das aus Industrieerhaltungs- und —Erneuerungs- Netzwerken
in vielen Bundesstaaten und groferen Stadten bestand.

Zum Beispiel New York

Ein Beispiel war die Arbeit von CLCR mit dem bundesstaatlichen New Yorker
Industrie Erneuerungs-Netzwerk. Wir konzentrierten uns auf eines der fiinf
New Yorker Stadtteile, auf Brooklyn, und fiihrten eine Studie iiber 700 Unter-
nehmen mit iber 100 Arbeitern durch. Dies ermdglichte es dem New Yorker
Arbeitsrat, mehrere Zonierungs- und andere Beihilfen zu erhalten, die die lokale
Fertigung forderten. Ein Resultat davon ist heute “Made in NYC”, eine neue
nonprofit Organisation, die dieses Label auf Produkte, die in der Stadt gefertigt
werden, setzt. So stellt ihr Erwerb einen Beitrag zu einer griinen Wirtschaft dar,
da weniger Transportkosten mit lokalen Produkten verbunden sind.

Eine weitere Lektion: Arbeitergenossenschaft oder ESOP

Bei einem anderen Beispiel gab es ein gemischtes Resultat. Das war die Guss-
eisen GieBerei in Sharpsville, Pa. Der Inhaber, die Shenango Steel Group, hatte
beschlossen, in den frithen 1990er Jahren zu schlieBen. Die USW Arbeiter
leisteten Widerstand, besetzten die Fabrik 42 Tage lang, um die Insolvenzver-
walter drauen zu halten. Mit der Hilfe von Associates, einem Biindnispartner
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von CLCR in New York City, kauften sie die GieBerei und wurden 1993 zu
Sharpsville Quality Products, SQP. Das funktionierte fiinf Jahre lang gut.

SQP, war jedoch keine Arbeitergenossenschaft sondern ein Unternehmen, in
dem Arbeiter Anteile besitzen, was man in den Vereinigten Staaten einen
Employee Stock Ownership Plan, kurz ‘ESOP,” nennt. Im Fall von SQP hatten
die Arbeiter 55 Prozent inne, wahrend auswirtige Investoren die restlichen 45
Prozent inne hatten. Als die globalen Stahlmirkte 1998 fielen, nahmen Auftriage
dramatisch ab. Die auswértigen Investoren zogen sich heraus und hinterlieBen
die Arbeiter in einer Liquiditits- und Kapitalkrise, die sie nicht meistern
konnten. Das Unternehmen wurde 2001 aufgekauft und ausgeweidet.

Obwohl sie sich zu entsprechen scheinen, unterscheiden sich Unternehmen, in
denen Arbeiter Anteile besitzen (ESOPS), von Genossenschaften. Genossen-
schaftliches Eigentum (in denen selbststindige Eigner-Mitglieder jeweils eine
Stimme haben, oder wo genossenschaftliche Anteile von einer legalen Einheit
kontrolliert werden) unterscheidet sich von Angestellten, die Aktienanteile be-
sitzen (ESOPS) (wo Eigentum normalerweise als ein Anteil von Aktien der An-
gestellten angesehen und ein Angestellten Unterstiitzungsfond eingesetzt wird).
Der Fond, entscheidet unabhidngig von den Arbeitern selbst, oft auf Grund von
vorausbestimmten Regeln iiber die Wahl des Managements und die politische
Ausrichtung. In diesen Féllen sind die ESOPS lediglich finanzielle Instrumente,
die den Arbeitern Dividenden auszahlen, so wie jedem beliebigen Aktionér.
Wihrend die Anzahl der Genossenschaften in Arbeitereigentum in den Ver-
einigten Staaten zur Zeit sehr gering ist, weniger als 500, ist die Anzahl der
ESOPs viel grofler. Zur Zeit gibt es fast 10.500 ESOPs, die etwa 12,7 Mio.
Arbeiter beschiftigen. Fast 13 Prozent der U.S. Arbeitskraft ist in Unternehmen
beschéftigt, wo die Arbeiter einen substantiellen Anteil der Aktien besitzen. In
vielen Fillen, besitzen sie eine Mehrheit, und in einigen besitzen sie alle Aktien.
Das ist der Fall bei etwa 75 Prozent der ESOPs. Wihrend das zu viel Misstrauen
der Arbeiter gegeniiber den ESOPs fiihrt, gibt es dennoch eine wichtige Minder-
heit erfolgreicher ESOPs, etwa 25 Prozent, die auch einen guten Anteil von
Arbeitsplatzdemokratie besitzen. Die anderen bleiben ein Feld, auf dem um
mehr Wirtschaftsdemokratie gekdmpft wird.

In dem groBeren Kontext gewannen wir einige Schlachten aber verloren
dennoch den Krieg. Die Produktion in den Vereinigten Staaten nahm weiter ab.
Obwohl die Produktivitit der Arbeiter seit 1970 stindig stieg, blieb ihr Ein-
kommen gering oder nahm sogar ab. Viele hielten ihren Lebensstandard auf-
recht indem sie sich hoch verschuldeten. Statt Einkommenssteigerungen er-
hielten sie Kreditkarten und Darlehen fiir ihre Héuser.

Die Wall Street Krise 2008 machte die Dinge noch viel schlimmer. Seit 2007,
wurden 40.000 Produktionsunternehmen im Land geschlossen und zusitzliche
70.000 sind gefdhrdet. Die offizielle Arbeitslosigkeit liegt bei 10 Prozent und
wenn man Unterbeschiftigte hinzuzieht, erreicht sie 17 Prozent. Bei jungen
Afroamerikanern liegt die Arbeitslosigkeit bei tiber 30 Prozent.



Deindustrialisierung, Globalisierung und Aussicht 37

Wie ein Blitz in der Nacht so hat die letzte Krise schnell und hochst genau
Prozesse deutlich gemacht, die zuvor halb versteckt gewesen waren. Unter Neo-
liberaler Politik, werden grofBe Mengen amerikanischen Reichtums auf Kriege
und Militarismus vergeudet, in Lander mit niedrigen Einkommen exportiert,
oder in das reine Gliickspiel der ‘Finanzierung’ umgeleitet. Es wurde zu-
gelassen, dass Lebenshaltungsniveaus sanken; notwendige soziale und
wirtschaftliche Infrastruktur lieB man verfallen und verrotten. Gleichzeitig
waren die Reichen noch nie reicher und die Kluft zwischen ungleichen Ein-
kommen war noch nie grof3er.

Auflerdem hatte der Neoliberalismus keine Losungen zu bieten. Seine Politik
‘gegen Staatsintervention — der Markt regelt alles’ hatte das Problem verstérkt.
Ein ,weiter so* wiirde die Dinge nur noch verschlimmern.

Die Krise warf auch ein Licht auf die wichtigsten Grédben, die sich innerhalb
der herrschenden Eliten der Vereinigten Staaten auftaten. Es gab drei Haupt-
trends — die neoliberalen Hegemonists der Vereinigten Staaten, die neo-
keynesianischen multilateralen Globalisten und die anti-globalen Nationalisten.
Die Wahlen von 2008, die stattfanden wéhrend die Krise sich vertiefte, drangten
die Neoliberalen an die Seite und brachten einen neuen historischen Block zum
Vorschein unter Obama und den Neokeynesianern, zusammen mit seinen ver-
biindeten Massen in den Gewerkschaften, Minderheitengemeinden und anderen
Interessengruppen.

Leider schloss Obamas neuer Block auch eine gewisse Anzahl von reform-
orientierten Neoliberalen ein. Dies waren Finanzkapitalisten, die bereit waren,
alte Dogmen zu {iberwinden, um ihre eigenen Reichtiimer zu retten, wéhrend sie
versuchten, zu den vor dem Crash herrschenden Bedingungen zuriickzukehren.
Regierungsaktionen waren ithrer Meinung nach zunéichst und am dringendsten
erforderlich, um aus dem Wall Street Kasino auszusteigen, Maflnahmen, die —
auch wenn sie erforderlich waren — von den Massen zutiefst iibel genommen
wurden.

Im Grunde wurde die wichtigste Frage in der Wall Street vs. Mainstreet
Debatte nach der “Industriepolitik” gestellt. Leider haben die jetzigen Fiihrer der
beiden Parteien die Frage zugunsten von halbherzigen oder falschen Maf-
nahmen vom Tisch gefegt.

Aber trotz dieses Fehlens, besteht das tiefer sitzende Problem darin, dass die
U.S.A. schon jetzt eine kaum erwidhnenswerte Industriepolitik besitzen. Sie
hatten eine seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges. Das ist die Kalte Kriegs
militdrische-Kohlenstoff und Uran-verbrennende Industriepolitik. Sie verbindet
die Regierung tausendfach mit den Kriegsindustrien und den auf Kohlenstoff
basierenden Energiekonzernen. Sogar Richard Nixon erkannte das als er einmal
meinte, “Wir sind jetzt alle Keynesianer’, sogar als sie versuchten, die librigen
Sektoren von Wirtschaft und Gesellschaft im ‘Freien Markt’ zu halten.

Das Problem ist, dass die militdrische Produktion wenig im Sinne von neuem
Wohlstand schafft. Ebenso verdndert die Kohlenstoffentnahme und seine
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Emittierung in die Luft das globale Klima in negativer Weise. Eine militarisch-
industrielle Politik bleibt ein Teil des Problems, nicht ein Teil der Losung.

Industriepolitik: griine Energie und ‘high road’ Produktion
Gliicklicherweise haben die amerikanischen Gewerkschaften einige neue Fiihrer,
die die Schliisselfragen begreifen. Richard Trumka, der neue Prasident von
AFL-CIO, und Leo Gerard, der Prasident der United Steelworkers, immer noch
eine der grofften Gewerkschaften des Landes, sind Paradebeispiele. Beide
kamen aus einer Vielzahl von Kdmpfen und sozialen Bewegungen, die auf den
Stralenkrieg der ‘Schlacht von Seattle’ und auf die globalen Gerechtigkeits-
konfrontationen in den 1990er Jahren zuriickgehen, an die Macht.

Beide, Trumka und Gerard, verstehen, dass der Schliissel fiir die Bekdmpfung
der Arbeitslosigkeit eine neue griine Energie und eine Industriepolitik der ‘high
road’ Produktion ist. Die Ausdehnung der griinen Wirtschaft ist ihrerseits der
Schliissel fiir ihr eigenes Uberleben und die Wohlfahrt ihrer Mitglieder. Die U.S.
Gewerkschaften haben weiterhin abgenommen, heute sind in thnen etwa 12 Pro-
zent der Nicht-Regierungsangestellten organisiert. Daher verstehen sie, dass sie
diese Schlacht nicht alleine gewinnen konnen. Deshalb sehen sie sich nach
neuen Verbiindeten bei den breiteren sozialen Bewegungen um.

Neue Blindnisse

Zwei neue Projekte sind von besonderer Bedeutung. Eines ist das Blau-Griine
Biindnis vor allem von den Stahlarbeitern und dem Umwelt Sierra Club. Das
andere ist die Apollo Alliance, von mehreren pro-industriellen Politik 7hink
Tanks sowie den Gewerkschaften. Beide beziehen Tausende Aktivisten in einer
vier-Wege Partnerschaft zwischen Gewerkschaften, Umweltbewegten, Jugend-
vereinen und ‘high-road’ griinen Produktions- und Energieunternehmen ein.

Diese Linke-Mitte-Biindnisse sind auf Grund von weiter gehenden Fragen
wichtig: Kann der U.S. Kapitalismus sich von der jetzigen Krise erholen und
seine Arbeiterklasse angemessen wieder beschiftigen? Theoretisch meinen wir,
dass die Antwort ‘Ja’ lautet, aber es wird eine tiefgreifende Strukturreform er-
fordern, in der die neuen Produktivkrifte und die Infrastruktur fiir eine griine
Okonomie aufgezogen werden.

Jedoch wir sind praktisch gesprochen nicht so optimistisch. Der Grund dafiir
ist, dass die griine Umstrukturierung es erfordern wird, den Militir-Ol-
Industriekomplex in Frage zu stellen und einzuschrumpfen sowie die Sektoren
der Finanzspekulanten, die sich auf ihn stiitzen. Aber heute hat das Finanz-
kapital immer noch das Kommando, und es opponiert heftig gegen alle neuen
Politiken einer griinen und keynesianischen Art, die bedeutende Ausmalle
haben. Auch mit dem Wahlsieg von Obama, ist die Kréiftekorrelation noch nicht
zu unseren Gunsten. Wie ein U.S. Senator kiirzlich in Bezug auf den Kongress
zugab, die Banken “besitzen den Ort™".

1
“own the place”
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Auf ldangere Sicht sind wir uns auch ganz der Tatsache bewusst, dass sogar
eine ‘high road’ griine kapitalistische Wirtschaft schlielich immer noch eine
kapitalistische Okonomie ist. Als solche ist sie fiir die laufenden Krisen, fiir
Arbeitslosigkeit, Ungleichheit und Krieg anféllig. So sind die Nutzen hier
partiell und temporir. Aber sie konnen uns helfen, einen Teil der Grundlage fiir
eine neue demokratische und sozialistische Ordnung fiir das 21. Jahrhundert zu
legen.

Anders gesagt ist die griine Okonomie nicht dasselbe wie die Solidarische
Okonomie obwohl erstere giinstige Bedingungen fiir das Wachsen letzterer
bereitstellen kann und umgekehrt. Es ist besonders wichtig, dies festzustellen, da
spekulatives Finanzkapital und Neoliberalismus Politiker zwingen, halbherzige
MafBnahmen durchzufiihren und ansonsten progressive Losungen zu sabotieren.

Solidarische Okonomie — eine Erfahrung, von der wir lernen kénnen
Solidarische Okonomie wuchs unter den Bedingungen einer von Neoliberalen
aufgezwungenen Austerititspolitik in der Dritten Welt und anderswo, so wie im
Baskenland in Spanien unter Franco. Mit wenig oder garkeiner Hilfe von der
Regierung wandten sich Leute einander zu, um Mittel zum Uberleben mit den
zur Verfligung stehenden Instrumenten zu schaffen. Viele dieser Bemiihungen
schafften es nicht, im groBen Mallstab zu existieren und gingen baden. Aber
viele sind auch erfolgreich. Einige, so wie die Mondragon Genossenschaften in
Spanien, sind wichtige Beispiele erfolgreicher Erfahrungen, von denen wir
lernen kénnen.

In den Vereinigten Statten sind wir Nachziigler in der Solidarischen Oko-
nomie Bewegung. Wie ich zuvor sagte, haben wir von ihrer Bedeutung gelernt
auf Grund unserer Schwierigkeiten bei dem Widerstand gegen Unternehmens-
schlieBungen und bei dem Versuch, Unternechmen in Arbeiterhand und von
Arbeitern kontrolliert zu etablieren. Die deutsche Erfahrung mit Arbeiter Mit-
bestimmung, Arbeiter Partizipation, fortschrittlicher Industriepolitik, Berufs-
schulprogrammen, mit allen moglichen Problemen, ist immer noch beachtlich
fortgeschritten gegeniiber den typischen amerikanischen Situationen. — Wir
miissen eine Menge von Euch lernen; de facto haben wir schon viel bei fritheren
Besuchen gelernt.

Wichtige Schritte

Kiirzlich haben wir jedoch einige wichtige Durchbriiche. Erstens war da die
Grindung des US Solidarity Economy Network (SEN) im Mirz 2009. Es wuchs
aus 80 Workshops und Podien, die das U.S. Sozialforum 2007 in Atlanta,
Georgia, durchfiihrte, an dem etwa 12.000 junge Leute teilnahmen. So haben
wir jetzt ein existierendes Netzwerk von Dutzenden von Organisationen und
hunderten von Praktikern, die eine Reihe von Erfahrungen in lokaler
Solidarischer Okonomie jeder Art miteinander teilen.
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Zweitens die Ankiindigung der Stahlarbeiter, der groBten Industriegewerk-
schaft (USW), im Herbst 2009, dass sie eine Ubereinkunft mit Mondragon, dem
weltweit groten Netzwerk von Arbeitergenossenschaften (MCC), getroffen
hatten, eine Serie von Produktionsgenossenschaften in den Vereinigten Staaten
zu entwickeln. Angesichts des Misstrauens unter fithrenden Stahlarbeitern auf-
grund fritherer Erfahrungen mit ESOPs, geht diese Partnerschaft sehr vorsichtig
vor. Die USW schaut sich nach kleinen funktionierenden Unternehmen um, um
sie zu iibernehmen und mit der Hilfe von MCC, sie in Genossenschaften umzu-
strukturieren. Ein Unterschied zu MCC ist, dass alle Arbeiter-Eigner Mitglieder
dieser Genossenschaften auch USW Mitglieder sein werden. Dieses war eine
radikale und willkommene Abweichung von der fritheren Gewerkschaftspolitik,
die unsere Niederlage in dem Stuart-Warner Kampf bewirkt hatte.

Der Prozess, der zu dieser Ubereinkunft gefiihrt hatte, ist interessant. Er be-
gann mit einem gemeinsamen Projekt der USW und dem Staat von
Pennsylvania, um GAMESA, das spanische ‘high road’ Windturbinenunter-
nehmen, in mehrere Bezirke in dem Bundesstaat zu bringen. In dem 6stlichen
Teil des Bundesstaates, wurden zwei verlassene Stahlhiitten aufgeriistet und mit
neuem Werkzeug ausgeriistet, um Turbinen zu produzieren. Im Westen wurde
eine Fabrik fiir den Bau von groBen Windmiihlenfliigeln aufgebaut. Insgesamt
wurden etwa 1.000 neue Jobs geschaffen, wobei GAMESA bereit war, nicht in
den Gewerkschaftsaufbau zu intervenieren. Heute sind alle Arbeiter in der
USW.

Per Zufall war der U.S. Vertreter flir GAMESA auch der nordamerikanische
Vertreter von Mondragon. Wihrend der Entwicklung des GAMESA Projektes,
schlug er der USW vor, weiterzugehen und zu iiberlegen, eine Reihe neuer
Unternehmen nach dem Muster der Mondragon-Genossenschaften zu griinden.
Die Gewerkschaft war einverstanden und die Suche nach der ersten Gruppe von
Fabriken, die aufgekauft und in Genossenschaften umgewandelt werden
konnen, ist jetzt im Gange.

Drittens war die Eroffnung der Austin Polytechnical Academy in Chicago im
Herbst 2007. Dies ist eine Offentliche Hochschule, die in einer afro-
amerikanischen Nachbarschaft mit niedrigem Einkommen in Chicago gegriindet
wurde. CLCR war ein Initiator und diente in dem Entwurfsteam und im
Management. Von Mondragon inspiriert, hat die Schule hochtechnologische
Fertigung unter Arbeitereigentum in ihrem Curriculum und in ihrer Zielsetzung.
Sie ist Partnerin von lokalen Gewerkschaften und hochtechnologischen
Produzenten. Kiirzlich sandte sie eine Gruppe ihrer Studenten in die Mondragon
Universitdt nach Spanien. Obama hat sie als Modell fiir das ganze Land de-
klariert.

Viertens war die Eroffnung der Evergreen Cooperatives in Cleveland/ Ohio
im Herbst 2009. Sie begann mit drei Genossenschaften nach Mondragon Vor-
bild, einer industriellen Waischerei, einem Unternehmen fiir Solarpanel-
Aggregat-Aufbau, und einem groflen Gewichshaus fiir urbane Landwirtschaft,
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in dem frische Produkte fiir den stddtischen Markt und stddtische Restaurants
angebaut werden. Ein Dutzend weiterer Genossenschaften werden hier geplant.

Fiinftens die Griindung des Chicago Manufacturing Renaissance Council im
Jahr 2005, mit Dan Swinney von CLCR als Exekutivem Direktor. Dies ist ein
grofleres Biindnis zwischen Arbeit, Stadtregierung, Lehrern, Organisationen der
Gemeinde und Unternechmen, engagiert fiir Produktion mit hoher Wert-
schopfung. Eines seiner laufenden Projekte 1ist das Chicago Green
Manufacturing Network. In Partnerschaft mit dem Great Lakes Wind Network in
Cleveland, hat das Renaissance Council diese neue Initiative etabliert, um
Chicago als Basis fiir die globale Beschaffungskette fiir die Windturbinen-
herstellung aufzubauen. Das Programm zielt darauf ab, Windenergie OEMs —
Unternehmen in der ganzen Welt, die Turbinen entwerfen und aufstellen — mit
lokalen Produktionsunternehmen in Verbindung zu bringen, die hoch
spezialisierte, technologisch komplexe Turbinenteile, deren Angebot knapp ist,
herstellen konnen.

Eine offensichtliche Losung ist die Konversion militdrischer Produktion in
griine Energieproduktion. Aus politischen Griinden ist es auch die schwierigste.
Aber es gibt einige Beispiele. Eines ist das Bath [ron Works im Bundesstaat
Maine, das Zerstorerschiffe fiir die U.S. Marine baut. Mehrere seiner Werften
werden auf Grund von Riickstufungen des Verteidigungshaushaltes fiir diese
Giiter geschlossen oder in andere Staaten transferiert. Eine Koalition von
Friedensorganisationen, Umweltbewegten und Gewerkschaften hat sich ge-
bildet, um die leeren Werften in Wind Turbinen und Solar Panel Montage um-
zuwandeln. Aber sie miissen noch solide Siege erringen.

Lektionen, die wir gelernt haben
Bei diesen neuen Errungenschaften haben wir mehrere sehr wichtige Lektionen
gelernt. Erstens, die Solidarische Okonomie entwickelt sich am besten auf dem
weiteren Feld der griinen Wirtschaft. Auf diese Weise hat sie mehr Biindnis-
partner und mehr Moglichkeiten. Zweitens, die Solidarische Okonomie besteht
nicht nur in Genossenschaften in Arbeitereigentum. De facto bergen Arbeiter-
genossenschaften selbst grofle Risiken fehl zu schlagen. Die Erkenntnis des
Mondragon Modells ist, dass Arbeitergenossenschaften im Rahmen eines drei in
eins Biindnisses erfolgreich sind: einer Fabrik in Arbeiterhand, Banken oder
Kreditgenossenschaften und Schulen in Arbeiterhand. Die drei arbeiten sehr gut
zusammen, da Arbeitergenossenschaften meistens auf Grund fehlender un-
abhingiger Quellen fiir Darlehenskapital und Innovationen und Ausbildung von
Fahigkeiten scheitern. Jenseits dieser drei bendtigen sie ein breites Spektrum
positiver Beziehungen mit den sie umgebenden Gemeinden. Dies zu ermog-
lichen, ist die Funktion der Renaissance Councils.

Es ist auch wichtig, die Genossenschaften der Solidarischen Okonomie aus
einer utopischen Perspektive zu betrachten. Wir werden nicht zum Sozialismus
kommen indem wir einfach Arbeitergenossenschaften multiplizieren bis wir eine
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kritische Masse haben, die das Privatkapital iiberwéltigt. Wir stehen vor einem
viel schwierigeren und komplexeren Terrain des politischen- und Klassen-
kampfes.

Arbeitergenossenschaften konnen sehr gut als Briicken zu einer Zukunft von
Wirtschaftsdemokratie gesehen werden, selbst nur eine Komponente einer
sozialistischen Ordnung. So wie radikale Strukturreform innerhalb des
Kapitalismus, dienen sie als Schulen im Kampf indem sie die kritische Frage
stellen: Wenn wir Arbeiter unsere eigenen Fabriken betreiben, warum koénnen
wir nicht unsere eigenen Stidte anfiihren? Wenn wir unsere Stddte anfiihren,
warum konnen wir nicht die Lehrmeister unserer Lénder sein? Die Antworten
sind natlirlich nicht einfach, aber die Fragen sind wesentlich insofern als sie
weitere Nachforschungen auslosen und das Klassenbewusstsein erweitern und
starken.

Die Arbeitergenossenschaften sichern starke Punkte in den groferen Arenen
des Kampfes, insbesondere in der Sphdre der Markte und der Produktion von
Reichtum, wo die Linke traditionell nicht stark war. Aber unsere Fahigkeit, sie
aufzubauen ist eine entscheidende Komponente unserer Féhigkeit, einen
Positionskrieg zu fiihren, der — zusammen mit vielen anderen Taktiken — uns
befdhigen wird, eine starkes, gegenhegemonisches Biindnis aufzubauen.

Eine kritische Herausforderung, der wir in den Vereinigten Staaten gegen-
{iberstehen ist es, politischen Arm und Stimme fiir die Solidarische Okonomie
und die tiefen Strukturreformen griiner Industriepolitik zu finden. Wir sind
durch die riickwirts gewandteste Wahlgesetzgebung jedweder fortschrittlichen
Industriegesellschaft gebunden. Wir sind in einem Zwei-Parteien-System ein-
gesperrt, wo eine Partei, die Republikaner, vollkommen vom Neoliberalismus
und von sogar noch mehr rechts stehenden Kréften dominiert ist. Die Demo-
kratische Partei ist eine Mischung aus ‘Blue Dog’ Neoliberalen, unter-
nehmerischen Neokeynesianern und einer Handvoll von Sozialdemokraten, die
oft mit sich selbst im Krieg sind. Thr progressiver Fliigel ist signifikant, aber
immer noch eine Minderheit. Wir haben nur einen unabhingigen Sozialisten im
gesamten Kongress, Senator Bernie Sanders von Vermont.

Wir versuchen, eine einfache aber klare Richtlinie beizubehalten. Selten ge-
winnen wir oben, wenn wir es noch nicht an der Basis geschafft und konsolidiert
haben. Also, mit einer klaren Plattform fiir weiter gehende Demokratie zu-
sammen mit griiner Energie und struktureller Reform der Produktion, arbeiten
wir, um unsere unabhidngigen Basisgemeinden und Biindniskoalitionen aufzu-
bauen, Stadt fiir Stadt, Bundesstaat fiir Bundesstaat, indem wir gewinnen und
aufbauen, was wir konnen, indem wir Kraft gewinnen, indem wir nach auflen
und nach oben andere erreichen. Beizeiten wird dieser lange Marsch durch die
Institutionen unsere Feinde einkreisen und wird ihnen dann ein Angebot
machen, das sie nicht zuriickweisen konnen — sie werden sich verdndern oder
zur Seite treten. Der Kampf wird lange dauern und er wird heftig sein, aber wir
werden uns auf das Schlimmste vorbereiten, wahrend wir das Beste erhoffen.

Aus dem Englischen Clarita Miiller-Plantenberg



‘Ein Arbeiter, eine Stimme’:
Nordamerikanische Stahlarbeiter experimentieren
mit Fabrikeigentum im Mondragon Stil

Carl Davidson

Die “United Steel Workers Union”, Nordamerikas grof3te Industriegewerkschaft,
kiindigte eine neue Zusammenarbeit mit der weltweit grofBten Genossenschaft in
Arbeitereigentum, Mondragon International, an, die ihren Sitz im Baskenland in
Spanien hat. Die Information iiber diese Ankiindigung verbreitete sich schnell
unter den Aktivisten der ,,Globale Gerechtigkeit Gruppen®, den Aktiven Ge-
werkschaftern, den Organisatoren von wirtschaftlicher Gerechtigkeit und
Sozialisten, griinen Unternehmern und Genossenschafts-Praktikern aller Sorten.
Nicht Wenige zogen die Augenbrauen hoch aber die Reaktion der iiber-
wiegenden Mehrheit war, ,,Wunderbar! Wie konnen wir helfen? “

Die Vision hinter der Vereinbarung ist die Schaffung von Arbeitsplétzen, aber
in einer neuen Richtung. Da die Regierungsanstrengungen durch die Gier von
Finanzspekulanten unterdriickt bzw. abgedrosselt wurden und Privatkapital an
billiger Arbeitskraft in Ubersee interessiert war, werden die Gewerkschaften die
Angelegenheiten in ihre eigenen Hénde nehmen, willige Partner finden und
selbst Arbeitspldtze schaffen, aber in nachhaltigen Unternehmen in Arbeiter-
eigentum.

"Wir sehen die heutige Ubereinkunft als einen historischen ersten Schritt in
Richtung darauf, Genossenschaften von Gewerkschaften zu einem gangbaren
Unternehmensmodell zu machen, das gute Arbeitsplidtze schaffen, Arbeiter
stirken und Gemeinden in den Vereinigten Staaten und Canada unterstiitzen
kann®, sagte der Prdsident Leo W. Gerard der Union of Steelworkers (USW)
"Zu oft haben wir gesehen, wie Wall Street Unternehmen ausgesaugt hat, in dem
sie ausgeschlachtet wurden und wie Gemeinden geschwdicht wurden, indem
Arbeitspldtze abgebaut und Unternehmen geschlossen wurden. Wir brauchen
ein neues Unternehmensmodell, das in Arbeiter und Gemeinden investiert.”

"Das ist eine wunderbare Idee®, sagte Rick Kimbrough, ein Stahlarbeiter in
Rente von Aliquippa, PA, und ein 37 Jahre alter Veteran von Jones and
Laughlin Steel. "Seit sie unsere Stahlfabrik geschlossen haben, habe ich gedacht,
warum sollten wir nicht die Eigentiimer davon sein?' Wenn wir das wiren,
wiirden sie nicht wegrennen." J&L's Aliquippa Works war einstmals eine der
grofiten Stahlfabriken der Welt, aber jetzt ist sie geschlossen und zum grof3ten
Teil abgebaut. Ein GroBteil der Produktion wurde nach Brasilien ausgelagert.

' Solidarity Economy Net 27. Oktober 2009 Stahlarbeiter zielen auf den Aufbau von Arbeits-
plitzen {liber Fabriken in Arbeitereigentum
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Die USW Partnerschaft mit Mondragon war ein mutiger Streich.

Obwohl es in den Vereinigten Staaten kaum bekannt war und obwohl die
Massenmedien es kaum wussten, war das Genossenschafts Konsortium
Mondragon (MCC) seit 50 Jahren der Mutterboden fiir frische Ideen iiber Wirt-
schaftsdemokratie und soziales Unternehmertum.

Es begann 1956 mit 5 Arbeitern in einem kleinen Unternehmen, das Kerosin-
ofen herstellte, MCC hat heute tiber 100.000 Arbeiter-Eigentiimer in etwa 260
Unternehmen in 40 Landern.

Jahrliche Verkaufe belaufen sich auf iiber 16 Mrd. EUR mit einer breiten
Produktpalette: high-tech Werkzeugmaschinen, Busse, Haushaltsmaschinen und
eine Kette von Supermirkten. MCC besitzt auch seine eigene Bank, Kliniken,
Wohlfahrtssystem, Schulen und 4.000 Studenten in der Mondragon Universitét
— alles Genossenschaften in Arbeitereigentum.

Im letzten Jahrzehnt gab es eine ein halbes Dutzend Initiativen, dieses Modell
und die MCC-Methoden auf Projekte in den Vereinigten Staaten von Amerika
anzuwenden. Fast alle sind auf kleiner Basis — mehrere Bickereinen in dem Bay
Area, einige Buchldden, und kiirzlich eine industrielle Wischerei sowie ein
Solar-Panel-Unternehmen in Cleveland. In Chicago wurde die Austin
Polytechnical Academy, eine neue Offentliche Hochschule in einer Nachbar-
schaft mit niedrigem Einkommen von Mondragon inspiriert, und eine Gruppe
seiner Schiiler hat vor Kurzem an einer Studienreise von MCC im Baskenland
teilgenommen.

Aber die USW Initiative, und der potentielle Einfluss dahinter, stellt die
Mondragon Vision in einen weiteren Zusammenhang. So wiirde zum Beispiel
eine integrierte Kette von Unternehmen in Arbeiterhand eine griine Re-
strukturierung der nordamerikanischen Wirtschaft nicht nur eine starke Kraft an
sich sein. Sie wiirde auch Auswirkungen nach sich ziehen, die wahrscheinlich
die anderen Regierungs- und privaten Anstrengungen sowohl dazu anspornen,
sie zu erginzen als auch mit ihr zu konkurrieren.

Die USW geht vorsichtig vor. ,,Wir sind hier eine Verpflichtung ein-
gegangen®, sagte Rob Witherell vor Kurzem wiahrend eines Interviews in
seinem Organisationsbiiro in dem Hauptquartier der USW Pittsburgh. "4ber aus
dem Grund, wollen wir sicher gehen, dass wir es richtig machen, auch wenn das
bedeutet, dass wir langsam auf bescheidener Basis beginnen. Witherell er-
lduterte" Was das zurzeit bedeutet ist, dass die USW nach gangbaren kleinen
Unternehmen in passenden Sektoren sucht, wo die jetzigen Eigner interessiert
sind auszusteigen. Die Union sucht auch nach Finanzinstitutionen, die
produktive Investitionen suchen, so wie Genossenschaftsbanken. Es kann
kompliziert werden,” fuhr Witherell fort. "Man muss nicht nur die Abfindung
finanzieren, sondern man muss auch einen Weg finden, wie man den Arbeitern
Geld leihen kann, um zu kaufen, so dass sie es zu verniinftigen Raten in einem
Zeitraum zurtickzahlen konnen und dennoch ordentlich leben kénnen."

Der Kern des Mondragon Modells wurde in den 1950er Jahren von einem
katholischen Priester, Pater Jos¢ Maria Arizmendi entwickelt. Es begann mit
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einer Schule, einer Genossenschaftsbank und einem Laden — all dies war das
Eigentum von Arbeitern, von denen jeder gleiche Einlagen gemacht hatte und
gleiche Stimmrechte besall. Der drei-in-eins Kombination erlaubt es der Ge-
nossenschaft, auch Finanzierung und Ausbildung mit eigenen Ressourcen zu
organisieren. Die Arbeiter-Eigner konnen nicht entlassen werden. In regel-
mafligen Versammlungen stellen sie thre Manager an und entlassen sie und be-
stimmen die allgemeine Politik und Richtung des Unternehmens. Die Arbeiter
entscheiden selbst liber die Einkommensverteilung zwischen dem geringst be-
zahlten Arbeiter und dem hochst bezahlten Manager, was zurzeit im Durch-
schnitt etwa 1:4,5 betrdgt (Verglichen mit den Vereinigten Staaten von Amerika
1: 400). Da die Arbeiter-Eigner Ressourcen akkumulieren, konnen sie die
Griindung von neuen Genossenschaften unterstiitzen, indirekt durch ihre Bank
und direkt tiber ihre Unternechmen, und sie in die Gesamtstruktur der MCC
Lenkung integrieren. Dies ist es, wie sie von einem kleinen Unternechmen auf
260 Unternehmen in den letzten 50 Jahren anwachsen konnten. SchlieB3lich,
wenn ein Arbeiter-Eigner sich zur Ruhe setzt, kann er oder sie abgefunden
werden, aber der Anteil kann nicht verkauft werden. Er steht nur fiir den Kauf
durch einen neuen Arbeiter-Eigner des Unternehmens zur Verfiigung.

Dieser letzte entscheidende Punkt wurde von Arizmendi im Zuge seines
griindlichen Studiums der katholischen Soziallehre sowie der Werke von Karl
Marx und des englischen Genossenschafters Robert Owen entwickelt.
Arizmendi fand, dass die Fahigkeit des Arbeiter-Eigners, an irgendjemanden
verkaufen zu konnen, eine Schwachstelle in Owens Konzept sei, da sie Aullen-
seitern ermoglichte, die erfolgreicheren Genossenschaften zu kaufen indem sie
thre Arbeiter zuriick in Lohnarbeiter verwandelte, wahrend die Ressourcen fiir
die anderen weniger erfolgreichen Genossenschaften gedrosselt wurden. Mit
Arizmendis neuem Zugang, sind nur vier von mehreren hundert MCC
Genossenschafts-Unternehmen fehl geschlagen wéhrend des halben Jahr-
hunderts seit Mondragon angefangen hat.

Der Unterschied zwischen Arbeiter-Eigner Genossenschaften im Mondragon
Stil und Arbeiter-Aktiengesellschaften’, die in den Vereinigten Staaten iiber-
wiegen, hat mit legalen Strukturen und Kontrolle zu tun. In einer Arbeiter-
Aktiengesellschaft, gehort ein Teil der Unternehmensaktien — von einem grof3en
Minderheiten Block bis zu 100 Prozent — Arbeitern, aber es ist ein
Treuhandfond. Sein Wert schwankt mit dem Aktienmarkt und Arbeiter konnen
Dividenden erhalten, wenn sie bezahlt werden, sie konnen mehr Aktien kaufen
oder sich ausbezahlen lassen,”> wenn sie sich zuriickziehen. Wenn sie sich aus-
bezahlen lassen, bezahlen sie Steuern auf die Summe, die verbleibt, es sei denn
sie bringen es in ein steuerbegiinstigtes Sparkonto®. Im Grofen und Ganzen sind

2ESOPs, oder Employee Stock Ownership Programs
> "cash out"
* Individual Retirement Account (IRA)
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Arbeiter-Aktiengesellschaften Finanzierungsinstrumente und fithren nicht auto-
matisch zu Arbeiterkontrolle am Arbeitsplatz oder eine Rolle bei der Definition
der Unternehmens-Kapitalstrategien. Die Manager werden von dem Vorstand
des Unternehmens angestellt, die dann mit dem Treuhandfond verbunden
werden. "Wir haben sehr viele Erfahrungen mit Arbeiter-Aktiengesellschaften,"
sagt Gerald, "aber wir haben herausgefunden, dass die Wall Street Leute nicht
lange brauchen, um die Arbeiter zur Seite zu stoBen und erneut die Kontrolle zu
iibernehmen. Wir sehen das Mondragon Genossenschaftsmodell mit ,ein
Arbeiter eine Stimme‘-Eigentum als ein Mittel, Arbeiter erneut zu stdrken und
Unternehmen erneut gegeniiber der Offentlichkeit anstelle gegeniiber der Wall
Street rechenschaftspflichtig zu machen. "

Die USW wird jedoch zumindest auf einer Modifizierung des Mondragon
Modells bestehen: die Arbeiter-Eigner werden in Gewerkschaften organisiert
sein und kollektive Tarifvereinbarungen mit dem Management Team ab-
schlieBen. Dies fiihrt zu einer einzigartigen Situation bei der gewerkschaftlich
organisierte Arbeiter eine Ubereinkunft mit sich selbst als Arbeiter Ver-
sammlung und mit dem Management Team, das sie anstellen, schlieen. Dies ist
kein so groBles Problem wie es zunichst erscheinen mag. "’Dies ist nicht der
Himmel und wir sind keine Engel’ ist ein hdufiger Satz, den Besucher in
Mondragon horen”, sagte Michael Peck, MCCs nordamerikanischer Delegierter.
Innerhalb der Struktur jedes MCC Unternehmens ist ein “’Soziales Komitee’ der
Arbeiter, das sich um ihre weiterreichenden sozialen Fragen kiimmert. Aber, es
musste mit der Zeit auch die Rolle der Regelung alltdglicher Streitereien mit
dem Management Team iibernehmen und diente daher de facto als eine Gewerk-
schaft.” Klassenkampf geht sicherlich weiter, auch in einer modifizierten Form
in einer Arbeitergenossenschaft.

Es gibt auch andere Charakteristika, die einzigartig fir MCC sind, die auf
seine Nachbildung in den Vereinigten Staaten zutreffen mogen oder auch nicht.
Pater Arizmendi entwickelte seinen Plan als einen Uberlebensmechanismus auf
Gemeinde-Ebene nach der Zerstérung durch den Spanischen Biirgerkrieg und
den Zweiten Weltkrieg. Er war unter Franco eingekerkert.

Das Baskenland war ein Zentrum des Widerstandes gegen Franco. Es befand
sich nicht nur in wirtschaftlichem Ruin sondern wurde auch von der Franco
Regierung dadurch bestraft, dass ihm Ressourcen versagt wurden. MCC ent-
wickelte sich durch Selbstvertrauen. Da die MCC Arbeiter-Eigner nicht als
Lohnarbeiter bezeichnet werden konnen, jedoch ihr Einkommen von einem Teil
der Profite erhalten, werden sie nach der spanischen Rechtsprechung vom Gro83-
teil des Sicherheitsnetzes der sozialen Wohlfahrt, das den Arbeitern gehort, aus-
geschlossen. MCC antwortete darauf indem es sich organisierte und seine eigene
Genossenschaften ‘zweiten Grades’ finanzierte — Gesundheitsdienst-Kliniken,
Rentenpline, Schulen und andere soziale Dienste, alle in Genossenschaftshand
mit thren eigenen Arbeiterversammlungen. Viel von dieser integrierten Struktur
zweiten Grades mag in den Vereinigten Staaten nicht erforderlich sein. Hier mag
es mehr Sinn fiir Unternehmen in Arbeiterhand machen, lokale oder regionale
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Genossenschafts- und  stakeholder-Vereinbarungen mit  kommunalen
Regierungen, Kreditgesellschaften, Gemeinde-Schulen und technischen Hoch-
schulen, und anderen non-profit Institutionen aufzubauen.

Worin besteht die Partnerschaft fiir Mondragon? José Ugarte, der Président
von Mondragon International erklérte: "Was wir heute ankiindigen ist historisch
erstmalig — wir verbinden die grofite Industriearbeitergenossenschaft mit einer
der weltweit progressivsten und vorwdrts denkenden Industriegewerkschaft, um
zusammen zu arbeiten, sodass unser gemeinsames know-how und die
komplementdren Visionen Industriepraktiken in Nord Amerika transformieren
kénnen. Wir fiihlen uns inspiriert, diesen Schritt zu gehen, der ausgeht von
unseren gemeinsamen Werten mit den Stahlarbeitern, die immer wieder be-
wiesen haben, dass die Zukunft denen gehort, die Visionen und Wert mit
Menschen verbinden und allen dreien erste Prioritdt zuweisen."

Neben seinen zentralen Werten und seiner einzigartigen Eigenentumsstruktur,
bleibt MCC immer noch ein Unternehmen, das Giiter produziert und Dienst-
leistungen auf den Mirkten zur Verfiigung stellt. Es ist in Spanien verankert
aber es reicht tiber den Globus. Es sucht danach, sich zu erhalten und zu
wachsen, obwohl es nicht von demselben ,Wachsen oder Weichen‘ Zwang der
traditionellen Unternehmen in gesellschaftlicher oder privater Hand getrieben
ist. Wenn mehr Arbeiter-Eigner dazu kommen, hat jeder Arbeiter ein kleineres
Stiick des groBeren Kuchens. Es gibt keine nichtproduzierenden Anteilseigner,
die Superprofite scheffeln oder die mit ihren Anteilen spekulieren, wenn ihr
Wert steigt oder fallt.

MCC Unternehmen konkurrieren immer noch mit traditionellen Rivalen um
Kunden auf dem Markt und suchen auf diese Weise immer nach einem Wett-
bewerbsvorteil. MCC Unternehmen sind zum Beispiel vor allem bekannt fiir
Produkte hoher Qualitit. Aber wenn dies mit der Tatsache der Selbstverwaltung
einher geht und sie weitaus weniger Kontrolleure bezahlen miissen, kommen die
Produkte hoherer Qualitdt mit einem niedrigeren Preis auf den Markt. Das fiihrt
dazu, dass MCC zu den fiihrenden Unternehmen der spanischen Wirtschaft ge-
hort.

MCC sucht auch nach anderen Vorteilen, wie zum Beispiel horizontale
Integration und Sicherung der wettbewerbsfahigen Nachschubquellen. Daher ist
es vorsichtig in Ubersee expandiert, hat Versorgungsunternehmen oder andere
komplementire Unternehmen gekauft, und versucht, sie in die genossenschaft-
liche Struktur von MCC umzuwandeln. Oft bekommen sie jedoch Schwierig-
keiten, wenn die Gesetze eines anderen Landes Genossenschaften nachteilig be-
handeln.

Das ist nicht der Fall in den Vereinigten Staaten, wo es — obwohl Industrie-
genossenschaften nicht hdufig sind — wenige nicht gerechtfertigte Restriktionen
fiir ithre Griindung gibt. "Da wir nach Unternehmen Ausschau halten, um sie zu
kaufen®, sagte Witherell, "ist MCC nicht nur interessiert, Unternechmen aufzu-
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kaufen und die Arbeiter als Angestellte zu haben. Es ist der MCC Vertreter, der
stets darauf dringt, moglichst schnell zu Arbeiter-Eigentum {iberzugehen."

Die Mondragon Initiative ist nicht das erste innovative Projekt der Stahl-
arbeiter, die weitere Biindnispartner suchen. Mit der Ermutigung des Inter-
nationalen Prisidenten Leo Gerard, half die USW — nach den anti-WTO
StraBenkdmpfen in Seattle in den1990ern — das Blau-Griine Biindnis zusammen
mit dem Sierra Club und den anderen Umweltaktivisten zu griinden. Es hat sehr
eng mit Van Jones’ und mit der 'Green for All's jobs initiatives’ zusammen-
gearbeitet. Die Gewerkschaft spielt eine wichtige Rolle in den jdhrlichen
Konferenzen zu 'Good Jobs, Green Jobs'. Die USW nahm als groB3er Teilnehmer
in der eine Woche andauernden Reihe von oppositionellen Veranstaltungen zum
G20 Gipfel in Pittsburgh teil.

Fir Gerard und die USW, sind diese Biindnisse Fragen von grof3ter
Praktikabilitiit, es sind Uberlebensfragen. Gerard weist darauf hin, dass 40.000
Industrieunternehmen in den Vereinigten Staaten seit dem Beginn der Wirt-
schaftskrise 2007 aufgegeben haben und zwei Mio. Leute auf die Strale ge-
worfen haben. Seine Antwort ist die Strukturreform in der Wirtschaft gemil3 den
Linien einer 'griinen industriellen Revolution’ die mit einer Besteuerung der
Finanztransaktionen des spekulativen Kapitals, bekannt als 'Tobin Steuer'
finanziert werden soll.

"Wenn die Amerikaner griin werden — bei der Herstellung von Windmiihlen
und Solarzellen — wiirde das sowohl der Wirtschaft als auch der Umwelt
niitzen”, sagte Gerard in einem Artikel fiir die Kampagne fiir Amerikas Zukunft.
"Das Wall Street Debakel, das das Land 2008 in die Grof3e Rezession gestoflen
hat, zeigte, dass die Vereinigten Staaten sich nicht auf Handel mit obskuren
Finanzprodukten verlassen kann, um seine Wirtschaft zu unterstiitzen.

Um zu tiiberleben muss Amerika in der Lage sein, wertvolle Produkte her-
stellen zu konnen, die hier und international gehandelt werden konnen. " Er
stellt oft fest, dass es 200 Tonnen Stahl und 8.000 bewegliche Teile in jeder
groflen Windturbine gibt — ein Konzept, das nie an den arbeitslosen und unter-
beschéftigten Industriearbeitern vorbei geht, wenn sie es horen.

Derselbe Punkt ist nicht uninteressant fiir kleine und mittlere Unternechmen,
die nach Auftragen fiir neue Vorhaben suchen. Dies ist es, wo griine Unter-
nehmer Biindnisse mit Genossenschaften in Arbeiterhand, Gewerkschaften, Be-
ratern fiir die Schaffung von Arbeitsplidtzen und der Globalen Gerechtigkeits-
bewegung aufbauen konnen. Die Schliisselfrage ist, ob der politische Wille und
die Organisationsfiahigkeit zusammengebracht werden konnen, damit all das in
einer Weise geschehen kann, die die Stiarke und das Leben der Arbeiterklasse
am meisten erhoht. Hier kommt der Ball zuriick auf das Feld der linken
Organisatoren und der Solidarische Okonomie Aktivisten.

® Griinder von 'Green for All' und Autor von 'The Green Collar Economy' ein Afro-
Americaner mit marxistischer Geschichte, der von Obama auf einen hohen Umweltposten
berufen wurde, dann unter Druck der extremen Rechten 'zuriicktrat'.
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Eine helfende Hand fiir die neue Initiative bedeutet eine Menge Recherche in
Bezug auf die Situation der lokalen Unternehmen, sowie den Aufbau von Biind-
nissen, die Schaffung von Offentlichkeit und den Beitrag von Bildungsarbeit
unter all jenen, die betroffen sind. Da sind nicht zu viele und es ist eine Menge
Zu tun.

Aus dem Englischen von Clarita Miiller-Plantenberg



Friuhwarnsysteme: Vorsorgeinstrumente fur Arbeit
in der Regionalen Okonomie’

Dan Swinney

Als Antwort auf die Krise der Industrie in den 1980er Jahren
In der unberechenbaren Wirtschaft der Vereinigten Staaten der 1980er und
1990er Jahre wurden Unternechmen im Bemiihen, Profite zu maximieren, immer
wieder verkauft, umstrukturiert, verkleinert und oft geschlossen. Manchmal
werden diese Arbeitsplitze in Staaten oder Landern neu angesiedelt, wo Arbeit
und andere Kosten billiger sind. Manchmal schlieBen Unternehmen, da schlecht
geplant wurde oder weil es keinen Zugang zu notwendigen Ressourcen gab.
Einige Unternehmen sollten schlieBen, obwohl sie durch vorsorgende Recherche
und Forschung gerettet werden konnten, wenn die realen Probleme identifiziert
werden, fiir die es reale Losungen gibt.

Diese Entwicklungen haben die industrielle Grundlage der Nation verwiistet.
Seit 1978, sind in den USA {iber 43 Mio. Fabrikarbeitsplatze verloren gegangen.
Stadte wie Chicago wurden besonders hart getroffen — insbesondere in den Ge-
meinschaften der Minderheiten — da diese Arbeitsplitze oft die Hauptstiitze von
Arbeiterfamilien sind. In den 1980ern schlossen iiber drei Tausend der sieben
Tausend Fabriken in Chicago, was zu einem Verlust von iiber 150.000 Fabrik-
arbeitsplitzen und in den 1990ern gingen auf diese Weise liber 50.000 Arbeits-
platze verloren. Dariiber hinaus hat der Verlust dieser Arbeitspliatze Aus-
wirkungen auf die gesamte Wirtschaft und fiihrt zu einem durchschnittlichen
Verlust von 2,5 bis zu 3 Arbeitspldtzen in anderen Branchen, sowie zu einem
Verlust von verwendbarem Einkommen, dass im FEinzelhandel ausgegeben
worden wire, weiterhin zu einem Verlust von dringend benétigten Steuerein-
kommen und einem Anwachsen von Sozialausgaben z.B. fiir Arbeitslosigkeit
und Wohlfahrt.

Die vorherrschende Sicht unter den meisten Anfithrern sowie in der
Offentlichkeit ist, dass diese Auswirkungskette und ihre Konsequenzen unver-
meidlich sind. Die Logik ist, dass wir in einer neuen globalen Wirtschaft leben
und Zeugen eines grundsitzlichen Wandels in der internationalen Arbeitsteilung
sind. Die neue Rolle fiir die USA und andere Teile der entwickelten Welt ist es,
als Quelle von Intelligenz, Vermarktung, Information und Finanzen zu dienen.
Die Entwicklungsldnder werden mit ihren niedrigen Arbeitskosten das Zentrum
fiir Produktion sein.

! Presented to the Third International Congress of the Work and Labour Network, “Labour,
Globalization and the New Economy,” Osnabruck, Germany, May 22-25, 2002.



Friihwarnsysteme 51

Das Center for Labor and Community Research (CLCR) wurde 1982 als
Antwort auf die Welle von WerksschlieBungen in Chicago von lokalen An-
filhrern der Stahlarbeitergewerkschaft, sowie von Anfiihrern des Gemeinwesens
und anderen, die sich um die Krise der Industrie Sorgen machten, gegriindet.
Wir konzentrierten uns auf die Probleme einzelner Unternehmen und Ge-
meinden, und wurden gerufen, um zu versuchen zu verhindern, dass einzelne
Unternehmen geschlossen werden. In den 1980ern, hatten wir die Moglichkeit,
hunderte von Unternehmen anzuschauen, die entweder geschlossen wurden oder
dem Risiko der SchlieBung ausgesetzt waren.

Natiirlich fanden wir einige Unternehmen, die wirklich schlieen mussten —
wie die der Hersteller von Rechenschiebern. Thre Produkte oder Technologie
waren vollkommen veraltet und es gab gar keine Moglichkeit, wie sie auf dem
Markt produzieren konnten. Auf der anderen Seite war die liberwéltigende
Mehrheit der Unternechmen, die untersucht wurden, nicht obsolet. Sie waren
einem Risiko auf Grund von Problemen, die eine Losung in unserer Wirtschaft
unter dem bestehenden System besallen, ausgesetzt. Einige Probleme waren ein-
fach und erforderten direkte Losungen; andere waren komplex.

In den frithen 1980ern, fanden wir viele groBere Unternehmen, die schlossen
und zwar nicht weil irgend ein objektives Erfordernis des Marktes nicht erfiillt
werden konnte, sondern auf Grund einer bestimmten Unternehmensstrategie, die
darauf fullte, dass der hochst mogliche Gewinn in kiirzester Zeit erreicht werden
sollte, und weil sie es ablehnten beziechungsweise dabei scheiterten, adiquate
Investitionen in dem Unternehmen zu titigen, die ein langfristiges Uberleben
gesichert hitten. Eine lokale Gesellschaft, Taylor Forge, wurde von dem Misch-
konzern Gulf & Western (G+W) gekauft, der eine Unternehmensstrategie hatte,
die als “milking the cash cow” beschrieben wurde. Sie konzentrierte sich
darauf, Bargeld aus dem Unternehmen abzuziehen und es fiir andere In-
vestitionen zu nutzen. Es gab keine langfristige Verpflichtung mit dem Unter-
nehmen und Taylor Forge schloss es 1983. Ein anderes Unternehmen in Chicago
wurde von dem britischen Mischkonzern BTR gekauft, und die Produktion
wurde zu niedrigeren Lohnkosten nach Mexiko verlagert. Das Unternehmen
hitte jedoch weiterhin profitabel in Chicago produzieren konnen. Diese Art von
Strategien sind das, was wir Low Road Strategien nennen. Diese Strategien
suchen nach einem Gewinn auf Wegen, die fiir die produktive Kapazitit des
Unternehmens schédlich sind, fiir die Belegschaft, den Sektor und/oder die
iibrige Gemeinde. Niemand stellte jedoch die Managementstrategie in Frage be-
vor es zu spiat und der Schaden bereits eingetroffen war. Gewerkschaften
reagierten in der Regel auf Versuche, die Lohne und den Gewinn zu senken be-
ziehungsweise auf die SchlieBung, aber sie stellten die Investitions- und Mana-
gemententscheidungen, die unweigerlich zu einer UnternehmensschlieBung
fithren wiirden, nicht rechtzeitig in Frage.

2 “Die Geldkuh melken”.
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Als sie das jedoch taten, war ein Erfolg moglich, wie im Fall von Morse
Cutting Tool in New Bedford, Massachusetts in den frithen 1980er Jahren.
Morse war ein Unternehmen, das ebenfalls G+W gehorte, und G+W verfolgte
dieselbe destruktive Strategie, die damals von Taylor Forge benutzt worden war.
Aber in Morse, erkannte die Gewerkschaft United Electrical Workers Local 277
die Frihwarnzeichen von G+W’s Konzernstrategie. Zwei Jahre vor der anti-
zipierten Krise, verfasste die Gewerkschaft unter Assistenz einer Beraterfirma
wie CLCR eine detaillierte Analyse des Unternehmens, seiner Mérkte, seines
Managements und der positiven Auswirkung dieses grofen Unternehmens auf
die kleine Stadt. Sie dokumentierten, wie der Unternehmensplan von G+W das
vollig gesunde Unternehmen, das langfristiges Potential besal3, zerstorte. Mit
dieser Information begannen sie geduldig eine Organisationsarbeit in der Ge-
meinde und schufen eine breite Koalition zur Rettung der Arbeitsplidtze von
Morse Cutting Tool. Mit dieser Unterstiitzungsbasis gingen sie zu dem lokalen
Biirgermeister, priasentierten ihre Analyse und forderten, dass G+W aufhoren
solle, das Unternehmen zu zerstoren. Der Biirgermeister wandte sich an das
Unternehmen und sagte “Entweder investieren Sie in Morse Cutting Tool, oder
verkaufen es an jemanden, der dies tun wird, anderenfalls werde ich es Thnen
mit meiner Macht des eminent domain® wegnehmen.” Die Presse zeterte, dass
diese Unterstiitzung das Wirtschaftsklima von New Bedford und des Unter-
nehmens zerstoren wiirde. Aber das tat sie nicht. G+W gaben ihre Pline auf und
verkauften das Unternehmen an einen lokalen Investor, der eine effektive
Partnerschaft mit der Gewerkschaft entwickelte.

Mit hunderten von kleinen Unternehmen, die durch die Spalten der Wirtschaft
fielen, war ebenfalls eine erfolgreiche Strategie mdoglich. 1986 meldete sich
Gladys Scott eine Bewohnerin von Chicagos South Side bei CLCR mit der
alarmierenden Information iiber eine Druckerei — Bankers Print —, die iiber 16
Jahre in Betrieb war. Der Inhaber, Carl Wilson, hatte Krebs und keinen Erben,
der das Unternehmen iibernehmen konnte. Nach dem Treffen mit Mr. Wilson
und nach einem Gesprich mit den Angestellten, war CLCR in der Lage, den
Kauf des Unternehmens durch die Angestellten zu arrangieren, eine erfolgreiche
Losung, die niemand als Alternative vermutet hatte.

Die Erfahrung lenkte unsere Aufmerksamkeit auf kleine Unternehmen.
SchlieBlich sind, trotz der gegenteiligen offentlichen Wahrnehmung, 90% aller
Gewerbebetriebe keine groflen, komplexen, vollig integrierten Unternehmen,
sondern kleine Unternehmen mit weniger als 100 Arbeitern. Einzeln sind sie
unbedeutend, aber in ithrer Summe sind sie eine feste Grundlage der gewerb-
lichen Wirtschaft. Normalerweise haben sie lokale Markte, addquate Techno-

3 Das Recht der Regierung privates Eigentum zu iibernehmen, wenn es im &ffentlichen
Interesse gebraucht wird. Die Regierung muss faire Marktpreise fiir das Eigentum zahlen.
Es handelt sich nicht um Nationalisierung oder Enteignung. Es wird oft von Regierungen
verwandt, wenn sie eine Strafle oder Eisenbahnstrecke oder ein Krankenhaus bauen.
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logie, und ausgebildete Arbeitskrifte. Oft sind sie mit den gréBeren Unter-
nehmen verbunden, stellen Dienstleistungen und Materialien fiir die Produktion
her. Die Gesundheit dieser kleinen Unternehmen ist eine wesentliche Variable
fiir den Erfolg oder das Scheitern der gréfBeren Unternehmen und des Gemein-
wesens.

CLCR studierte 800 von diesen kleinen Unternehmen mit einem 55 Jahre
alten oder &lteren Inhaber, und fand heraus, dass bei fast 40% von ihnen wegen
der Frage der Inhabernachfolge das Risiko der SchlieBung existierte.* Ein
typischer erfolgreicher weiler Unternehmer war in die Vororte gekommen, da
es sein Reichtum ermdglichte und oft auch ermutigt durch die Verdnderung der
Gemeinde von weiller- hin zu afroamerikanischer- oder Latino-Bevolkerung.
Angesichts von Krankheit, Tod oder Ruhestand war er unfihig, einen Nach-
folger in seiner Familie oder im Management auszumachen, um das Unter-
nehmen zu iibernehmen, das auf Grund seiner Gréf3e und Lage schwer zu ver-
kaufen war. Normalerweise gibt der Vater es an den Sohn weiter. Der Sohn will
normalerweise nicht zuriick in das “Ghetto”, um das Unternechmen zu fiihren.
Auch wenn der Sohn ein betriebswirtschaftliches Studium absolviert hat, wird er
Geld in der “Casino Wirtschaft” verdienen wollen, indem er Wert- und Renten-
papiere kauft und verkauft oder er will lieber als ein MBA” fiir ein hohes Gehalt
in einem sehr groBen Konzern® arbeiten als ein Produkt herstellen.

Doch dieses Problem kann mit konventionellen Ressourcen, ein bisschen
Kreativitidt und Extraanstrengung von jenen geldst werden, die mit Gemeinde-
entwicklung zu tun haben. Kleine Unternehmen mit alternden Inhabern und
ohne Nachfolger konnen auf verschiedenen Wegen identifiziert werden. Sie
stellen, wie im Fall von Bankers Print, oft gute Moglichkeiten fiir den Aufkauf
eines Unternehmens durch die Angestellten dar. Oder sie konnen eine aus-
gezeichnete Gelegenheit fiir interessierte lokale Unternehmer — dort in der Regel
Afroamerikaner oder Latinos — sein, die aus diesem Grund in der Regel von der-
artigen Gelegenheiten ausgeschlossen sind. CLCR hat eine Reihe von Uber-
nahmen dieser Art durchgefiihrt und damit Arbeitsplitze sowie Gewerkschafts-
mitgliedschaft erhalten und damit Gewerbebetriebe mit geschulter Arbeitskraft,
sowie einer Bildungs-, Transport- und anderen Formen von Infrastruktur etc.
und somit die lokale Okonomie stabilisiert — anstatt sie zu verlieren.

* Intervening with Aging Owners to Save Industrial Jobs: A Report to the Economic
Development Commission Foundation of Chicago, Center for Labor and Community
Research, August 1989.

> Masters degree in Business Administration.

® Gemeint ist eine der 500 groBten Konzerne, die jihrlich von dem Wirtschaftsmagazin
“Fortune” aufgelistet werden.
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Schaffung eines Frithwarn-Unternehmensentwicklungssystems

Nach einer Dekade der Evaluierung dieser Unternehmen in Krise und dem
Engagement vielerlei Bemiithungen, wo irgend machbar, Unternehmen zu retten,
kamen wir zu dem Schluss, dass die Krise in der gewerblichen Wirtschaft nicht
unumginglich ist, sondern vielmehr auf eine Reihe von Faktoren zuriickgefiihrt
werden kann:

> Neue korporative Konzernstrategien, die produktive Kapazititen zerstoren

> Eine Anarchie in der Wirtschaft, die sich nicht mit den traditionellen
Markt-basierten Konzepte auseinandersetzt; und

> Eine Passivitiat der Arbeitskraft, der Gemeindeentwicklung, der Unter-
nehmen und der Regierung in Bezug auf eine Anpassung an die Be-
dingungen einer sich verdndernden Wirtschaft.

Traditionelle Konzepte der Wirtschaftsentwicklung — die die Unternehmen nach
einer Krise unterstiitzen — erwiesen sich eindeutig als ineffektiv im Kampf ge-
gen die Abnahme der Industriearbeitsplitze.

CLCR schitzt, dass 75% der Arbeitspldtze und Unternehmen, die in den
1980ern und 1990ern in Chicago und anderen grofleren Stdadten verloren gingen,
mit einiger Kreativitit und Entschlossenheit von den Arbeitern, den Gemeinden,
der Regierung und Wirtschaft — zusammen mit dem Zugang zu einer recht-
zeitigen und genauen Information, einem Frithwarnsystem — hétten gerettet
werden konnen.

Das Frithwarnkonzept fiir Wirtschaftsentwicklung ist nicht neu. Rechtzeitig
genaue Information zu sammeln — insbesondere iiber unterbewertete Ver-
mogenswerte und Wirtschaftsgelegenheiten — ist das A und O jedes Unter-
nehmens, das investiert oder aufkauft. Es ist ein mit der Zeit getestetes
Instrument der kapitalistischen Gesellschaft. Es wurde einfach historisch weder
entwickelt noch von der sozialen Seite der Wirtschaft effektiv genutzt. Es wurde
von CLCR sowie von einigen anderen Organisationen, die mit Unternehmens-
schlieBungsprozessen in den friihen 1980ern in den Vereinigten Staaten von
Amerika arbeiteten, ausprobiert und entwickelt. CLCR war von der Erfahrung
und den Schriften des Greater London Enterprise Board in das Konzept ein-
gefithrt worden — einer auf der Arbeitskraft basierenden sozialdemokratischen
Struktur, die mit neuen Konzepten fiir die wirtschaftliche Entwicklung in
London/ England in den 1970er und 1980ern experimentierte.

CLCR hatte die Gelegenheit, einen programmatischen Ausdruck dieses
Konzeptes in Partnerschaft mit der Mayor Harold Washington Administration in
Chicago in der Periode 1983-1987 auszuprobieren. Angesichts der Welle von
UnternehmensschlieBungen in der Region Chicago, versuchten wir, Arbeits-
platze zu erhalten indem wir die Information und die Kapazititen zur Unter-
stiitzung von einer Reihe unterschiedlicher Akteure in der lokalen Okonomie



Friihwarnsysteme 55

bekannt machten. Diese Akteure helfen, so rechtzeitig Information iiber
regionale Unternehmen zu sammeln, sodass effektive Anstrengungen, eine Krise
abzuwenden, die die Unternechmen und Arbeitspldtze einem Risiko aussetzen
wiirden, ermoéglicht werden wiirden. Diese Information wird ergénzt mit
traditionelleren Unternehmensdaten {iber regionale Unternehmen von solchen
Quellen wie Handels-Datenbanken und staatlichen sowie foderalen
Beschiftigungs- und Unternehmensstatistiken zu einer Stiftung fiir gezielte
Unterstiitzung.  Insbesondere  Schliissel-Komponenten unterscheiden das
Frithwarn-Konzept von traditionelleren wirtschaftlichen Entwicklungsstrategien
mit der Betonung auf:

> Sehr rechtzeitiger Identifizierung und Unterstiitzung von Unternehmen,
die sich vor einer Krise einem Risiko ausgesetzt sehen, wodurch die Er-
folgsmoglichkeiten dramatisch verbessert werden.

»  Der Anwendung eines gemischten Wirtschaftsentwicklungskonzepts, das
versucht, eine grof3e Breite von traditionellen und nicht-traditionelle Teil-
nehmern in den Prozess des Arbeitsplatzerhalts zu integrieren.

> Der Nutzung der Teilnahme der Gruppen — so wie der Arbeitergewerk-
schaften und Gemeindeorganisationen — die wertvolle Information iiber
lokale Unternehmen besitzen und sehr fahig sind zu unterstiitzen, jedoch
traditionell von dem Entwicklungsprozess ausgeschlossen worden sind.

> Forderung von Antworten, die durch den Markt vorangetrieben werden,
die Privatkapital anziehen, eher als die Nutzung von Regierungssub-
ventionen und Anreizen, um die langfristige Machbarkeit lokaler
Gewerbebetriebe zu unterstiitzen.

> Der Bereitschaft, im Kampf um die Blockierung der Low Road Wirt-
schaftspraktiken Kampagnen aufzubauen sowie in den High Road Unter-
nehmensoptionen voranzukommen.

> Der Anwendung von Nachfolgeplanung als einem méchtigen Instrument,
um gangbare Unternehmen zu erhalten, die nur deshalb ein Risiko laufen,
weil der dlter werdende Inhaber keinen Nachfolger hat

> Der Forderung von lokalem-, Angestellten- und/ oder Minderheiten-
Eigentum als einem Mittel, um Unternehmen in den Gemeinden zu ver-
ankern; und

> Anstellung von professionellem Personal gemidf3 den Erfordernissen, um
die Fahigkeiten der Regierung und der non-profit Entwicklungs-
organisationen zu erganzen.

Der Erfolg des Frithwarn-Konzeptes spiegelt sich in effektiveren Interventions-
strategien wieder, die dazu flihren, dass die lokalen Industrieunternehmen und
Arbeitspldtze erhalten und gestdrkt werden. Schliisselindikatoren von Fortschritt
in Richtung auf dieses Ziel schlieBen rechtzeitige genaue Information tber
Unternehmen in der Region ein; eine erweiterte Ressourcengrundlage und ver-
besserte Fahigkeit, um lokale Unternehmen in ihren Anstrengungen zu iiberleben
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und zu wachsen unterstiitzen zu konnen; zunehmende Kooperation von Unter-
nehmensinhabern; und neue Partnerschaften, Perspektiven, und Ressourcen, die
den Erhalt der bestehenden Unternehmen als Basis fiir eine neue 6konomische
Entwicklung in Gemeinwesen erlauben, deren Wirtschaften sich in den letzten
15-20 Jahren dramatisch verschlechtert haben.

Wie ein Frihwarn-Unternehmensentwicklungs-System arbeitet
Es gibt eine Reihe von wichtigen, miteinander verbundenen Teilen bei dem
Aufbau eines Frithwarn-Unternehmensentwicklungs-Systems:

> Aufbau einer Zusammenarbeit der wichtigsten Akteure, die sich in dem
Frithwarn-Unternehmensentwickungs-System engagieren;

> Sammeln von publizierten und nicht publizierten Informationen iiber die
regionalen Unternehmen;

> Identifizierung von Problemen und von Moglichkeiten sowie ein Akti-
onsplan und

> Nutzung der Erfahrung, Information und Aktion als ein Sprungbrett fiir
weitere Entwicklung des Gemeinwesens und der regionalen Okonomie.

1. Aufbau einer lokalen Zusammenarbeit des Gemeinwesens, der
Arbeiter, der religiosen Gemeinde, der Regierung und lokaler Un-
ternehmen, die sich bei der Entwicklung eines Fruhwarn-
Unternehmensentwicklungs-Systems engagieren.

Einer der kreativsten Aspekte des Friihwarn-Konzeptes fiir Wirtschafts-
entwicklung ist es, sich mit Gewerkschaften in Verbindung zu setzen, mit
lokalen Entwicklungsgesellschaften, Regierungsstellen, Finanzunternehmen, mit
Professionellen und Organisationen in dem Gemeinwesen, um Informationen
iiber Unternehmen zu erhalten, die das Risiko laufen, geschlossen oder aus dem
Gemeinwesen ausgelagert zu werden. SchlieBlich kann dieser Prozess zu dem
Aufbau eines formalen Netzwerkes fiihren, wo die Teilnehmer Informationen
tiber und Losungen fiir Unternehmen, die einem Risiko ausgesetzt sind, aus-
tauschen. Unsere eigene Erfahrung zeigt, dass diese lokalen Wissensquellen und
Informationen oft weitaus besser sind als Daten des offentlichen und privaten
Sektors. Sie konnen alle Aufgaben erfiillen, haben die Fihigkeiten, das Engage-
ment und die Verantwortung, die lokale Wirtschaft zu schiitzen und zu ent-
wickeln. Niemand kann eine Aufgabe allein so effektiv durchfiihren als wenn
alle zusammenarbeiten. Ein Schliissel fiir den Erfolg des Systems ist die
Schaffung dieses Biindnisses in der einen oder anderen Form.

Das erste Stadium beim Aufbau dieser Koalition ist eine systematische Kon-
taktaufnahme, Bildung und Rekrutierung von Schliisselorganisationen der ver-
schiedenen Akteursgruppen einschlieflich der Arbeiter, lokalen Unternehmen
und Gemeindeentwicklungsorganisationen, der geeigneten lokalen Regierungs-
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stellen, lokalen Kirchen und religiosen Fiihrung. Bei dieser Kontaktaufnahme
mit Organisationen, erlautern wir die Griinde dafiir, warum Unternehmen
schlieBen, die Art der Konzepte, die genutzt werden kdnnen, um Arbeitsplatz-
und Unternehmensverlust zu vermeiden und den generellen Zweck und Wert
eines Frithwarn-Netzwerks. Das Ziel der Kontaktaufnahme ist es, ein Engage-
ment der Organisation bei der Mitwirkung in der Zusammenarbeit zu sichern,
eine weitergehende Schulung in Bezug auf das Frithwarn-Konzept zu erhalten,
und an dem Sammeln von Information liber Unternehmen teilzunehmen sowie
die Teilnahme an der Unterstiitzung dieser Unternehmen oder das Engagement
fiir eine angemessene Form der Intervention mit zu tragen.

Nachdem sich viele 6ffentliche und private Akteure und Gewerkschaften dazu
entschlossen teilzunehmen, ist der nichste Schritt, ein weiter gehendes Training
und Ausbildung von Reprisentanten des Distrikts in Bezug auf die Prinzipien
des Friihwarn-Konzeptes. Insbesondere CLCR hat ein Training-Handbuch ent-
wickelt’, das die verschiedenen Komponenten dieses Konzeptes so prisentiert,
dass es als gute Struktur und Ressource dazu dienen kann, verschiedene Organi-
sationen zu einer gemeinsamen effektiven Aktivitdt zu bringen. Das Handbuch
liefert einen Diskussionsrahmen fiir alle praktischen sowie strategischen Fragen,
die mit dem Friihwarn-Unternehmensentwicklungs-System zu tun haben. Ein
ideales Training schlieBt eine Ubersicht iiber das Handbuch und eine Diskussion
iiber die spezifischen Charakteristika der lokalen Wirtschaft ein, sowie Fall-
studien iiber Anstrengungen, um SchlieBungen zuvor zu kommen oder um
Unternehmen beizustehen und eine Ubersicht iiber die praktischen Hinweise —
einschlieflich der Information {iber lokale Unternehmen und die Entwicklung
eines angemessenen Unterstiitzungsplans — die Teilnehmern gegeben werden.
Teilnehmer werden ebenfalls in die spezifischen Pldne und Charakteristika des
lokalen Netzwerks eingefiihrt.

Im Handbuch werden iiber 20 Jahre Erfahrung von CLCR in Bezug auf In-
dustrieerhalt und Aufbau dhnlicher Netzwerke zusammengefasst. Es enthilt In-
formationen iiber Schliisselindikatoren und Aktionsschritte fiir den Erhalt von
Unternehmen. Es beschreibt die verschiedenen Komponenten eines Netzwerks.
Es kann in einem flexiblen Format organisiert werden, dass es erlaubt, zusétz-
liche erginzende Materialien im Zuge der Akkumulation von Erfahrungen der
Organisationen und des Netzwerks dazu zufiigen. Das lokale Netzwerk wird in
der Lage sein, die Nutzen des Handbuchs mit ihrer lokalen Erfahrung sowie mit
der Erfahrung von Anderen, die dhnliche Netzwerke im Land entwickeln, zu
steigern.

Ein wichtiges Thema beim Training der Mitglieder des Netzwerks ist das
Verstandnis der ,,Protokolle* und Erfordernisse, die Frithwarn-Information zu

7 Early Warning Business Development System Manual, Center for Labor and Community
Research, 72 pages, 1996.



58 Dan Swinney

sammeln und zu nutzen. Die Identifizierung von Unternehmen, die vor dem
Risiko stehen, ausgelagert oder aber geschlossen zu werden, ist nur die Hélfte
der Aufgaben fiir die Akteure oder offiziellen Entwickler. Einen “Fuf} in die
Tiir” zu bekommen ist oftmals die grof3te Herausforderung fiir das Bemiihen, um
den Erhalt. Entwicklungsbeamte erfahren zum Beispiel manchmal - Monate be-
vor die Information oOffentlich ist — von Gerilichten, dass ein Unternchmen
schlief3t, aber sie sind bei ihren Bemiithungen um Unterstiitzung unfahig, leitende
Angestellte des Unternehmens zu treffen, um die Information zu iiberpriifen
oder um Unterstiitzung anzubieten. Es gibt auch Situationen, wo ein wichtiger
Akteur eine Risiko-Situation identifizieren konnte, jedoch seine oder ihre
Position durch ein direktes Zugehen auf das Unternehmen auf das Spiel setzen
wirde. Ein Gewerkschaftsfiithrer, der erkennt, dass das Unternehmen eines
Arbeitgebers abbaut, kann zum Beispiel riskieren, die Tiir fiir Forderungen nach
Lohnkonzessionen zu 6ffnen indem er den Arbeitgeber direkt mit der Frage
konfrontiert, ob die Arbeitskosten ein Faktor fiir die Unternehmensprobleme
sind oder nicht.

Fiir das lokale Projekt ist es wesentlich zu wissen, wie diese “Barrieren zum
Hereinkommen” iiberwunden werden konnen indem sie ein Interventions-
protokoll entwickeln. Dieses Protokoll stellt die zweite Aufgabe des Frithwarn-
Netzwerks dar: um die Einfiihrungen zu Unternehmen mit Risiko zu erleichtern,
werden Mitglieder des Netzwerks mit den bestehenden Beziehungen zu diesen
Firmen identifiziert. Auf diese Weise dient das Netzwerk sowohl als
Identifizierungs- als auch als Interventionsmechanismus.

Oft ist es dieselbe Person oder Organisation, die Information iiber ein Unter-
nehmen in Krise in das Netz einspeist und auf angemessene Ressourcen des
Netzwerks flir das Unternechmen hinweist. Da dies den beteiligten
Organisationen erlaubt, eine aktive Rolle im Prozess aufrecht zu erhalten, ist
dies der beste Weg und war bei fast allen Hinweisen der Fall.

Wenn die Informationsquelle jedoch nicht bereit oder unfihig ist, die Ein-
fiihrung zu liefern, dann sucht der Netzwerkkoordinator mit anderen Mitgliedern
des Netzwerks danach, zusétzliche Information zu sammeln und — so dies an-
gemessen ist — auf das Unternehmen zuzugehen. (Jedoch in vielen Féllen ist eine
direkte Intervention nicht nétig.) Wenn man eine breite Gruppe lokaler Akteure
fiir die Teilnahme in dem Netz rekrutiert, die von Gewerkschaften, Regierungs-
angestellten und lokalen Entwicklungsgesellschaften bis zur Handelskammer,
kommerziellen Banken und Wirtschaftsfachleuten reicht, ist es ein ent-
scheidendes Ziel, die Anzahl derartiger Beziehungen zu maximieren.
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2. Sammeln von veroffentlichten und nicht-veroffentlichten
Informationen uiber regionale Unternehmen

Publizierte Information iiber Unternehmen kann man in den Jahresberichten, in
Datenbanken, in Handelszeitschriften, in der Wirtschaftspresse und in
offentlichen Berichten finden. Unverdffentlichte Informationen kommen von
Leuten mit Kenntnissen aus erster Hand iiber das Unternehmen, einschlie3lich
der Angestellten, Kunden, Bewohner des Viertels, Zulieferer, lokalen Ent-
wicklungsfachleute und der lokalen Regierung. Oft sehen diese Leute Zeichen
fiir Probleme, ohne zu wissen, wie sie zu erkennen oder zu interpretieren sind.
Insbesondere Angestellte sind oft seit Jahren 40 oder mehr Stunden in der
Woche im Unternehmen. Sie wissen liber alle Aspekte des Unternehmens Be-
scheid. Oft kennen sie die Kunden, sie fithlen die Auswirkungen von
Management Entscheidungen, und sie kennen die Schliisselinformation, die fiir
jedwede Bemiihung um Verbesserung der Produktivitit und Effizienz essentiell
ist. Wir schliefen das Management in die Gruppe der Angestellten ein. Sie ge-
horen oft zu den besten Quellen fiir kritische Information. Die Weiterbildung der
Arbeiter, ithrer Gewerkschaften, Gemeindebewohner und anderer in Bezug auf
die Fihigkeit, die Anzeichen zu erkennen, kann kritische Information zu Tage
fordern, die eine effektive Intervention und Unterstiitzung erlaubt.

Wir haben eine Reihe von Variablen identifiziert, die dazu verhelfen kénnen,
diese Unternehmen auszumachen, die potentiell dem Risiko einer Auslagerung
oder SchlieBung gegeniiber stehen. Einige oder viele dieser Faktoren dienen den
Akteuren als rote Fahnen, indem sie signalisieren, dass sich eine Einrichtung im
Risiko befinden konnte und weitergehende Aufmerksamkeit erfordert. Zu diesen
Variablen gehoren:

> Sich verschlechternde Unternehmensaussichten/finanzieller Zustand
o Bankrott;
o Abnehmende Verkéufe;
o Abnehmende Gewinne;
o Abnehmende Beschiftigung;
o Hoher und/oder steigender Einfluss (Schulden/Firmenkapital);
o Erfordernis groBerer neuer Investitionen;
o Strafbare Rechnungszahlungen fiir Nutzen und/ oder Lieferanten; und/ oder
o Alterndes Eigentum, Werk und Ausriistung.
> Schnelle Ausdehnung ist auch ein potentieller Indikator fiir ein Unter-
nehmen, das das Risiko liuft, ausgelagert zu werden.
o Starkes Wachstum der Beschiftigung und/ oder der Verkiufe;
o Wachsender Verbrauch von Energie, Wasser, oder Gas fiir Heizung etc.;
und/oder
o Sehr hohe Auslastung der Kapazitét.
> Mit Eigentum verbundene Risiken schlielen ein
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o Kiirzlicher Inhaberwechsel;

o Abwesender Inhaber;

o Alternder Inhaber ohne erkenntlichen Nachfolger;

o Verdanderung der Familienunternehmensstrategie in Richtung auf Verkauf
von Aktiva;

o Zweigwerk einer Branche von einem Unternehmen mit vielen Werken; und/
oder

o Schwesterwerke mit doppelter Kapazitét

> Andere Risiko-Indikatoren schlieBen ein

o Legale/ regulierende Aktionen gegen ein Unternehmen;

o Schlechte Personal-Management Beziehungen und/ oder
o Ein pl6tzlicher Wandel in der Personalpolitik.

Eine Schliisselkomponente bei der Sammlung von regionalen Unternehmen ist
die Sichtung der verfligbaren Quellen ebenso wie die Erkundung der Frage, was
von publizierten Quellen und verschiedenen Datenbanken erstanden werden

kann. Es gibt eine Vielzahl von Quellen, die wir in unseren Projekten gefunden
haben.

1996 wurde CLCR vom Staat New York beauftragt, ein Pilotprojekt in
Brooklyn, NY unter Nutzung unseres Friihwarn-Konzeptes durchzufiihren. Das
Projekt war erfolgreich und fiihrte zu der Schaffung des New York Industrie-
Erhaltungs-Netzes (www.nyirn.org) das jetzt in allen fiinf Stadtbezirke von New
York City funktioniert. Unser Partner in diesem Projekt war ein New Yorker
Unternehmen, Locker Associates®, welches den Forschungsplan der
Informationssammlung von publizierten Quellen entwickelte und umsetzte. Es
folgt der Teil des Endreport dieses Projektes, der die Details und die Griindlich-
keit unserer Forschungsmethode im Brooklyn-Zusammenhang illustriert.’

Exzerpt aus dem New York Report:

A. Erste Forschung: Das Projektteam begann damit, sich um wirtschaftliche
Entwicklung und Industrieerhalt zu bemiihen, indem es staatliche und foderale
Daten zur Beschiftigung und zu den Unternechmen analysierte und lokale Wirt-
schaftsentwicklungsfachleute und Industrieexperten interviewte. Unsere friithere
Forschung half, Industrien zu identifizieren, die um Unterstiitzung gebeten
werden konnten sowie Organisationen zu kontaktieren, die mogliche Netzwerk-

¥ Locker Associates, 225 Broadway, New York, NY, 212 962 2980.

? Alternatives to Industrial Decline: Results from the New York City Early Warning Pilot
Project, March 1998; Mike Locker and Mike Granger, Locker Associates; Dan Swinney,
Center for Labor and Community Research; available from CLCR, 3411 W. Diversey,
Chicago, IL 60647.
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teilnehmer sein konnten. Wir verwandten diese anfingliche fop-down Recherche
fiir den Entwurf und Aufbau einer Datenbank von Brooklyn Gewerbebetrieben.

Um die besonderen Charakteristika von Brooklyns Industriesektor einschliel3-
lich der UnternehmensgroBe und der Beschéftigungsebenen und Trends besser
zu verstehen, sammelte Locker Associates Beschiftigungsdaten und analysierte
Daten in Bezug auf Beschéftigungstrends (1980-1995) des New York State
Department of Labor und der kiirzlich erstellten Erhebung (1992) durch die New
Yorker Consulting Gesellschaft County Business Patterns.

Interviews mit lokalen Fachleuten der Wirtschaftsentwicklung und Industrie-
experten erginzten die Datenanalyse und trugen zu einer besseren Ubersicht
tiber die lokale Wirtschaft bei. Insbesondere erlaubten sie unschétzbare Ein-
blicke in die Dynamiken besonderer Industrien einschlieBlich geographischer
Konzentrationen, und die einzigartigen Vorziige oder Nachteile einer An-
siedlung in Brooklyn. Diese Analyse ermoglichte (1) die Auswahl von
Schliisselindustrien, auf die besonders bei der Sammlung von Frithwarn-
Datensammlung und Forschung geachtet werden miisse, wie weiter unten dis-
kutiert werden wird und (2) die Auswahl potentieller Netzwerkmitglieder, die
mit besonderen Industrien und/ oder Nachbarschaften verbunden waren.

B. Identifizierung und Evaluierung von Datenquellen: Locker Associates er-
arbeitete einen umfassenden Uberblick, um Datenquellen iiber Industrieunter-
nehmen Gewerbebetriebe in Brooklyn zu identifizieren und zu evaluieren. Diese
Quellen schlossen kommerzielle Datenbanken, Regierungsdatenbanken und
andere weniger bekannte Quellen systematischer Daten ein.

Von den durchgesehenen sechs kommerziellen Datenbanken, stellte die Dun'’s
Enhanced Modifiers Plus die breiteste Behandlung von Variablen und die
hochste Anzahl von aufgenommenen Unternehmen dar. Duns Datenbank be-
richtet 1995 von 1.035 Gewerbebetrieben mit 10 oder mehr Angestellten in
Brooklyn, was 85% der 1.215 derartigen Unternehmen darstellt, die 1992 von
County Business Patterns genannt werden, den letzten offentlich zugénglichen
Regierungsdaten. Ein Betrieb bezieht sich auf einen bestimmten Ort und kann
ein Zweig oder Hauptsitz eines Unternehmens mit vielen Filialen sein oder ein
einzelner Gewerbebetrieb. Daher besorgten wir Duns Daten fiir alle Gewerbe-
betriebe in Brooklyn mit 10 oder mehr Angestellten und $1 Mio. oder mehr jahr-
lichem Umsatz. Da Duns Daten eine gute Informationsbasis fiir eine groB3e An-
zahl von Unternehmen liefern aber relativ wenig Frithwarn-Vorhersagewert be-
sitzen, stellen sie das ,,Skelett” der Frithwarn- Datenbank dar.

Zusitzliche Datenquellen, die fiir das Projekt ausgewihlt wurden, schlieflen
Dun & Bradstreet Kreditauskunft, Unternehmens Dokumente, spezifische Be-
schiftigungsdaten ein, die monatlich von der Staatlichen New Yorker Arbeits-



62 Dan Swinney

behorde (DOL) gesammelt wurden. Die DOL Daten sind sehr stark in Bezug auf
thre Frihwarn-Vorhersagefdahigkeit, und sie sind wahrscheinlich die
zeitniichsten, genauesten Daten mit dem groBten Uberblick in Bezug auf Be-
schiftigung und Anzahl der beriicksichtigten Unternehmen.

C. Auswahl eines Auswahlsamples von Brooklyn Unternehmen, um die
Methodologie zu testen: Um die Forschung und Analyse auf eine handhabbare
Anzahl von Unternehmen zu konzentrieren, wurde ein Auswahlsample von
Duns Datensatz von 115 Unternehmen identifiziert, wobei zwei unabhédngige
Methoden benutzt wurden:

Brooklyns GroRte Unternehmen: Die 75 groBiten Unternehmen in Duns Daten-
satz wurden ausgewdhlt, da: (a) die Konzentration auf Brooklyns grofte Unter-
nehmen die Anzahl von Angestellten maximiert, die in dem Pilot Projekt be-
ricksichtigt werden; (b) mehr Information fiir die groeren Unternehmen vor-
handen ist; (¢) Forschung mit lokalen Experten ergab dass Brooklyns grofte
Unternehmen am meisten Risiken ausgesetzt sind; und (d) erfolgreiche Inter-
ventionen in grof3en Unternehmen die grofBte wirtschaftliche Auswirkung haben.

MittelgroBe Unternehmen in vier ausgewahlten Industriebranchen: Ein Aus-
wahlsample von 40 Unternehmen mit 40 bis 80 Angestellten in der Nahrungs-
mittel-, Textil-, Druckerei- und Verlagsbranche, und Industrien fiir die Weiter-
verarbeitung von Metallen wurden mit einem Stichprobenverfahren ausgewihlt
um zu testen, ob die Frithwarn-Methodologie angesichts der extrem begrenzt
vorhandenen oOffentlichen Information fiir kleinere Unternehmen gangbar ist.
Zusatzlich ist zu beriicksichtigen, dass die meisten Brooklyn Unternehmen mit
40 bis 80 Angestellten Familienunternehmen sind (in der Regel mit begrenzter
Managementtiefe), ein Auswahlsample solcher Unternehmen aufzunehmen er-
hoht die Wahrscheinlichkeit, einen Inhaber ohne Nachfolger, der sich zur Ruhe
setzt, identifizieren zu konnen, ein Ziel mit hoher Prioritit fiir das New Yorker
Beratungsunternehmen Ownership Transition Services.

Die vier Industrien in diesem Sample von mittelgroBen Unternehmen wurden
ausgesucht, da sie allem Anschein nach die wichtigsten in Brooklyn sind, wenn
man von den insgesamt dort Beschiftigten ausgeht und unsere Forschung
suggeriert, dass es Moglichkeiten fiir Unternehmen gibt, erfolgreich in diesen
Industriezweigen in Brooklyn zu arbeiten. Wir haben die Bekleidung auflen vor
gelassen, da Unternehmen mit 40 bis 80 Angestellten in der Regel Vertrags-
unternehmen sind, die eine problematische Planung fiir Unterstiitzung oder In-
haberwechsel erfordern.

Sechs Unternehmen der beiden genannten Gruppen wurden auf Grund von
UnternehmensschlieBung, Dopplung oder anderen Faktoren, die sie zu un-
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geeigneten Zielen fiir das Pilotprojekt machten, in der Folge ausgeschlossen,
was zu einer anfanglichen Zielgruppe von 109 Unternehmen fiihrte.

D. Durchfiihrung von unternehmensspezifischen Erhebungen und
Forschungen: Locker Associates fiihrte eine Telephonerhebung mit dem Ziel
durch: 1) festzustellen, dass sie noch in Betrieb sind und Auftragsfertigung vor
Ort durchfiihren, 2) die laufende Beschiftigung festzustellen, 3) den Status ge-
werkschaftlicher Organisation und den Namen der Gewerkschaft, wenn relevant,
zu uberpriifen, und 4) die gesamte Genauigkeit und Aktualitit von Duns Daten
zu lberpriifen. Erhebungen wurden an jene Unternehmen gefaxt oder gemailt,
die sich weigerten, die Information liber Telefon weiterzugeben. Wir erhielten
schlieBlich ganz oder teilweise durchgefiihrte Erhebungen von 86 der 109
Unternehmen, was einer 79% Beantwortungsrate entspricht. Die Resultate der
Erhebung stellen einen unabhingigen Datensatz innerhalb der Frithwarn- Daten-
bank dar, wie weiter unten diskutiert werden wird.

E. Methodologie: Entwicklung und Integration traditioneller und nicht-
traditioneller Daten: Ein erstes Ziel des Friihwarnprojektes war es, eine
Methodologie fiir die Datensammlung {iber Brooklyn Gewerbebetriebe aus-
gehend von vielen Quellen zu entwickeln, diese Information zu systematisieren
und sie laufend in die Computer Datenbasis zu integrieren. Um dieses Ziel mog-
lichst gut zu erreichen, versuchte Locker Associates eine Datenbank und damit
verbundene Methodologie zu entwickeln, um den folgenden Kriterien zu ent-
sprechen:

» Die Datenbank muss fahig sein, quantitative und qualitative Daten zu speichern;

» Die Datenbank muss leicht erreichbar und aktualisierbar sein;

» Die Datenbank muss in der Lage sein, neue Daten aufzunehmen, wihrend sie
die Gesamtheit vorheriger Datensétze erhélt, und

» Der Entwurf der Datenbasis muss flexible sein, sodass Modifizierungen und
Weiterentwicklungen moglich sind.

Wir entwickelten eine Datenbank, die all diesen Kriterien entsprach.
Um die Integration von Unternehmensinformation von nicht-systematischen und
nicht-traditionellen Quellen, wie den Netzwerkmitgliedern, Zeitungsartikeln und
Telefon-Erhebungen zu erlauben, wurde ein ,,Status* der erhaltenen Dokumente '’
eingesetzt, der beide alphanumerischen, Texte und gemischte Gebiete enthilt.
Anders als die oben beschriebenen Datensitze, die nicht aktualisiert sondern
lediglich mit neueren Versionen erginzt werden, ist die Status-Datenbank so ent-

10 Beweis, dass etwas de facto abgeliefert worden ist, wie eine mail, ein Paket oder ein be-
stimmtes Produkt, das eingekauft worden war.
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worfen, dass sie mit neuer Information in Bezug auf Unternehmen, die gewahlt
wurden, aktualisiert wird. Ganze Text Kommentare konnen integriert werden und
neue Felder konnen je nach Erfordernis hinzugefiigt werden. Zur Zeit schlief3t
dieser Datensatz ein (a) Information iiber den Status von den Telefon-Erhebungen;
(b) die Namen und das Alter eines Inhabers und der wichtigsten Unternehmer aus
den D&B Kreditauskunft; (c) einen Code der aussagt, dass ein Beraterunter-
nehmen kontaktiert wurde; und (d) andere gemischte Information aus der Presse
herausgesucht oder liber das Netzwerk gewonnen.

Der Prozess des Aufbaus der Datenbank machte auf die Begrenztheit des
“top-down”'' Zugangs aufmerksam. Traditionelle Quellen versagten bei der
Produktion von sinnvoller Information iiber Brooklyn Unternehmen. Die
meisten Gewerbebetriebe in Brooklyn sind in Privatbesitz und es gibt wenig
offentlich zugédngliche Information iiber sie, und die wenigen, die in 6ffentlicher
Hand sind, sind Tochterunternehmen groferer Unternehmen, die wenig oder gar
keine unternehmensspezifische Information in ihren 6ffentlichen Dokumenten
zur Verfliigung stellen. Obwohl die Information in Duns Datensatz eine gute
Informationsgrundlage iiber die lokalen Unternehmen bietet, so ist sie doch zu
begrenzt und die Qualitdt zu inkonsistent, um eine Voraussagefdhigkeit zu
liefern. Der Beschiftigungs-Datensatz der Arbeitsbehdrde'? hat mehr Potential,
insbesondere wenn er zusammen mit Duns Datensatz benutzt wird. Aber er
wurde zu spdt in Empfang genommen, um vollkommen integriert oder
systematisch analysiert zu werden. Aus diesen Griinden, erwies sich die
Information aus dem Netzwerk — die ,,bottom-up“'> Komponente des Friihwarn-
Konzeptes fiir wirtschaftliche Entwicklung — als weitaus niitzlicher.

3. Ein Problem oder eine Modglichkeit identifizieren und einen
Aktionsplan entwickeln

Mit beidem, publizierter und nicht-publizierter Information, konnen Mitglieder
eines Netzwerks potentielle Probleme oder Mdoglichkeiten eines Unternehmens
identifizieren, sie konnen das besondere Problem und die besondere Mdoglichkeit
analysieren, die Information iiberpriifen, und einen Aktionsplan entwickeln, um
ein Unternehmen zu ermutigen und thm dabei zu assistieren, seine Tiiren offen zu
halten oder zu expandieren. (Das Netzwerk kann auch Unternehmen identi-
fizieren, die wirklich jenseits von Reparatur und Unterstiitzung sind und die
Akteure offen dariiber informieren, um zu vermeiden, dass schlecht informierte
offentliche Investition und falsche Erwartungen gehegt werden.) Diese Art
systematischer Zugang zu lokalen Unternehmen kann dazu fiihren, dass ein Hin-
weis auf ein in zwei Jahren auftretendes potentielles Problem gegeben werden

! «yon oben nach unten”

"2 The Department of Labor
13 “yon unten nach oben”
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kann, das — wenn es nicht erkannt wiirde — in eine Krise des Unternehmens und
seine mogliche SchlieBung miinden konnte. Dieser Zugang macht auch auf vom
lokalen Management oft iibersehene Moglichkeiten aufmerksam, die zu einer Ex-
pansion von einem ansonsten gesunden Unternehmen fithren konnen so wie:

» ldentifiziere einen qualifizierten, gemeinwesenorientierten Unternehmer oder
eine Gruppe von Angestellten, die das Unternehmen kaufen konnen, wenn es
mit einem Nachfolgerproblem konfrontiert ist;

» Stelle Zugang zu neuem und verbessertem Management Personal oder Zugang
zu Kapital her;

» Biete Unterstiitzung bei der Unternehmensplanung oder technische Be-
gleitung, um die Produktivitdt zu erhohen;

» Biete Dienste, um einem insolventen oder gefdhrdeten Unternechmen zu
helfen, erneut gesund und profitabel zu werden und Begleitung;

» Trainiere und entwickle die lokale Arbeitskraft; und

» Ermdgliche eine effektive Arbeitsbeziehung mit den Behorden der Stadt und
des Bundesstaates.

Diese Information kann auch zu kreativen und bedeutsamen breiten Kampagnen
gegen ein Low Road Unternehmen oder Low Road Geschiftspraktiken fiihren.
In Chicago fiihrte Frithwarn-Information von lokalen Organisationen in Bezug
auf Entlassungen 1989 an der Brach Candy Company zu einer Kampagne,'* die
immer noch nach 13 Jahren weitergeht. Brach Candy beschiftigte etwa 3.700
Arbeiter im Westen von Chicago. Es wurde von einem Schweizer Milliardar,
Klaus Jacobs, gekauft, der jetzt 3.000 Stellen des Unternehmens gestrichen und
mehrfach gedroht hat, es zu schlieBen. Er versuchte, die Gewerkschaft zu ver-
nichten und die Lohne der neuen Angestellten auf die Hélfte zu reduzieren. Bis
heute versucht er, die Produktion nach Mexico und Argentinien zu verlagern.
Die Hohepunkte dieser Kampagne beinhalteten:

> Eine Anstrengung von Angestellten und Managern, das Unternehmen
zu kaufen — ein Angebot, das vom Inhaber zuriickgewiesen wurde;
> Eine erfolgreiche Organisationskampagne, die eine Koalition von 80

Organisationen in Chicago einschloss, die die Bemiihungen der Ge-
werkschaft unterstiitzten, einen starken Vertrag zu erzielen und die
Lohne und Gewinne der Angestellten zu beizubehalten.

> Einen Prozess durch den Inhaber gegen den Exekutiv Direktor von
CLCR und gegen CLCR, der verloren ging;
> Die Schaffung eines Candy Instituts — ein Programm von CLCR — um

eine wettbewerbsfihige Candy-Industrie mit Aigh road Praktiken zu
entwickeln. Das Candy Institut kooperiert mit allen wichtigen
Akteuren in der Industrie in Programmen wie dem Training und der

" See “Misadventures in Candyland” Numbers 1 & 2. These are two pamphlets
summarizing the Brach Campaign published by and available from CLCR, 3411 W.
Diversey, Chicago, IL 60647.
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Bildung, bei gemeinsamem Kauf und bei der Netzwerkarbeit sowie bei
der politischen Unterstiitzung fiir 4igh road Praktiken; und

> Eine Delegation von Arbeiter- und Gemeindefiihrern, die Gewerk-
schafts- und Unternehmensfiihrer in Argentinien trifft und versucht,
eine Fusion zwischen dem nordamerikanischen Unternehmen Brach
und einem argentinischen Unternehmen zu verhindern.

4. Nutzung des Systems, um die Vision des Gemeinwesens und
seine Fahigkeiten zu entwickeln

Das Friihwarn-Unternehmensentwicklungs-System " ist ein exzellenter Zugang
fiir die soziale Seite der Wirtschaft — fiir Arbeiter, Organisationen des Gemein-
wesens, zivile Vereine, die lokale Regierung und andere. Es spielt eine
dynamische Rolle in der lokalen Wirtschatft, sei es in einem individuellen Unter-
nehmen, einer Branche, oder bei allen anderen Punkten, die Unternchmen und
Gemeinden erfolgreich machen. Die Erfahrung auf der Mikro-Ebene fiihrt zu
einem tieferen Verstdndnis der Fragen, die auf der Makro-Ebene, in der Politik,
oder auf der legislativen Ebene behandelt werden miissen. Der Prozess baut ein
Netzwerk von Individuen und Institutionen, das jenseits der unmittelbar bevor-
stehenden Aufgaben einen Wert hat. In Chicago, hat das Frithwarn-Netzwerk zu
einer breiteren Entwicklung in dem Nahrungsmittelsektor gefiihrt. Ein
Frithwarn-Netzwerk in Brooklyn fiihrte zu einem Netzwerk in der ganzen Stadt
und einer Reihe anderer Projekte, die mit der Entwicklung einer gesunden
regionalen Okonomie verbunden sind.

Strategische Implikationen des
Frihwarn-Unternehmensentwicklungs-Systems

In der heutigen Wirtschaft sind die entstehenden und vielleicht machtvollsten
Trends im privaten Sektor jene, die in Richtung low road weisen. lhre Suche
nach einem hohen kurzfristigen Gewinnen fiir ihre Aktienbesitzer nach In-
vestitionen, und aullerordentliche Kompensationen fiir ihre Exekutiv Direktoren,
fiihren Unternehmen dazu, kurzfristige Strategien zu verfolgen, die schlieBlich
und endlich fiir die produktive Kapazitdt der Unternehmen, fiir die Biirger und
Gemeinden — sowohl in der entwickelten als auch in der sich entwickelnden
Welt — destruktiv sind. Gewiss gibt es high road Unternehmen, die ein genuiner
Teil eines Entwicklungskonzeptes sind, das wirtschaftlich, sozial und in Bezug
auf die Umwelt nachhaltig ist. Sie erkennen “stakeholder”'® sowie
“shareholder”"” an und sind beiden auf angemessene Weise verpflichtet. Diese
Unternehmen sind in ihren Méarkten wettbewerbsfihig und profitabel — und in

' The Early Warning Business Development System
' Interessengruppen bzw. Anspruchsberechtigte
'7 Aktienbesitzer
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der Regel haben sie eine sehr gute Arbeitsleistung. Sie konkurrieren dadurch,
dass sie smarter sind. Aber sie sind nicht der aufstrebende Trend.

In den Vereinigten Staaten von Amerika sowie in anderen Léndern, haben der
offentliche Wirtschaftssektor sowie die Arbeiter, erwartet, dass der Privatsektor,
der Anfiihrer der produktiven Kapazitit sei. Die soziale Bewegung konzentrierte
sich in der Regel auf Fragen der Umverteilung des Reichtums (sowie auf die
Anzahl der Arbeitspldtze, Lohne, Gewinn- und Arbeitsbedingungen); und nicht
auf die Fragen, die mit der Schaffung des Reichtums zu tun haben (wie
Finanzen, Vermarktung, Diskriminierung, Technologie, Produktentwicklung,
Eigentum, Management und Produktionstechniken). George Meany, der
Prisident der AFL-CIO Gewerkschaftsfoderation'® sagte 1955,
“Wo Managemententscheidungen einen Arbeiter direkt betreffen wird eine
Gewerkschaft intervenieren .... aber die Fragen, die einen Arbeiter nicht direkt
berithren konnen, wird eine Gewerkschaft nicht in Frage stellen. Zu ithnen gehoren
Investitionspolitik, die Entscheidung, ein neues Produkt zu machen, der Wunsch, ein
neues Werk aufzubauen, um niher an expandierenden Mérkten zu sein, etc....”
Die soziale Bewegung, einschlieflich der Aktivisten der 1960er Be-
wegung, ist in der Regel innerhalb dieser generellen Richtlinien geblieben. Es gab
keinen grundlegenden Unterschied zwischen den Linken und den rechten Fliigeln
dieser Bewegungen aufler in der Art des Zugangs. Wo immer man es fiir notwendig
hielt zu intervenieren, sah man die Regierung als Akteur mit den geeigneten
Instrumenten der Regulierung, Steuer- und Handelspolitik sowie der Subventionen.
CLCR erkannte jedoch zusammen mit Anderen in den USA und zusammen
mit der internationalen Arbeiterbewegung und Entwicklungsbestrebungen die ab-
solute Notwendigkeit, von aktivem Engagement und der Fiihrung durch die Arbeiter
und die soziale Seite der Wirtschaft in den Fragen der Schaffung sowie in der Um-
verteilung von Reichtum in dem Unternehmen oder in der Wirtschaft auf Mikro-
Ebene.” Frithwarn-Unternehmens-entwicklungs-Systeme sind in vielerlei Hinsicht
ein wesentlicher programmatischer Ausdruck dieses strategischen Konzeptes.
> Diese Aktivitit ist eine einzigartige Gelegenheit, die Hindernisse und
Losungen der Schaffung von Reichtum in dem spezifischen Unternehmen
und Sektor anzugehen;

> Es ist der Beginn einer Schliisselkomponente in der Schaffung von
Reichtum — die Entwicklung eines unabhingigen Blickes darauf, wie das
Unternehmen gemifB3 der Werte und Interessen der Arbeiter und breiteren
Gemeinde gefiihrt und entwickelt werden kann;

> Arbeiter und die Teilnehmer bei dem Frithwarnsystem haben das
Potential, ein Verstdndnis der lokalen Wirtschaft zu entwickeln, das mit

'8 American Federation of Labor and Congress of Industrial Organizations ...
¥ See Building the Bridge to the High Road, by Dan Swinney, 80 pages, available from
CLCR, 3411 W. Diversey, Chicago, IL 60647 or on their web site: www.clcr.org
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der Zeit jeder anderen Quelle iiberlegen ist. Uber dieses Netzwerk haben
sie einfach Zugang zu mehr Information als die Gruppe von Investoren,
oder sogar als die Inhaber und Manager des besonderen Unternehmens
selbst. Diese Information wird zu der Grundlage fiir ein breites Spektrum
von Aktivititen;

> Es gibt einen tiefgreifenden Wechsel von individuellem- und Gruppen
Bewusstsein, der im Zuge der Teilnahme an Versammlungen und bei der
Analyse dieser Art von Information stattfinden kann. Fiir einen Arbeiter,
der nur darauf geeicht war, eine Arbeit, Lohn und Gewinne zu haben,
kann es einen sehr signifikanten Sprung im Denken, der Philosophie und
den Erwartungen bedeuten, liber Einfluss auf das Management oder
sogar Eigentum nachzudenken.

> Diese Erfahrung ist die dynamische Grundlage von Wirtschaftsdemo-
kratie. Sie findet in der Arena statt, wo die meisten Leute den grof3ten
Teil ihres Lebens verbringen. Das ist wirklich radikale Demokratie, die
an den Wurzeln der Wirtschaft stattfindet—im individuellen Unter-
nehmen, und an dem Ursprung von menschlichen Lern- und Erfahrungs-
prozessen — bei der Arbeit; und

> Friihwarnsysteme sind die Grundlage fiir eine breitere Koalition von
Unternehmen, zivilen, religidsen, politischen und Gemeindeorganisa-
tionen in Bezug auf eine Strategie fiir die High Road Unternehmensent-
wicklung. Diese Koalitionen haben neue und interessante Charakteristika.
Das Biindnis ist grofer als die Summe seiner Teile, indem sie jeder teil-
nehmenden Organisation Ressourcen und Optionen zur Verfligung stellen,
die sie in den traditionellen wirtschaftlichen, politischen und sozialen
Netzwerken normalerweise nicht haben.

Schlussfolgerungen

Friihwarn-Unternehmensentwicklungs-Systeme wurden als effektives Konzept
entwickelt, das ein breites Spektrum von 6ffentlichen und privaten Organisationen
in gemeinsamer Arbeit flir den Erhalt und die Entwicklung lokaler Unternehmen
in der regionalen Okonomie einschlieBt. Statt passiv den Niedergang von Unter-
nehmen oder Sektoren mit verheerenden Konsequenzen fiir die Regionale Oko-
nomie zu beobachten, identifiziert frithes Warnen Probleme solange sie noch ge-
16st werden konnen. Diese Arbeit ist auch ein wichtiges Instrument bei der Aus-
weitung von Demokratie in den Grundlagen von Wirtschaft und Gesellschatft.

Dieses Konzept befindet sich noch in der Experimentierphase. Es wurde in
einer Reihe von US Stidten und Regionen verwandt einschlielich Chicago und
in kleineren Stidten in Illinois, New York und Pennsylvania, in Montreal und
von U.S. Gewerkschaften sowie dem International Brotherhood of Machinists,
die ihr “Alert” System entwickelt haben. Wo es verwandt wurde, war es erfolg-
reich bei der Rettung von Unternehmen und Arbeitsplidtzen und bei der
Schaffung von stirkeren Gewerkschafts- und Entwicklungsbiindnissen. Es ist
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ein Konzept, das getestet und in groBerem Malistab von jenen weiterentwickelt
werden sollte, die sich dafiir engagieren, dass die produktive Kapazitit unserer
internationalen Wirtschaft aufgebaut wird und wir gleichzeitig die Demokratie
in groBBerem Umfang und sinnvollerer Weise erweitern.

Anhang: Frithwarn-Erhebung
Was passiert mit Deinem Job? Was passiert mit Deinem Unternehmen?

Diese Erhebung ist ein Versuch des Center for Labor and Community
Research (CLCR), unsere Arbeitsplatze und unsere Unternehmen hier gesund
zu erhalten. Bitte beantworten Sie die Fragen und senden oder faxen sie das
Formular an uns zurlick. Wir werden Sie kontaktieren. Alle Information wird
vertraulich behandelt.

Name: Datum:
Adresse:

Unternehmensname: Deine Arbeit
Unternehmensadresse:

Habt lhr eine Gewerkschaft? _ Wenn ja welche?

owr_n

Bitte antworte JA oder NEIN auf die folgenden Fragen. Ein “ja” auf irgend-
eine von ihnen kénnte bedeuten, dass Dein Job nicht sicher ist und wahr-
scheinlich mehr Aufmerksamkeit verlangt.

1. Gab es Gerlichte, dass das Werk schlieBen wird?

2. Gab es groRere Entlassungswellen in den letzten 2 Jahren?
3.Wird der Inhaber alt und/oder krank ohne jemanden fiir die Ubernahme
des Unternehmens auszubilden?

6. Wurde Arbeitskraft und/oder groRere Ausriistungen von dem Unter-
nehmen abgezogen?
7. Bringen sie Leute in das Unternehmen, die Du nicht kennst. Raumen sie
das Werk auf? Haben sie die Sicherheit ohne Erklarung erhoht?

8. Leben die Inhaber aullerhalb der Stadt? Wurde das Unternehmen kirzlich
verkauft?

9. Nimmt das Unternehmen unibliche Positionen in Vertragsaushandlungen
ein?

10. Ist das Management im Umgang besonders nett oder ungewoéhnlich
schwierig?

Bitte senden an: Mike Jin, Center for Labor and Community Research, 3411
W. Diversey, Chicago, IL 60647, www.clcr.org ...Danke fiir Deine Hilfe!
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In Chicagos Austin Gemeinde: Alinsky
versus Arizmendi
Umverteilung oder Kontrolle des Reichtums’

Dan Swinney

Die Ara nach dem Zweiten Weltkrieg gab zwei Visioniren Auftrieb, die darauf
aus waren, mehr Demokratie und Wohlstand in ihre Wahlkreise mit Leuten
niedriger Einkommen zu bringen als Teil einer breiteren Vision, die Welt zu
verdndern. Beide waren kritisch gegeniiber dem Kapitalismus sowie gegeniiber
der Art von Sozialismus, der in der Sowjetunion praktiziert wurde und allein auf
dem Staat aufbaute. Beide mobilisierten die Basis, in threm eigenen Namen
Macht auszuiiben, und dies taten Tausende, was tiefe Auswirkungen auf die
Gemeinden hatte, denen sie dienten. Beide werden von den jungen und alten
Organisatoren, die nach neuen Losungen fiir alte, scheinbar unlésbare Probleme
suchen, tiberall auf der Welt studiert.

Saul Alinsky, stark beeinflusst von John L. Lewis von der Bergarbeiter-
gewerkschaft United Mineworkers of America, verkiindete eine Vision fir Ge-
meinden mit niedrigem Einkommen, die eine Parallele zu der erfolgreichen Or-
ganisationsstrategie des Congress of Industrial Organizations darstellte. Diese
Strategie fullte auf der Auffassung, dass die Produktionsmittel, die Schaffer des
Reichtums in den Vereinigten Staaten, eine gute Arbeit leisteten. Schlielich
war das, was fiir General Motors (GM) gut war, gut fiir das Land. Damals
stimmten die Profite der groBBen amerikanischen Konzerne im Allgemeinen mit
der langfristigen Entwicklung der Branche, in die sie investiert hatten, iiberein:
GM stellte Autos her und schien sich langfristig mit Investitionen fiir neue
Technologien und allgemeines Schritthalten zu engagieren. IBM tat dasselbe mit
Computern. US Steel tat dasselbe mit Stahl. Und traditionell, ging es den weiflen
Mittelklasse Gemeinden, wo diese Konzerne angesiedelt waren, sowie den
Oberklassen ganz gut. Gemeinden, Arbeiter und Unternehmer anderer Hautfarbe
sahen sich konfrontiert mit Diskriminierung in jedem Aspekt der Wirtschaft und
Gesellschaft einschlieBlich der Einkommen und Arbeitsbedingungen, Zugang zu
Eigentum, Wohnung und ungleicher Rechtsprechung.

Alinsky ging es nicht um die guten Produktionsmittel sondern um die Ver-
besserung der Verteilung des Reichtums, der von dem System geschaffen
wurde, darum, Gemeinden einzubeziehen, die systematisch ausgeschlossen oder
ausgenutzt wurden, weil sie Schwarz oder Latino waren, beziehungsweise der
Arbeiterklasse angehorten. Er und seine Organisationen kdmpften gegen alle
Formen von Diskriminierung und Ungerechtigkeit. Seine Pionierorganisationen

! October 13, 2007
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wurden in Chicago geschaffen—The Woodlawn Organization, the Back of the
Yards, und die Organization for a Better Austin.  Sie wurden von
professionellen Organisatoren gegriindet und durch die [Industrial Areas
Foundation rekrutiert, in der sie auch Mitglieder wurden, und spiter von
Organisationen, die gegriindet wurden, die die Alinsky Perspektive verfolgten.

Sie organisierten Anwohner ausgehend von ihrem “Eigeninteresse” und um
unmittelbare wichtige Forderungen nach besseren und anstindigen Wohnungen,
nach sozialer- und Rassengerechtigkeit, fiir eine Reform der Sozialhilfe, und an-
dere unmittelbare Fragen, so wie es auch ihre Gewerkschaften parallel taten, in
den groflen Fabriken und Niederlassungen im ganzen Land. Sie organisierten
sich um die Umverteilung des Reichtums in ihren eigenen Distrikten zu er-
reichen, wobei sie alle Fragen, die mit der Schaffung des Reichtums in dem
Amerika der GroBunternehmen und des privaten Sektors zu tun hatten, beiseite-
lieBen.

Zur gleichen Zeit verfolgte ein Priester, Pater Jose Maria Arizmendi in dem
Baskenland in Nordspanien, in dem Ort Mondragon, einen anderen Kurs. Er ge-
horte zum baskischen Widerstand gegen Franco, dem spanischen Faschisten,
der Ende der 1930er Jahre an die Macht gekommen war. In dieser Zeit wurde er
festgenommen und entkam nur knapp der Hinrichtung. Er wurde der Kirchen-
gemeinde in der Kleinstadt Mondragon zugewiesen. In seiner Betrachtungs-
weise ging er davon aus, dass die Kontrolle und Entwicklung der Produktions-
mittel nach den Werten und Priorititen der lokalen Gemeinschaft der Haupt-
fokus der Organisation und Entwicklung von Organisation sein sollte anstatt nur
die breitere Verteilung des Reichtums anzusteuern. Es war am Ort der
Produktion, wo die Arbeit getitigt wurde, wo Demokratie erweitert werden
sollte und wo Arbeiter/ Einwohner den grof3ten Einfluss, die meiste Macht be-
sallen. Besonderheiten der spanischen Gesetzgebung machten die Griindung von
Genossenschaften attraktiv, die zu den hervorragenden Charakteristika des
Mondragon “Models” wurden. Dies war schwierige aber langfristig leistungs-
fahigere Arbeit.

1943, kurz nach Ankunft in Mondragon, organisierte er eine Polytechnische
Schule fiir junge Basken, die sowohl die technischen Fihigkeiten der Fertigung
und Produktion lehrte als auch Werte vermittelte. 1956, kaufte Arizmendi mit
fiinf Abgingern dieser Schule ein Gasherdunternehmen und organisierte es auf
genossenschaftlicher Basis—ein Arbeiter/ eine Stimme — und mit einer Ein-
kommensskala von eins zu drei. Das Anfangsunternehmen beschiftigte 30
Arbeiter-Eigner. Es war erfolgreich. Ein weiteres Unternehmen wurde mit
einem anderen Team gegriindet, und dann ein weiteres und wieder ein weiteres.
Mitte der 1970er, hatten sie etwa 45 Unternehmen, die 17.000 Arbeiter in
Produktion und Handel sowie in der gemeinsamen Bank, Berufsschulen und
Wohnungsgenossenschaften beschiftigten. 2007 besal das Mondragon Netz-
werk—jetzt die Mondragon Corporacion Cooperativa —100 Unternehmen, die
global 130.000 Personen beschiftigte. Es gibt grole Handels- und Produktiv-
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genossenschaften. Eroski ist ein groes Handelsunternehmen im Besitz seiner
Beschiftigten und Kunden und hat Wal-Mart einfach dadurch aus Spanien
herausgehalten, dass es eine wettbewerbsstiarkere Alternative fiir die Konsu-
menten ist. Mondragon ist der Vorreiter der spanischen industriellen Wirtschaft
und die Region wird als eine der fiihrenden Produktionsregionen der globalen
Okonomie angesehen. Die Arbeitslosigkeit ist sehr niedrig und das pro Kopf
einkommen ist hoch. Demokratie ist eine Realitdt in der Politik sowie in der
Wirtschatft.

Arizmendi erkannte die zentrale Rolle der Schaffung des Reichtums in der
Gesellschaft und die Tatsache, dass Markterfahrenheit und Wettbewerb mit so-
zialen Werten kombiniert werden kann. Durch die Organisation, Entwicklung
von Flihrungsfdhigkeit und Organisationserfahrung, konnte Arizmendi eine Be-
wegung anfithren, die sich erfolgreich auf dem Markt und in dem Staat be-
hauptet und die die zivile Gesellschaft nachhaltig beeinflusst hat.

Heute ist die von Alinsky-inspirierte Bewegung immer weniger durch-
setzungsfahig. Méchtige Teile des Privaten Sektors haben sich qualitativ ver-
andert und das michtige Low Road’ Segment, das von der Wall Street be-
herrscht wird und einige der groBen multinationalen 6ffentlich verkauften Kon-
zerne haben den Sozialen Vertrag, der die von Alinsky inspirierte Bewegung in
den 1950ern und 1960ern moglich gemacht hatte, zerschlagen. Bei den
michtigsten Konzernen sind kurzfristige Gewinne fiir die Aktiondre an die
Stelle jedweden Wunsches oder langfristigen Engagements in einzelne
Konzerne, Produkte oder Branchen und noch weniger Gemeinden, wo die
Produktion stattfindet, getreten.

Eine soziale Bewegung oder Regierung in den Vereinigten Staaten kann ihre
Rolle nicht mehr auf die reine Umverteilung des Reichtums und Regulierung
beschrinken. Umverteilung und Regulierung sind erforderlich aber nicht langer
ausreichend. Es ist entscheidend, dass jene, die sich fiir nachhaltige Gemeinden
interessieren, die Fragen der Schaffung des Reichtums aufgreifen und Biindnisse
mit jenen in der Wirtschaft aufbauen, die immer noch eine heutige Version der
alten Idee von Verantwortung teilen.

Aus meiner Sicht war und ist Arizmendi ein stirkerer und effektiverer
Visionir in der Weichenstellung fiir die Organisation in Gemeinden als Alinsky.
Wir miissen heute mehr als zuvor Perspektiven wie die seine nutzen und nicht
nur andere nach einer Entwicklung fragen, die die Bewohner der Gemeinde ein-
schliefft, sondern dies auf eine Weise zustande bringen, die unter lokaler
Kontrolle und nach lokalen Werten ausgerichtet ist. Wir miissen die Féahigkeit
und Vision entwickeln, die es denen mit einem Engagement fiir eine Ent-

% Low Road
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wicklung, die dkologisch, wirtschaftlich und sozial nachhaltig ist, um auf dem
Markt, in dem Staat und in der Zivilen Gesellschaft gegen den destruktiven low
road Trend anzutreten. Es gibt jetzt ein grofles Fithrungs-Vakuum in der Wirt-
schaft und Gesellschaft, insbesondere in Gemeinden wie Austin, Chicago. Wir
sollten darum kdmpfen, dieses Vakuum mit einer Vision zu fiillen, die die Ge-
meinde wirklich im Namen ihrer Einwohner aufbaut und die Art von Biind-
nissen  kniipft, die fiir den Erfolg entscheidend sind. Austin
Polytech(www.austinpolytech.com) ist Teil dieser Bemiihung.

Aus dem Englischen von Clarita Miiller-Plantenberg
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Podium Wirtschaftsdemokratie

Solidarische Okonomie, Belegschaftsiibernahmen
und Demokratisierung der Wirtschaft

Joachim Beerhorst

Ich gliedere meine Ausfiithrungen in drei Thesen, die ich zu Beginn kurz vor-
stelle:

1. Es gibt in der deutschen Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung ein
durchgéngig starkes Verlangen nach der Demokratisierung von Arbeit und Wirt-
schaft — aber eine Distanz gegeniiber Betriebslibernahmen, Arbeiterselbstver-
waltung, Produktivgenossenschaften unter kapitalistischen Bedingungen.

2. Die Demokratisierung von Arbeit und Wirtschaft (und damit die Be-
dingungen einer solidarischen Okonomie) werden eher institutionell und be-
triebsiibergreifend/ gesamtwirtschaftlich gedacht — mit einem konzeptionellen
Reichtum, der in begrenzte Erfahrungen, aber auch in weiterfiihrende Uber-
legungen miindet.iese  weiterfiilhrenden  Uberlegungen  bediirfen  der
Aktualisierung und Konkretisierung; dadurch wiirden eine umfassende
Politisierung und Demokratisierung von Arbeit und Wirtschaft moglich — und
damit eine solidarische, zumindest eine solidarischere, Okonomie.Ich werde
versuchen, diese Thesen im Folgenden nédher darzustellen und zu begriinden -
teilweise historisch, teilweise mit direktem Bezug auf die Gegenwart.

Zur ersten These: Es gibt in der deutschen Arbeiter- und Gewerkschafis-
bewegung ein durchgdngig starkes Verlangen nach der Demokratisierung von
Arbeit und Wirtschaft — aber eine Distanz gegeniiber Betriebsiibernahmen,
Arbeiterselbstverwaltung, Produktivgenossenschaften auf kapitalistischer Basis.
Wir finden in der deutschen Arbeiter und Gewerkschaftsbewegung das Ver-
langen nach Demokratisierung von Arbeit und Wirtschaft bereits sehr friih - seit
Beginn der Industrialisierung. Die Allgemeine deutsche Arbeiterverbriiderung,
die erste grole Arbeiterorganisation, die sich1848 im Zuge der biirgerlichen Re-
volution herausbildet und in Berlin versammelt, postuliert in ihrem politischen
und sozialen Forderungskatalog unter anderem die: ,,freie Wahl der Aufseher
und Werkmeister®, also der Vorgesetzten im kapitalistisch werdenden Arbeits-
prozess. Darin kommt schon ein leitendes Motiv zum Ausdruck, das sich in der
Arbeiterbewegung durchhilt. Fremdbestimmte Autoritatsverhédltnisse im Betrieb
nicht einfach zu akzeptieren.

Explizit und als Bestandteil eines gradualistischen Verdnderungskonzepts ar-
tikuliert das - in der Expansions- und Konsolidierungsphase der gewerkschaft-
lichen Organisationen - ihr Vorsitzender Carl Legien in einer Schrift iiber die
Ziele der deutschen Gewerkschaftsbewegung: ,,Die Regelung der Arbeits-
verhéltnisse wird ... sich aber bei weiterer Entwicklung nicht nur auf die Lohn-
hohe und die Dauer der Arbeitszeit beschrianken, sondern sich auch auf die Be-
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triebseinrichtungen erstrecken. Der letzte Schritt wiire dann die Ubernahme der
Leitung der Produktion durch die Arbeiterschaft, wobei es ja dem Unternehmer,
welcher die notige Qualifikation besitzt, frei stiinde, seinen Teil zur Vervoll-
kommnung und Erhéhung der Produktivitéit beizutragen. Das Ziel der Gewerk-
schaftsbewegung ist die Erhohung der Lebenshaltung der Arbeiterbevolkerung
und die Beseitigung des Absolutismus im Fabrikbetriebe, an dessen Stelle die
demokratische (sozialistische) Organisation der Betriebsstdtten zu treten hat.“ '

Diese programmatische Erkldrung des Vorsitzenden der sich gerade zentrali-
sierenden und zur Massenorganisation werdenden deutschen Gewerkschaften
um 1900 habe ich vorangestellt, weil sie, was den Themenkomplex Wirtschafts-
demokratie anbelangt, in gewisser Weise paradigmatisch ist fiir die weitere theo-
retische und konzeptionelle Entwicklung der Arbeiterbewegung. 1919 etwa, in
der revolutionidren Phase nach dem Ersten Weltkrieg, postuliert die Vorstiande-
konferenz der Gewerkschaften Deutschlands, ,,innerhalb der Betriebe (...) frei
gewihlte Arbeitervertretungen (Betriebsrite) zu schaffen, die, im Einvernehmen
mit den Gewerkschaften und auf deren Macht gestiitzt, in Gemeinschaft mit der
Betriebsleitung die Betriebsdemokratie durchzufiihren haben. (...) Die Gewerk-
schaften erblicken im Sozialismus gegeniiber der kapitalistischen Wirtschaft die
hohere Form der volkswirtschaftlichen Organisation.” Dieses Motiv - Ein-
schrinkung der Verfligungsgewalt der Kapitaleigner iiber Sachen und Menschen
durch die Arbeitenden und ihre Vertreter - leitet zur gleichen Zeit auch die Re-
volutiondren Obleute der Metallbetriebe GroB3-Berlins, gewerkschaftlich organi-
sierte radikale sozialistische Vertrauensleute des deutschen Metallarbeiterver-
bandes, die konkretisieren, wie sie die Kapitalhoheit zuriickdringen wollen:
,,Wir fordern die Kontrolle der Produktion, die Uberwachung der Unternehmer-
tatigkeit durch den Betriebsrat aufgrund der Einsichtnahme in sdmtliche techni-
schen, betriebswirtschaftlichen und finanziellen Vorginge des Unternehmens
sowie die gleichberechtigte Mitentscheidung bei allen wichtigen Angelegen-
heiten.*

Was aus beiden Erklarungen deutlich wird: Es gibt einerseits einen deutlich
artikulierten Anspruch auf Verdnderung der kapitalistischen Arbeitsverhéltnisse
—und wir werden noch sehen: auch der uberbetrieblichen Verhiltnisse —, aber
in der praktischen Umsetzung miindet dies - selbst in einer revolutionédren Situa-
tion - mehr in einem Modell der Paritdt von Kapital und Arbeit als in der Auf-
hebung des Kapitals. Die sozialistische Perspektive wird zwar offen gehalten,
aber ihre Vergegenwirtigung durch direkte Betriebsiibernahme steht nicht an.
Ohnehin zeigt dieser Paritdtsgedanke in der weiteren Entwicklung der deutschen
Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung seine Ambivalenz: Wird die Kontrolle
von Unternehmerentscheidungen und die Gleichberechtigung von Kapital und

! Carl Legien Ziele und Mittel der deutschen Gewerkschaftsbewegung, in: Sozialistische Mo-
natshefte, 1900 , 4. Jahrgang, Nr. 3, S. 109 ff.
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Arbeit zundchst noch als Etappe auf dem Weg zur sozialistischen Trans-
formation aufgefasst, so verwandelt sich — insbesondere nach dem Zweiten
Weltkrieg — dieses Mittel in das Ziel: paritdtische Mitbestimmung auf kapita-
listischer Basis tritt an die Stelle der demokratischen Kooperation auf Basis ge-
sellschaftlichen Eigentums.

Zum zweiten Teil der These — zur Distanz gegeniiber Selbstverwaltung und
Kooperativen. Wenn in der deutschen Arbeiterbewegung von Genossenschaften
die Rede ist, dann sind fast ausschlieBlich Konsumgenossenschaften, in den sel-
tensten Féllen Produktivgenossenschaften gemeint. Gegeniiber Produktiv-
genossenschaften gibt es eine sehr grofle Skepsis, teilweise sogar offene Ab-
lehnung. Der sozialdemokratische Parteitag von 1892 beispielsweise nimmt zu
Genossenschaften folgende Position ein:

In der Frage des Genossenschaftswesens steht die Partei auf dem Standpunkt:
sie kann die Griindung von Genossenschaften nur da gut heilen, wo sie die sozi-
ale Existenzermoglichung von im politischen oder gewerkschaftlichen Kampf
gemaBregelten Genossen bezwecken... Im Ubrigen haben Parteigenossen der
Griindung von Genossenschaften. entgegenzutreten und namentlich den Glauben
zu bekdmpfen, dass Genossenschaften imstande seien, die kapitalistischen Pro-
duktionsverhiltnisse zu beeinflussen, die Klassenlage der Arbeiter zu heben,
den Klassenkampf der Arbeiter zu beseitigen oder auch nur zu mildern." Ge-
nossenschaften gelten also allenfalls als Notnagel, aber nicht als Trans-
formationsperspektive. Dieses harte Urteil wird in den Folgejahren etwas
differenzierter, die Haltung zu Genossenschaften bleibt aber kritisch. Die Vor-
behalte, die sich bis heute durch die deutsche Arbeiter- und Gewerkschafts-
bewegung ziehen, lassen sich so zusammenfassen:

Genossenschaften und selbstverwaltete Betriebe unter Bedingungen des Kapi-
talismus
o haben das Problem der Kapitalbeschaffung und des Kapitalmangels,
neigen zum Betriebsegoismus und zur Reproduktion der Konkurrenz
o bleiben abhingig von Marktunsicherheiten
o miissen komplexe Prozesse der Produktions-und Arbeitsorganisation im

Spannungsfeld von Betriebsleitung und Arbeiterselbstverwaltung 16sen - und

fiir letztere stellt sich das Problem der erforderlichen Qualifikation und Kom-

petenz
o stehen in der Gefahr oder setzen voraus, erkdmpfte gewerkschaftliche

Standards der Lohnhohe, der Arbeitszeiten, der sozialen Sicherung zu unter-

schreiten und zu Selbstausbeutung zu fithren, wodurch ein Absenkungsdruck

auf die anderen Betriebe ausgeiibt wird

o lenken ab von der Transformationsperspektive des Sozialismus

o passen nicht zur eher zentralistischen, effizienzorientierten und reprasen-
tativen Betriebs- und Organisationskultur.
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Die Entwicklung nach 1945 l4uft dann darauf hinaus, dass wir sowohl die Ge-
nossenschaftsidee wie die Perspektive der Systemtransformation aufgeben -
vielleicht lisst sich ja beides mit dem Referenzpunkt "solidarische Okonomie"
revitalisieren?

Zur zweiten These: Die Demokratisierung von Arbeit und Wirtschaft (und da-
mit die Bedingungen einer solidarischen Okonomie) werden eher institutionell
und betriebsiibergreifend/gesamtwirtschaftlich gedacht — mit einem konzeptio-
nellen Reichtum, der in begrenzte Erfahrungen, aber auch in weiterfiihrende
Uberlegungen miindet.

Welche wirtschaftsdemokratischen Reprisentationsformen werden hervor-
gebracht, was sind wichtige konzeptionelle und politische Beitrdge aus der Ge-
werkschafts- und Arbeiterbewegung?

Zunichst ein kurzer Uberblick: Reprisentation auf der betrieblichen Ebene:
»~Konstitutionelle Fabrik* als Stufe zur sozialistischen Republik der Arbeit (Carl
Legien).

Die tiberbetriebliche Ebene: Reprasentation 6ffentlicher Interessen gegeniiber
der Einzelwirtschaft (Karl Korsch, Fritz Naphtali, Prager Friihling), Wiederauf-
nahme der wirtschaftsdemokratischen Programmatik: Paritdtische Mit-
bestimmung und Wirtschafts- und Sozialrdte (DGB 1949 {t.).

Konzeptionelle Desiderate: Reprisentationsdefizite und Moglichkeiten ihrer
Uberwindung: ,,Dritte Bank* und Selbstvertretung in Betrieb und Gesellschaft.

Zum ersten Punkt — Carl Legien — noch einmal sein Gedanke:

,Das Ziel der Gewerkschaftsbewegung ist die Erhohung der Lebenshaltung der
Arbeiterbevolkerung und die Beseitigung des Absolutismus im Fabrikbetriebe,
an dessen Stelle die demokratische (sozialistische) Organisation der Betriebs-
Stdtten zu treten hat.*

In diesem Gedanken ist der Kern seiner Konzeption enthalten: die Ein-
grenzung der kapitalistischen Vorherrschaft durch die Stirkung bis hin zur
parititischen Vertretung der Arbeiter und die Kontrolle der Préirogative des
Kapitals durch eine verfasste Fabrik (eine durchaus folgenreiche Vorstellung -
die heutige Rechtsgrundlage fiir die innerbetriebliche Interessenvertretung der
Arbeitnehmer heilit Betriebsverfassungsgesetz). Die Analogie zur Gesell-
schaftsgeschichte, die Legien zieht, besteht darin, dass man in der Fabrikwelt
ebenso wenig wie in der Gesellschaft vom Absolutismus unmittelbar zur demo-
kratischen Republik kommt - es bedarf der konstitutionellen Beschrinkung der
Macht des Souverins bis hin zur paritétisch gleichberechtigten Beteiligung der
Arbeitenden (mit der Perspektive der demokratisch-sozialistischen Republik der
Arbeit).

Zum zweiten Aspekt - die uiberbetriebliche Ebene. Eine Frage lasst der Fabrik-
ansatz (in der Arbeiterbewegung, aber auch in der Genossenschafts- und Alter-



Demokratisierung der Wirtschaft 81

nativbewegung) offen: Was geschieht jenseits der Betriebe? Kann aus der
Summe von mitbestimmten oder selbstverwalteten Unternehmen so etwas wie
eine demokratische Gesamtwirtschaft werden?

Dies ist das Thema von Karl Korsch, einem sozialistischen Theoretiker der
Weimarer Republik, der sich mit wichtigen Beitrdgen insbesondere in die Sozia-
lisierungsdebatten der frithen zwanziger Jahre einmischt und auf Blindstellen
bisheriger Konzepte hinweist. Durch die alleinige Repridsentation der betrieb-
lichen Produzenten entsteht, Korsch zufolge, noch keine wirtschaftliche Demo-
kratie, sondern Betriebs- oder Produzentensyndikalismus - fiir die Herstellung
wirtschaftlicher Demokratie bedarf es der Repriasentation und des Ausgleichs
einzelwirtschaftlicher und gesamtgesellschaftlicher Interessen: ,,Die dem privat-
kapitalistischen Eigentum an den Produktionsmitteln durch staatliche Sozial-
politik aufgenétigten Einschrinkungen des Eigentums (miissen) zu einem
effektiven Obereigentum der Gesamtheit weiter entwickelt werden (...) - durch
Staat, Gemeinde, Konsumgenossenschaften und besonders gegriindete Zweck-
verbiande®, die zusammen mit den Vertretern der einzelwirtschaftlichen Ein-
heiten die 6ffentliche Bedarfsfeststellung und Bedarfserfiillung regulieren.” Es
bedarf in und gegeniiber der Wirtschaft also einer mehrfachen Représentation:
die der Produzenten - einmal als in der wirtschaftlichen Einzeleinheit
produzierende Besonderheit und zum Zweiten als produzierende Allgemeinheit
aller Arbeitenden. Und die der iiberbetrieblichen gesellschaftlichen Interessen
(insbesondere an sozial erwiinschter, qualitativ und quantitativ zufrieden-
stellender und Okologisch verantwortbarer Giiter- und Dienstleistungs-
produktion), also der gesamtgesellschaftlichen Allgemeinheit.’

Diese Uberlegungen nimmt am Ende der Weimarer Republik Fritz Naphtali -
als Urheber und Namensgeber des Konzepts ,,Wirtschaftsdemokratie® im enge-
ren Sinn - wieder auf.* Sein Demokratisierungskonzept zielt im Kern darauf,
Elemente der Wirtschaftsplanung zur Ausrichtung der Produktion an ge-
sellschaftlichen Bedirfnissen gegen die Dominanz der kapitalistischen Ver-
wertungslogik durchzusetzen. Mittel dazu sind drittelparitdtisch aus Unter-
nehmern, Arbeitervertretern und Verbrauchern zusammengesetzte Selbstver-
waltungskorperschaften der verschiedenen Wirtschaftszweige, die Vertretung

% Karl Korsch, Was heifit Sozialisierung?, in: Ders., Gesamtausgabe, Band 2, Frankfurt am
Main 1980, S. 116 ff.

3 Diese Reprisentationsproblematik spielt eine groBe Rolle in der Auseinandersetzung iiber
den Weg, den die russische Revolution 1918 einschligt (und entscheidet letztlich iiber ihre
demokratische Qualitdt): Der Auflosung der Konstituierenden Versammlung als Représen-
tantin der Gesellschaft und ihrer alleinigen Ersetzung durch Arbeiterrdte hialt Rosa Luxem-
burg in ihrer demokratietheoretischen Kritik das Postulat entgegen: ,,Sowohl Sowjets als
Riickgrat Konstituante und allgemeines Wahlrecht “ (Rosa Luxemburg, Zur russischen
Revolution, in: Dies., Gesammelte Werke, Band 4, Berlin 1979,S. 358.)

* Fritz Naphtali, Wirtschaftsdemokratie - ihr Wesen, Weg und Ziel, Kdln/Frankfurt am Main
1977.
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der Gewerkschaften in allen Organen der staatlichen Wirtschaftspolitik sowie

der Ausbau eines gemeinwirtschaftlichen und genossenschaftlichen Sektors.

Aus der Perspektive und der Reprisentation der Produzenten allein entsteht
kein legitimiertes 6konomisches und gesellschaftliches Ganzes, es bedarf der
Représentation der einzelwirtschaftlichen Einheiten und ihrer Akteure und der
Reprisentation des Gemeinwesens und ihres (konfliktorischen) Ausgleichs - so
lassen sich die wirtschaftsdemokratischen Uberlegungen dieses Strangs der Ar-
beiterbewegung zusammenfassen.”

Zum dritten Aspekt: Nach 1945 - nach Faschismus und Weltkrieg und Unter-
driickung der Arbeiterbewegung - kniipft der DGB an die wirtschaftsdemo-
kratische Programmatik der Weimarer Republik wieder an und formuliert in
seiner Positionsbestimmung 1949 drei Grundsitze:

U Die Gewerkschaften fordern Mitbestimmung der organisierten Arbeit-
nehmer in allen personellen, wirtschaftlichen und sozialen Fragen der Wirt-
schaftsfiihrung und Wirtschaftsgestaltung

Q Uberfiihrung der Schliisselindustrien in Gemeineigentum

O Volkswirtschaftliche Rahmenplanung statt chaotische Marktwirtschaft und
zentralistische Staatswirtschaft

Diese strategische Trias soll die profitorientierte Wirtschaft in Richtung nicht
explizit des Sozialismus, aber doch in Richtung einer gemeinwirtschaftlichen
Orientierung verandern - ein Transformationskonzept mit offenem Ausgang (das
im Zeichen des Prosperititskapitalismus ab Mitte der fiinfziger Jahre aber nicht
mehr ernsthaft verfolgt wird).

Realisiert werden weder Sozialisierung noch volkswirtschaftliche Planung,
sondern ein spezifisches Modell der unternehmensbezogenen und der betrieb-
lichen Mitbestimmung: Auf dem Hintergrund der in der unmittelbaren Nach-
kriegszeit in der Kohle-, Eisen- und Stahlindustrie durchgesetzten und - nach
Urabstimmung und drohendem Arbeitskampf - 1951 zum Gesetz gewordenen
parititischen Mitbestimmung in der Montanindustrie wird mit dem Mit-
bestimmungsgesetz von 1976 in allen Aktienunternehmen mit iiber 2000 Be-
schiftigten auf der Unternehmensebene die formell parititische, mit gleichem

> Als Fluchtpunkt einer entwickelten historischen Konkretisierung wirtschaftsdemokratischer
Motive kann bis heute das umfassende Reformkonzept des ,,Prager Friithlings* von 1968
gelten (vgl. Jiri Kosta, Wirtschaftssysteme des realen Sozialismus - Probleme und Alter-
nativen, Koéln 1984; Ota Sik, Humane Wirtschaftsdemokratie. Ein dritter Weg, Hamburg
1978). Mit seinen Elementen der gesellschaftlichen Kontrolle des Eigentums, der Unter-
ordnung von Marktprozessen unter eine diskursiv zustande gekommene Rahmenplanung,
der Begrenzung von einzelwirtschaftlichen Ertragsanspriichen, der radikalen Ausweitung
betrieblicher und gesellschaftlicher Demokratie und der Ausbalancierung egoistischer und
altruistischer Motive, von Individualismus und Sozialitit enthélt es - obgleich entstanden
als demokratisch-sozialistische Verinderung einer nichtkapitalistischen Okonomie -
unhintergehbare Bezugspunkte auch fiir ein Projekt antikapitalistischer Strukturreformen in
der nachfordistischen Phase des Kapitalismus mit ihren krisenhaften Verwerfungen.
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Stimmgewicht ausgestattete Beteiligung von betriebsinternen und externen ge-
werkschaftlichen Arbeitnehmervertretern im  Aufsichtsrat  verbindlich -
allerdings (neben der Aufspaltung der Arbeitnehmerbank durch einen Vertreter
der leitenden Angestellten) unter Wahrung der Dominanz der Kapitalseite: Der
von den Anteilseignern gestellte Aufsichtsratsvorsitzende hat im Konfliktfall
doppeltes Stimmrecht (s. Schaubild 1). Auf der betrieblichen Ebene bleibt die
Mitbestimmung des Betriebsrats im Wesentlichen beschriankt auf soziale und
personelle Angelegenheiten® — enthilt den Beschiftigten die Mitentscheidung in
wirtschaftlichen Angelegenheiten also bewusst vor.

Zu Beginn der siebziger Jahre bringen die Gewerkschaften mit ihrer Forde-
rung nach der Einrichtung von Wirtschafts- und Sozialrdten noch einmal eine
tiberbetriebliche Mitbestimmungsform ins Spiel, die sowohl Elemente von
Rahmenplanung wie von gesellschaftlicher Unternehmenskontrolle enthélt (s.
Schaubild 2): Auf regionaler, Landes- und Bundesebene sollen parititisch aus
Arbeitnehmer- und Unternehmervertretern zusammengesetzte Beratungs-
gremien installiert werden, die einerseits Fragen der wirtschaftlichen Ent-
wicklung erortern (und damit ansatzweise Orientierungsdaten fiir einzel-
wirtschaftliche Entscheidungen liefern konnen), andererseits gegentiber Parla-
menten und Regierungen in allen wirtschafts- und sozialpolitischen Angelegen-
heiten Informations-, Anhorungs- und Initiativrechte haben Dieses Konzept
findet jedoch keine oOffentliche Resonanz und wird auch von den Gewerk-
schaften - abgesehen von ihrer Beteiligung an der regionalen Wirtschafts- und
Strukturpolitik - nicht aktiv weiter verfolgt.

Gleichwohl wird die Zielsetzung "Demokratisierung der Wirtschaft" - wenn
auch strategisch nicht unterfiittert - programmatisch nicht aufgegeben. So heilit
es im giiltigen DGB-Grundsatzprogramm von 1996:

Q ,.Gewerkschaften (...) miissen fiir eine andere Zukunft, fiir gesellschaft-
liche Alternativen, fiir die Uberwindung sozial ungerechter und dkologisch un-
ertriglicher Verhéltnisse kimpfen.*

O Es geht um den Ausbau der Beteiligungs- und Mitbestimmungsrechte am
Arbeitsplatz, ,,um den kommunikativen Charakter der Arbeit zu erhalten.*

O ,,Den Gewerkschaften geht es um Entscheidungen der Gesellschaft, wie
sie leben, arbeiten und wirtschaften will.*

Wenn man diesen Anspruch ernst nimmt, so ist er offenkundig in einer ver-
wertungsorientierten und marktgesteuerten Okonomie nicht zu verwirklichen -
er weist erneut oder nach wie vor auf die Perspektive einer demokratischen und
solidarischen Gemeinwirtschaft.

¢ Die Eingriffsmoglichkeiten und Beteiligungsrechte des Betriebsrats sind um so grofer, je
weiter sie von den wichtigen Unternehmerentscheidungen (z.B. iiber Ziele und Inhalte der
Produktion) entfernt sind.* Miiller-Jentsch 1986: 224.
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Zur dritten These: Diese Uberlegungen miissen weitergefiihrt werden und be-
diirfen der Aktualisierung und Konkretisierung, dadurch wiirden eine um-
fassende Politisierung und Demokratisierung von Arbeit und Wirtschaft moglich
— und damit eine solidarische, zumindest eine solidarischere, Okonomie.

Dazu fiinf Beispiele:

1.Eine erweiterte mitbestimmungspolitische Konzeption: Umwelt- und andere
offentliche Interessen werden institutionell in die Unternehmensentscheidungen
integriert - mittels der Einrichtung einer ,,dritten Bank* im Aufsichtsrat und der
Kooptation eines Vorstandsmitglieds mit besonderem Mandat.

Unter dem Eindruck der dkologischen Krise und der lokalen und regionalen
Auswirkungen von Unternehmensentscheidungen wird zur Mitte der achtziger
Jahre kurzzeitig eine erweiterte Konzeption der Unternehmensmitbestimmung
diskutiert, die das dualistische Kapital-Arbeit-Paradigma tiberschreitet. Ausge-
hend von der Kritik, dass im halbparitétischen, die ,,Produktionsfaktoren* repra-
sentierenden Mitbestimmungsmodell der Faktor Natur nicht vertreten sei und
beide repréasentierten Interessen — Kapital und Arbeit — dazu neigten, sich in ei-
ner Art faktischer Produktivitats- und Wachstumskoalition iiber Umweltbelange
und externe Wirkungen der einzelwirtschaftlichen Produktionsweise hinwegzu-
setzen, geht es in dieser Konzeption darum, Umwelt- und andere 6ffentliche In-
teressen institutionell in die Unternehmensentscheidungen zu integrieren — und
zwar mittels der Einrichtung einer ,,dritten Bank* im Aufsichtsrat und der Ko-
optation eines Vorstandsmitglieds mit besonderem Mandat. Einen Vorstof3 in
diese Richtung unternimmt im Jahr 1989 ein Gesetzentwurf der Bundestags-
fraktion der Griinen zum ,,Ausbau der Mitbestimmung im Unternechmen und zur
6kologischen Unternehmensverfassung®.” Dessen Kernelement ist die Wahl von
je zwei zusitzlichen stimmberechtigten Umweltvertretern auf der Anteilseigner-
und Arbeitnehmerbank in den Aufsichtsrat von Grounternehmen ab 1.000 Be-
schiftigte, die aber von beiden Seiten unabhingig wiren; Nominierungsrecht fiir
die Wahl dieser vier Umweltsachwalter hatten Natur- und Umweltverbande so-
wie das Kommunalparlament am Unternehmenssitz (s. Schaubild 3).

Eine derart erweiterte Konzeption von Mitbestimmung greift die Uberlegungen
von Naphtali und Korsch wieder auf, dass aus der reinen Produzenten-
perspektive weder unter kapitalistischen noch unter nicht-kapitalistischen Ver-
hiltnissen eine gesellschaftliche Kontrolle der Okonomie organisiert werden
kann; dazu bedarf es, was die Ausrichtung der Produktion und den Einsatz ihrer
Voraussetzungen und Resultate angeht, der gleichgewichtigen Mitentscheidung
aus der Konsumentenperspektive — erst dann ist von einer bewusst ver-
gesellschafteten Wirtschaft zu sprechen. Mit einer so verdnderten Zusammen-
setzung des Aufsichtsrats wire die klassische Halbparitdt durchbrochen, die
Kapitalseite konnte unter bestimmten Konstellationen in die Minderheit geraten.
Dies um so eher,

7 Eckhard Stratmann-Mehrens, Okologisierung und Demokratisierung der Unternehmensver-
fassung — Pladoyer fiir eine Gesetzesinitiative, in: Memo-Forum Nr. 17, Mai 1991, S. 4.
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wenn auch das zweite Element dieses Modells realisiert wiirde: ein gegeniiber
dem gegebenen Rechtszustand verdnderter Modus bei der Bestellung des Auf-
sichtsratsvorsitzenden und damit eine Umkehrung seines Stimmgewichts: Wih-
rend nach dem geltenden Mitbestimmungsgesetz die Anteilseigner bei der Wahl
des Vorsitzenden den Ausschlag geben und dieser in Pattsituationen doppeltes
Stimmrecht hat — im Konfliktfall also die Letztentscheidung immer bei den Ei-
gentliimerseite liegt — wiirde nun, wenn eine Wahlmehrheit nicht zustande
kommt, die Arbeitnehmerbank den Aufsichtsratsvorsitzenden, die Anteilseigner
seinen Stellvertreter benennen; da der so bestellte Vorsitzende sein Doppel-
stimmrecht behielte, konnten Pattsituationen zugunsten der Arbeitnehmerseite
aufgeldst werden.

2. Die Verankerung von Beteiligungs- und wirksamen Mitbestimmungsrechten
der Betroffenen am Arbeitsplatz.

Diese Konzeption der Erweiterung von Mitbestimmung nach oben und aullen
lieBe sich verbinden mit ihrer Erweiterung nach innen und unten — mit der direk-
ten Mitbestimmung am Arbeitsplatz: Im Riistungssektor, in der Schiffbau-
industrie, ansatzweise in der Automobilproduktion entstehen zur Mitte der acht-
ziger Jahre Arbeitskreise aus Arbeitern, Angestellten, Vertrauensleuten und Be-
triebsriaten - unterstiitzt von der Gewerkschaft und von Wissenschaftlern — die,
unabhingig vom Management und teilweise gegen seinen Widerstand, Konzepte
der Diversifizierung und Konversion bestehender Produktionslinien ent-
wickelten und dabei neben dem Hauptmotiv der Arbeitsplatzsicherung die
soziale Wiinschbarkeit und die okologische Vertretbarkeit einbeziehen. Dazu
gehort iiberbetrieblich die Beriicksichtigung des lokalen und regionalen Um-
feldes und innerbetrieblich die Infragestellung der iiberlieferten Arbeitsteilungs-
verhéltnisse. Paradigmatisch fiir diese Ansdtze einer Revolutionierung der
»industriellen Beziehungen®, einer verdnderten Beziehung zum Arbeitsgegen-
stand und zum Arbeitsprozess — von Alfred Sohn-Rethel als ,,Produktionslogik
gegen Aneignungslogik® bezeichnet — ist der ,,Corporate Plan“ der Belegschafts-
initiative im britischen Riistungskonzern Lucas Aerospace, dessen Bedeutung
Sohn-Rethel als Spurenlegung einer sozialistischen Produktionsweise
charakterisiert: Die unmittelbaren Produzenten sind die Autoren der
Produktionspléne, die Planungen sind geleitet von der Frage nach dem Ge-
brauchswert der Produkte, vom Interesse der Produzenten an den Konsumenten
und vom Bewusstsein Okologischer Verantwortbarkeit, sie basieren auf der
Uberwindung der tayloristischen Arbeitsteilung, auf der direkten Zusammen-
fiihrung von korperlicher und geistiger Arbeit.”

® Alfred Sohn-Rethel, Produktionslogik gegen Aneignungslogik, in: Peter Low-Beer, Indust-
rie und Gliick, Berlin 1981, S. 196.
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Die bundesdeutschen Konversionsarbeitskreise der achtziger Jahre haben
nicht den Entwicklungsstand von Lucas Aerospace erreicht, und generell sollte
ein niichterner Blick vor manchen UberhShungen bewahren’: Primér ist immer
das Interesse am Erhalt des Arbeitsplatzes als Einkommensquelle — soziale, ar-
beitspolitische und okologische Interessen sind dem nachgeordnet. Dennoch
lasst sich — mit Blick auf einige bis zum heutigen Tage wirkende Konversions-
arbeitskreise — sagen: Das Exempel und der Geist der Produzentendemokratie
sind nicht aus der Welt, sie motivieren und inspirieren weiterhin.

3. Das direkte gesellschaftliche und politische Umfeld der Betriebe, das auf sie
einwirkt und das sie selbst préigen, wird neu politisiert

Komplementir zu erweiterten, auf die Arbeitsprodukte und die gesellschaft-
lichen Folgen von Unternehmensentscheidungen iibergreifenden innerbetrieb-
lichen und unternehmensbezogenen Mitbestimmungsformen wire das direkte
gesellschaftliche und politische Umfeld der Betriebe, das auf sie einwirkt und
das sie selbst pragen, in die Neubestimmung von Représentation einzubeziehen.
Denn fiir neue Produkte und Dienstleistungen, insbesondere wenn sie auf nicht
marktgingige soziale Bediirfnisse ausgerichtet oder Kollektivgiiter sind, be-
diirfen zumeist durch den Staat (als Fiskus, Dienstleister oder Gesetzgeber) ge-
tragener Offentlicher Nachfrage. Im Sinne einer Ergédnzung zur dezentralen
Politikebene im Unternehmen kommt der dezentralen Ebene im politischen
System dabei eine besondere Bedeutung zu: der Kommune und der Region.
Denn dieser dezentrale politische Raum unterscheidet sich von den anderen
Ebenen des politischen Systems durch seine Nédhe zur Lebenswelt der Politik-
betroffenen, durch die geringere Abgrenzung der lokalen politischen
Reprisentanten von den Reprisentierten, durch das Zusammenfallen und die
unmittelbare Mobilisierbarkeit von Arbeitsinteressen und Lebensinteressen,
durch das Entstehen von spontanen oder dauerhaften neuen Vertretungsformen.
Daher suchen betriebs- und unternehmensbezogene Initiativen immer nach der
Einbettung in ein forderliches kommunal- und regionalpolitisches Umfeld, bis
hin zu neuen Verbindungen im Rahmen regionaler Wirtschafts- und Struktur-
politik. Diese haben zwar zumeist einen wirtschaftsorientierten Bias, konnen
aber auch durch ein Verstindnis von Kommune als ,,assoziativer Demokratie*
geleitet sein.

4. Einrichtung von Investitionsfonds in Arbeitnehmerhand

Neben diesen Ansdtzen einer unternehmens- und arbeitsplatzbezogenen sowie
betriebsiibergreifenden Erweiterung von Mitbestimmung sei an ein in der
schwedischen Sozialdemokratie entwickeltes Konzept erinnert, das iiber die ein-
zelwirtschaftliche Einheit hinaus den offentlichen Zugriff auf die makrodko-
nomische Entwicklung anzielt: Investitionsfonds in Arbeitnehmerhand. Anders
als in der deutschen Debatte in den sechziger Jahren, die um die Vermogens-

? Klaus Mehrens (Hrsg.), Alternative Produktion — Arbeitnehmerinitiativen fiir sinnvolle Ar-
beit, Koln 1985.
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bildung durch Umwandlung von Lohnsteigerungen in individuelle Unter-
nehmensanteile kreist, ist die Konzeption der Arbeitnehmerfonds, wie sie in
Schweden vom Okonomen Rudolf Meidner entworfen und zeitweise vom Ge-
werkschaftsbund LO in Programmatik und gesellschaftliche Realitdt umgesetzt
wurde, auf kollektive Eigentumsumwidmung bezogen. Es besteht im Kern darin,
zusatzlich zur gegebenen Besteuerung einen Teil der Unternehmensgewinne
iber eine prozentual festgelegte Abgabe abzuschopfen und in drittelparitétisch
von Unternehmer-Staats- und Gewerkschaftsvertretern kontrollierte tiberbetrieb-
liche Investitionsfonds abzufiihren, deren Anlageverhalten sich an Kriterien ge-
sellschaftlichen Nutzens orientiert. Mit dieser Konstruktion wird der Anspruch
erhoben, einen Teil der mit gesellschaftlich gebildetem Arbeitsvermdégen und
offentlicher Infrastruktur erzielten Resultate des Produktionsprozesses der rein
privaten Bestimmung zu entziehen und gemeinschaftlicher Verfiigung zu unter-
stellen - es geht um die Lenkung von Investitionen, um die Mitbestimmung {iber
den Akkumulationsprozess. Gedacht und in den acht Jahren ihrer Existenz reali-
siert werden die Fondsbeitrdge als gesetzlich festgelegte Abgabe; vorstellbar
wire aber auch eine gewerkschaftliche Tarifpolitik, die — bei Ausbleiben staat-
licher Regelungen — Anteile von Lohnerhdhungen nicht der privaten Aus-
zahlung, sondern der kollektiven Verwendung im Rahmen derartiger Fonds zu-
fiihrt, kollektive Investitionspolitik also eigenstindig angeht.

5. Gewerkschaftliche Diskurse zur Krisenbewdltigung

In der gegenwirtigen Debatte in den Gewerkschaften iiber die Konsequenzen,
die aus der nur vordergriindig iiberwundenen Krise des Finanzmarktkapitalismus
und ihren Ursachen zu ziehen sind, bekommen wirtschaftsdemokratische Orien-
tierungen wieder Aktualitit und Gewicht. So postuliert das Aktionsprogramm
der IG Metall zur Krisenbewéltigung u.a.: Einrichtung eines offentlichen Be-
teiligungsfonds (Public Equity) zur Unternehmenssicherung und zum Erhalt in-
dustrieller Strukturen

Q Ausstattung mit mindestens 100 Mrd. Euro

U Gespeist durch eine Zukunftsanleihe (d.h. eine riickzahlbare Zwangs-
abgabe) auf grofle Vermdgen (ab 750.000 Euro)

U Gewidhrung von Public Equity nur unter bestimmten Bedingungen

(tragfahiges unternehmerisches Konzept, Eigenbeitrag der Eigentiimer, Erhalt
der Arbeitsplédtze, Anerkennung von Mitbestimmungsrechten, Tariflohne etc.)

Gebunden an Offentliche Unternehmensanteile und paritdtische regio-
nale Entscheidungsgremien Wirtschaft demokratisch gestalten

Senkung der Schwellenwerte fiir parititische Vertretung im Aufsichts-
rat von 2000 auf 1000 Beschéftigte (unabhéngig von der Rechtsform)

Anderung des Aktienrechts: Vorstand und Aufsichtsrat sind dem Wohl
der Beschiftigten und der Allgemeinheit verpflichtet

Ausrichtung der Vorstandsvergiitungen an nachhaltigen Unter-
nehmenszielen

o O O O
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u Ausweitung der Unternechmensmitbestimmung (wichtige Ent-
scheidungen wie z. B. Standortverlagerungen nur bei 2/3 Mehrheit im Auf-
sichtsrat)(VW Gesetz)

a Erweiterung der betrieblichen Mitbestimmungsrechte der Betriebsrite
und Beschiftigten (z. B. bei Betriebsdnderungen, Erstellung von Sanierungs-
und Restrukturierungskonzepten)

Hingewiesen sei am Schluss darauf, dass Weiterungen von Mitbestimmung und
Demokratisierung, wie sie hier vorgestellt wurden, keine bloen konzeptionellen
Luftbuchungen sind, sondern durchaus auf Empféanglichkeit und Orientierungs-
bediirfnisse bei den Subjekten treffen. So werden in einem Expertengesprich
zwischen Sozialwissenschaftlern und Betriebsriten iiber neue Formen der Grup-
penarbeit die AuBerungen von Arbeitern mit den Worten zitiert: ,,Dass wir das
alles, was jetzt von uns verlangt wird, selbst organisieren kdonnen, wussten wir
schon immer. Jetzt fragen wir uns gelegentlich schon mal: Wenn wir dazu in der
Lage sind, warum sollten wir dann nicht gleich den ganzen Betrieb schmeif3en
konnen?«'”

Gemeinsam zu arbeiten wire an einer Verkniipfung dieser subjektiven Motive
mit den politischen Motiven erweiterter Mitbestimmung, Demokratisierung der
Wirtschaft und solidarischer Okonomie.
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Wirtschaftsdemokratie + Solidarische Okonomie,

Vorstellung der Attac-Kampagne
,Betriebe in Belegschaftshand”

Hartwig Daniels

Unsere Ziele und Forderungen

Die Kampagne ,,Betriebe in Belegschaftshand* will an der Realisierung von
Wirtschaftsdemokratie mitwirken. Es stellt sich daher zu Anfang die Frage nach
unserem Verstdndnis von Wirtschaftsdemokratie.

Unsere Kampagne ist aus zwei bestehenden Projekten entstanden. Die ,,Attac
Bundesarbeitsgemeinschaft Solidarische Okonomie* und das Projekt ,,Akademie
auf Zeit Solidarische Okonomie* — beide 2008 gegriindet — haben sich die Auf-
gabe gestellt, Leitvorstellungen, Konzepte und Realisierungswege einer Solida-
rischen Okonomie (SO) als Alternative zur gescheiterten neoliberalen Aus-
richtung unserer Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung zu diskutieren und zu
entwickeln. Eine SO — so wie sie in der aktuellen Diskussion gesehen wird —
entsteht und entwickelt sich im Rahmen von gesellschaftlichen Trans-
formationsprojekten. Das bedeutet: es handelt sich um eine schrittweise Emanzi-
pation aus bestehenden 6konomischen und gesellschaftlichen Strukturen heraus.
Der Weg ist die Selbstorganisation in konkreten Projekten und Wirtschafts-
unternehmen, die Beteiligung ist demokratisch organisiert und freiwillig.

Es steht also nicht ein fertiges Modell einer Alternative im Zentrum, sondern
gewissermallen sogar das Gegenteil: die schrittweise Herausbildung von Alter-
nativen im Rahmen von konkreten Projekten auf der Basis von solidar6konomi-
schen Prinzipien. So entstand aus der Anregung von Clarita Miiller-Plantenberg,
die bereits 2006 mit ihren Studenten eine Studienfahrt nach Italien unternommen
hatte, der Entschluss, Beispiele von Sozialgenossenschaften und Verbanden in
Italien und die Auswirkungen des ,Marcora‘-Gesetzes im Rahmen einer Reise
nach Italien zu analysieren. Uns wurde deutlich, wie viel fiir die Entwicklung
von Unternehmen der SO letztlich von eben solchen gesetzlichen und anderen
politischen Voraussetzungen abhingt. Daraus entstand schlieBlich die Idee, in
Deutschland eine Kampagne zu starten, die sich fiir die Verbesserung der Rah-
menbedingungen bei Betriebsfortfiihrungen in Belegschaftshand einsetzt. Im
Laufe unserer Arbeit haben wir diese Ziele etwas erweitert, dazu spiter mehr. Es
hat sich eine Zusammenarbeit in einer Gruppe ergeben, deren Kern vielleicht 10
Personen ausmacht, die aber iiber die zwei genannten Initiativen liber einen wei-
teren Zufluss von Ideen und Anregungen verfligt. Aus dieser Entstehungs-
geschichte ergibt sich auch unser theoretischer und politischer Bezugsrahmen,
das Konzept der Solidarischen Okonomie.

Wirtschaftsdemokratie wird hier in einem Gesamtzusammenhang der ,,Solida-
rischen Okonomie als politischem Projekt* gesehen und nicht als ein Umbau
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von innerbetrieblichen Macht- und Entscheidungsstrukturen im Sinne von Mit-
bestimmungsmodellen. Auch die Berlicksichtigung einzelner betriebsexterner
gesellschaftlicher Interessen, wie Umweltbelange oder Konsumenteninteressen
in den Entscheidungen von Unternehmen wird nicht als ausreichend erachtet.
Allerdings sehen wir in dieser Diskussion um Ausbau und Erweiterung der be-
trieblichen Mitbestimmung mit dem ausdriicklichen Ziel der Selbstverwaltung
und der Vergesellschaftung der Unternehmen, so wie sie in der Vergangenheit
bei Gewerkschaften und in der politischen Debatte immer mal wieder gefiihrt
wurde, einen der wichtigsten Ansétze einer Transformationsstrategie im Sinne
der Solidarischen Okonomie.

Was verstehen wir nun unter diesem Bezugsrahmen der Solidarischen Oko-
nomie?

Historische Beziige

SO hat sich als Sammelbegriff fiir verschiedene gesellschaftliche Projekte und
fiir Konzepte etabliert, die gemeinsame oder verwandte Ziele und Denk-
traditionen haben. Thnen allen ist die Zielvorstellung einer solidarischen Gesell-
schaft und das dazugehorige Menschenbild gemein. Fiir SO gibt es keine ver-
bindliche Definition, und dass ist vielleicht auch gut so, wie ich spéter noch kurz
erldutern mochte.

Mir erscheint es hilfreich, zwei historische Beziige herzustellen.

Einer ergibt sich fiir mich aus der Diskussion zu Commons / Gemeingiiter /
Allmende und der damit verbundenen Themen Selbstorganisation und Selbst-
verwaltung. Die Diskussion betrifft samtliche Bereiche der gesellschaftlichen
Reproduktion (inkl. dessen, was als ,Wirtschaft’ und als ,Wissen‘ in zu-
nehmendem Male privatisiert wurde und wird). Es ist wichtig, darauf hinzu-
weisen, dass unter Gemeingiitern im Sinne der ,Allmende‘ nicht ,herrenlose
natlirliche Ressourcen® verstanden wurden und werden. Vielmehr geht es um
Ressourcen, die von — man wiirde heute sagen — Anspruchsgruppen in eigener
Verantwortung nachhaltig und gemeinwohlverpflichtet bewirtschaftet werden.
Dieser Bezug ist fiir mich praktisch die umfassende historische, politische und
kulturelle Folie fiir unsere heutige Diskussion zur Solidarischen Okonomie
(SO).

Der zweite wichtige historische Bezug ergibt sich natiirlich aus den be-
stehenden Projekten der SO, die in der Regel als Selbsthilfe benachteiligter Be-
volkerungsgruppen nicht nur Lateinamerikas, sondern auch schon in der
europaischen Genossenschaftsbewegung seit dem 19. Jahrhundert entstanden
sind. Die Commons-Diskussion spielt auch hier eine wichtige Rolle, denkt man
etwa an die Landlosenbewegung in Brasilien oder Aspekte der Fabrik-
besetzungen in Argentinien.

In beiden genannten historischen Beziigen spielt ein politischer und kulturel-
ler Emanzipationsanspruch eine Rolle. Eine Reduktion von SO auf Initiativen
der Existenzsicherung in Notlagen wird dem Konzept in keiner Weise gerecht.
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Welche Bedeutung haben diese historischen Bezlige fir eine Soli-
darische Okonomie und die Demokratisierung von Unternehmen
heute?

In der Diskussion um die SO geht es heute wesentlich um die Wiederaneignung
und Vergesellschaftung (nicht Verstaatlichung!) der Bereiche der gesellschaft-
lichen Reproduktion, die historisch fortschreitend unserer Verfiigung (,Besitz*)
durch Privatisierung (,Eigentum‘) entzogen wurden (historisch ,Einhegung®).
SO umfasst daher nicht nur den Bereich ,Wirtschaft‘, wie er heute als ge-
sellschaftliches Subsystem isoliert betrachtet wird, sondern sieht die ,wirtschaft-
liche® Betitigung eingebettet in die ilibrigen Aufgaben und Problemstellungen
der gesellschaftlichen Reproduktion und Daseinsvorsorge. Daraus ergibt sich ein
neues Verstindnis von Arbeit und die zentrale Bedeutung einer gelebten solida-
rischen Kultur der beteiligten Menschen.

Was sind nun die Prinzipien, die Grundatze einer selbstverwalteten
und/oder selbstorganisierten Okonomie?

Wie konnen wir feststellen, ob ein Unternehmen der SO zugerechnet werden
kann, oder nicht?

Es gibt verschiedene Aufstellungen von Anforderungen, die unterschiedlichen
Traditionen, Projekten oder ordnungspolitischen Zielen entstammen. Man kann
sich nun an einer gemeinsamen Schnittmenge orientieren und darin quasi die
Mindestanforderungen sehen. Mit ihrer Umsetzung wire dann schon viel er-
reicht. Und die Offenheit der Definition der SO lisst ja eine Diskussion und Be-
griffserweiterung auf Basis des Grundkonsens zu. Die Prinzipien in Brasilien
sind (1) Kooperation, (2) Selbstverwaltung, (3) Wirtschaftsunternehmen und (4)
Solidaritdt. Solidaritdit wurde dann noch unterteilt in Gemeinwesenorientierung
und oOkologische Orientierung. Sieht man sich die Grundsitze des Genossen-
schaftswesens an, so finden sich Analogien. Und wenn wir noch einmal auf den
,commons‘-Gedanken zuriickgreifen, so konnte die 6kologische Orientierung
noch begrifflich um den Aspekt der nachhaltigen und gemeinwohlorientierten
Nutzung unserer natiirlichen Ressourcen sowie um die uneingeschrinkte Ver-
fligung lber unser gesellschaftlich hervorgebrachtes Wissen erweitert werden.
Aber das ist vielleicht schon indirekt in anderen Grundsitzen enthalten. Eine SO
will eine solidarische Gesellschaft und ist daher mehr als die Gesamtheit einzel-
ner Projekte und Unternehmen. Sie ist ein politisches Projekt. Sein Gelingen
hiangt von der dauerhaften solidarischen Orientierung aller Beteiligten ab.

Eine ,Wirtschaftsdemokratie® wire im Sinne dieser Ansitze in der Selbstver-
waltung von Unternehmen und weiteren Projekten der gesellschaftlichen (Re-)
Produktion realisiert. Der Weg dorthin besteht in einzelnen, politisch durch-
setzbaren Schritten zur Demokratisierung der Unternehmen, sowie zur Orientie-
rung der Unternehmensentscheidungen an gesellschaftlichen Bediirfnissen und
okologischen Anforderungen. Er fiihrt auch liber Neugriindungen solidardko-
nomischer Betriebe und Projekte zur Ausweitung von gesellschaftlicher Selbst-



96 Hartwig Daniels

organisation und Selbstverwaltung und er wird abgesichert durch die Arbeit an
den politischen und kulturellen Rahmenbedingungen.

In diesem Transformationsprojekt haben historisch die Gewerkschaften im-
mer eine wichtige Rolle gespielt, nicht nur indem sie in Teilen der Wirtschaft
Mitbestimmungsrechte der Belegschaften erkdmpft haben und heute verteidigen,
sondern auch in der Wahrnehmung eines gesellschaftspolitischen Mandats. Die-
ser Kampf muss weitergefiithrt werden und zu einem Kampf um eine weiter-
gehende Demokratisierung werden, gemeinsam mit anderen Biindnispartnern.

Ich mochte in diesem Zusammenhang auch auf den bekannten Rollenkonflikt,
in dem sich die Gewerkschaften immer befanden, hinweisen. In ihrer Rolle als
Verhandlungspartner des Kapitals im zentralen Zusammenhang von Lohn-
findung und Arbeitsplatzsicherung, als ,Lobbyisten® der Lohnabhingigen, sind
sie zugleich systemisch an das Kapital gebunden. Diese Bindung wird spétestens
vor dem Hintergrund unserer Kampagnenziele als Konflikt virulent, wenn ein
Betrieb tatsdchlich von seiner Belegschaft {ibernommen werden kann und somit
die Kapitalseite quasi mit iibernommen wiirde oder entfillt. In Gesprichen mit
Gewerkschaftern stelle ich daher auch immer wieder fest, dass kaum Wissen
iiber z.B. das Genossenschaftsmodell vorhanden ist und auch das Interesse daran
nicht groB ist — teilweise bin ich auch auf klare Ablehnung gestof3en.

Nun sind aber die Betriebsrdate und Gewerkschaften im Prozess der weiter-
gehenden Demokratisierung der Wirtschaft und auch der Betriebsiibernahmen
unverzichtbare Kooperationspartner. Sie kennen Geschichte, Potentiale und die
strukturellen und personellen Probleme ihres Unternehmens und seines Ge-
schiftsumfelds sehr genau. Genauer, als Biindnispartner und kooperierende An-
spruchsgruppen aullerhalb des Betriebs.

Wenn Betriebsrite die Interessen der abhingig Beschiftigten vertreten indem
sie an Belegschaftsiibernahmen mitwirken, konnten sie sich vermeintlich iiber-
flissig machen. Ein Problem, auf das Antworten gefunden werden miissen. Mit
anderen Worten: Die Gewerkschaften miissten im Rahmen dieses Prozesses
neue, zusitzliche Aufgaben erkennen und sich aktiv und nachdriicklich ein-
bringen — oder sie verhindern den letzten Schritt der Demokratisierung faktisch
dort wo er moglich wére. Dabei kommen ihnen die auBBerordentliche Ndhe zum
Unternehmen und die daraus erwachsenen Kompetenzen zugute.

Ein Beispiel. Von einer Beraterin, die Betriebsrdate und Belegschaften bei Ei-
gentiimerwechsel des Unternehmens betreut, erfahre ich, dass die Betriebsrite
oft nicht frithzeitig informiert sind, wenn ein Verkauf ,ihres® Unternehmens an-
steht und mit wem welche Vertragskonditionen verhandelt werden. Es ist daher
schwierig, die mogliche Alternative der Fortfiihrung in Belegschaftshand ftiih-
zeitig genug in die betriebliche und in die 6ffentliche Diskussion einzufiihren
und dafiir zu werben. Und wenn die Sicherung der Arbeitsplitze auch durch ei-
nen Investor (auch nur z.T.) mdglich scheint, wird die Alternative der Fort-
fiihrung durch die Belegschaft gar nicht ins Auge gefasst. Es ist schon un-
gewoOhnlich, wenn — wie bei dem insolventen Karstadt-Betrieb in Kaiserslautern
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— der Betriebsrat nicht nur die Alternative der Fortfithrung durch die Belegschaft
fiir moglich hilt, sondern sich nachdriicklich dafiir einsetzt. Wiirde die Rolle des
Betriebsrats, sein Informationsanspruch im Hinblick auf Verduferungsabsichten
und Verhandlungen rechtlich gestirkt, wire es vielleicht rechtzeitig moglich,
eine Fortfilhrung oder Ubernahme durch die Belegschaft zu erwigen und ent-
sprechende Verhandlungsangebote zu machen. Dies wire allerdings nur realis-
tisch, wenn weitere Voraussetzungen geschaffen werden konnten, dazu spiter
noch der Entwurf der Forderungen unserer Kampagne.

Die Betriebsiibernahme wird auch deshalb hiufig nicht in Betracht gezogen,
weil die betriebswirtschaftlichen Voraussetzungen und die finanzielle Basis
nicht gegeben sind. Daher wire es eine Aufgabe der Gewerkschaften in einem
neuen Rollenverstdndnis als gesellschaftspolitische Kraft im Biindnis mit ande-
ren gesellschaftlichen Gruppen daran mitzuwirken, die Voraussetzungen fiir die
Fortfiihrung in Belegschaftshand politisch herzustellen. Etwa durch
- Beratung und Information: Erfolgreiche Betriebsfortfiihrungen erfordern ein

hohes Niveau an sozialer, finanz- und betriebswirtschaftlicher Kompetenz.

Daher muss ein entsprechendes Beratungsangebot geschaffen werden, das es

den Betroffenen ermdglicht, den richtigen Ubergang, die angemessene Unter-

nehmensform und vor allem ein tragfdhiges Geschaftsmodell fiir die Zukunft
zu entwickeln.

- Politische Arbeit, damit eine solide Finanzierung moglich wird: Uber eine
Aufstockung und gezielte Verwendung von Sozialplanmitteln sollten Be-
triebsfortfithrungen finanziell erleichtert werden. Betrieben sollten 6ffentlich
finanzierte Griindungszuschiisse und Biirgschaften zur Verfligung gestellt
werden, um drohende Arbeitslosigkeit durch eine Neugriindung in Selbstver-
waltung abzuwenden.

- Unterstiitzung der Forderung zur Einfiihrung eines Vorkaufsrechts der Be-
legschaft bei einer VerduBerung eines insolventen Unternehmens oder der
Regelung einer Unternehmensnachfolge.

SchlieBlich kénnen wir uns noch in Lateinamerika Ideen fiir ein neues Rollen-
verstindnis der Gewerkschaften im Zusammenhang mit dem Entstehen einer SO
beschaffen. Dort sind die Gewerkschaften zusammen mit Hochschulen, kirch-
lichen Einrichtungen und weiteren Gruppen, etwa sozialen Bewegungen, an der
Griindungsberatung fiir solidarokonomischen Unternechmen beteiligt. Und wer
sagt, das es in einem solchen Unternehmen nicht auch Konflikte, u.a. {iber die
Entlohnung, gibt, in denen die ,neuen‘ Gewerkschaften aufgrund ihrer histori-
schen Erfahrungen und vorhandenen Organisationen eine schlichtende Rolle
iibernehmen konnten? Die Fragen, wie man Entscheidungsstrukturen im Betrieb
organisiert, damit sie den Erwartungen der Belegschaft an eine demokratische
Betriebsverfassung gerecht werden, fordern ebenfalls die Kompetenz der Ge-
werkschaften heraus. Im fortlaufenden Wandel und Anpassungsdruck, dem
selbstverwaltete Betriebe aufgrund der gesellschaftlichen Entwicklungsdynamik
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ausgesetzt sind, wandelt sich auch der betriebsinterne wie auch der auller-
betriebliche Beratungsbedarf und bleibt langfristig bestehen.

Die Kampagne ,Betriebe in Belegschaftshand‘, unsere Ziele

Wenn wir uns auf die Gemeingiiter-Diskussion beziehen, wird deutlich, dass es
sich bei der Fortfiihrung von Betrieben in Belegschaftshand oder bei Betriebs-
{ibernahmen eigentlich nur um einen Teilbereich einer SO handelt. Einen Teil-
bereich iibrigens, der sich nur dann entwickeln kann, wenn die gesellschaft-
lichen Rahmenbedingungen — dkonomisch und politisch — diese Entwicklung
nicht behindern oder ihr gleichgiiltig gegeniiber stehen, sondern sie unterstiitzen.
D.h., dass quasi parallel in Okonomie, Politik und Kultur unterstiitzende Struk-
turen und kooperative Beziehungen zwischen unterschiedlichen Gruppen und
Akteuren entstehen, die in letzter Konsequenz alle am Bild einer solidarischen
Gesellschaft orientiert sind.

Die Probleme, die ich hier anspreche, werden schnell deutlich, wenn man sich
vor Augen fiihrt, das solidardkonomische Projekte sich hdufig aufgrund ihrer
Einbindung in durch den Neoliberalismus gepridgte Marktbeziehungen und —
bedingungen und repressive gesetzliche Bestimmungen nur schwer entwickeln
konnen.

Um eine SO zu entwickeln, miissen wir grundsitzlich die Vergesellschaftung
der privatisierten Teile unserer Wirtschaft anstreben, sei es durch Betriebsiiber-
nahmen durch die Belegschaften, sei es durch die Neugriindung von solidardko-
nomischen Unternechmen. Selbstverstindlich gehort hierzu auch die Be-
kiampfung jedweder Form von weiteren Privatisierungsbestrebungen. Wir
missen aber auch die Frage stellen, welche Bereiche der Daseinsvorsorge, die
derzeit in staatlicher bzw. kommunaler Regie geleistet werden, auf andere Weise
besser erledigt werden konnten, etwa durch genossenschaftliche Privatisierung
oder rechtlich und organisatorisch anders gefasste Formen der Ver-
gesellschaftung (die Problematik der Verstaatlichung als Form der
Sozialisierung muss in diesem Zusammenhang nachdriicklich diskutiert werden,
da der Staat als Figentiimer iliber das Recht verfuigt, Gemeingliter zu
privatisieren oder zu beleihen, er kann sie schlecht verwalten oder Einfallstor fiir
Privatisierungen durch Korruption sein).

In unserer bisherigen Arbeit haben wir Beispiele von selbstverwalteten Be-
trieben, von Unternehmen, die durch die Belegschaft weitergefiihrt werden ana-
lysiert, um die typischen Schwierigkeiten und auch Griinde des Scheiterns von
Projekten besser zu verstehen. Da in anderen — auch européischen Landern — der
genossenschaftliche Bereich der Wirtschaft z.T. weiter entwickelt ist, aber auch
eine Vielzahl von Projekten der Selbstorganisation bestehen, haben wir uns mit
den rechtlichen und politischen Rahmenbedingungen in diesen Léndern zu-
gewandt. Ein Besuch von Verbdnden und Projekten in Italien hat uns u.a. die
Rolle des dortigen ,Marcora‘-Gesetzes vor Augen gefiihrt. Unser Fokus liegt
bisher vor allem auf den Rahmenbedingungen der Fortfiihrung von Unter-
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nehmen in Belegschaftshand. Wir haben allerdings festgestellt, dass das
Interesse von Belegschaften, ihren Betrieb zu iibernehmen, schwer einzu-
schitzen ist. Das heil3t nicht, dass ein solches Interesse nicht bestiinde. Es diirfte
wohl stark davon abhéngig sein, ob Menschen etwa in Betrieben, die von der
Insolvenz bedroht sind oder wo ein Besitzerwechsel, eine Nachfolgeregelung
o.i. ansteht, die Ubernahme iiberhaupt als realistische Perspektive aus der
Situation heraus ansehen. Zunichst einmal steht die Angst um den Arbeitsplatz
im Vordergrund und es gibt in der Regel von keiner Seite ermutigenden Signale,
das Schicksal selbst in die Hand zu nehmen. Das sédhe sicherlich schon anders
aus, wenn wir moglichst viele unserer Forderungen auch durchsetzen konnten.
Dartiber hinaus sehen wir auch einen Weg darin, an Beispielen gelungener Be-
triebsfortfiihrungen und auch Neugriindungen die Moglichkeiten und auch das
Mal der Risiken aufzuzeigen und damit eben solche ermutigenden Signale zu
senden.

Entwurf eines Forderungskatalogs

Aus unserer bisherigen Arbeit sind erste Forderungen entstanden, die wir in ei-

nem ersten Entwurf zusammengefasst haben:

1. Vorkaufsrecht der Belegschaft
Bei der Ubernahme eines Unternehmens durch Dritte, wenn damit der Erwerb
der Kontrolle verbunden ist, sind die Mitwirkungsrechte der Belegschaft nach
dem Betriebsverfassungsgesetz und andere Gesetze zu stirken. Die Beleg-
schaft muss Betriebsvereinbarungen zu anstehenden Betriebsdnderungen ab-
schlieen konnen, mit deren Hilfe sie u.a. in die Lage versetzt wird, das Un-
ternehmen oder Teile des Unternehmens fortzufiihren.

2. Entschuldung
Wir fordern ein Insolvenzrecht, das die Ubernahme von Unternehmen durch
die Belegschaft fordert und dem dauerhaften Erhalt der Arbeitsplitze oberste
Prioritit verleiht.

3. Beratung der betroffenen Belegschaft
Das Recht des Betriebsrates in wirtschaftlichen Angelegenheiten externe Be-
rater in Anspruch zu nehmen ist bei beabsichtigten Betriebsinderungen auf
alle Unternehmen mit Betriebsrat auszudehnen.

4. Sicherung der Rechte der Belegschaft im Interessenausgleich und beim
Sozialplan
Die Mdoglichkeit, Sozialpldne im Insolvenzfall bis zu iiber einem Drittel der
Insolvenzmasse abzuschliefen ist auf die Hilfte zu erhdhen.

5. Verankerung der Betriebsfortfithrung im SGB 111
Die Moglichkeit nach dem SGB III, fiir Transfergesellschaften die Sozial-
planmittel des Betriebes aufzustocken, ist auf Mitarbeitergesellschaften zur
Fortfiihrung des Betriebes oder von Betriebsteilen auszudehnen.

6. Beratungs- und Griindungszuschiisse fiir die Griindung von Mitarbeiter-
gesellschaften
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Die Gewidhrung von Griindungszuschiissen nach dem SGB III ist auf die
Grindung durch Mitarbeiter, die drohende Entlassungen durch die Griindung
einer Mitarbeitergesellschaft abwenden wollen, auszudehnen. Die Beratung
von Unternehmensgriindern ist auf die Griinder von Mitarbeitergesellschaften
auszudehnen, da sie eine Existenzgriindung in Form einer Mitarbeitergesell-
schaft anstreben.

. Griindungszuschuss und Transfersozialplanmittel auch fiir MAGs und

Genossenschaften
- Keine Diskriminierung der genossenschaftlichen Selbsthilfe mehr in der Ar-
beitsmarkt- und Wirtschaftpolitik

. Risikokapital und Beratung fiir Mitarbeitergesellschaften

Fiir eine iiberbetriebliche Risikokapitalgesellschaft unter Kontrolle der Ge-
werkschaften und Unternehmensverbidnde von Mitarbeitergesellschaften ist
eine Risikoabsicherung zu gewidhren und befristet das Management zu be-
zuschussen.

Gesellschaftliches Bundnis

Um unsere Forderungen an Politik, Verbande, Gewerkschaften und andere ge-
sellschaftliche Gruppen wie auch unsere inhaltliche Arbeit weiter zu quali-
fizieren und konkret voranzubringen, suchen wir das Biindnis mit Menschen und
Organisationen, die unsere Kampagnenziele unterstiitzen wollen.

Wir winschen uns die Zusammenarbeit mit:

MitarbeiterInnen und GewerkschaftsvertreterInnen aus Unternechmen, die
in Belegschaftshand fortgefiihrt werden, die eine Fortfiihrung erwégen,
oder deren Betriebsiibernahme gescheitert ist
VertreterInnen aus Gewerkschaften und Betriebsriten
Interessierten PolitikerInnen aus Kommunal- und Landespolitik
Juristen und Juristinnen, InsolvenzverwalterInnen, SozialrechtlerInnen
und Expertlnnen weiterer betroffener Rechtsgebiete
Betriebs-, Volkswirtinnen, UnternehmensberaterInnen
Verbianden und gesellschaftlichen Gruppen, Menschen aus den sozialen
Bewegungen und auch aus kirchlichen Organisationen, die mit diesem
Themenkreis befasst oder an ihm interessiert sind

Es geht uns dabei um:
Informationen zu geplanten oder existierenden, sowie gescheiterten Pro-
jekten der Selbstorganisation (sei es als Betriebsfortfiihrung oder als Neu-
griindung), sowie zu geplanten Betriebsiibergaben ohne NachfolgerIn
Themen und Einzelfragen zu Sozialrecht, Insolvenzrecht, Arbeitsrecht,
Unternehmens- und Steuerrecht, Genossenschaftswesen, europarecht-
lichen Bedingungen
Betriebswirtschaftliche Einzelfragen und praktische Erfahrungen: Kri-
senmanagement und Fortfiihrung in der Insolvenz, Betriebswirtschaft der



Betriebe in Belegschaftshand 101

Genossenschaft oder anderer Rechtsformen des selbstverwalteten Unter-
nehmens

Informationen zur aktuellen betrieblichen und gesellschaftspolitischen
Gewerkschaftsarbeit im Hinblick auf unsere Fragen

Wie soll ein Bundnis entstehen?

Im personlichen Kontakt und/oder iiber elektronische Kommunikation koénnten
erste (Netzwerk-)Kontakte, gemeinsame Perspektiven und Ziele, sowie der ge-
meinsame Fundus an Informationen und Wissen aufgebaut und weiterentwickelt
werden.

Auf einer gemeinsamen Arbeitstagung mit allen Beteiligten und weiteren In-

teressierten wurden wir

die Kampagne und ihre Ziele sowie den Entwicklungsstand der Arbeit
vorstellen

strategische Verbiindete zu den Kampagnenzielen enger zusammenfiihren
Moglichkeiten einer weitergehenden Zusammenarbeit priifen (Interessen
und Vorstellungen abgleichen)

konkrete Kooperationen fiir einzelne Handlungsfelder vereinbaren und
Vorgehen planen (Lobbying, Forderungen im Hinblick auf gesetzliche
Rahmenbedingungen ausarbeiten, Offentlichkeitsarbeit, Aktionen mit Be-
troffenen aus Betrieben, die fiir Ubernahmen in Frage kéimen, diskutieren
und planen).



Genossenschaftliche Selbsthilfe in Krisenzeiten:
Ein Beispiel aus Italien: das Marcora-Gesetz

Giuliana Giorgi

Die folgenden Erkenntnisse wurden auf einer Studienreise gesammelt, die Mit-
glieder der ,,Akademie auf Zeit Solidarische Okonomie* und der Attac-AG So-
lidarische Okonomie, auf Anregung von Frau Prof. Dr. Clarita Miiller-
Plantenberg, Anfang April 2009 unternommen haben, um Genossenschaften zu
besuchen, die aufgrund dieses Gesetzes in den Jahren 1987-1996 entstanden.

Das Gesetz entstand Anfang der 80er Jahre in Italien als Losungsansatz fiir
die damalige Wirtschaftskrise.

In einigen Gebieten Italiens gab es bereits eine Tradition, wonach Arbeit-
nehmer in Krisenzeiten Wege suchten, ihre Arbeitsplitze zu retten. Diese
Tradition war ausschlaggebend fiir diese Erfahrung. Die meisten grof3en
Produktivgenossenschaften, die es in Italien gibt, wenn nicht alle, sind entweder
von Arbeitslosen gegriindet worden oder von Personen, die kurz zuvor entlassen
worden waren.

Die genannten Krisenjahre waren auch Jahre, in denen die Staatsausgaben fiir
Soziales stark zunahmen. Aus der Kombination von Wirtschaftskrise, Zunahme
der Staatsausgaben und Initiativen der Arbeitnehmer entstand ein Losungsan-
satz, der von damaligen Industrieminister Marcora formuliert wurde, aber Aus-
druck der Forderungen der Genossenschaftsbewegung war, die auch von den
drei groBBen Gewerkschaftszentralen unterstiitzt wurden.

Das Marcora Gesetz in der ursprunglichen Fassung

Die Idee war: Anstatt Arbeitslosenunterstiitzung, moglicherweise fiir viele Jahre,
zu zahlen - was sowohl fiir viele Arbeitslose das endgiiltige Ausscheiden aus
dem Arbeitsleben bedeutet, als auch die Auflésung vieler Unternehmen - sollte
den Arbeitnehmern der Betrag zur Verfiigung gestellt werden, worauf sie zwei
oder drei Jahre lang Anspruch gehabt hitten, auf einmal, wenn sie, zusammen
mit ithren Kollegen, einen Teil oder den gesamten insolventen Betrieb liber-
nahmen oder wenn sie beschlossen, eine neue Initiative zu starten. Wenn sie
sich zu einer Genossenschaft zusammen schlossen, zahlte thnen der Staat die
gesamte Arbeitslosenunterstiitzung, auf die sie einen Anspruch besessen hétten,
wenn sie arbeitslos geworden wiren, im Voraus.

Diese Kapitalisierung der Sozialversicherungsleistungen war zwar eine 6f-
fentliche Ausgabe, aber eine, die sich sofort in produktive Aktivitat verwandelte
und sich nicht in Verlust von Fachkenntnissen, Professionalitit und Betrieben
auswirkte. AuBerdem wurde die Investition nach und nach von der neu ent-
standenen Genossenschaft zuriickgezahlt, wenn sie sich — gut beraten — erfolg-
reich etablierte.

Das Originelle an diesem Gesetz war, dass der Gesamtbetrag der Arbeits-
losenunterstiitzung (durchschnittlich ca. 10.000 Euro pro Person fiir die gesamte
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Bezugszeit von maximal drei Jahren) nicht unmittelbar an die Arbeitslosen
ausgezahlt, sondern in die von ihnen gegriindete Genossenschaft als Risiko-
kapital investiert wurde. Dies erfolgte iiber eine speziell dafiir eingerichtete
Risikokapital-Beteiligungsgesellschaft - die ,,CFI“'. Diese Finanzgesellschaft
ist selbst eine Genossenschaft, gegriindet von 300 bestehenden Produktions-
genossenschaften, so dass sie die neu zu griindende Genossenschaften mit der
Erfahrung von Hunderten von Produktionsgenossenschaften kompetent beraten
kann.

Die CFI hilft den zu griindenden Genossenschaften, den insolventen Betrieb
zu libernehmen - eine Aufgabe, die fiir eine Gruppe Arbeitnehmer, die nie einen
Betrieb gefiihrt haben, allein schwer zu bewailtigen wiire.

Die Finanzgesellschaft CFI wird jeweils - zeitlich begrenzt - finanzierendes
Mitglied der Produktivgenossenschaft. Dadurch ist die Unterstiitzung keine
Subvention, sondern eine voriibergehende Beteiligung am Genossenschafts-
kapital.

In der urspriinglichen Fassung des Gesetzes gab es noch zwei wichtige Vo-
raussetzungen:

1. Die Kapitalisierung der Sozialversicherungsleistungen der Arbeitnehmer
schloss eine Inanspruchnahme der Leistungen bei erneuter Arbeitslosigkeit in
den ersten 3 Jahren des neuen Beschéiftigungsverhéltnisses aus. (Karenzzeit).
Sinn dieser Bestimmung war, die Mitglieder der Genossenschaft zu bewegen, es
sich ganz genau zu tiiberlegen, ob sie diesen Weg gehen wollten. Sie mussten
versuchen, etwas zu unternehmen, das lingerfristig Bestand haben konnte.

2. Eine finanzielle Einlage war (und ist) fiir alle Mitglieder verpflichtend. Der
Betrag, den die Mitglieder investierten, war die Berechnungsgrundlage fiir die
Investition der CFI. Die CFI konnte nach der 1. Fassung des Gesetzes vom Staat
einen Betrag erhalten, der hochstens dreimal so hoch war wie die Summe der
Mitgliederanteile (3:1). Hochstgrenze war allerdings der Betrag, den die Mit-
glieder insgesamt an Arbeitslosenunterstiitzung bekommen hétten. In der heuti-
gen Fassung des Gesetzes darf die CFI in der Regel nur noch den gleichen Be-
trag wie die Mitglieder einzahlen (1:1), in Ausnahmeféllen doppelt so viel.

Die Mitglieder mussten allerdings nicht ihre Ersparnisse einzahlen: sie konn-
ten auch Forderungen an den alten Betrieb dazu verwenden, wie die Abfindung”
oder Forderungen aus dem sog. Mobilititsfond - d.h. Entschiddigungszahlungen
fiir betriebsbedingte Kiindigungen - die, aufgrund eines Gesetzes aus dem Jahre

' Cooperazione Finanza Impresa (CFI)

? Die ,,Abfindung“ ist das 14. Monatsgehalt nach dem italienischen Arbeitsrecht. D.h., ein
Monatsgehalt pro Jahr Betriebszugehdrigkeit wird zuriickgestellt und an den Arbeitnehmer
ausgezahlt, wenn das Arbeitsverhiltnis - aus welchem Grund auch immer - beendet wird.
Riickstellungen fiir Abfindungen muss der Betrieb bilden, die "Mobilitdt* ist hingegen eine
Sozialversicherungsleistung, die von der staatlichen Rentenversicherungsgesellschaft
INPS anstelle des Arbeitslosengeldes bei betriebsbedingten Massenentlassungen gezahlt
wird.
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1992, ebenfalls kapitalisiert werden konnen, wenn der Arbeitnehmer sich unter-

nehmerisch betitigen will.

Das Gesetz bewirkte, in der urspriinglichen Fassung,

- dass die staatlichen Sozialversicherungsleistungen sich sofort in produktive
Aktivitit verwandelten und

- mit diesen Geldern kein Verlust von Fachkenntnissen und Produktionsstétten
in der Region finanziert wurde.

- Belegschaften mussten nicht die Schulden des vorher existierenden Unter-
nehmens {ibernehmen.

Prufung des Geschaftsplans
Mit der Vergabe der Gelder ist auch eine Priifung auf Zukunftsfahigkeit oder
Nachhaltigkeit der neu gegriindeten Genossenschaft verbunden.

Die Genossenschaft stellt der CFI einen Antrag und die CFI beginnt eine Un-
tersuchung der Erfolgsaussichten der von den Mitarbeitern gegriindeten Ge-
nossenschaft. Die Untersuchung betrifft alle Aspekte: den kommerziellen
Aspekt, die Produktion, die Organisation, usw.

Prof. Zevi’: ,,In der ersten Phase erfolgte diese Untersuchung sehr haufig auf
dem Papier. Die CFI versuchte, nach objektiven Kriterien zu urteilen. Im Laufe
der Zeit haben wir aus der Erfahrung gelernt, viel mehr auf die Personen zu
schauen. D.h., die betriebswirtschaftlichen Aspekte bleiben wichtig, aber noch
wichtiger ist der Eindruck, den die Priifer der CFI von den beteiligten Men-
schen haben, von ihrer Fihigkeit, in einem Kollektiv mitzuarbeiten.

Wichtig sind Aspekte, die mit Sozialisation zu tun haben, d.h., mit der Fahig-
keit, sich zu beteiligen, nicht nur seitens des Sprechers oder des Vorsitzenden,
sondern auch der anderen.

In jedem Kollektiv gibt es immer eine Fithrungsperson oder eine Fiithrungs-
gruppe. Oft ist die Fiihrungsperson in solchen Gruppen jemand, der frither im
Betrieb der wichtigste Vertreter der Gewerkschaft war. Das war in manchen Fil-
len sehr positiv fiir das Projekt, in anderen Fillen sehr negativ. Denn die Tat-
sache, eine anerkannte Fiihrungsperson zu sein, gibt demjenigen eine gewisse
Autoritit und normalerweise kennt ein Gewerkschafter nicht nur das Handwerk,
sondern er hat eine Gesamtsicht des Unternehmens. Dies ist wichtig, denn seine
Arbeit gut zu machen ist das eine, aber den Betrieb zu fiihren ist etwas anderes.
Wir haben viele positive Beispiele von Genossenschaften, in denen der ehe-
malige Vertreter der Gewerkschaft wenigstens eine Zeit lang Vorstandsvor-
sitzender wurde. Es gab aber auch andere Beispiele, bei denen der Gewerk-
schaftsvertreter im Vorstand, ggf. als Vorsitzender, nicht als Unternechmer
handelte, sondern nach wie vor strikt als Gewerkschafter. Der Betrieb dndert
sich aber wesentlich, wenn die Belegschaft ihn als Genossenschaft weiterfiihrt.

%) Vorsitzender der CFI auf einer Besprechung am 2. April 2009 in Rom mit den Mitgliedern
der "Marcora-Studienreise".



Marcora Gesetz 105

Das kann man ganz wertfrei feststellen. Dementsprechend miissen sich auch die
Rollen dndern. Das ist unsere Erfahrung.*

,,Man braucht eine enorme Flexibilitit, damit es funktioniert. Denn die Prob-
leme, die sich auftun, wenn man den Betrieb insgesamt fiihrt, sind sehr komplex,
auch bei einem kleinen Betrieb. Diese Probleme miissen alle kommuniziert wer-
den, wenn man Partizipation haben will, sonst kriegt man es nicht in den Griff.*

Wichtig: das Vorkaufsrecht der Belegschaft
Das Marcora-Gesetz rdaumt der Belegschaft ein Vorkaufsrecht an dem in-
solventen Betrieb ein. D.h., wenn die Belegschaft eines insolventen Betriebes
beschliefit, eine Genossenschaft zu griinden, um den Betrieb oder Teile davon
fortzufiithren, kann sie die Anlagen, Hallen usw. des Betriebes vom Konkurs-
verwalter pachten und hat spdter, wenn das Firmenvermogen versteigert wird,
ein Vorkaufsrecht, d.h., bei gleichem Gebot bekommt sie den Zuschlag. Diese
Regelung begiinstigt die beteiligten Mitarbeiter und stéirkt die lokale Okonomie.
Die Risikokapital-Beteiligungsgesellschaft CFI investiert, wenn sie den Ge-
schiftsplan beflirwortet, die kapitalisierten Sozialversicherungsleistungen der
Mitglieder fiir eine begrenzte Zeit in die Genossenschaft (heute nur im Verhilt-
nis 1:1 zu den Mitgliederanteilen) und hat in dieser Zeit eine begleitende und
beratende Funktion fiir die neu gegriindete Genossenschaft. Diese Funktion ist
sehr wichtig, weil die Leitung des Unternehmens fiir die ehemaligen Arbeit-
nehmer eine vollig neue Aufgabe darstellt.

Wettbewerbsbedenken der EU

Die urspriingliche Fassung des Marcora-Gesetzes war von 1987 bis 1996 in
Kraft und bewirkte in dieser Zeit die Entstehung von 159 Produktivgenossen-
schaften und die Rettung von 6.000 Arbeitsplétzen.

1996 meldete die EU ,,Ernsthafte Zweifel an der Vereinbarkeit dieser Bei-
hilfen mit dem Binnenmarkt®“, weil das Gesetz ,,weder den Richtlinien der Ar-
beitsmarktforderung noch den Beihilfen zur Umstrukturierung von Unter-
nehmen in Schwierigkeit” entspriche. Die EU suspendierte deshalb 1996 die
Anwendung des Marcora-Gesetzes.

Die EU beanstandete, dass der italienische Staat der CFI Gelder a fond perdu
vergab, mit dem sich die CFI an den Genossenschaften beteiligte. Es handelte
sich allerdings um die Sozialversicherungsleistungen, auf welche die Be-
schiftigten Anspruch gehabt hitten, wenn sie arbeitslos geworden wiren. Mit
diesem Geld wurden stattdessen die Arbeitspliatze gerettet und der Staat hatte
nur Vorteile, weil das Weiterbestehen der Unternechmen

e Steuereinnahmen generierte und

e die Sozialkassen entlastete, weil auch die Mitglieder von Produktiv-
genossenschaften Sozialbeitrage bezahlen.

Durch die Rettung der Arbeitsplitze in der Region erhielt also der Staat - wie
die CFI ausrechnete - all seine Investitionen in weniger als zwei Jahren zuriick.
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Giuliana Giorgi

Der italienische Staat musste trotzdem das Gesetz dndern. Nach der neuen
Fassung von 2001 muss u.a. das Kapital der CFI innerhalb von 10 Jahren zu-
riuckflieBen. Ferner darf heute die Investition der CFI nur eine Minderheits-

beteiligung sein.

Die Einlage der CFI darf heute nicht hoher als die Summe der Anteile der

Mitglieder sein (1:1 anstatt 3:1).

AuBlerdem darf die CFI nur Genossenschaften mit hochstens 250 Mitgliedern

unterstitzen.

Alte und neue Fassung des Marcora-Gesetzes —
eine Gegeniiberstellung

Alte Fassung Gesetz 49/(19)85

Neue Fassung Gesetz 57/(20)01

ZIELE

»  Durch die Neugriindung einer
Genossenschaft die Beschiftigung von
Arbeitnehmern sichern, welche:

- Leistungen aus der staatlichen Lohn-

ausgleichskasse beziehen,

- infolge von betriebsbedingten Kiindi-
gungen arbeitslos geworden sind,

- entlassen wurden oder bei Firmen be-
schiftigt sind, die Konkurs angemeldet
haben.

»  Durch die Forderung und die
Entwicklung des  Unternehmens-
modells Genossenschaft die Be-
schiftigung erhohen und absichern.

EINSATZBEREICHE

»  Modell: von Arbeitnehmern in
den o.g. Beschaeftigungsverhaeltnissen
gegriindete Produktivgenossenschaften.

»  Wirtschaftsbereiche: Industrie
und Dienstleistungen

»  GroBe: KMU nach der EU Defi-
nition

»  Voraussetzungen: jedes Mitglied
musste einen Anteil von mindestens €
4.132 zeichnen. Dafiir konnte das Mit-

glied  seine  Abfindungsanspriiche
gegeniiber dem insolventen Betrieb und
gegebenenfalls die Mobilitits-

Entschdadigung verwenden.

» Lebenszyklus-Phasen:
Genossenschafts-Neugriindung.

»  Kiriterien fiir die Forderungs-
wiirdigkeit: Machbarkeit des Projekts,

»  Modell: Nicht nur aus in-
solventen = Betriecben = stammende
Produktions-und Sozialgenossen-
schaften.

»  Wirtschaftsbereiche: Industrie
und Dienstleistungen

»  GroBe: KMU nach der EU De-
finition

» Voraussetzungen: jedes Mit-
glied muss Aktien fiir einen Gegen-
wert von mindestens € 4.000 fiir Pro-
duktionsgenossenschaften und € 1.000
fiir Sozialgenossenschaften zeichnen.

» Lebenszyklus-Phasen:  Neu-
griindung, Entwicklung, Konsolidie-
rung, Neupositionierung von Ge-
nossenschaften auf dem Markt.

»  Kiriterien fiir die Forderungs-
wiirdigkeit: Machbarkeit, Innovation,
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Wirtschaftlichkeit, Erhaltung der Be-
schiftigung

Zuverléssigkeit des Management und
Rentabilitit des Projekts

INTERVENTIONS-MODALITATEN

»  RISIKOKAPITAL: CFI steuerte,
als juristische Person, die [ausnahms-
weise] Mitglied einer Genossenschaft
sein durfte, Genossenschaftskapital bei,
indem sie eine Beteiligung zeichnete,
die hochstens dreimal so hoch sein
durfte wie die Summe der von den
Mitgliedern gezeichneten und ein-
gezahlten Anteile. Obergrenze ihres
Beitrages war allerdings die Summe
der Zahlungen aus der speziellen
Lohnausgleichskasse, auf welche die
Mitglieder im Zeitraum von drei Jahren
[bei Fortdauer der Arbeitslosigkeit]
Anspruch gehabt hitten.

» Die Mitglieder der Genossen-
schaften, fiir welche die Beteiligung
der CFI bewilligt wurde, verloren fiir
drei Jahre alle Anspriiche auf Leistun-
gen aus der ordentlichen und aus der
speziellen Lohnausgleichskasse und
auf die auBlerordentliche Arbeitslosig-
keits-Entschidigung.

INTERVENTION MARKT-
BEDINGUNGEN

RISIKOKAPITAL: CFI steuert Gesell-
schaftskapital als finanzierendes Mit-
glied bei. Thre Beteiligung muss:

» Eine  Minderheitsbeteiligung
sein: hochstens das Doppelte des Ge-
nossenschaftskapital — betragen, nur
wenn Reserven und Mitgliederdarlehen
ausreichend sind (Reserven und Mit-
gliederdarlehen > (gleich/ grofler) als
das Genossenschaftskapital).

»  Zeitlich befristet sein: nicht lan-
ger als 10 Jahre

7U

FINANZIERUNG
CFI integriert ihre Interventionen
durch eine Finanzierung der In-
vestitionen der Genossenschaft fiir An-
lagen, usw. (fixe Investitionen) durch:
Darlehen

>

»  Beteiligungsdarlehen

»  Wandelanleihen

»  Biirgschaften

»  Immobilien-Leasing

Der  Riickzahlungsplan  beriick-

sichtigt die finanzielle Tragfdhigkeit
des Unternehmens und die Art der In-
vestition.

Der Zinssatz kann fest oder variabel
sein und das Spread dem Unter-
nehmensrisiko angemessen.
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Die Cooperazione Finanza Impresa (CFI )

Die CFI ist eine institutionelle [d.h. fiir den Staat handelnde] finanzierende Ge-
nossenschaft, die von Produktionsgenossenschaften gegriindet wurde, die den
drei wichtigsten italienischen Genossenschaftsverbdnden angehoren: AGCI,
Confcooperative und Legacoop.

Sie ist ein Partner, der sich am Unternehmerrisiko beteiligt, Investitionen er-
moglicht, die Geschiftsfiihrung ldngerfristig und aus der Ndhe begleitet und bei
strategischen und operativen Entscheidungen berit. Das Nettovermogen der CFI
betrdgt 98 Millionen €. Mitglieder sind 240 Produktivgenossenschaften, “Ent-
wicklung Italien” * und das Ministerium fiir wirtschaftliche Entwicklung.

Die CFI wurde 1986 gegriindet mit dem Ziel, die Beschéftigung durch die
Griindung von Genossenschaften zu fordern. In den ersten 15 Jahren ihrer Akti-
vitidt investierte sie ca. 80 Mio. € in das Risikokapital von 159 Produktions-
genossenschaften, die von der Belegschaft von insolventen Betrieben — oder
Teilen davon - gegriindet wurden. Auf diese Weise hat sie die Entstehung von
insgesamt ca. 6.000 ldngerfristig angelegten Arbeitspldtzen ermdglicht.

Nach den eingetretenen Verdnderungen der wirtschaftlichen und sozialen
Rahmenbedingungen in Italien hat CFI aufgrund ihrer Erfahrung ihren Aktions-
radius erweitert und den verdnderten Marktgegebenheiten angepasst. Seit 2003
kann CFI auch die Neugriindung, die Erweiterung und die Umgestaltung von
Produktions- oder Sozialgenossenschaften finanzieren.

Instrumente, mit denen CFI interveniert, sind die zeitweise Beteiligung am
Risikokapital und die Finanzierung von Fixinvestitionen (Anlagen, Gebduden,
usw.).

Die bisher erfolgten Interventionen haben wesentlich zum Gedeihen der Ge-
nossenschaften, an denen sich die CFI beteiligt hat, und zur Verbesserung der
Geschiftsfilhrung beigetragen. Dadurch wurden Arbeitspldtze bei effizienten
wirtschaftlichen und finanziellen Rahmenbedingungen gesichert.

Zum 31.12.2008 war die CFI an 61 Genossenschaften mit einem Gesamt-
umsatz von iiber 450 Mio. € beteiligt und hatte dadurch die Beschéftigung von
2.823 Personen abgesichert.

Fazit
Die erste Fassung des Marcora-Gesetzes war von 1987 bis zum Veto der EU
1996 in Kraft. 1999 wurde die Anwendung des Gesetzes ganz gestoppt und bis
2001 wurden nur die bereits gestellten Antrige abgearbeitet.

Vom Inkrafttreten des Gesetzes bis 1996 wurden 65,2 % der Antrdge be-
willigt, insgesamt vom gleichen Zeitpunkt bis 2001 56,6%.

Bis 1999 wurden 281 Antrige gestellt. Davon wurden 159 bewilligt, d.h., die
CFI befiirwortete die Operation und beteiligte sich an den Genossenschaften.
Dadurch wurden 6.000 Arbeitsplédtze gerettet und langfristig neu angelegt.

) Sviluppo ltalia ist eine Agentur des italienischen Staates fiir die Entwicklung von Unternehmen und die An-
regung von Investitionen, vor allem in Stditalien.
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Die Antrédge stiegen im Laufe der Jahre von 2 im ersten Jahr bis 151 im Jahre
1999.

Nach der Anderung des Gesetzes wurden, zwischen 2002 und 2008, nur 6 An-
trage gestellt, davon 4 bewilligt.
Heute ist das Marcora-Gesetz kein spezifisches Instrument zur Unterstlitzung
von Belegschaftsinitiativen aus Krisenbetrieben mehr. Es ist aber ein wirksames
Instrument zur Forderung von Genossenschafts-Neugriindungen und zur Mo-
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dernisierung von bestehenden Genossenschaften. Denn gerade bei der sehr rest-

riktiven Kreditvergabepraxis der Banken in der jetzigen Krise bekommen viele
Genossenschaften keine Kredite von den Banken. Die CFI bietet hier oft die ent-
scheidende Alternative, die Investitionen ermoglicht.

Das Marcora-Gesetz in der Praxis: Vier Beispiele

Metalcoop

Metalcoop ist ein Unternehmen unweit von Florenz, das Regale fiir Ver-
brauchermérkte herstellt. Der Griinder musste 1984 wihrend der damaligen
Krise, als die Kreditzinsen bis zu 19% stiegen, Konkurs anmelden. Eine speku-
lative Finanzgesellschaft kaufte diese und weitere 47 mittelstindische Betriebe
auf. 10 Jahre spiter meldete die Finanzgesellschaft selbst Konkurs an und zog
alle 48 Firmen mit in die Insolvenz. Die Belegschaft des metallverarbeitenden
Betriebes glaubte aber an ihr Unternehmen, das ein gefragtes Produkt herstellte
und volle Auftragsbiicher hatte. Also beschlossen die Beschiftigten, eine Ge-
nossenschaft zu griinden, um den Betrieb zu ibernehmen.
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Jeder zahlte umgerechnet mindestens 2.000 € als Eigenanteil in das Ge-
nossenschaftskapital und sie beantragten die Kapitalisierung ihrer Sozialver-
sicherungsleistungen nach dem Marcora-Gesetz.

Die zentrale Genossenschaft CFI, die im Auftrag des Staates als Finanz-
gesellschaft fungierte, priifte den Geschiftsplan und beflirwortete die Inter-
vention. Damals konnte die CFI Risikokapital in Verhiltnis 3:1 zu den Mit-
gliederanteilen in die Genossenschaft investieren. Obergrenze war die Summe
der Sozialversicherungsleistungen, auf die die Beschiftigten Anspruch gehabt
hitten, wenn sie arbeitslos geworden wéren.

Mit diesem Kapital konnte die Genossenschaft Anlagen und Maschinen aus
der Konkursmasse ersteigern, um den Betrieb in Eigenregie fort zu fiihren.

Die CFI wurde finanzierendes Mitglied der Genossenschaft. Sie beriet und
begleitete den Vorstand 10 Jahre lang, bis zur vollstindigen Riickzahlung der
Investition.

Metalcoop ist heute ein gesundes Unternehmen, das 7 Millionen Euro im Jahr
umsetzt und 23 Mitarbeiter beschéftigt. 13 von ihnen sind Mitglieder der Ge-
nossenschaft, die iibrigen 10 sind abhingig Beschiftigte, konnen aber jederzeit
Mitglieder werden und den inzwischen betrachtlich gewordenen Mitglieder-
anteil mit einem Teil ihres Lohns ansparen.

Papier-Recyclingfabrik CCR
Die CCR (Cartiera Cooperativa Rivalta) ist eine Papierrecyclingfabrik unweit
des Garda Sees. Die Vorstandsmitglieder Alberto und Roberto erzdhlen gerne
die Geschichte ihrer Genossenschaft, die 1984 entstand, also schon vor der Ver-
abschiedung des Marcora-Gesetzes. Damals wollte der Inhaber die veraltete und
nicht mehr konkurrenzfihige Papierfabrik schlieBen oder verkaufen, weil sie flir
thn nicht mehr rentabel war.

In den Bergen um den Gardasee wird Wein angebaut und die Winzer sind in
Genossenschaften organisiert, durch die sie gemeinsame Einrichtungen und
Dienstleistungen nutzen konnen.
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Deshalb waren die Funktionsweise einer Genossenschaft und die Vorteile der
Kooperation den 16 Mitarbeitern der Papierfabrik vertraut und die Ent-
scheidung, eine Genossenschaft zu griinden und die Papierfabrik in Eigenregie
fortzufiihren lag nicht auBBerhalb ihres Erfahrungshorizonts.

Der Inhaber unterstiitzte sie, denn fiir die Fabrik war kein Kéaufer in Sicht. Er
lieferte seinen ehemaligen Mitarbeitern das Rohmaterial und nahm ihr Produkt
fiir seine Kartonagenfabrik ab. Der Abnahmepreis reichte aus, um Herstellungs-
kosten und Lohne zu bezahlen. Diese Vorgehensweise erleichterte der Beleg-
schaft den Ubergang, denn sie hatten keine Erfahrung mit der Fithrung eines
Betriebes.

Nach 2 Jahren ermutigte der Inhaber die Mitglieder, weitere Abnehmer auf dem
freien Markt zu finden und die Genossenschaft zahlte eine Pacht fiir die Anlagen.

1992 konnten die Genossenschaftsmitglieder mithilfe einer Finanzierung nach
dem Marcora-Gesetz die Fabrik kaufen. Die entrichtete Pacht wurde, wie im
Vorfeld vereinbart, als Anzahlung angerechnet. Fiir die dringend notwendige
Modernisierung waren aber zusitzliche Investitionen in Héhe von 1,5 Millionen
Euro erforderlich. Dafiir wurde eine Beteiligung der CFI nach dem Marcora-
Gesetz beantragt.

Nach eingehender Priifung des Geschiftsplans beteiligte sich die CFI im
Verhiéltnis 3:1 zur Summe der Mitgliederanteile. Die vom Staat iiber die CFI
getdtigte Investition wurde von den Mitgliedern nach und nach mit ihren Divi-
denden zuriick gezahlt. Denn die Mitglieder hatten beschlossen, ihre Dividende
in der Genossenschaft zu belassen. Sie hatten einen NiefSbrauchvertrag mit der
CFI abgeschlossen, wonach sie gegen Zahlung einer Gebiihr an die CFI auch
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iiber deren Dividende verfligen konnten. Auch diese flossen in die Genossen-
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schaft und halfen den arbeitenden Mitgliedern, die Beteiligung der CFI schneller
zuriick zu zahlen.

Wenn es keine Gewinne gab, bekam auch die CFI nichts, denn ihre In-
vestition war echtes Risikokapital. Dafiir hatte die CFI die Chancen des Unter-
nehmens auf dem Markt vor der Investition eingehend gepriift, und sie iibte eine
Kontrollfunktion auf die Geschéftsfithrung aus, indem sie fiir die gesamte Dauer
der Beteiligung im Aufsichtsrat vertreten war.

2004 hatte die Genossenschaft die urspriingliche Investition vollstindig zu-
riickgezahlt, so dass sie 2005 eine weitere Beteiligung der CFI fiir weitere In-
vestitionen beantragen konnte. Dies erfolgte nach der neuen Fassung des
Marcora-Gesetzes, wonach die Kapitalbeteiligung der CFI innerhalb von 10
Jahren zuriickflieBen muss.

Heute besteht die Genossenschaft aus 22 Mitgliedern. Einige haben in-
zwischen das Rentenalter erreicht, andere sind dazu gekommen. Sie arbeiten in
Schichten und produzieren 80 Tonnen Verpackungspapier pro Tag, viermal so
viel wie bei der Griindung.

Eine Werft fur Flussschiffe

Die kleine Werft gibt es an diesem Standort an der weitldufigen Miindung des
Flusses Po in die Adria bei Rovigo seit etwa 40 Jahren. Sie repariert kleine und
mittlere Flussschiffe, Fidhren und Boote, die als o6ffentliche Verkehrsmittel im
nahen Venedig eingesetzt werden.

Urspriinglich wurde die Werft von einer Flussschifffahrt-Gesellschaft gebaut,
die sie brauchte, um ihre Schiffe schnell vor Ort zu reparieren. Dann wurde die
Werft ein eigenstdndiges Unternehmen. Dieses geriet in den 80er Jahren in eine
Krise der Flussschifffahrt, weil Heizol und Salz nicht mehr per Schiff trans-
portiert wurden. So wurde die Werft von einer Gesellschaft gekauft, welche die
Branche nicht kannte. Sie betrachtete die Werft lediglich als Investition, konnte
sie aber nicht wirtschaftlich fiihren und trieb sie nach einigen Jahren in den
Konkurs. Die Belegschaft kannte aber das Potential der Werft und wollte nicht
aufgeben. Thr Steuerberater informierte die Mitarbeiter iiber das Marcora-
Gesetz. Eine Gruppe von 5-6 von insgesamt 28 Beschéftigten wollte den Weg
einer Belegschaftsiibbernahme gehen. Sie nahmen Kontakt mit der CFI auf und
rissen alle anderen mit.

»Die Belegschaft war eine kompakte Gruppe — erklirt der ehemalige Vor-
standsvorsitzender Finotti, inzwischen pensioniert — alle Beschiftigte stammen
hier aus dem Ort. Wir sprechen die gleiche Sprache, wir verstehen uns mit ei-
nem Wink, wir kennen uns seit unserer Kindheit®.
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Sie griindeten 1990 die Genossenschaft CNP (Cantiere Navale Polesano) .
Alle Beschiftigten traten ihr bei. Die ersten zwei Jahre zahlten sie eine Pacht an
den Konkursverwalter. Erst danach konnten sie die Werft ersteigern. In der Zwi-
schenzeit arbeiteten sie zusammen mit der CFI den Geschiftsplan aus, um ihn
dem Ministerium vorzulegen.

Die Funktionsweise und die Vorteile einer Genossenschaft war den Be-
schiftigten bekannt, weil die Region auch von Fischerei lebt und alle Fischer in
Genossenschaften organisiert sind, die sich um Dinge wie die gemeinsame Ver-
marktung kiimmern und ihre Interessen vertreten.

,Am Anfang — erzdhlt Finotti - bei den Verhandlungen mit dem Konkurs-
verwalter, hat die Gewerkschaft uns geholfen. Es war die Gewerkschaft, die das
Gericht iiberredete, uns die Werft zu verkaufen“, obwohl die Genossenschaft
keinerlei finanzielle Unterstiitzung hatte.

Die CFI war ihre einzige Chance, weil die Beschéftigten den Banken keinerlel
Sicherheit fiir Kredite geben konnten. Bevor die Investition durch die CFI be-
willigt wurde, verging kostbare Zeit. Aber die Genossenschaft konnte einen
Uberbriickungskredit bei einer Bank beantragen, weil die CFI fiir sie biirgte.
Die Mitglieder zahlten eigene Ersparnisse in das Genossenschaftskapital, um-
gerechnet 5.000 Euro pro Person. Das Aufbringen dieser Summe war einer der
groflten Probleme, denn die Beschéftigten hatten gerade eine Krisenzeit durch-
gemacht und hatten die letzten drei Monate keinen Lohn bekommen. Sie hatten
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zwar Anspruch auf die Abfindung und auf die nicht gezahlten Lohne, aber bei
einer Pleite muss zuerst das Gericht das Konkursverfahren er6ffnen und die Be-
schiftigten miissen Klage einreichen und ihre Anspriiche geltend machen. Sie
bekamen das Geld aus dem Abfindungsfonds erst 2-3 Jahre spéter. Deshalb in-
vestierten sie am Anfang ihre eigenen Ersparnisse oder borgten Geld bei Ver-
wandten.

Durch das Genossenschaftskapital, den Sicherheitsfonds nach dem Marcora-
Gesetz und die Biirgschaft der CFI konnte die Genossenschaft einen Kredit von
der Bank erhalten und die Werft vom Konkursverwalter ersteigern. Der Vor-
standsvorsitzende und sein Stellvertreter waren die einzigen Interessenten im 2.
Versteigerungstermin. Sie beschlossen zu kaufen, um die Gefahr abzuwenden,
dass beim nédchsten Termin andere mitbieten konnten. Das Geld fiir die Kaution
einzuzahlen war auch ein Problem. Denn die Bank wollte den Kredit erst nach
Ubereignung der Werft auszahlen, obwohl die Zahlung einer Kaution Voraus-
setzung flr die Teilnahme an der Versteigerung war. Die Bank verlangte Biirg-
schaften von allen Beschiftigten. Die Beschéftigten biirgten 15 Tage lang, um
die Teilnahme an der Versteigerung zu ermoglichen.

Die CFI konnte noch nicht helfen — erklért Finotti. Sie wurde erst danach ak-
tiv, als einige Voraussetzungen erfiillt waren. Auch weil die CFI verstehen woll-
te, ob der Geschiftsplan solide war. Auch der Genossenschaftsverband wollte
den Geschiftsplan sehen. Er vergibt zwar kein Geld, aber er stellt Sicherheiten.
Die Ubernahme wurde von der CFI, dem Genossenschaftsverband Legacoop
und der Genossenschaft durchgefiihrt.

Nachdem die Investition der CFI bewilligt wurde, beteiligte sich die CFI mit
Risikokapital im Verhiltnis 3:1 am Ubernahmeprojekt. Der Bankkredit war
nicht mehr erforderlich und wurde zuriickgezahlt. Bis zur vollstandigen Riick-
zahlung ihrer Beteiligung war die CFI im Aufsichtsrat vertreten und sie be-
teiligte sich auch an der Vollversammlung.

Diese Phase ist langst vorbei, die Werft, die von Anfang an das Vertrauen ih-
rer Kunden hatte, schrieb schwarze Zahlen und zahlte ihren Mitgliedern tarif-
liche Lohne fiir Metallarbeiter. In den letzten Jahren sind Flussschiffe, die
frither in der Regel 10 m breit waren, durch 12 m breite ersetzt worden und das
Hebe-Dock der Werft ist dafiir zu klein geworden. Deshalb startete die Ge-
nossenschaft 2007 ein neues Projekt, um das kleine Hebe-Dock gegen ein
grofleres auszutauschen. Gesamtkosten: 2,4 Millionen Euro. Auch dieses Projekt
wurde von der CFI genehmigt und sie beteiligt sich mit einem Drittel der In-
vestition.

Schon in der Satzung hatten die Mitglieder beschlossen, keine Dividende aus-
zuschiitten, sondern die Gewinne in der Genossenschaft zu belassen. Auch des-
halb hat die Genossenschaft jetzt ein ordentliches Eigenkapital, deshalb be-
kommt sie auch Kredite von den Banken.
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Videosfera — ein Filmstudio

TELESIA hieB das Filmstudio in Rom mit ca. 150 Beschéftigten, die in den 90er
Jahren Videoaufnahmen fiir das Fernsehen machten Die Firma gehorte einer
multinationalen Holding und als diese 1996 in eine Krise geriet, musste Telesia,
wie alle anderen Tochterfirmen, abgewickelt werden.

Zwolf von den 150 Mitarbeitern wollten allerdings zusammen bleiben und
weiter in ihrem Beruf arbeiten. Sie tauschten ihre Anspriiche gegeniiber
TELESIA gegen die technische Ausriistung und einen bereits akquirierten
GroBauftrag. Sie griindeten 1997 eine Genossenschaft, die sie Videosfera nann-
ten und zahlten eigenes Geld ein. Das reichte allerdings nicht, um die neue Pro-
duktionslinie zu kaufen, die sie brauchten. Dann stellten sie einen Antrag bei der
CFI. Das Marcora Gesetz war gerade von der EU blockiert worden, die darin
einen Versto3 gegen die Regeln des fairen Wettbewerbs sah. Es gab Ver-
handlungen und Ubergangsregelungen. Die bereits gestellten Antrige wurden
abgearbeitet, aber die Beteiligung der CFI erfolgte in diesem Fall in zwei Raten,
in einem Zeitraum von Jahren.

Videosfera hatte die Anlagen bereits bestellt und musste um ihre Existenz
bangen. Schlieen flossen die Gelder, die Anlagen wurden bezahlt und die Mit-
glieder konnten loslegen. Die CFI schulte auch einige Mitglieder in Betriebs-
wirtschaft kostenlos. Sie brachte ihnen bei, wie man einen Geschéftsplan und
eine Bilanz erstellt. Einige Jahre lang machte Videosfera gute Umsétze. Dann
gab es eine starke Krise in threm Sektor. Von den zwdlf Mitgliedern blieben nur
acht librig. Vier traten aus, weil sie personlich nicht bereit waren, die starke
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Gehaltkiirzung, die die Mitglieder beschlossen hatten, hinzunehmen. Trotz der
Schwierigkeiten zahlte ithnen die Genossenschaft ithren Anteil aus, der sich in-
zwischen aufgewertet hatte.

Um weiter zu bestehen erweiterte die Genossenschaft die Palette ihrer Dienst-
leistungen. Diese Strategie war erfolgreich. Heute beschiftigt Videosfera mit
neun Mitgliedern durchschnittlich 40 Personen. Die Nicht-Mitglieder sind freie
Mitarbeiter mit einem projektbezogenem Vertrag, was in der Film-und Fern-
sehbranche iiblich ist.

»Am schwierigsten zu bewiltigen — erzdhlt der Vorstandsvorsitzender Fabio
Rea — war der Ubergang von der Identitiit eines Arbeitsnehmers zu einem Mit-
inhaber einer Genossenschaft. Wir waren frither gut bezahlte Fachkrifte, dann
wurden wir Inhaber einer Firma. Die zwei Rollen miteinander zu kombinieren
war nicht einfach. Schwierig war auch, eine Entscheidungsstruktur aufzubauen.*

,Denn beim ersten Auftrag waren die Rollen ganz klar definiert. Aber als der
Auftrag zu Ende war und wir uns auf dem Markt behaupten mussten, stellten
wir fest, dass wir keine Struktur hatten, um Entscheidungen zu treffen. Da ha-
ben wir intensiv miteinander diskutiert. Wir mussten ein Gleichgewicht finden
zwischen dem Zweck der Genossenschaft, der gegenseitigen Hilfe und der For-
derung, und dem Ziel, uns als Betrieb auf dem Markt zu behaupten. Dieser
schwierige Drahtseilakt ist uns gelungen, konnen wir heute sagen. Wir haben es
geschafft, diese zwei Ziele miteinander zu vereinbaren.

In einer gewissen Phase mussten wir unsere Gehilter drastisch kiirzen. Im
Riickblick war das Wichtigste, die Beziehungen zwischen den Mitarbeitern der
urspriinglichen Firma genau unter die Lupe zu nehmen, d.h., zu verstehen, wie
die Entscheidungsprozesse in der urspriinglichen Firma verliefen denn dies
stand selten im Einklang mit den Interessen der Mitarbeiter.

Interessant war herauszufinden, dass wir Entscheidungsprozesse in Eigenregie
gestalten konnten, wobei wir die Lebensbedingungen fiir alle Mitglieder ver-
bessern konnten. Zum Beispiel dadurch, dass wir in den Phasen, in denen wir
wenig zu tun hatten, viel mehr Zeit zur eigenen Verfligung hatten. Wir haben
auch Mitgliedern die Moglichkeit gegeben, Kredite von der Genossenschaft zu
erhalten — sogar zinslos. Dadurch mussten sie sich nicht an die Banken wenden,
wenn sie personliche Kredite brauchten.

Auch ist es jetzt den Mitgliedern moglich, sich eine Auszeit von 2-3 Monaten
zu nehmen — aus welchem Grund auch immer. Die Genossenschaft beschiftigt
in der Zeit einen freien Mitarbeiter und das Mitglied kann problemlos zuriick-
kommen und weiter arbeiten. Wir haben beschlossen, dass wir uns von niemand
mehr auf die Stralle setzen lassen. Wir wollen selbst bestimmen, wann wir auf-
horen.

Sehr schon ist auch die Arbeitsatmosphire bei uns, seitdem wir unsere eige-
nen Chefs sind. Wir arbeiten viel entspannter. Ohne Angst. Es ist schon zu wis-
sen, neben jemand zu sitzen, der mir meine Arbeit nicht wegnehmen will und
mir hilft, wenn ich Schwierigkeiten habe.
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Auch in schwierigen Zeiten, wenn wir kaum Geld hatten, war das Arbeits-
klima immer entspannt. Konkurrenz erleben wir auf dem Markt und in Bezug
auf unsere Dienstleistungen, aber nicht auch noch zwischen den Kollegen.

Wir arbeiten auch 15 Stunden pro Tag, wenn es erforderlich ist, um eine Sen-
dung zu realisieren, aber nicht, um befordert zu werden. Solidaritdat bedeutet
nicht nur, Verluste auf mehreren Schultern zu verteilen. Sie bedeutet auch, dass
groflere Anstrengungen leicht akzeptiert werden, weil man weil3, dass sie nicht
der Bereicherung einiger weniger dienen, sondern der Stirkung der ge-
meinsamen Firma®.

In der Genossenschaft werden die Gehélter und die tarifliche Einstufung in
der Vollversammlung beschlossen, d.h., diese Aspekte sind vollig transparent.

Die Filmstudio-Genossenschaft arbeitet fiir andere Genossenschaften und fiir
NGOs zu sehr giinstigen Preisen, manchmal fast umsonst, z.B. fiir Nowar TV,
einen Satellitenkanal gegen den Krieg.



Fallbeispiel Karstadt Kaiserslautern

Giuliana Giorgi

Nach der Riickkehr von der ,,Marcora® Studienreise bildete sich innerhalb der
Attac AG Solidarische Okonomie eine Unter-AG "Betriebe in Belegschafts-
hand". Ziel war, in Erfahrung zu bringen, was erforderlich wire, um auch in
Deutschland bessere Rahmenbedingungen fiir die Ubernahme bzw. Fortfiihrung
von Betrieben durch die Belegschaft zu schaffen.

Ein erster konkreter Krisenfall ergab sich Anfang Dezember 2009 mit der an-
gekiindigten SchlieBung der Karstatt Filiale Kaiserslautern.

Fallbeispiel Karstatt Kaiserslautern

Nachdem die Unternehmensleitung der Karstatt-Filiale Kaiserslautern monate-
lang der besorgten Belegschaft die Weiterbeschiftigung zugesichert hatte, er-
klarte sie am 1. Dezember 2009, dass das Kaufthaus Ende Mérz 2010 schliefen
wiirde - eine Katastrophe fiir die Biirgerinnen und Biirger, die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter sowie fiir den Einzelhandel der Stadt.

Die Emporung in der ganzen Bevdlkerung war enorm, denn Karstatt Kaisers-
lautern erzielte Gewinne und war das letzte iibrig gebliebene Kaufhaus in der
Stadt. Die Biirger befiirchteten, dass Kaiserslautern ,,abgehdngt* wiirde.

Auch der Umgang mit den Beschiftigten durch die irrefiihrende Informati-
onspolitik bis zum Schluss war empdrend.

Attac Kaiserslautern alarmierte sofort die Attac AG ,,Betriebe in Beleg-
schaftshand® und es bildete sich ein Team, bestehend aus Mitgliedern der AG
und von Attac KL, die dem Betriebsrat Unterstiitzung bei der Uberfiihrung des
Kaufhauses in eine Konsumgenossenschaft mit Beteiligung der Mitarbeiter und
der Biirger (,,K-Stadt") anbot.

Das Team beschloss, auf keinem Fall eine Parallelstruktur aufzubauen, son-
dern eng mit dem Betriebsrat zu kooperieren.

Kurz nach der Ankiindigung der bevorstehenden SchliefSung organisierte der
Betriebsrat im Dezember eine Veranstaltung fiir die Beschdftigten und interes-
sierte Biirger in Kaiserslautern, auf dem der OB der Stadt und andere Politiker,
bis zum Ministerprdsident Kurt Beck, ihre Solidaritit mit der Belegschaft be-
kundeten. Ein Mitarbeiter der Technologieberatungsstelle des DGB Rheinland-
Pfalz, Herr Winfried Ott, sprach von der Suche nach einem neuen Investor und
von anderen Fortfiihrungsoptionen, wobei er einrdumte, dass er sich mit Ge-
nossenschaften nicht auskennt. Die Belegschaft spielte dabei nur eine Zu-
schauerrolle. Weder der Betriebsrat noch der Experte des DGB liefien sich in
die Karten schauen, weder auf der Veranstaltung noch in der Folgezeit. Sie
gingen auch nicht auf die Angebote des Attac Teams ein, sie mit Experten fiir
Genossenschaftsgriindungen in Verbindung zu setzen.
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Auf dem Infotag-Karstatt am letzten Samstag vor Weihnachten warb das
Attac-Team fiir ein ,, Kaufhaus in Biirgerhand“ mit Beteiligung der Biirger und
erntete viel Zustimmung von den Karstatt-KundlInnenen.

Der vom Betriebsrat organisierte Infotag ,,verspriihte aber ,,zu 90% Ver-
zweiflung und Anklage wegen der baldigen Arbeitslosigkeit, und nur sehr wenig
Kampfgeist und Charme des Projektes K-Stadt (Kaufhaus in BiirgerInnenhand),
fiir das man ja auch einen gewissen Optimismus braucht. Es fehlte nur noch der
obligatorische Sarg mit der Aufschrift , Hier ruht Karstadt Kaiserslautern*.
Symptomatisch dafiir ist der Text des Plakats:

., Qualifizierte und motivierte Kaufhausbelegschaft sucht zum 1.04.2010 einen
neuen Arbeitgeber. Interessenten bitte melden *

(Aus dem Bericht von Kris Kunst, damals Mitglied der Attac AG "Betriebe in
Belegschaftshand".)

Mit einer Flugblatt-Aktion lud das Attac Team Karstatt-Mitarbeiter und alle
interessierte Biirger zu einem von Attac und Verdi gemeinsam veranstalteten
Informations- und Diskussionsabend zum Thema ,,Genossenschaften am
26.02.2010 ein.

Die Erdoffnungsrede hielt der Betriebsratsvorsitzender Herrmann Heinrichs. Er
berichtete von vielen Solidarititsbekundungen und von der Unterstiitzung fiir
eine Fortfithrung des Kaufhaus. Er sagte,

- Die Stadtwerke hatten angekiindigt, das neue Kaufhaus auf alle Falle wei-
terhin mit Energie beliefern zu wollen;

- Die Hotels der Stadt hatten dem Betriebsrat angeboten, dass die Unter-
stiitzer der Bemithungen um eine Fortfithrung des Kauthauses bis Ende 2010 bei
thnen umsonst iibernachten konnten;

- Die Regierung des Landes Rheinland-Pfalz, namentlich der Minister-
prasident, war sofort bereit gewesen, eine Task Force in Mainz mit der Aufgabe
einzurichten, den Erwerb bzw. das Pachten des Gebdudes zu organisieren;

- Die bisherigen Lieferanten hitten sich bereit erklart, das neue Kauthaus
sofort mit allen Waren zu beliefern und das neue Kauthaus durch verzogerte
Rechnungsstellungen finanziell entgegen zu kommen. Nach ihrer Motivation
gefragt, hitten die Lieferanten erklért, dass sie von einem Massensterben von
Kaufhiusern in Stidten mit weniger als 200.000 Einwohner in den nédchsten 10
Jahren ausgehen. Sie brauchten deshalb ein Vorzeigeobjekt als Beispiel einer
anderen, einer positiven Losung.

- Die Fakultat fiir Architektur der Universitit Kaiserslautern hatte an-
geboten, energiesparende Konzepte fiir die Beleuchtung des neuen Kaufhauses
kostenlos auszuarbeiten.

Er berichtete dann von Treffen mit Vertretern der Finanzgesellschaft
Highstreet, der die Immobilie, in der die Karstatt-Filiale untergebracht war, ge-
hort. Diese hatten sich das Anliegen der Vertreter der Karstatt-Mitarbeiter an-
gehort, die Immobilien entweder zu erwerben oder zu pachten und hatten dann
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gesagt, siec wollten die Immobilien an die Belegschaft weder verkaufen noch
vermieten.

Damit sah der Betriebsratsvorsitzender Heinrichs keine Moglichkeit, das Pro-
jekt weiter zu verfolgen.

Die spérliche Besetzung des Saales schien das geringe Interesse der Beleg-
schaft und der Bevolkerung an einer Initiative zur Fortfilhrung des Kauthauses
in Belegschaftshand auch zu belegen. Die Organisatorlnnen des Abends bei
Attac KL hatten allerdings in Erfahrung gebracht, dass der Betriebsrat die Ein-
ladung nicht, wie versprochen, an die Belegschaft weiter gegeben hatte.

Es kursierten aulerdem Geriichte, wonach der Oberbiirgermeister und offen-
sichtlich auch andere Beteiligte sich von der Aussicht einer Shopping-Mall, die
Highstreet an der Stelle des Karstatt-Gebdudes bauen lassen will, hatten ver-
fithren lassen.

Angesichts dieser Intransparenz und der Lobby-Arbeit hinter den Kulissen
beschloss das Attac-Team, das Ziel eines Kauthauses in Biirgerhand nicht weiter
zu verfolgen.

Reflektionen
Die Beteiligten Mitglieder der Attac AG "Betriebe in Belegschaftshand" haben
im Nachhinein folgende Mingel in der Vorbereitung ihrer Kampagne erkannt:

- Sie haben sich nicht bemiiht, mit Vertretern der Gewerkschaften im Vorfeld
ins Gesprach zu kommen.

- Als die SchlieBung des Kauthauses Anfang Dezember 2009 zum Ende Mérz
2010 angekiindigt wurde, blieb sehr wenig Zeit, um ein Konzept fiir eine Fort-
fihrung in Belegschaftshand mit den Gewerkschaften zu erortern, geschweige
denn rechtzeitig umzusetzen, um das letzte Kauthaus der Stadt und damit mog-
lichst viele Arbeitsplétze zu retten.

- Das Team hat auch versiumt, die Beteiligten (einschlieBlich des Biirger-
meisters) iiber die verheerenden Auswirkungen einer Shopping Mall auf den
lang eingesessenen Einzelhandel der Stadt und auf die Innenstadt aufzukléren.

- Wie Andrea Rothkegel von der EWR Consulting GmbH, Frankfurt (Be-
ratung von Belegschafsinitiativen) auf einer Sitzung der AG am 30.04.10 in
Frankfurt erkldrte, sind Belegschaftsmitglieder wirkungsvoll ansprechbar nur
mit konkreten Vorschldgen zur Betriebsfortfithrung, die genau auf ihre Situation
und auf den rechtlichen Bezugsrahmen zugeschnitten sind. Man muss mit ande-
ren Worten im Vorfeld einen Plan fertig ausarbeiten und der Belegschaft er-
klaren, wie die nidchsten Schritte konkret aussehen.

Mitmachen: Genossenschaft zur Weiterflihrung von Hess Natur - Textil
demokratische Alternative statt Riistungsinvestor www.hnGeno.de
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Fortfuhrung von Betrieben durch die
Belegschaften —
mit welcher Unternehmensverfassung?

Hans-Gerd Nottenbohm

Zu Beginn mochte ich erwdhnen, wie ich zu dem Thema Betriebe in Beleg-
schafthand gekommen bin. Als ich 1975 in Bochum Wirtschaftswissenschaften
studiert habe, musste ich mir etwas Geld dazu verdienen. Das habe ich getan,
indem ich u.a. fiir die Industriegewerkschaft Chemie (IG Chemie), Bezirk West-
falen liber das Betriebsverfassungsgesetz, das Mitbestimmungsgesetz usw. refe-
riert habe. Durch diese Bildungsarbeit bin ich in Erwitte, einer Kleinstadt in
Westfalen, mit Arbeitskampfen rund um ein Zementwerk, das in kapitalistischer
Manier geschlossen werden sollte, in Beriihrung gekommen. Die Belegschaft
hat sich gegen die SchlieBung gewehrt und diesen Betrieb tiber ein Jahr lang be-
setzt. Im Endeffekt ist nach dieser Besetzung zwar keine Zerstérung des Be-
triebes in seiner Grundsubstanz eingetreten, aber auch kein durch die Beleg-
schaft gefiihrter Betrieb. Trotzdem war dieser einjdhrige Arbeitskampf sehr
wichtig fiir die Gewerkschaft und auch fiir die Fortfiihrung von Betrieben durch
die Belegschaft in Deutschland, weil dort letztendlich das Recht erkampft
worden ist, dass eine Betriebsbesetzung eine legale Arbeitskampfmalinahme ist,
die Belegschaften ergreifen diirfen.

Im Grof3en und Ganzen hat sich das Recht bis heute trotz aller Reformen und
Bemiihungen, die Arbeitnehmerrechte einzuschrinken, erhalten und insofern
war der Streik in Erwitte ein wichtiger Erfolg. Dieses Recht auf die Fiihrung
solcher Arbeitskdmpfe alleine niitzt allerdings wenig, wenn am Ende der Betrieb
zerstort ist und die Belegschaft keine Arbeit mehr hat. Deswegen brauchen wir
auch erfolgreiche Fortfiihrungen von Betrieben.

In den Jahren nach den Arbeitskdampfen in Erwitte hat es immer wieder Ver-
suche von Belegschaften gegeben, ihren Betrieb in eigener Regie fortzufiihren.
Etliche dieser Versuche waren nicht erfolgreich. Das gilt insbesondere fiir Fort-
fiihrungsversuche von groBeren bekannteren Unternehmen:

- Olympia-Werke AG in Leer

- Firma Arendt in Sersheim

- Schmalbach-Lubeca GmbH in Velbert
- Monninghoff GmbH in Hattingen
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Aber es gab durchaus auch erfolgreiche Beispiele:

- Nachdem die Augsburger Weberei und Spinnerei mit 1.050 Ar-
beitspldatzen nach einer Insolvenz 7 Jahre durch den Insolvenzverwalter
fortgefiihrt wurde, wird Anfang 1984 der Betrieb durch die SWA Spinne-
rei und Weberei GmbH, deren Eigenkapital zu % durch die Sozialplan-
mittel der Belegschaft und zu einem Viertel durch Kunden und Lieferanten
aufgebracht wurde, iibernommen.

- Im September 1983 wurde die AN Maschinenbau und Umwelt-
schutzanlagenbau GmbH gegriindet, die einen kleinen Teil der Produktion
des stillgelegten Werkes vom Anlagenbauer Voith in Bremen fortfiihrte.
Die Arbeitnehmergesellschaft (AN) befand sich im Mehrheitsbesitz von
rund 50 ehemaligen Beschéftigten des Bremer Voith Werkes.

- Die fiinf Beschiftigten einer kleinen, vom Inhaber in den Konkurs
gefithrten Diisseldorfer Druckerei iibernahmen ihren Betrieb im August
1983 mittels Griindung einer Gesellschaft biirgerlichen Rechts, die spiter
in die belegschaftseigene Richard Adam und Co. GmbH iiberfiihrt wurde.

Die Liste der Betriebsfortfithrungen durch die Belegschaft — oder unter maB3geb-
licher Beteiligung der Belegschaft — lésst sich bis heute fortsetzen. Im Ergebnis
sind diese erfolgreichen Fortfithrungen jedoch hiufig nur von begrenzter Dauer.
Durch den Verkauf der Kapitalanteile der Arbeitnehmergesellschaften ist in vie-
len Féllen zu beobachten, das der Belegschaftsanteil sich auf einen Minderheits-
anteil reduziert oder ganz aufgegeben wird.

Diese Entwicklung hat meiner Meinung nach drei Ursachen:

- Die Fortfilhrung des Betriebes durch die Belegschaft erfolgt nur in Er-
mangelung eines investierenden Unternehmers. Die Fortfiihrung durch die
Belegschatft ist die letzte Option vor der SchlieBung des Betriebes.

- Betriebe haben stindig einen Investitionsbedarf, der nicht nur durch
Fremdkapital gedeckt werden kann, sondern auch eine Erhohung des haf-
tenden Eigenkapitals erfordert. Dieses zusitzliche Eigenkapital kommt sel-
ten aus den Reihen der Beschiftigten, sondern liber die Beteiligung von
Investoren.

- Die gesellschaftsrechtliche Form einer Kapitalgesellschaft (GmbH oder
Aktiengesellschaft) erleichtert es Finanzinvestoren, einen Betrieb zu iiber-
nehmen.

Die Gewerkschaften haben bei der Fortfithrung von Betrieben durch die Beleg-
schaften darauf geachtet, dass eine strikte Trennung zwischen dem Arbeits-
verhiltnis mit dem Betrieb und der Beteiligung am Betrieb erhalten blieb.
Aktienpakete oder Gesellschafteranteile wurden z. B. nicht durch die Be-
schiftigten direkt erworben sondern treuhdnderisch verwaltet.
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Das fiihrt dazu, dass sich die Beschiftigten nicht in der unternehmerischen
Verantwortung fiir den Betrieb sehen. Deshalb sind die Beschiftigten auch be-
reit, den mehrheitlichen Besitz an der Kapitalgesellschaft wieder abzugeben.

Die Griindung einer GmbH oder eine Aktiengesellschaft, an der sich die Ar-
beitnehmer mit Kapitalanteilen beteiligen, ist der Weg, der dem ,,normalen‘ ka-
pitalistischen Weg am néchsten kommt. In diesen Kapitalgesellschaften, die
dann ganz ,,normal‘ an kapitalistischen Verhiltnissen ausgerichtet werden, gibt
es dann Arbeiterkapitalanteile — im englischsprachigen Raum werden sie
Employee Share oder Stock Ownership Plan (ESOP) genannt. Da ist es natiir-
lich sehr naheliegend, weil es unseren ,normalen* Vorstellungen entspricht,
dass nach Kapitalanteilen entschieden wird und die Anteile der Beschéftigten
keine Mehrheit mehr haben und so die Unternehmen wieder verkauft werden
konnen.

Diese Modelle bewirken keine dauerhafte Emanzipation der Mitarbeiterlnnen
im Betrieb und die Beschiftigten bleiben nach wie vor Spielball der wirtschaft-
lichen Entwicklung des Unternehmens ohne gestaltend eingreifen zu konnen.
Deshalb halte ich die (Produktiv)Genossenschaften fiir die bessere, geeignetere
Form zur Fortfithrung von Betrieben durch die Belegschaft. Dabei kommt es auf
die produktivwirtschaftliche Herangehensweise an. Ein Betrieb, der von der Be-
legschaft finanziert, genutzt und gestaltet wird, ist etwas anderes, als wenn der
Betrieb nur gekauft und als Eigentum, das man auch wieder verkaufen kann, be-
trachtet wird. Ebenso denke ich die Produktivgenossenschaft ist eine Moglich-
keit, in der Menschen gemeinsam ihr wirtschaftliches Uberleben gestalten kon-
nen.

Vorstellung der innova eG:
Die innova eG ist eine eingetragene Genossenschaft. Unsere Mitglieder und
Partner sind u.a.:
- Priifungsverband der kleinen und mittelstdndischen Genossenschaften e.V.
- Priifungsverband der Deutschen Verkehrs-, Dienstleistungs- und Konsum-
genossenschaften e.V.
- Mitteldeutsche Genossenschaftsverband (Raiffeisen/Schulze-Delitzsch)
e.V.
- Zentralverband deutscher Konsumgenossenschaften e.V.
- Bundesverein zur Forderung des Genossenschaftsgedankens e.V.
- Netz flir Selbstverwaltung und Selbstorganisation e.V.

Unser Dienstleistungsangebot u.a.:
- Beratung von Genossenschaftsgriindungen und Beratung in Krisen-
situationen
- Weiterbildung von aktiven Genossenschaftsmitgliedern
- Schulungen fiir genossenschaftliche Projektentwicklerinnen



124 Hans-Gerd Nottenbohm

Wir sind ein Team, das seit rund 30 Jahren Erfahrungen mit Selbstverwaltung
und Selbstorganisation hat. Zur Selbstverwaltung zdhlen viele Alternativ-
betriebe, die in den 80er Jahren entstanden sind, in denen Leute versuchten, der
,hormalen Arbeit zu entkommen, indem sie gesagt haben, wir wollen ohne
Chef arbeiten.

1. Beispiel

Einer der ersten, heute noch bekannten Betriebe, die das gewagt haben, ist Wag-
ner und Co. gegriindet 1979 mit heute iiber 400 Mitarbeiterlnnen und inter-
nationalen Niederlassungen in ganz Europa. Allerdings sind heute nur noch
rund 100 MitarbeiterInnen am Unternehmen beteiligt.

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter diirfen sich erst nach zwei Jahren Zuge-
horigkeit zum Betrieb um eine Mitgliedschaft bemiihen. Das mag eine Ursache
dafiir sein, dass nur 100 MitarbeiterInnen beteiligt sind. Eine andere Ursache ist
meiner Meinung nach aber auch, dass dieser Betrieb nicht als Genossenschaft
organisiert ist sondern als GmbH. Wenn eine Person aus dem Betrieb aus-
scheidet, dann erhilt er oder sie nicht nur —wie das bei Genossenschaften iiblich
ist —das, was er oder sie einmal eingezahlt hat zuriick, sondern er oder sie
partizipiert auch an dem gewachsenen Wert des Unternehmens. Und bei einer
positiven wirtschaftlichen Entwicklung kann das erheblich viel Geld sein.

Unzureichende gesetzliche Rahmenbedingungen:

Im Gegensatz zu anderen Lindern der Europdischen Union hat die BRD Mitte
der 80ziger Jahre nicht auf aufkommende Neugriindungen von Produktiv-
genossenschaften reagiert und ihr Genossenschaftsgesetz entsprechend re-
formiert. Deshalb entstanden  selbstverwaltete  Betriebe, die ihre
MitarbeiterInnen in anderen Rechtsformen am Betrieb beteiligten. Die fehlende
offene Mitgliedschaft der anderen Rechtsformen erschwerte eine konsequente
und dauerhafte MitarbeiterInnenbeteiligung.

In Italien gab es Mitte der 80er Jahre auch viele Neugriindungen von Ge-
nossenschaft insbesondere zur Schaffung von Arbeitspldtzen. Die italienische
Gesetzgebung zu Genossenschaften reagierte auf die Neugriindungen und schuf
forderliche Rahmenbedingungen.

In Deutschland hat sich die Regierung den Forderungen nach einer dhnlichen
Reform des Genossenschaftsgesetzes verweigert, deshalb sind diese Betriebe in
Form von Kapitalgesellschaften gegriindet worden oder wieder in solche zu-
riickiiberfiihrt worden. Das war nachteilig, weil diese Kapitalgesellschaften kei-
ne offenen Gesellschaften sind, sondern ausscheiden kann immer nur jemand,
wenn ein anderer einsteigt. Die Kapitalgesellschaften haben kein variables Kapi-
tal; sie sind nicht offen.

Die Griinen richteten Ende der 80ziger Jahre eine Arbeitsgruppe zu selbst-
verwalteten Betriebe ein und brachten Anfang der 90er Jahre einen Gesetzent-
wurf zu Betriebskooperativen in den Bundestag ein. Dieser scheiterte damals
allerdings an den Mehrheitsverhéltnissen im Bundestag.
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2. Beispiel

Ein weiterer selbstverwalteter Betrieb, der etwas spdter als Wagner und Co. ent-
standen ist, ist die Solvis GmbH, in der Ndhe von Braunschweig. Heute hat der
Betrieb rund 170 MitarbeiterInnen, von denen nur rund 40 MitarbeiterInnen be-
teiligt sind. Hier hat sicherlich die fehlende geeignete Rechtsform wieder ihren
Beitrag zur Verhinderung einer konsequenten, handhabbaren MitarbeiterInnen-
beteiligung geleistet.

Forderliche Rahmenbedingungen

Ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung war Ende der 80ziger Jahre die
Offnung der Wirtschaftsforderprogramme und die Schaffung spezieller Forder-
programme fiir selbstverwaltete Betriebe und Genossenschaften, um diesen neu
aufkommenden Griindungsbemiihungen von selbstverwalteten Betrieben ent-
gegenzukommen. Es gab diese Programme in Hessen, in Berlin und spéter auch
in Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen. Forderprogramme, die speziell fiir
Betriebe, an denen sich die MitarbeiterInnen mehrheitlich beteiligten, sind eine
forderliche Rahmenbedingung. Die Griinen waren in den 80er Jahren in den
Bundestag gekommen. Sie hatten — wie oben bereits erwahnt — eine ,,Arbeits-
gemeinschaft Selbstverwaltete Betriebe* und brachten Anfang der 90er Jahre
neben dem Gesetzentwurf fiir eine neue Rechtsform auch ein Forderprogramm
fiir Genossenschaften und selbstverwaltete Betriebe in den Bundestag ein. Bei
den Mehrheitsverhéltnissen war auch das nicht von Erfolg gekront.

In den 90er Jahren kam es zu weiteren Neugriindungen von selbstverwalteten
Betrieben und in einigen Fillen auch zu Griindungen von Produktivgenossen-
schaften. Ebenfalls in den 90er Jahren entstanden in den neuen Bundeslédndern
iiber 500 Produktivgenossenschaften aus der Uberfithrung von Produktions-
genossenschaften des Handwerks nach DDR Recht in das westdeutsche Ge-
nossenschaftsrecht.

3. Beispiel

1996 wurde die Biber GmbH in Verden gegriindet. Bis heute sind alle Mitarbei-
terlnnen auch am Unternehmen beteiligt. Allerdings werden die Beteiligung und
der Status als selbstverwalteter Betrieb z.B. nicht in ihrer Internetprasentation
publiziert. Das ist durchaus typisch fiir selbstverwaltete Betriebe in den 90er
Jahren. Aber es gibt sie noch.

Trendwende in der Wirtschaftspolitik zum Jahrtausendwechsel
Durch die Ausrichtung auf eine mittelstandsorientierte Wirtschaftpolitik wurden
Ende der 90ziger Jahre die Rahmenbedingungen fiir selbstverwaltete Betriebe
und Produktivgenossenschaften immer schlechter. Diese verdanderte Ausrichtung
duBert sich u.a. in
- einer Forderung der Unternehmerlnnen statt der Unternehmen
- dem Ausschluss von den offentlich geforderten Krediten insbesondere bei
Griindungen
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- der Authebung der Steuerfreiheit der genossenschaftlichen Riickvergiitung
fiir Produktivgenossenschaften.

Auch die Beschiftigungspolitik wurde stirker am Mittelstand orientiert. Das
Unternehmen stand nicht mehr im Mittelpunkt dessen, was gefordert werden
sollte, sondern es war der Unternehmer oder die Unternechmerin, die es zu for-
dern galt. Damit haben sich viele Forderprogramme strukturell verdndert. Da-
durch wurden Ende der 90er Jahre die Rahmenbedingungen fiir selbstverwaltete
Betriebe und auch fiir Genossenschaften immer schlechter.

Nach 2000 zerstorten dann noch die Arbeitsmarktreformen der rot-griinen
Regierung die Moglichkeiten fiir Personen, die aus dem Arbeitsmarkt aus-
gegrenzt waren, in selbstverwalteten Betrieben oder Genossenschaften einen
Arbeitsplatz zu finden.

In Deutschland wird die Genossenschaft weder als eine Form angesehen, in
der Menschen gemeinschaftlich unternehmerisch tatig werden, noch wird ein
Arbeitsplatz in einer Genossenschaft, wenn der Arbeitnehmer Mitglied in der
Genossenschaft ist, als ein zu forderndes Beschiftigungsverhiltnis angesehen,
da ja das Interesse des Mitglieds einer Genossenschaft gegentiber dem offentli-
che Interesse an einer Beschiftigung iiberwiegt.

Die Mitgliedschaft in einer Genossenschaft wird auf den Besitz eines Kapital-
anteils reduziert aber nicht als Mitunternehmerlnnenschaft anerkannt, deshalb
fallen die Genossenschaften aus allen Forderprogrammen, die auf den Unter-
nehmer/die Unternehmerin zugeschnitten sind, heraus.

Reform des Genossenschaftsgesetzes

Mit der Reform des Genossenschaftsgesetzes 2006 ist es nun einfacher, Produk-
tivgenossenschaften zu griinden, da auch bereits eine Gruppe ab drei Personen
eine Genossenschaft griinden kann und die Priifung kleiner Genossenschaft ver-
einfacht wurde. Da wurde etwas nachgeholt, was eigentlich schon Mitte der 80er
Jahre in Deutschland hitte gemacht werden miissen, um die Griindung kleiner
Genossenschaften zu ermdglichen. Die Reform ist ein Erfolg, kommt allerdings
20 Jahre zu spit, da es inzwischen an den forderlichen Rahmenbedingungen
fehlt.

Wir von der INNOVA versuchen, Neugriindungen zu unterstiitzen. Bislang
haben wir siebzig neue Genossenschaftsneugriindungen unterstiitzt. Es handelt
sich dabei zum gréften Teil — wenn man von den Energiegenossenschaften ab-
sicht — um Neugriindungen aus der Arbeitslosigkeit heraus, in denen es Men-
schen geschafft haben, fiir sich einen Arbeitsplatz zu schaffen. Es gibt aber auch
Beispiele fiir Genossenschaften, die einen bestehenden Betrieb in einer Krisen-
situation fortgefiihrt haben.

4. Beispiel
Cena et Flora eG ist eine Genossenschaft im sdchsischen Riesa, die nach der
SchlieBung einer Beschéftigungsgesellschaft der Diakonie entstanden ist, um
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einen Catering — und Gartenbaubetrieb fortzufithren. Die Beroma eG ist eine
Genossenschaft in Solingen, die einen Lebensmitteleinzelhandelsbetrieb aus der
Insolvenzmasse einer GmbH gekauft hat.

Zukunftsperspektive

Meiner Meinung nach wire es schon einmal ein wichtiger Schritt vorwirts,

wenn die Produktivgenossenschaften und die selbstverwalteten Betriebe an den

existierenden Forderprogrammen teilnehmen konnten, bevor man iiber eigene

neue Forderprogramme nachdenkt. Die Nutzung der bestehenden Programme

wire schon mal ein gewaltiger Schritt. Es gibt in Deutschland viele Forder-

programme, die genutzt werden konnten. Ich wiinsche mir aber auch, dass die

Besonderheiten der Genossenschaft in der Fiskalpolitik beriicksichtigt werden.

- Die Steuerfreiheit der Riickvergiitung an mitarbeitende Genossenschaftsmit-
glieder.

- Die Befreiung der gesetzlichen Riicklage von der Korperschafts- und der Ge-
werbesteuer.

Was ist eine Riickvergiitung?

* Die Satzung kann bestimmen, dass die Mitglieder aus dem Teil des Jah-
resiiberschusses, der aus dem Umsatz mit Mitgliedern stammt, eine Riick-
vergiitung erhalten.

* Die Genossenschaft muss diesen Teil des Jahresiiberschusses nicht ver-
steuern.

* Wenn eine Riickvergiitung gewéhrt wird, haben alle Mitglieder einen An-
spruch darauf.

Was ist die gesetzliche Riicklage?

* Die Satzung muss bestimmen welcher Anteil des Jahresiiberschuss minus
Riickvergiitung einer gesetzlichen Riicklage zugefiihrt wird.

* Die gesetzliche Riicklage darf nur aufgeldst werden, um spéter Verluste
der Genossenschaft abzudecken.

« Die Satzung bestimmt, bis zu welcher Hohe eine gesetzliche Riicklage
gebildet werden muss.

* Die Zufiihrung in die gesetzliche Riicklage muss versteuert werden.

Die Riickvergiitung und die gesetzliche Riicklage sind zwei genossenschaftliche
Besonderheiten, die auch in ihrer Besteuerung nicht wie Gewinne behandelt
werden diirfen. In anderen Landern der Europdischen Union werden diese Be-
sonderheiten auch steuerlich anerkannt.



Podium Unternehmerische Selbstverwaltung nach
Insolvenzen und bei
Unternehmensnachfolgelosungen in Deutschland

Kristina Bayer

An dem Podium "Unternehmerische Selbstverwaltung nach Insolvenzen oder
bei Unternehmensnachfolgelosungen in Deutschland* nehmen teil Gerd Schau-
mann von dem Verein "Menschen machen Wirtschaft" und Klaus-Dieter Utoff
von der IG Metall aus Chemnitz. Es wird darum gehen, das Thema ,Unter-
nehmensnachfolge, Betriebsiibernahme, Insolvenz® aus der Perspektive dieser
beiden Institutionen zu beleuchten.

Warum ist dieses Thema hier in Deutschland so wenig attraktiv, obwohl wir
eine steigende Zahl von Betriebsinsolvenzen haben? Natiirlich wird das mit der
Wirtschaftskrise jetzt noch zunehmen. Es gab aber auch schon vorher 70.000
Insolvenzen pro Jahr in Deutschland und davon werden jahrlich ca. 140 Unter-
nehmen in die Selbstverwaltung tlberfiihrt. Das heif3t, es ist ein sehr geringer
Prozentsatz. Die Frage, die wir uns natiirlich stellen ist, warum spricht die Ge-
sellschaft nicht an auf die unternehmerische Selbstverwaltung, auf den Ge-
danken der Genossenschaft? Was konnen wir dafiir tun, dass dieser mehr ver-
breitet wird?

Herr Schaumann ist im Vorstand des VerbandeNetzwerk Menschen machen
Wirtschaft e.V. und Vorstand in einem genossenschaftlichen Priifungsverband
VDP.

Herr Utoff kommt aus der Industrie Gewerkschaft Metall. Es ist besonders
schon, einen Gewerkschafter da zu haben, der sich fiir das Thema Solidarische
Okonomie interessiert und auch mehr praktische Beispiele, dariiber erzihlen
wird.



Genossenschaften benotigen eine

Unternehmenskultur mit groBer ,,SOG-Kraft*’

Gerd K. Schaumann

Lassen Sie mich bitte zunédchst einen kurzen Blick in die Historie werfen, den
Zeitraum 1989/ 1990, das Gebiet der spiteren neuen Bundesldnder, das Ge-
schehen um den Umbau des ostdeutschen Genossenschaftswesens und daraus
ein kurzes ,,Vorab-Restimee* ziehen.

Strukturell ist es sicher recht gut gelungen, eine Vielzahl der fast 3.000 Ge-
nossenschaften der DDR in den Vereinigungsprozess Deutschlands zu integrie-
ren.

Das war sicherlich nicht ganz einfach, denn das Genossenschaftswesen beider
Teile der Republik hatte sich doch im Laufe der {iber vierzig Jahre sehr unter-
schiedlich entwickelt.

Einerseits ein Genossenschaftswesen, was weitgehend den Spielregeln der
Wettbewerbswirtschaft gefolgt war, andererseits ein Genossenschaftswesen im
Kontext der Planwirtschaft, nicht Staatswirtschaft, aber doch funktionell an-
gepasst.

Zwei vollig unterschiedliche Denksysteme mit folglich zwei unterschied-
lichen Ausprdgungen, nicht nur bezogen auf ihr Rechnungswesen, den Ver-
wertungsaspekt der Leistungen oder ihre Gestalt-Autonomie.

Es wire sicherlich interessant und reizvoll den Bedeutungsgehalt, den der je-
weilige Staat dem jeweiligen Genossenschaftswesen entgegenbrachte, niher zu
untersuchen, aber das ist hier nicht unsere Aufgabe. Nur vielleicht so viel — auch
mit dem Risiko, dass ich mir mit dieser Aussage nicht nur Zustimmung zuziehe:
In der DDR war das Genossenschaftswesen ein wichtiger Wirtschaftsteil des
Ganzen, und ganz und gar nicht so ,linientreu aufgestellt, wie viele dies gern
sehen mochten.

Jeder weil}, wie es in den Folgejahren nach 1990 abgelaufen ist. Die Regie-
fihrung, wie das kiinftige ,,Gesamtdeutsche Genossenschaftswesen* aussehen
konnte, lag im Westen; das Ziel klar definiert, das ostdeutsche Genossen-
schaftswesen moglichst 1:1 in das westdeutsche Genossenschaftswesen zu ,,in-
tegrieren®. Ob die das im Osten so wollten? Eine gute Frage, der es sich — aus
der zeitlichen Distanz — lohnen wiirde nachzugehen.

' Zum entsprechenden Thema verweisen wir gern auf entsprechende Artikel auf unseren In-
ternet-Seiten www.menschen-machen-wirtschaft.de unter ,,Infothek* und den ent-

sprechenden Stichworten.
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Wir wollen jedoch hier einer anderen Spur folgen und die selbstkritische Frage
stellen, was es denn sein konnte, was das westdeutsche Genossenschaftswesen
zum Zeitpunkt der Vereinigung so sicher gemacht hatte, dass dies und aus-
schlieBlich dies vorfindbare westdeutsche Genossenschaftswesen, der richtige
Weg sei, um dem gesamtdeutschen Genossenschaftswesen eine neue, vielleicht
eine moderne Perspektive zu erdffnen, gar so etwas wie eine ,,SOG-Wirkung*
zugunsten von Genossenschaften in der Bevolkerung auszuldsen?

Eine solche gab es weder 1990 in Westdeutschland, noch konnte man sie in
Ostdeutschland erkennen, aber man hétte sie wohl eher in Westdeutschland er-
warten diirfen, als in Ostdeutschland. Gleichwohl war das Selbstbewusstsein des
organisierten Genossenschaftswesens in Westdeutschland so frei von Selbst-
kritik, dass eigentlich nur ein Gedanke blieb, ndmlich der, dass es im Osten
genauso werden sollte und miisste, wie im Westen.

Und in den Folgejahren? Das mag jeder selbst beurteilen, der sich in anderen
EU-Staaten umsieht, vielleicht in Italien, Spanien, Frankreich oder Tschechien.

Wen wundert es, wenn es deshalb ausgerechnet im Osten zur Neugriindung
von zahlreichen Genossenschaftsverbinden kam, die zumindest versuchten,
neue Sichtweisen zu er6ffnen und neue Wege zu gehen.

Wenige Zahlen mogen verdeutlichen, wie relativ gering die ,,SOG-Wirkung* in
Richtung Genossenschaften in Deutschland nach wie vor ist: Es gibt in Deutsch-
land knapp 8.000 Genossenschaften. Tendenz steigend? Eine Frage der Sicht-
weise, denn vor 20 Jahren gab es bereits fast 11.000 Genossenschaften, davon
ca. 2.500 allein in den Neuen Bundeslindern. Wiirde man die Dichte der Ge-
nossenschaften der Schweiz auf Deutschland tibertragen, miissten wir hier etwa
120.000 bis 130.000 Genossenschaften haben; ein drastischer Unterschied zu
den tatsdchlichen Begebenheiten!

Auch wenn bei den sinkenden Zahlen ein gewisser ,,Konzentrations-
Schwund“ zu beriicksichtigen ist, die Zahlen lassen absolut keine ,,SOG-
Wirkung* erkennen, was sich im Ubrigen auch nicht wirklich nach der Novellie-
rung des Genossenschaftsrechts von 2006 zu erkennen ist.

Worin moégen Ursachen liegen, dass ausgerechnet in Deutschland, im ,,Mutter-
land*“ des Genossenschaftswesens, dem Land wichtiger Entwickler des Ge-
nossenschaftsgedankens, wie Wilhelm Raiffeisen und Hermann Schulze-
Delitzsch, eine so relativ geringe Faszination in Richtung Genossenschaften be-
steht.

Die Frage spitzt sich in ihrer Tragweite noch zu, wenn man das sehr gut ent-
wickelte Vereinsleben in Deutschland damit vergleicht, in dem fast 50 Millionen
Mitglieder organisiert sind. Zu sagen, die Deutschen seien nicht gelibt in Sachen
Gemeinschaft und Kooperation scheint nicht zu stimmen, denn Vereine repra-
sentieren nicht nur die gleiche ,,Rechtsfamilie® wie Genossenschaften, man
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konnte sie sogar als so eine Art wirtschaftlicher ,,Bruder des nichtwirtschaftlich
orientierten Vereins bezeichnen.

Wer den Integrationsprozess nach 1990 in Deutschland aufmerksam verfolgt
hat, insbesondere den Begriindungen nachgeht, mit denen den ostdeutschen Ge-
nossenschaftsmitgliedern nahegelegt wurde, Genossenschaftler zu bleiben, wird
recht schnell erkennen, dass sich diese Argumentationsketten auch nach 20 Jah-
ren fast dhneln.

Und diese lauten damals, wie heute, etwa so: In einer Genossenschaft ist jeder
Teilhaber, kann mitwirken bei der Gestaltung der Wirtschaftseinrichtung .... Im
Gegensatz zu einer anderen Rechtform haben Mitglieder .... usw. usw. — und
natiirlich die Prinzipien Demokratie und Selbsthilfe.

Nicht dass daran etwas falsch wire, es ist korrekt, sogar rechtlich exakt for-
muliert, wie iiberhaupt das gesamte Genossenschaftswesen — durch Verbande
besonders dazu angehalten — korrekt aufgestellt und ausformuliert dasteht.

Diese Art von ,,correctness®, bezogen auf die Formal-Struktur, gepriift durch
Verbinde, ist aber nur ein Bruchteil dessen, was ein lebendiges ,,Wesen* aus-
macht. Strukturen, die Faszination, ,,SOG* oder dhnliches auslosen konnten —
irgendwie ein komischer Gedanke ...

Das gebrauchliche EU-Wort fiir Genossenschaften heif3t ,,co-operative* und das
hat etwas mit Kooperation zu tun und Kooperation hat zuniachst etwas mit Men-
schen zu tun. Also wiren Genossenschaften eine Unternehmensform, in denen
es besonders um den oder die MENSCHEN geht, deren Zusammenwirken, de-
ren Interessen, deren Teamfdhigkeit, den moglichen Teamgeist, den man so ei-
gentlich in keiner anderen Unternehmensform herstellen kann. Aber irgendwie
scheinen wir es nicht begreifen zu wollen, dass es Menschen erst nachrangig
um Recht und Organisation geht. Es geht ithnen viel eher um ,,emotionale* As-
pekte im weitesten Sinne, wozu so etwas gehort wie z.B. Sicherheit, Arbeits-
freude, Akzeptanz und natiirlich auch entsprechendes Einkommen.

Die Werbung zeigt es sehr deutlich: Die Information folgt der Identifikation
und der emotionalen Ansprache, und kaum umgekehrt.

Wir wollen die provokante These wagen, dass die Vorrangstellung des recht-
lichen Elementes, der Zahlen und der Strukturfragen, moglicherweise — mehr als
wir wahrzunehmen bereit sind — recht wirksam dazu beigetragen hat, dass es so
wenig gelungen ist, dem Genossenschaftswesen in Deutschland zu einer ,,SOG-
Wirkung® zu verhelfen.

Natiirlich haben die Verbdnde im Genossenschaftswesen wesentlich an dem
mitgewirkt, was heute das Genossenschaftswesen in Deutschland darstellt und
ausmacht. Als Vorstand eines solchen Verbandes nehme ich die Kritik — ins-
besondere vieler ostdeutscher Genossenschaftler - sehr ernst, die bedauern, dass
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die historische Chance von 1989/ 1990 so leichtfertig vertan wurde. Sie haben
wohl recht, es hitte dem gesamtdeutschen Genossenschaftswesen gut getan, zu-
nichst ehrlich eine Bestandsaufnahme zu machen und dann die unverkennbaren
Schwichen des Status quo zunéchst zu korrigieren. Eine solche Schwéche ist
zweifellos die wenig ausgeprigte Ausrichtung auf den eigentlichen Wert-
schopfungstrager von Genossenschaften, den MENSCHEN!

Ein Blick auf die Homepage vieler Genossenschaftsverbidnde zeigt deutlich auf,
was gemeint ist: Kaum eine Aussage dariiber, was die Unternehmenskultur einer
Genossenschaft von der eines Unternehmens anderer Rechtsform unterscheidet.
Kaum eine Aussage zur Besonderheit des Managements in einer Genossenschaft
im Vergleich zu einer GmbH oder AG. Die Argumente, dass der , MENSCH im
Mittelpunkt* steht, fehlen ginzlich. Wer mag, kann das gern nachvollziehen...

Es diirfte zu kurz gegriffen sein, den MENSCHEN zu sagen, ,,seht her, in ei-
ner Genossenschaft gibt es mehr Demokratie, sind alle Unternehmer, konnen
alle Mitglieder iiber die Generalversammlung an der Unternehmensentwicklung
mitwirken. Korrekt ist das auch wieder, aber fiihrt das deshalb auch zu mehr
Freude bei der Arbeit, mehr Motivation, mehr Engagement und letztlich auch
mehr Einkommen?

Viele Funktionstrager — gleich ob in Verbdnden oder Genossenschaften —
werden sich schwer tun zu erkennen, dass ,,Emotionalitit™ (Arbeitsfreude, Be-
triebsklima, Akzeptanz, etc.) etwas mit dem Genossenschaftsgedanken zu tun
haben konnte.

Hat es aber, denn es sind genau solche Fragen, die sowohl den MENSCHEN
in seiner Rolle als Mitglied, wie auch den MENSCHEN in seiner Rolle als Mit-
arbeiter, wie auch das Unternehmen beziiglich der Entfaltung der ,,WIR-
KRAFT* der Wertschopfungstriger vorrangig tangieren.

Eigentlich miisste doch jede Genossenschaft zumindest in einem solcher ,,SOG-
Kriterien* marktfiihrend sein und als Unternehmen auf der Begehrlichkeitsstufe
fiir Teilhabe oder Beschiftigung ganz oben stehen. Eigentlich miissten es doch
Genossenschaften sein, die die hochste Arbeitsplatzsicherheit bieten, das beste
Einkommen, ein ausgezeichnetes Betriebsklima, usw. Leider kann man derzeit
eher noch viele Verbdande und Genossenschaften mit einem Vorschlag irritieren,
dass der (gesetzlich) definierte Forderzweck auch oder gerade solche Faktoren
umfassen konnte. Es ist einfach kaum plausibel, dass in Genossenschaften eine
latente Abwehrhaltung gegen das Betriebsverfassungsrecht besteht (was viel-
leicht sogar nachvollziehbar sei kann, denn es gibt eigentlich keinen ,,Gegner-
bezug®), also auch den Kiindigungsschutz, aber gleichzeitig kein Aufsichtsrat
auf die Idee kommt, solche Geltungsbereiche vertraglich zu fixieren. Das fiihrt
z.B. zu einem (beinahe) paradoxen Ergebnis: Ein titiger Teilhaber, der in einem
Aufsichtsrat einer Genossenschaft sitzt, ist weniger geschiitzt, als ein Mitglied



Genossenschaften benétigen eine Unternehmenskultur 133

eines Betriebsrates. Welche Wirkung mag ein solcher Aufsichtsrat haben, z.B.
bei ernsthaften Meinungsunterschieden mit der Unternehmens-Fiithrung?

Wir wollen abschlieBend noch drei wesentliche Kritikpunkte aufgreifen, die
gern von denen ins Feld gefiihrt werden, die mit Kooperation und Gemeinschaft
relativ wenig im Sinn haben:

e Die betriebswirtschaftlichen Kennzahlen, wie z.B. Produktivitit, Wirt-
schaftlichkeit sind in Genossenschaften — branchenbezogen — keineswegs ,,Spit-
ze*, sondern eher das Gegenteil.

e Die Entgeltstruktur in Genossenschaft ist ebenfalls — branchenbezogen —
nicht herausgehoben.

e Arbeitsplitze werden in Genossenschaft genauso regelméflig abgebaut,
wie in der librigen Wirtschaft.

Man macht es sich zu einfach, iiber solche Kritik einfach hinwegzugehen,
denn sie trifft irgendwie den Nerv, vor allem den Nerv eines Gemeinschafts-
unternehmens.

Man mag das Genossenschaftswesen der DDR in vielen Punkten kritisieren.
Aber man sollte dabei auch genauer hinschauen: Dort war es z.B. recht begehrt,
in einer Genossenschaft mitwirken zu konnen, und auch der Staat hatte recht-
liche Privilegien zugunsten der Genossenschaften definiert.

Was wire zu tun, in Richtung Faszination und ,,SOG*?

Auf den ,,Staat” zu warten, zumal in Deutschland, um zu einer deutlichen
Willensbekundung in Richtung Kooperationswirtschaft zu kommen, wire si-
cherlich (erfahrungsgemal}) recht naiv gedacht und sehr langwierig. Natiirlich
nicht aussichtslos, wenn man sich andere EU-Léander anschaut, zumal wenn es
kein Geld kostet.

Eher wire auf die Verbande zu setzten, und von diesen eine deutlichere Blick-
Wende einzufordern, sozusagen die vom Genossenschaftsmitglied auf den Ge-
nossenschaftsMENSCHEN. Wiirde das heillen, sich weniger um Fragen von
Struktur, Recht und Rechnungswesen zu kiimmern? Nein! Aber sich eindeutiger
auf den Weg zu machen, mehr Kompetenzen zugunsten der Wertschopfung, be-
sonders der MENSCHEN in Genossenschaften zu entwickeln.

Es muss doch nachdenklich machen, wenn in kaum einer anderen Rechts-
form, zur Losung von (eigentlich) zwischenmenschlichen Fragen, der Gesetzes-
kommentar zu Rate gezogen wird ....

Ein Symbol fiir die zu geringe menschenbezogene Ausrichtung? — irgendwie
schon. Weitere Symbole dafiir? Ja — eventuell die Ausrichtung der genossen-
schaftlichen (Fach-) Institute ...

Das alles hat natiirlich etwas mit Unternehmenskultur zu tun, aber einer ge-
nossenschaftsadaquaten.

Zwei Trends stimmen zuversichtlich, selbst dann, wenn sich der Staat fast nicht
und wenn sich die Genossenschaftsverbiande zu wenig bewegen sollten:
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1. Das Kooperationswesen wird von Experten als ein stetig wachsender und
nachhaltig dynamisch bleibender Trend in Gesellschaft und Wirtschaft gesehen

2. Immer mehr MENSCHEN sind immer weniger damit zufrieden, dass sie
etwas zum Arbeiten haben, sondern fragen nach dem WAS und dem WIE der
Arbeit bzw. den Folgen ihrer Arbeit, dem WOZU.

Die Entwicklungen im Energiesektor zugunsten von Energiegenossen-
schaften, sind auch deshalb so erfolgreich, weil im hohen Mafle Werte und Emo-
tionen betroffen sind und thematisiert werden. Und weil das passiert, kommt es
zu vielen Neugriindungen. Energiegenossenschaften haben es also geschafft, die
vorgenannte ,,SOG-Wirkung* zu erzeugen. Schauen wir uns deren Entwicklung
genauer an und iibertragen dann diese positiven Impulse auf andere Bereiche
und wir werden sehen: Es geht doch!

Denn Genossenschaften sind eigentlich die einzige Rechtsform, in der MEN-
SCHEN sich und das (Leistungs-) Angebot wirklich selbstverantwortlich ent-
wickeln konnen.

,Der MENSCH steht bei uns wirklich im Mittelpunkt!* — mit einer solchen
Aussage im Zentrum einer genossenschaftlichen Unternehmenskultur, entsteht
ein gutes Stiick der ,,Emotionalitit”, die fiir mehr ,,SOG-Wirkung* zugunsten
des Genossenschafts-Gedankens sorgen wird....



Deindustrialisierung in Chemnitz
Klaus-Dieter Utoff

Damit man die Beispiele auch versteht, gebe ich kurz einen Uberblick iiber die
Industrieregion Chemnitz. Sie ist klassisch gesehen ein Industriearbeitergebiet.
Man kann die Rolle der Arbeiterstadt von Chemnitz mit der von Mannheim ver-
gleichen. Und man konnte die Industriestrukturen Sachsens mit Baden Wiirt-
temberg vergleichen. Zur Wendezeit gab es in der Region Chemnitz 80.000 In-
dustrie-Arbeitspldtze. Die Region hat jedoch einen wahnsinnigen Dein-
dustrialisierungs- und Strukturwandlungsprozess durchgemacht. Das heillit von
den 80.000 Industriearbeitsplidtzen sind 15.000 tibriggeblieben.

Das bedeutet, dass wir als IG Metall logischerweise einen Schwerpunkt auf
Struktur- und Industriepolitik legen mussten. Was meint, dass der Schwerpunkt
darauf gelegt werden sollte zu gucken, dass die Wertschopfungsketten nicht
ganz zerschlagen werden, um die Chance fiir Neuentwicklung zu erhalten. In-
dustriepolitisch heiflt das, die industriellen Kerne soweit es geht zu erhalten.
Deswegen haben wir in der kurzen Phase der Treuhandpolitik, die ja eine neue
Form der Vergesellschaftung von Produktionsmitteln war, eine Reihe von Be-
triebsbesetzungen in den Kernbereichen Maschinenbau, Textilmaschinenbau,
Sondermaschinen- und Anlagenbau sowie Fahrzeugbau gehabt. Das will ich ein-
fach kurz vorausschicken.

Man muss wissen, dass es in diesem Prozess bei den Menschen in der Region
auch zu einer gravierenden Bewusstseinsspaltung kam. Die Arbeitnehmer haben
ndmlich durch den Deindustrialisierungsprozess und durch den Strukturwandel
ihre Arbeitsplédtze verloren. Sie haben teilweise ihre Fabriken, in denen sie ge-
arbeitet haben, selber wieder abgerissen. Durch sogenannte StrukturmaBBnahmen,
Anpassungsmafinahmen, Arbeitsbeschaffungsmafinahmen (ABM). Ich hatte ge-
sagt 65.000 Industriearbeitspldtze wurden vernichtet. Dann sind die Arbeit-
nehmer in andere Branchen gegangen: in das Baugewerbe und in das Dienst-
leistungsgewerbe. Dann kam aber wieder die Krise in dem Baugewerbe, d.h.
durch Umschulungs- und durch WeiterbildungsmafBnahmen sind sie wieder in
dem Arbeitsmarkt zuriickgeschleudert worden und haben sich dann, wenn sie
wieder einen Arbeitsplatz in einer privatisierten Firma erhalten haben, an den
Arbeitsplatz an die neue Existenz geklammert.

Die Mobilisierung, das Kidmpfen fiir das Eigentliche, ndmlich fiir die Ver-
besserung der Arbeitswelt, fiir die Einkommen, fiir die Existenz ist also in den
Ko6pfen unheimlich schwer gewesen. Das heif3t, die Arbeitnehmerschaft hat dort
viele Opfer hingenommen, den Druck des Kapitals ausgehalten. Das muss man
einfach wissen. Ich will das nicht weiter ausbauen, aber ich habe das jetzt mal
als Vorstufe geschildert, damit man sich in die Beispiele hineindenken kann.
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Das erste Beispiel: Union Chemnitz

Union Chemnitz, ist ein Werkzeugmaschinenbaubetrieb. Er wurde durch die
Treuhandanstalt an die Schie AG, eine Tochter der Frankfurter Metallgesell-
schaft verkauft. Nach Auflosung des Treuhandvertrages mit der Schiel AG
wurde die Union an die Dorries & Scharmann — Bremer Vulkan Gruppe ver-
kauft. Nachdem das wesentliche Betriebsvermdgen herausgezogen war, musste
die Union Chemnitz Konkurs anmelden.

Wir haben dann mit der Belegschaft eine Betriebsbesetzung durchgefiihrt und
haben tiber die Betriebsbesetzung erzwungen, dass ein Unternehmenskonzept
mit der Belegschaft erarbeitet wurde. Das hei3t mit dem Kopf, ich sag mit der
Summe des Geistes, ndmlich der Qualifikation des Kernes der Belegschaft in
Kooperation mit Wirtschaftspriifern. Das heil3t, es wurde externer Sachverstand
in den Prozess eingebunden. Und es ist uns gelungen, ein Konzept zur Her-
stellung von Kleinrohrwerken mit 101 Beschéftigten zu entwickeln. Diese 101
Beschiftigten haben damals Kapital hinterlegt — eigenes Geld, jeder 10.000 DM
— obwohl fiir den Start der Firma nur 13 Arbeitnehmer mit der Arbeit beginnen
konnten.

Das muss man sich iiberlegen: 13 konnten Arbeit aufnehmen, die restlichen
Beschiftigten (101-13= 88) mussten also warten, bis sich die Firma wieder in
den Markt hinein entwickelt hat, das Produkt im Markt ausgetauscht wird, um
alles was die Betriebswirtschaft fordert, dort zu erwirtschaften um die restlichen
Arbeitnehmer einzustellen. Aufgrund dieser Tatsache ist es uns zur damaligen
Zeit, 1995, gelungen, auch die 6ffentliche Hand von der Notwendigkeit der Un-
ternehmensfortfithrung zu iiberzeugen. Es war unbedingt notwendig, dass die
sachsische Staatsregierung das Unternehmen mit Fordermitteln von rund 18
Mio. EUR unterstiitzt. Der Druck der Arbeiterschaft, der Glaube und die Uber-
zeugung an das eigene Konnen hat letztendlich zur Ausreichung der Forder-
mittel fiir das Unternehmen gefiihrt. Das wiirde heute nicht mehr gehen.

Es gibt also die Selbstverwaltung in der Firma, es gibt die Betriebsrite, es gibt
die Mitbestimmung, es gibt die Beirite, es gab die Gesellschafterversammlung
mit insgesamt 101 Gesellschaftern. Der gewihlte Beirat ist der Aufsichtsrat der
Gesellschafter. Die Arbeitsnehmer hatten im eigentlichen Sinne ihren Arbeit-
nehmer Status, Arbeiterrechte und Solidaritit sind in dem Unternehmen ge-
blieben und wurden durch kollektive Mitbestimmung gelebt. Sie sind an der
gesamten Kapitalisierung der Gesellschaft mit allen entsprechenden Regularien
und Regeln, die von da ab durchzusetzen sind, in diesem Status geblieben. Das
ist ein ganz schwieriger Prozess. Aber das muss man fairer Weise sagen. Es be-
deutet wiederum, dass bei der ersten Nachschusspflicht von Kapital die Bank in
dem Fall die Commerzbank, die Mitarbeitergesellschaft mit allen Mitteln be-
kdmpft hat. Das will ich auch hier konkretisieren, es war nach 10 Jahren ein
neuer Kapitalbedarf von 1,6 Mio. EUR notwendig. Die noch verbliebenen 70
Gesellschafter der Union konnten dieses Geld nicht aufbringen. Es musste ein
neuer Gesellschafter gefunden werden. Wenn dies nicht gelingt, hitte die Bank



Deindustrialisierung in Chemnitz 137

die noch laufenden Kredite fillig gestellt, was das ,,Aus* fiir die Union Chem-
nitz bedeutet hitte. Es wurde ein neuer Gesellschafter (Hedge Fonds) gefunden.
Und der Schluss, das Fazit dieses Prozesses ist, dass eigentlich jetzt die Mit-
arbeitergesellschaft zum systematischen Untergang verdammt ist. Die Anteile an
die Mitarbeiter werden ausgezahlt, das Finanzkapital hat seine Macht eindrucks-
voll zelebriert und nach tiber 10 Jahren die Mitarbeitergesellschaft in die Knie
gezwungen.

Zweites Beispiel

Ich will ein zweites Beispiel schildern, ganz anders, auch kurz: Wir haben es
hier mit einem Unternehmen zu tun, welches 1990 reprivatisiert wurde. Die
Treuhandanstalt hat die Altschulden mit iibertragen, so dass das Unternehmen
mit zusdtzlicher Kreditaufnahme bei den Banken zusédtzlich belastet wurde.
Nach dem sich eine Rentabilititskrise anzeigte, ist die Geschéftsfithrung mit der
Bitte um Hilfe fiir die 100 Arbeitsplidtze an den Betriebsrat und die 1G Metall
herangetreten. Wir haben gesagt okay, wir brauchen eine Konzeptgruppe, die
den Prozess im Unternehmen mit Hilfe externen Sachverstandes analysiert.
Nach relativ kurzer Zeit wurde ein Beirat bestellt und durch das Arbeitsamt
Chemnitz aus dem Fonds der ,,Freien Forderung® zweckgebundenes Kapital zur
Sicherung der 100 Arbeitsplidtze zur Verfiigung gestellt. Wir haben einfach vor-
gerechnet, wenn 100 Menschen arbeitslos werden, zahlen sie keine Arbeits-
losenversicherung mehr, wenn sie arbeiten und iiber die ,,Freie Forderung* des
Arbeitsamtes unterstiitzt werden, zahlen sie Arbeitslosenversicherung und tragen
somit zur Reproduktion der Arbeitsamtsmittel bei und erhalten gleichzeitig ihre
Arbeits- und Ausbildungsplétze.

Drittes Beispiel: Strickmaschinenbau Terrot
Ich will zum letzten Beispiel etwas sagen, dem Strickmaschinenbau. Chemnitzer
Strickmaschinenbau hei3t Terrot und meint einen Standort in Stuttgart und einen
Standort in Chemnitz. Dieses Unternehmen ist 2001 in Insolvenz gegangen, hat
4 1/2 Jahre durch den Insolvenzverwalter Grub, Insolvenzverwaltungsbiiro in
Stuttgart, weitergelebt. Und hat dann durch Druck der Banken im letzten halben
Jahr, also nach fast fiinf Jahren einen Stilllegungsbeschluss hinnehmen miissen.
Wir haben dann im November 2005 eine Betriebsversammlung mit allen Be-
schiftigten durchgefiihrt. Und ich habe auf der Betriebsversammlung mit den
Beschiftigten gesprochen und nur gesagt: Lauft nicht auseinander, haltet weiter
zusammen und wir versuchen mit allen Mitteln und Moglichkeiten, das Unter-
nehmen Strickmaschinenbau, was eure Existenz ist, hier zu halten. Als ich das
auf der Betriebsversammlung gesagt habe, habe ich nicht gewusst, wie es geht.
Ich habe nicht gewusst wie es geht. Wir haben dann die Konzeptgruppe ge-
griindet und alle Fakten, die betriebswirtschaftlich notwendig sind, zu Papier
gebracht. Zur Unterstiitzung hatten wir einen Gutachter der Wirtschafts-
priifgesellschaft Price Waterhouse. Die musste ja fiir die Staatsregierung ein
Gutachten machen, deswegen, weil alle Glaubiger, die Banken, der Insolvenz-
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verwalter, die sdchsische Staatsregierung Price Waterhouse als Gutachter und
Befiirworter von offentlichen Mitteln gesagt hat: "In das Unternehmen keinen
Cent, es ist zu liquidieren. Das Unternehmen wird stillgelegt und geschlossen".
Wir haben aber fiir unsere Strategie das Gutachten gebraucht. Das Gutachten hat
am Ende nur einen Satz ausgesagt: "Unter bestimmten Voraussetzungen ist das
Unternehmen fortfithrbar". Da kann sich jeder denken, der das liest, bei den Fi-
nanzausschiissen, die Geld geben sollen, was das bedeutet. Ich bin dann mit un-
seren Zahlen losgerannt und habe durch einen gliicklichen Umstand und durch
einen guten Freund in Berlin, Dr. Holz, eine Partnerschaft gefunden, ndmlich
Schiiring & Andreas, und der Peter Schiiring war 40 Jahre an der City Bank in
New York und habe dem unsere Zahlen gegeben. Der hat unsere Zahlen in den
Rechner gehauen und hat folgenden Sitze formuliert: Er hat gesagt: "Klaus Die-
ter wenn das Produkt am Markt austauschbar ist, und das Produkt in seinem
Preis, wie ihr das ermittelt habt, auch den Deckungsbeitrag bringt, dann konnen
wir sowohl die Arbeitsplétze als auch das Produkt auf dem Markt halten. Und
dann bin ich bereit, fiir Euch das Unternehmen zu fithren und zu managen".

Mit dieser Vision sind wir dann in die sdchsische Aufbaubank gefahren. In
der sidchsischen Aufbaubank in Sachsen, da sallen wir zu fiinft: Betriebsrat, IG
Metall, der Geschiftsfiihrer und Peter Schiiring, da salen uns 20 Mann gegen-
iiber. Die haben uns nur erklért, dass das Thema Hedgefonds, dass das Thema
Heuschrecken, dass hier Kapitalvernichtung ansteht, dass es hier darum geht, ein
Unternechmen, das nicht mehr rentabel ist, am Leben zu erhalten, dass 6ffentli-
che Mittel in den Sand gesetzt werden, und so fort. Wir sind dann vor die Tiir
gegangen und haben gesagt: "Wir verzichten auf die Beteiligung der sidchsische
Aufbaubank®, wir verzichten auf die ,Mittelstindische Beteiligungs-
gesellschaft", und haben das angegebene Eigenkapital fiir die neue Firma um
100% erhoht. Fortan haben wir um eine Landesbiirgschaft gestritten und ge-
kdmpft. Das heiflt: In diesem Prozess, der von November bis Mai 2006 ging,
sind wir dann mit allen Beschiftigen, mit 120 Beschiftigten mit einem Auto-
korso nach Dresden gefahren und haben das Finanzministerium mit politischem
Druck gezwungen, wenigstens iiber das Wirtschaftsministerium eine Landes-
biirgschaft auszureichen. Weil, sonst unser Ziel als Mitarbeitergesellschaft zu
starten, an der Finanzierungsbereitschaft einer Bank gescheitert wire. Keine
Bank wollte den Mitarbeitern 4 Mio. Kapital als Kredit gewdhren. Wir hitten
zwar die Bedingungen erfiillt, aber uns hitte man diese Plausibilitit, die be-
rihmte Vertrauensfrage nicht abgenommen und deswegen das Unternehmen
stillgelegt. Die sdchsische Staatsregierung, das Finanzministerium, d.h. der
Finanzminister Metz hat mit Druck auf die kimpfende Belegschaft versucht, die
Aktion mit der Androhung zu stoppen "ihr werdet alle eure Arbeitsplétze ver-
lieren, wenn ihr nicht sofort die Aktion beendet”. Wir alle sind in Dresden vor
dem Finanzministerium gewesen und haben gekdmpft, mit Erfolg: Herr Metz
hat zwei Tage spdter 6ffentlich verkiindet, dass die sidchsische Staatregierung
eine Landesbiirgschaft fiir das neue Unternehmen itibernimmt. Nachdem das
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bekannt war, und die Mitarbeiter das wussten, und wir telefoniert haben, hab ich
eine halbe Stunde nicht reden konnen. Ich hab eine halbe Stunde kein Wort raus
gebracht. Weil das so ein Nervenstress von November bis in den Mai war, das
kann sich niemand vorstellen. Der Peter Schiiring ist in Amerika gewesen. Ich
habe abends zu Hause 20 Uhr mit ihm Telefonkonferenz gemacht, damit wir die
Rahmenbedingungen hinbekommen. Jetzt kam noch eins dazu: Nachdem der
Insolvenzverwalter wusste, wir haben eine Losung, da hat der Insolvenzver-
walter den Kaufpreis fiir die Firma erhoht. Nachdem das passiert ist, hat natiir-
lich die Partnerschaft gesagt: "Wir springen ab".

Dann haben wir wieder Folgendes gemacht: wir haben versucht, liber die
Mitarbeiter, sozusagen das, was ja Sozialbankanspriiche waren einzulésen. Man
muss wissen, die waren alle ja schon in einer Transfergesellschaft, die waren
schon raus aus dem Unternehmen. So haben wir das iiber diesen Weg wieder
gelost. Wir sind am 1.Mai 2006 neu gestartet. Wir haben jetzt 48 Monate in ei-
ner der schwersten Wirtschaftskrisen iiberlebt. Wir haben zurzeit die Auftrags-
biicher voll. So voll wie noch nie. Und ich sage, ich habe mir immer gewiinscht,
dass wir in das Jahr 2011 kommen, zwar unter marktwirtschaftlichen Verhalt-
nissen in einem schwierigen Prozess, aber im Bewusstsein der Menschen, dass
sie diese Aufgabe meistern.

Was uns nicht gelingt ist, dass wir diese Beispiele — es sind ja keine Modelle
— in die Kopfe hineinzubringen: Dass eine Vernetzung innerhalb von Wert-
schopfungsketten stattfindet, was ein neues Bewusstsein fiir neue Wege unter
schwierigen Bedingungen erzeugt. Und ich wiinschte mir, dass das mal auf-
gegriffen wiirde: Es gab 1899 in Hamburg den ersten Schritt fiir eine sogenannte
Produktivgesellschaft, wo also produziert, konsumiert wurde, ich kiirze ab, eine
Sparkasse gebildet wurde usw. Das eigentlich das Wesen der Genossenschaft
oder der Konsumgenossenschaften ist, dass wir vielmehr auf solche Punkte auf-
setzen, um Transparenz zu schaffen, um unsere Menschen mitzunehmen.

Und solidarische Okonomie verstehe ich so: Dass wir sie brauchen, fiir eine
logischerweise humane Gesellschaft, dass wir sie brauchen fiir eine selbstver-
waltete Gesellschaft, unter existentiellen Bedingungen unter einer Rohre des
Kapitals, und ich halte auch den Stiftungsgedanken, der genannt wurde, fiir ganz
wesentlich. Denn ich mochte gerne, dass das Kapital im Unternehmen bleibt und
nicht entnommen wird und in einer Stiftung der Selbstverwaltung fiir die zu-
kiinftigen Generationen weiter dient, damit Existenz und Leben moglich wird.



Wirtschaftliche Vereine
als kleine Genossenschaften’

Burchard Bosche

Der wirtschaftliche Verein ist in § 22 BGB geregelt, der lautet:

., Ein Verein, dessen Zweck auf einen wirtschaftlichen Geschdfisbetrieb gerichtet
ist, erlangt in Ermangelung besonderer bundesgesetzlicher Vorschriften Rechts-
fahigkeit durch staatliche Verleihung. Die Verleihung steht dem Land zu, in des-
sen Gebiet der Verein seinen Sitz hat. “

Von dem in § 21 BGB genannten Idealverein (,eingetragener Verein’ — e.V.)
unterscheidet er sich vor allem dadurch, dass der Idealverein nicht auf einen
wirtschaftlichen Zweck gerichtet sein darf (), ... dessen Zweck nicht auf einen
wirtschaftlichen Geschidftsbetrieb gerichtet ist...”) und dafiir keiner Ge-
nehmigung bedarf, seine Rechtsfahigkeit vielmehr durch Eintragung in das Ver-
einsregister erwirbt. Der wirtschaftliche Verein wird demgegeniiber nicht in das
Vereinsregister eingetragen.

Fiir die Genehmigung wirtschaftlicher Vereine sind die Lander zustindig, die
die Genehmigungskompetenz sehr unterschiedlich verteilt haben. Grundsétzlich
liegt die Kompetenz fiir das Vereinswesen bei den Innenministerien, die diese
Zustandigkeit vielfach an nachgeordnete Behorden delegiert haben, in NRW
beispielsweise an die Regierungspriasidenten, in Niedersachsen an die Land-
kreise, in Rheinland-Pfalz an die landesweit zustdndige , Aufsichts- und Dienst-
leistungsdirektion (ADD)’ in Trier, wihrend in Bremen nach wie vor der Innen-
senator zustandig ist.

In der Zustdandigkeitsverteilung liegt fiir den, der einen wirtschaftlichen Ver-
ein griinden mdchte, schon das erste Problem. Es bedarf oft intensiver Suche
und vieler Telefonate, um die zustdndige Stelle zu finden, weil oft seit Jahr-
zehnten keine wirtschaftlichen Vereine mehr genehmigt worden sind und
mangels Befassung niemand weil}, wo die Zustindigkeit liegt. Hat man schlief3-
lich die zustindige Stelle gefunden, kommt auf die Frage nach der Ge-
nehmigung in der Regel die spontane Antwort, man sei zwar fiir die Ge-
nehmigung zustindig, werde diese aber auf keinen Fall erteilen. Zur Be-
griindung wird dann angefiihrt, dass wirtschaftliche Vereine schon seit Jahr-
zehnten nicht mehr genehmigt worden seien. Auf den Einwand, dass dies
Argument fiir die Genehmigungsverweigerung durch eine rechtsstaatlich
handelnde Verwaltung wohl kaum ausreichen wiirde, da § 22 BGB geltendes

! Dr. Burchard Bésche 4.2.2010 in: Genossenschaft Sondernummer Nr.1/2010 Informatio-
nen vom Zentralverband der Konsumgenossenschaften
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Recht sei, wird dann schablonenhaft geantwortet, die Verhiltnisse hétten sich
seit dem Inkrafttreten des BGB vor tiber 100 Jahren grundlegend geédndert, heute
gebe es andere Moglichkeiten gemeinsamer wirtschaftlicher Betitigung, wes-
halb fiir den wirtschaftlichen Verein kein Bedarf mehr bestehe. Eine Ge-
nehmigung kdme schon aus Griinden des mangelhaften Glaubigerschutzes beim
wirtschaftlichen Verein nicht in Frage. Der Einwand, das die grundlegenden
Rechtsformen des Gesellschaftsrechtes, die OHG, die KG, die AG, die GmbH
und die Genossenschaft, alle bei Erlass des BGB schon in Kraft waren, kann die
Beamten nicht iiberzeugen.

Was kennzeichnet den wirtschaftlichen Verein?

Die Vorschriften des BGB zum Vereinsrecht finden fast vollstindig auch auf
den wirtschaftlichen Verein Anwendung. Das bedeutet zundchst einmal die
weitgehende Disposivitdt, d.h. Satzungsoffenheit des rechtlichen Rahmens, wo-
rin gerade die Attraktivitit des Vereinsrechts liegt. Durch die freie Satzungs-
gestaltung kann man den wirtschaftlichen Verein so ausbilden, dass er etwa wie
eine Genossenschaft funktioniert. Gerichts- und Notarkosten entstehen nicht, da
der wirtschaftliche Verein nicht ins Vereinsregister eingetragen wird. Die teuren
notariellen Beurkundungen — etwa bei Anderungen der Satzung einer AG oder
des Gesellschaftsvertrages einer GmbH — fallen nicht an.

Der Verein fiihrt seine Mitgliederliste selbst, seine Mitglieder miissen nicht —
jeweils mit Notarkosten — an das Register gemeldet werden, wie bei der KGaA,
oder wie bei der GmbH listenméBig mitgeteilt werden. Dies ist wichtig fiir Un-
ternehmen mit groBer Mitgliederzahl und groBer Fluktuation in der Mitglied-
schatft.

Der Verein ist nicht Formkaufmann, also wird er nicht von vornherein
Zwangsmitglied und Zwangsbeitragszahler der Industrie- und Handelskammer,
wie dies bei jeder Genossenschaft der Fall ist. Auch unterliegt er nicht, um die
Rechtsfahigkeit zu erlangen, dem Anschlusszwang an einen genossenschaft-
lichen Priifverband und damit der dortigen Beitragspflicht. Und schlielich kann
der wirtschaftliche Verein wie auch der Idealverein (e.V.) seine Kassenpriifung
und Revision in der Satzung selbst regeln und unterliegt nicht einer gesetzlich
angeordneten Priifung, die sich an dem Modell der Priifung mittelgro3er und
grofler Kapitalgesellschaften orientiert, und bei der Tagessidtze zwischen 500
und 1.000 € berechnet werden, wie das bei Genossenschaften der Fall ist.

Das Recht des wirtschaftlichen Vereins dhnelt in vieler Hinsicht dem deut-
schen Genossenschaftsrecht zu Zeiten, als es noch viele Genossenschaften gab
und dem Genossenschaftsrecht der Linder, in denen es auch heute noch viele
Genossenschaften gibt, der Schweiz etwa, Schweden oder Finnland. In Finnland
kostet die Griindung einer Genossenschaft rund 100 €, wéhrend in Deutschland
allein fiir die obligatorische Griindungspriifung durch den Priifungsverband zwi-
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schen 1.000 und 3.000 € hinzulegen sind, von den Notars- und Gerichtskosten
ganz zu schweigen.

Argumente gegen den wirtschaftlichen Verein

Als Argument gegen den wirtschaftlichen Verein wird von den Vertretern der
Genehmigungsbehorden gebetsmiihlenartig der fehlende Glaubigerschutz an-
gefiihrt. Dieses Argument entbehrt jeder empirischen Grundlage und ist darum
einer rechtsstaatlich handelnden Verwaltung unwiirdig. Es gibt in Deutschland
durchaus eine groflere Zahl an wirtschaftlichen Vereinen, deren Insolvenzrate so
niedrig ist, dass sie statistisch nicht erfasst wird. Als besonders insolvenzsicher
wird in der gesellschaftsrechtlichen Diskussion haufig die Genossenschaft an-
gefiihrt. Tatsdchlich ist der eingetragene Verein, der in seinem rechtlichen
Rahmen dem wirtschaftlichen Verein entspricht, die mit Abstand insolvenz-
sicherste Rechtsform. Die Insolvenzhdufigkeit der Genossenschaft lag 2008 bei
0,35%, die des e.V. nur bei 0,05%. Dabei ist zu beobachten, dass nahezu alle
eingetragenen Vereine, sei es im Rahmen des Nebenzweckprivilegs, sei es unter
Missbrauch der Rechtsform, in irgendeiner Weise wirtschaftlich titig und damit
durchaus dem Insolvenzrisiko ausgesetzt sind. Eine empirische Untersuchung in
unseren europiischen Nachbarlindern wiirde im Ubrigen ergeben, dass die In-
solvenzneigung von Genossenschaften, die nicht teuren Priifungsregeln wir in
Deutschland unterliegen, keineswegs signifikant hoher ist als bei uns.

Argumente fur den wirtschaftlichen Verein

Wenn argumentiert wird, dass sich seit dem Erlass des BGB gesellschaftsrecht-
lich viel verdandert héitte, weshalb der wirtschaftliche Verein heute iiberfliissig
sei, so wird genau umgekehrt ein Schuh draus. Alle deutschen Gesellschafts-
formen, die heute in Konkurrenz zum wirtschaftlichen Verein stehen, gab es
beim Erlass des BGB schon: die Aktiengesellschaft, die GmbH, die OHGs, die
KG und waren in ihrer Eigenart bekannt. Neu sind seitdem nur die européische
Wirtschaftliche Vereinigung, die europdische Aktiengesellschaft und die europé-
ische Genossenschaft hinzugekommen, die aber deshalb in dieser Frage keine
Rolle spielen, da sie grenziiberschreitende Aktivitidten verlangen und auch aus
diesem Grund bedeutungslos sind. Mit dem Wegfall der bergrechtlichen Ge-
werkschaft nach preuBBischem Bergrecht ist die Auswahl eher kleiner geworden.
Wichtiger aber ist, dass sich die rechtlichen Regeln insbesondere der wesent-
lichen Rechtsformen mit eigener Rechtspersonlichkeit, also der Kapitalgesell-
schaften und der Genossenschaft in den letzten 100 Jahren enorm verkompliziert
haben, was insbesondere am Priifungsrecht deutlich wird. Diese Gesellschafts-
formen sind immer mehr auf die Probleme grofer Unternehmen und von Kon-
zernzusammenschliissen hin optimiert worden, insbesondere im Priifungsrecht
und im Haftungsrecht, so dass sie fiir ganz kleine Unternehmen immer
unhandhabbarer und zu einem oft untragbaren Kostenfaktor geworden sind.
Wenn es wahr wire, dass es das Ziel unserer Wirtschaftspolitik ist, kleine Un-
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ternehmen zu fordern, dann wiirde man ihnen auch die geeignete Rechtsform
anbieten, aber leider ist das Gegenteil der Fall, die durchaus bestehende ge-
eignete Rechtform des wirtschaftlichen Vereins wird ithnen abgesperrt.

Allerdings gibt es eine Ausnahme: die Landwirtschaft, die augenscheinlich
tiber eine hinreichend groBe Lobbykraft verfiigt, um fiir sich Sonderregeln
durchzusetzen, ndmlich die Erzeugergemeinschaften und Forstbetriebsgemein-
schaften, die gemeinsam land- oder forstwirtschaftliche Produkte vermarkten.
Obwohl es sich hier um Zusammenschliisse handelt, die in der Regel problemlos
in der Lage wiren, die Rechtsformkosten der Genossenschaft zu tragen, wird
thnen das Privileg eingerdumt, die Rechtsform des wirtschaftlichen Vereins zu
nutzen. Offensichtlich wird hier iiberhaupt nicht die Frage gestellt, ob die ande-
ren verfligbaren Rechtsformen unzumutbar sind. An diesem Beispiel wird deut-
lich, dass Karsten Schmidt Recht hatte, als er schon vor 30 Jahren fiir die Zu-
lassung wirtschaftlicher Vereine nachvollziehbare Kriterien anmahnte, weil an-
dernfalls Willkiir einkehren werde.” Hier ist Willkiir eingekehrt.

Andere Rechtsform nicht zumutbar

Stereotyp wird, wenn man sich in der Literatur oder bei Google umsieht, unter
Bezug auf eine Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts aus dem Jahre
1979 argumentiert, dass ein wirtschaftlicher Verein nur zugelassen werden kon-
ne, wenn die Nutzung der tibrigen gesellschaftsrechtlichen Formen nicht zumut-
bar sei.’ Es mangelt allerdings an der Ausfiillung des unbestimmten Rechts-
begriffs der Unzumutbarkeit.

Zutreffend wird festgestellt, dass Unzumutbarkeit nicht bedeute, dass die
Nutzung einer anderen Rechtsform objektiv unméglich sei,* denn selbstver-
stindlich kann jede wirtschaftliche Betidtigung in der Form der GmbH ab-
gewickelt werden.’

Ankniipfungspunkte wird man zunichst in den vom Gesetzgeber erlassenen
Bestimmungen finden kénnen. So ist die Rechtsform des wirtschaftlichen Ver-
eins im Bundeswaldgesetz ausdriicklich genannt® (,rechtsfahiger Verein mit
wirtschaftlichem Geschéftsbetrieb®), dieser aber neben der Genossenschaft, dem
e.V. und der Kapitalgesellschaft, so dass aus dem BWaldG keineswegs abzu-
leiten 1st, dass hier die Bedingungen fiir die Verlethung der Rechtsfahigkeit

® K. Schmidt, NJTW 1979, 2239 (2240)

> BVerwG NJW 1979, 2261

4 Rechtsformen wie die AG und die GmbH sind im Interesse einer weiten Verwendbarkeit
dieser Organisationsformen nicht auf Vereinigungen mit einer bestimmten Zwecksetzung
hin konzipiert. Dadurch werden Vereinigungen unterschiedlicher Zweckrichtung zwar die-
se Organisationsformen eroffnet, das gewdhrleistet aber nicht jeder zuldssigen Zweck-
richtung eine dieser zumutbare Organisation. BVerwG 1979, 2261 (2263)

> Der preuBische Staat sah sich genétigt, die Verwendung der Rechtsform GmbH fiir Kirchen
Zu untersagen:

6§ 18 Abs. 1 Nr. 4 BWaldG
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andere wiren, als bei wirtschaftlichen Vereinen auflerhalb des Bundeswald-
gesetzes. Noch deutlicher wird dies beim ,Gesetz zur Anpassung der landwirt-
schaftlichen Erzeugung an die Erfordernisse des Marktes (Marktstrukturgesetz)’,
indem in § 3 Abs. 1 Nr. 3 nur verlangt wird, dass die Erzeugergemeinschaft als
Voraussetzung ihrer Forderfahigkeit die Struktur einer juristischen Person haben
muss, wo aber der wirtschaftliche Verein iiberhaupt nicht erwahnt wird. Gleich-
wohl wird in der Praxis der Verleihung der Rechtsfahigkeit offenbar davon aus-
gegangen, dass den Erzeugergemeinschaften die Rechtsform des wirtschaft-
lichen Vereins ohne besondere weitere Anforderungen zur Verfiigung steht.’
Anders kann etwa der Runderlass des NRW-Ministeriums fiir Erndhrung,
Landwirtschaft und Forsten vom 15.9.1970 iiber die ,Anerkennung von Er-
zeugergemeinschaften ...” nicht verstanden werden, wenn es heif}t: ,, Die EG
(Erzeugergemeinschaft) muss eine juristische Person des privaten Rechts sein.
Als solche kommen in Betracht: - Idealverein (§ 21 BGB), - Wirtschaftlicher
Verein (§ 22 BGB), - eingetragene Genossenschaft ... . Praktischerweise ist die
Verleihung der Rechtsfahigkeit fiir die wirtschaftlichen Vereine, die als Er-
zeugergemeinschaften dienen sollen, den ansonsten zustindigen Regierungs-
prasidenten entzogen und dem Landesamt fiir Erndhrungswirtschaft und Jagd
iibertragen worden.®

Erzeugergemeinschaften und Forstbetriebsgemeinschaften

In der Diskussion wird gern der Eindruck verbreitet, dass der wirtschaftliche
Verein praktisch keine Rolle mehr spiele und eigentlich abgeschafft gehore, wie
dies im Referentenentwurf zum Vereinsrecht vom August 2004 auch vorgesehen
war.” Dieser Eindruck ist falsch. Zwar ist es schwierig, Zahlen iiber die Ver-
breitung der Erzeugergemeinschaften und der Forstbetriebsgemeinschaften, die
sich ebenfalls der gemeinsamen Vermarktung widmen, zu finden, aber es gibt
sie. Fiir 2003 wurden 1.723 Forstbetriebsgemeinschaften mit 311.000 Mit-
gliedern genannt, wobei festgestellt wurde, dass die meisten Gemeinschaften die
Rechtsform des wirtschaftlichen Vereins gewihlt hitten.'® Fiir Erzeugergemein-

” Der Vertreter einer Genehmigungsbehdrde in NRW verstieg sich gegeniiber dem telefonisch
anfragenden Verfasser zu der Aussage, die Erzeugergemeinschaften seien gar keine Ver-
eine nach § 22 BGB sondern eine Rechtsform eigener Art.

S.1ct- 2458-2740; https://recht.nrw.de, 1.2.2010

? Bundesministerium der Justiz, Referat I B 1, Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Ver-

einsrechts, Stand 25. August 2004, Artikel 1 Ziff. 1 b

http://www.waldwissen.net/themen/betriebsfithrung/zusammenschliisse/fva_forstzu...

1.2.2010; fir 2009 wurde aus dem BMELYV die Zahl von 4.550 forstwirtschaftlichen Ver-

einigungen genannt, die allerdings nicht nur die Forstbetriebsgemeinschaften enthélt, und

deshalb wahrscheinlich mit den Zahlen fiir 1995 und 2003 schlecht vergleichbar ist. Auf

jeden Fall darf man annehmen, dass die Zahl der Forstbetriebsgemeinschaften seit 2003

nicht zuriickgegangen ist.

10
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schaften'' wurde vom fiir Landwirtschaft zustindigen Ministerium BMELV die
Zahl von 1042 genannt, wobei statistisch nur die erfasst werden, die staatliche
Finanzhilfen beziehen, so dass die tatsdchliche Zahl groBer ist. In der Summe
bedeutet das, dass die Zahl der Erzeugergemeinschaften und Forstbetriebs-
gemeinschaften mit rund 3.000 iiber ein Drittel der Zahl der eingetragenen Ge-
nossenschaften ausmacht. Zwar wird die Zulassung der Rechtsform des
wirtschaftlichen Vereins bei den Forstbetriebsgemeinschaften damit begriindet,
dass man vor allem die Besitzer kleiner Waldfldchen unterstiitzen wolle, tatsich-
lich ist es aber kein Hinderungsgrund, wenn auch die Besitzer grofler Wald-
flichen dem Verein angehdren. Man darf unterstellen, dass dies in gleicher
Weise fiir die Erzeugergemeinschaften gilt. Dabei ldsst sich beobachten, dass die
Zahl der Forstbetriebsgemeinschaften rasant zunimmt. Wurden 1995 noch 1.223
gezdhlt, waren es acht Jahre spiter, also 2003, bereits 1.723, also eine Steige-
rung um Uber 40%. In der gleichen Zeit hat die Rechtsform, die in erster Linie in
Konkurrenz zum wirtschaftlichen Verein steht, die eingetragene Genossen-
schaft, von 10.729 auf 8.126 abgenommen, also um fast ein Viertel.

Ausweichen auf den ldealverein

Die willkiirliche Blockade der Rechtsform des wirtschaftlichen Vereins aul3er-
halb der Landwirtschaft hat dazu gefiihrt, dass viele Unternehmen, die sich eine
kostentrachtige und biirokratische Rechtsform des Genossenschafts- oder Han-
delsrechts nicht leisten konnen oder wollen, in den Idealverein nach § 21 BGB
ausgewichen sind. Hier haben wir es mit einem Massenphdnomen zu tun, gibt es
doch rund 550.000 eingetragene Vereine in Deutschland, von denen fast alle in
der einen oder anderen Weise wirtschaftlich tétig sind. Diese Rechtformwahl
wird auch bei den auf einen wirtschaftlichen Zweck gerichteten Vereinen in-
zwischen durchweg als legitim angesehen, so dass es kaum GegenmalBBnahmen
der zustindigen Verwaltungen gibt. Das beginnt schon mit der Verwischung des
definitorischen Unterschiedes zwischen dem wirtschaftlichen und dem Idealver-
ein. So schreibt das Justizministerium NRW auf seiner Website: ,, In das Ver-
einsregister konnen nur solche Vereine eingetragen werden, deren Zweck nicht
auf einen wirtschaftlichen Geschdftsbetrieb ausgerichtet ist (keine Gewinn-
absicht, Gemeinniitzigkeit ...)“." Tatsichlich kommt es nicht auf Gemein-
niitzigkeit und Gewinnabsicht an, sondern auf den Austausch von Leistung
(Waren, Dienstleistungen) und Gegenleistung (i.d.R. Geld). Wiirde diese Regel
eingehalten, so misste Hunderten von Privatschulen, die als e.V. organisiert
sind, die Rechtsfihigkeit entzogen werden, da sie sich iliberwiegend durch

"' In der genannten Zahl enthalten sind auch 103 Erzeugerzusammenschliisse fiir regionale
und 6kologisch erzeugte Produkte.

'2 Nach einer Schitzung aus dem Bundeslandwirtschaftsministerium sind die Erzeuger-
gemeinschaften zu 90% als wirtschaftlicher Verein organisiert.

3 www.justiz-nrw.de/BS/Gerichte/FGG/Einzelverfahren/Registersachen/Vereinsr..., 1.2.2010
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Schulgeld, also eine Gegenleistung fiir die schulische Dienstleistung des Ver-
eins, finanzieren. Das gleiche gilt fiir Hunderte von Weltldden, die sich weit
iiberwiegend nicht durch Mitgliedsbeitrige sondern durch den Verkauf von
Waren finanzieren. Dabei kann die Tatsache, dass die Dienstleistung mit be-
stimmter ideologischer Motivation erbracht wird, einen wirtschaftlich titigen
Verein nicht zum Idealverein machen. Wenn ein Verein koscheres Brot backt
oder Halal-Wurst herstellt, bleibt er gleichwohl ein wirtschaftlicher Verein. Und
das gilt sicher auch fiir die als Idealverein firmierende Fraunhofer-
Gesellschaft'®, die laut ihrer Internetseite bei einem jdhrlichen Forschungs-
volumen von 1,5 Mrd. € 870 Mio. € aus der Auftragsforschung erwirtschaftet'
Leistung und Gegenleistung.

Die Verwischung der Unterschiede zwischen wirtschaftlichem und Idealver-
ein reicht bis in die Gesetzgebung hinein. So bestimmt § 63 b Abs. 1 GenG iiber
den genossenschaftlichen Priifungsverband, er ,,soll die Rechtsform eines ein-
getragenen Vereins haben”, obwohl Prifungsverbiande sich wie Wirtschafts-
prifergesellschaften weit iiberwiegend durch Priifungsentgelte finanzieren.
Unklar ist die Gesetzeslage, nicht aber die Praxis, bei Lohnsteuerhilfevereinen,
die nach § 4 Ziff. 11 StBerG Hilfe in Steuersachen leisten diirfen. Diese Hilfe
wird als Gegenleistung zum Mitgliedsbeitrag erbracht, also liegt zweifelsfrei ein
wirtschaftlicher Geschéftsbetrieb vor. Gleichwohl werden die Lohnsteuerhilfe-
vereine landauf landab unangefochten als Idealvereine in das Vereinsregister
eingetragen.

Man fragt sich, wie sich die unterschiedliche Praxis erklart, wo auf der einen
Seite die Genehmigung wirtschaftlicher Vereine strikt verweigert wird, wahrend
der Missbrauch der Rechtsform Idealverein fast immer ungeahndet bleibt. Die
Erklidrung ergibt sich ganz einfach aus der Personalsituation der zustidndigen
Behorden. Die Referenten sind typischerweise neben dem Vereinsrecht fiir um-
fangreiche andere Aufgaben zustindig, z.B. die Stiftungsaufsicht. Die Ver-
weigerung der Genehmigung der Rechtsfahigkeit ist mit einem Brief oder auch
Telefongespriach getan. Einem bereits ins Register eingetragenen Verein die
Rechtsfahigkeit zu entziehen setzt demgegeniiber regelmédBig die aufwendige
Sammlung von Beweismaterial voraus, die neben den anderen tdglichen Auf-
gaben nur ausnahmsweise zu leisten ist. Hinzu kommt, dass die wirtschaftlichen
Vereine nicht in das Vereinsregister aufgenommen werden, weshalb die Ge-
nehmigungsbehdrden regelmiBig eigene Listen fiihren, um den Uberblick zu
behalten. Weiterhin werden bei der Genehmigung oft Auflagen erteilt, die wie-
derum iiberwacht werden miissen.

Es bleibt die Frage, warum man die Initiative fiir die Kontrolle des Rechts-
formmissbrauchs ohnehin iiberarbeiteten 6ffentlich Bediensteten tiberldsst und
denjenigen, die an einer gesetzeskonformen Handhabung ein eigenes wirtschaft-

' Fraunhofer-Gesellschaft zur Férderung der angewandten Forschung e.V.
1 www.fraunhofer.de/ueber-fraunhofer/ - 3.2.2010
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liches Interesse haben, kein Antragsrecht einrdumt. Und dieses Interesse liegt
zweifellos bei den Genossenschaftsverbidnden, die die wirtschaftlich agierenden
Idealvereine zur Recht als Schmutzkonkurrenz empfinden. Durch die Zu-
erkennung des Antragsrechts kdnnte man mit wenig Aufwand ein Ubel be-
seitigen, wenn man denn wollte.

Genehmigungsvoraussetzungen

Kehren wir zuriick zur Frage der Unzumutbarkeit der Wahl einer anderen
Rechtsform als Bedingung fiir die Verleithung der Rechtsfahigkeit an einen wirt-
schaftlichen Verein. Wie oben schon bemerkt: Der wirtschaftliche Verein hat
gegeniiber Kapitalgesellschaften den Vorteil, dass der Eintritt und Austritt der
Mitglieder einfach und kostengiinstig zu gestalten ist. Anderungen der Satzung
bediirfen keiner notariellen Beurkundung und sind einfach durchzufiihren. Die
Mitgliederliste wird selbst gefiihrt. Die Eintragung in das Handelsregister kann
fast immer vermieden werden, wie auch die Konsequenzen der Zwangsmitglied-
schaft in der IHK. In das Vereinsregister ist der wirtschaftliche Verein nicht ein-
zutragen. Der wirtschaftliche Verein ist kein Formkaufmann, deshalb ist er nicht
immer zur Aufstellung eines Jahresabschlusses nach HGB verpflichtet, was die
Kosten des Steuerberaters senkt oder ganz zu vermeiden hilft. Die eingetragene
Genossenschaft teilt mit dem wirtschaftlichen Verein die Leichtigkeit des Ein-
und Austritts, weshalb sie in vielen Féllen die am ehesten denkbare Alternative
zum wirtschaftlichen Verein darstellt. Allerdings ist die Genossenschaft Form-
kaufmann, was eine einfache, kostengiinstige Buchfiihrung verhindert, und muss
Mitglied eines genossenschaftlichen Priifungsverbandes sein und sich mindes-
tens alle zwei Jahre von diesem priifen lassen. Selbst bei ganz kleinen Ge-
nossenschaften kann man davon ausgehen, dass die Rechtsformkosten zwischen
1.000 und 3.000 € im Jahr ausmachen.

Wenn es um einen Dorfladen oder einen Bauernladen geht, um eine Arbeits-
genossenschaft einer Arbeitsloseninitiative, um ein gemeinschaftliches Kino-
oder Theaterprojekt, dann sind Genossenschaften mit einem Jahresumsatz von
20.000 bis 100.000 € gar nicht selten.'® Noch bei 100.000 € Umsatz machen
1.000 € Rechtsformkosten 1% des Umsatzes aus. Wenn man weil3, dass im Le-
bensmitteleinzelhandel die Umsatzrendite oft gerade 1% ausmacht, dann be-
deutet dass, dass diese gesamte Rendite fiir die Rechtsformkosten verbraucht
wird, dass kein Euro fiir Riicklage oder die Tilgung von Krediten zur Verfiigung
steht.

Oder nehmen wir ein ganz krasses Beispiel: Die bald 90 Jahre alte Konsum-
genossenschaft Elleringhausen im Sauerland hat schon vor Jahren das operative

'® Zwei Drittel aller Genossenschaften befinden sich in der GroBenklasse der kleinen Kapital-
gesellschaft gem § 267 Abs. 1 HGB, die Hilfte aller Genossenschaften unterschreitet ent-
weder mit der Bilanzsumme den Betrag von 1 Mio. € oder mit dem Umsatz den Betrag von
2 Mio. €
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Handelsgeschift aufgegeben und den Laden und die dariiber liegende Wohnung
an eine Dame vermietet, die das Geschéft auf eigene Rechnung weiterfiihrt. Die
Genossenschaft hélt und unterhilt weiterhin das Haus und bezieht dafiir eine
Miete von 5.000 € im Jahr. Damit lassen sich kaum die notwendigen Instand-
haltungskosten begleichen. Die Rechtsformkosten belaufen sich auf rund 2.000
€ jahrlich. Die Genossenschaft hat 134 Mitglieder, so dass schon aus praktischen
Griinden eine Umwandlung etwa in eine GmbH ausgeschlossen ist. Alle Vor-
stands- und Aufsichtsratsmitglieder arbeiten ehrenamtlich, da sie daran interes-
siert sind, insbesondere fiir die alten Leute im Dorf eine Einkaufsmoglichkeit in
erreichbarer Néhe zu erhalten. Wiirde eine groflere Reparatur an dem Haus an-
fallen, miissten die Genossenschaftsmitglieder betteln gehen.

Nach der Auslegung des Bundesverwaltungsgerichts stellt § 22 BGB eine
Vorsorgevorschrift fiir den Fall dar, dass eine wirtschaftliche Vereinigung we-
gen der atypischen Umsténde des Einzelfalls nicht in einer fiir sie noch zumut-
baren Weise auf eine der bundesgesetzlichen typischen Organisationsformen
verwiesen werden kann (BVerwG NJW 1979, 2261, 2264). Diese Voraus-
setzung ist in Elleringhausen offenkundig gegeben.

Vergleicht man diese Situation mit den Genehmigungsvoraussetzungen fiir
die im wirtschaftlichen Verein organisierten Waldbesitzer, Schweineméster und
Weinbauern, dann kann es keinem Zweifel unterliegen, dass zunichst in
Elleringhausen die Unzumutbarkeit der anderen Rechtsform festzustellen ist,
bevor man zum Genehmigungsantrag der ersten Erzeugergemeinschaft oder
Forstbetriebsgemeinschaft kommt.

Dick zu unterstreichen ist die Forderung von Karsten Schmidt, dass es Krite-
rien fiir die Genehmigung wirtschaftlicher Vereine braucht, will man nicht Will-
kiir einziehen lassen.'” Vorbildlich — wenn auch sehr eng — ist insofern die Auf-
sichts- und Dienstleistungsdirektion des Landes Rheinland-Pfalz, die fiir Dorf-
gemeinschaftsldden solche Kriterien aufgestellt hat. Die anderen Bundeslidnder
werden folgen miissen, wollen sie sich nicht der willkiirlichen Verwaltungs-
praxis zeihen lassen.

Allerdings geht es nicht nur um Gleichbehandlung und Willkiirfreiheit. Die
Blockade des wirtschaftlichen Vereins blockiert in wesentlichem Umfang wirt-
schaftliche Aktivititen und Beschéaftigung, die von kollektiven Kleinunter-
nehmen ausgehen konnen. Auf gutem Grund fordert die Europdische Union seit
Jahren die wirtschaftlichen und rechtlichen Bedingungen von Klein- und Mittel-
unternehmen, allerdings kommen diese Bemiihungen bei kleinen Genossen-
schaften meist nicht an. So hat die regelmiflige Anhebung der Schwellenwerte
fiir die gesetzliche Priifung der Kapitalgesellschaften nach § 267 HGB keine Er-
leichterungen fiir Genossenschaften zur Folge. Das einfache Genossenschafts-
recht ermdglicht in Schweden die jdhrliche Neugriindung von iiber 800 Ge-
nossenschaften. In Deutschland liegt die Neugriindungszahl eben {iber 200.

7K. Schmidt, NJW 1979, 2239 (2240)
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Wiirde man fiir den Vergleich die Bevolkerungszahl beider Lander beriick-
sichtigen, missten in Deutschland iiber 7.000 Griindungen erfolgen. Man kann
unterstellen, dass die ,Freisetzung’ des wirtschaftlichen Vereins auch in
Deutschland einen Griindungsboom ausldsen wiirde.'®

Regeln fiir die Verleihung der Rechtsfihigkeit'’

Wir schlagen vor, kiinftig bei der Genehmigung wirtschaftlicher Vereine nach

folgenden Regeln vorzugehen:

1. Es muss ein Offentliches Interesse an der Tatigkeit des Vereins geben, aller-
dings nicht in dem engen Sinne der steuerlichen Gemeinniitzigkeit.

2. Der voraussichtliche Umfang des Geschéfts wird in den ersten drei Jahren
die Grenzen der Buchfiihrungspflicht nach § 141 AO (Umsatz € 500.000 oder
Gewinn € 50.000 p.a.) nicht iiberschreiten.

3. Der Vorstand arbeitet ehrenamtlich, ein Aufwendungsersatz darf die steuer-
lichen Grenzen nicht tiberschreiten.

4. Die Satzung muss eine mindestens dreikdpfige Revisionskommission vor-
sehen.

5. Satzungsinderungen bediirfen der Genehmigung durch die Genehmigungs-
behorde.

6. Der Mitgliederversammlung ist jéhrlich eine Jahresrechnung vorzulegen, die
von der Revisionskommission zuvor zu priifen ist.

7. Gewinnverteilung an die Mitglieder ist ausgeschlossen.

8. Der Vorstand hat unverziiglich die Umwandlung des Vereins in eine Ge-
nossenschaft einzuleiten, wenn in drei aufeinander folgenden Jahren die
Grenzen der Buchfiihrungspflicht (s. Ziff. 2) iiberschritten werden.

9. Der Vorstand hat jede Uberschreitung der vorstehend genannten Grenzen an
die Genehmigungsbehdrde zu melden und auf Nachfragen jederzeit Einblick
in die Geschéftsunterlagen zu gewéhren.

10. Im Falle der Auflosung des Vereins fillt das Vereinsvermdgen an die Orts-
gemeinde.

" Vom rheinland-pfélzischen Ministerium fiir Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und
Weinbau wird berichtet, dass bei den gemeinschaftlich betriebenen Nachbarschaftsldaden
der wirtschaftliche Verein inzwischen die am weitesten verbreitete Gesellschaftsform dar-
stellt (Nachbarschaftsliden in Rheinland-Pfalz. Ein Leitfaden fiir Griinder und Betreiber,
Mainz 2009, S. 29)

' Nachfolgende Vorschlidge erfolgen unter der Voraussetzung der unverinderten Gesetzes-
lage. Der ZdK ist — dariiber hinaus gehend — der Auffassung, dass gesetzlich eine ,Kleine
Genossenschaft’ oder ein wirtschaftlicher Verein geschaffen werden sollte, die unbiiro-
kratisch und kostengiinstig den Bediirfnissen der kleinen Kollektivunternehmen entgegen-
kommen. S. dazu: Bosche, Zuriick zu Schulze-Delitzsch, Genossenschaft, Sonder-Nr.
1/2007; Bosche, Warum brauchen wir eine ,Kleine Genossenschaft? WISO direkt, Dezem-
ber 2007
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Post Scriptum®

1.039 Mitzeichner haben bis zum Ende der Zeichnungsfrist die Petition an den
Bundestag wegen der Zulassung wirtschaftlicher Vereine unterstiitzt. 51 Stel-
lungsnahmen zum Thema wurden im Forum zur Petition abgegeben. Angesichts
des sproden Themas eine erstaunliche Resonant. In der nichsten Stufe wird sich
der Petitionsausschuss des Bundestages mit der Angelegenheit befassen.

2 Genossenschaft Nr. 1/2011 Informationen vom Zentralverband der Konsumgenossen-
schaften.



Internationale Praxis:
Lehren, die gelernt werden konnen...

Unsere genossenschaftlichen Erfahrungen,
Einflusse, Bundnisse

Carl Davidson

Zunichst werde ich iiber einige Erfahrungen in meinem eigenen Land, den Ver-
einigten Staaten von Amerika, sprechen. Da die USA in vielfacher Hinsicht ein
sehr junges Land ist, wurden uns viele Erfahrungen zunéchst aus anderen Lan-
dern gebracht. In dem Gebiet, wo ich lebe, am Ohio Fluss gibt es eine Reihe
Stadte, sie haben Namen nach Tugenden: Wirtschaft, Harmonie, Freiheit, Ein-
heit, das sind einige dieser Stiddte. Sie erhielten ithre Namen von Deutschen An-
hingern Fouriers, von religiosen Kommunisten oder Sozialisten und andere von
1848. Bei der Griindung jeder einzelnen Stadt wurde sie nach einer Tugend be-
nannt und sie entwarfen eine utopische Kommune. All dies kann man in dem
Buch von Friedrich Engels nachlesen. Aber alle urspriinglichen Experimente in
diesen Stddten schlugen fehl und sind nun nur noch Museen, in die man hinein-
gehen und etwas lernen kann. Es gibt verschiedene Griinde dafiir, warum viele
dieser urspriinglichen Genossenschaften fehl schlugen. Einer der Griinde war
der Glaube an das Zolibat. Ohne Kinder existierten sie nicht lange, aber die Mu-
seen gibt es dort noch.

Die néchste grofle Genossenschaftsgriindungswelle in unserem Land war in
den 1990ern, das heif3t im Mittleren Westen, und viele dieser Genossenschaften
entstanden aus der Erfahrung mit skandinavischen Immigranten, Bauern, die
sich in einem scharfen Konflikt mit den Eisenbahneignern und den groflen Un-
ternehmen befanden. Wenn Du durch den Mittleren Westen fahrst, einen Teil
der USA, dann ist es bis heute so, dass Du in jedem Stadtzentrum ein “Coop’-
Schild findest und dass die Genossenschaft noch eine Genossenschaft ist. Ur-
spriinglich wurde sie aufgebaut sodass die Bauern vermeiden konnten, die Ei-
senbahn fiir die Lagerung ihres Korns zu bezahlen. Die Eisenbahnen waren
meist gekommen und hatten Silos gebaut und von den Bauern Unmengen Gel-
des verlangt. Die Bauer trafen sich und beschlossen, “ wir wissen selbst, wie
man Silos baut®. Daher bauten sie ihre eigenen Silos. Nachdem sie die Silos ge-
baut hatten und der Zug an dem normalen Treffpunkt hielt und sie eine industri-
elle Produktion aufgenommen hatten, nutzten sie Trecker statt Pferden. Dann
brauchten sie Benzin, daher kaufte der Coop eine Tankstelle und daher ist die
Tankstelle, wo jeder sein Benzin kauft, eine Genossenschaft. Daher gibt es noch
Tausende davon. Sie haben wenig mit unserer Bewegung zu tun. Das ist einfach
die Situation, es ist die normale Art und Weise, Dinge zu handhaben.
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Die andere Art von Genossenschaften wurde urspriinglich von deutschen
Siedlern gegriindet. Sie verlieBen Deutschland 1848. Sie begannen ein Geschift,
das oft sehr erfolgreich war. Dann verkauften sie es und beschlossen, sich an die
sozialistischen Werte zu halten indem sie das Unternechmen den Arbeitern als
thre Genossenschaft libereigneten. Eine ganze Reihe von diesen gibt es noch in
unserem Land. Wenn man die Geschichte zuriick verfolgt, findet man oft einen
deutschen Sozialisten.

Spater wihrend der Weltwirtschaftskrise von 1930 hatten wir andere Arbeiter
von Genossenschaften. Ein Beispiel waren Sperrholz Fabriken im Nordwesten,
sie fallten Bdume, um Sperrholz fiir den Bau herzustellen. Jeder Arbeiter bekam
genau den gleichen Lohn. Sie hatten keine Unternehmensleitung, sie stellten le-
diglich eine Person fiir die Buchfiihrung an. Es gab sie, ich denke bis 1950 etwa
30 Jahre lang. Der Grund dafiir, dass sie schlieBlich ihr Unternehmen aufgaben,
ist der Holzhandel im Siiden der Vereinigten Staaten, weil es dort keine Ge-
werkschaften gibt und ziemlich riickwértsgewand ist. Dort war das Holz sehr
billig, daher mussten sie ihr Unternehmen aufgeben — nach 30 erfolgreichen Jah-
ren.

Wir hatten auch ein Stahlunternehmen, das Vandergrift hief...Auch von ei-
nem sozialistischen Einwanderer, der die gesamte Stadt geplant hatte. Die Ar-
beiter besallen ein Stahlwerk, Hauser und alles andere. Es war wie ein kleiner
Vorort von Pittsburgh. Die Arbeiter besallen die Stahlfabrik. Sie existierte etwa
30 Jahre. Aber die Stadt ist noch da.

Wir hatten eine weitere Genossenschaftsgriindungswelle in den 1960er Jahren
im Zuge der Jugendrebellion und der Hippie Bewegung. Viele von thnen waren
ziemlich erfolgreiche food coops, Nahrungsmittelgenossenschaften. Einige Far-
men gibt es noch. Sie beschlossen, Experten fiir hochgradiges Marihuana zu
werden. ...Es geht ihnen sehr gut. Andere iiberleben noch als normale Farmen.
Eine der groBten ist in Tennessee, einfach ,,die Farm* genannt.

Das ist unsere Erfahrung in Bezug auf Genossenschaften ausgehend von unse-
rer eigenen Geschichte und unserem Hintergrund. In Amerika haben die Ge-
nossenschaften Wurzeln, also das heiit;, wenn Du {iiber Genossenschaften
sprichst, verstehen Dich die Leute.

Der grofite Teil der Linken ist antigenossenschaftlich. Sie finden sie klein-
biirgerlich. Das stimmt zumindest fiir die dlteren Gewerkschafter. Die jlingere
Generation der Linken, die in Seattle entstand, sieht das anders. Unser eigenes
Netzwerk fiir Solidarische Okonomie besteht aus jiingeren Leuten, die aus dem
Trend hervorgingen. Wir haben die Gruppe aufgebaut als wir 2007 achtzig
Workshops beim Sozialforum hatten. Wir sind ,,ein groBBes Zelt“ und spannen
den Bogen von den anarchistischen Miillsammlern tiber die food coops zu den
Fabriken in Arbeiterhand. Aber viele haben sehr wenig direkt mit Produktion zu
tun.
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Viele von uns horten das erste Mal von Genossenschaften iiber Mondragon.
Wir lernten das wihrend der grofiten Unternehmensstillegungsbewegung in den
spiaten 1990er Jahren, als iiberall Fabriken schlossen. Wir hatten darum ge-
kampft, sie offen zu halten indem wir versuchten, sie zu iibernehmen, das heil3t
als wir begannen, Mondragon zu studieren. Fiir den Sektor der Bewegung, in
dem ich arbeitete, kann ich sagen: wir fingen an, international zu studieren. Es
gab UnternehmensschlieBungen. Das war der Moment als wir begannen zu ler-
nen. Die wichtigste internationale Erfahrung kam von Mondragon. Wir haben
auch Mitglieder des Stabes vom Center for Labour and Community Research
(CLCR) auf die Universitidt von Mondragon geschickt, um dort einen Abschluss
in der Universitdt von Mondragon zu machen.

SchlieBlich lernten wir von einigen Erfahrungen durch die Welt-Sozialforen.
Die meisten von uns konnten es sich nicht leisten, an ihnen teilzunehmen. Das
kann man nur bezahlen, wenn man ein reicher anarchistischer Jugendlicher oder
ein Uniprofessor mit einem guten Einkommen ist. Das waren meist diejenigen,
die es sich leisten konnten nach Afrika, Indien oder Brasilien zu fahren. Aber als
diese Leute zuriick kamen, berichteten sie uns dariiber, was sie gelernt hatten,
insbesondere in Argentinien. Da gibt es auch einen Film tiber Unternehmens-
besetzungen in Argentinien.

Auch von Brasilien konnten wir etwas iiber verschiedene Fragen lernen. In
unserem Buch ,,Solidarity Economy: Building Alternative for People and Pla-
net“ kann man eine Debatte zwischen David Schweickart and Michael Albert
iiber Wirtschaftsdemokratie finden. Schweickarts Arbeit spielt eine sehr interes-
sante Rolle in vielen Liandern. Seine wichtigste Arbeit ist zum Beispiel voll-
standig ins Chinesische iibersetzt worden. Auch in Venezuela und Vietnam, wo
die Fragen der Lehren Solidarischer Okonomie und Genossenschaften nicht nur
als Formen der Einkommensverteilung ernsthaft auf der Tagesordnung stehen.
Schweickart wurde in Mondragon und Jugoslawien ausgebildet. Ich erwarte
Verinderungen in Richtung der Solidarischen Okonomie.

Das ist unsere Erfahrung. Ich bin sicher, dass wir eine Menge lernen miissen,
wir sind sehr bescheiden in Bezug auf unsere eigene Situation, wir sind spét zu
dieser Bewegung gestof3en.

Aus dem Englischen von Clarita Miiller-Plantenberg



Genossenschaften und Gewerkschaften
und andere Bundnisse

Bruno Roelants

Zunichst werde ich auf Genossenschaften eingehen und da insbesondere auf die
Beziehung zwischen Genossenschaften und Gewerkschaften weltweit. In Bezug
auf die Solidarische Okonomie sind wir in ihr oder besser wir sind zum Teil in
thr, wir sind Teil der breiteren genossenschaftlichen Bewegung, die in ihr ist
oder auch nicht. Es kommt auf das Unternehmen an, auf den Kontinent, es
kommt auf die Situationen an. Wir, CICOPA und CECOP, sind ein genossen-
schaftliches System unabhédngig von der Tatsache, dass wir im wesentlichen
vereint bleiben miissen, da wir die Mutter der Unternehmen repréasentieren und
wir haben eine au3erordentliche Verantwortung, diese Mutter von Unternehmen
aufrecht zu erhalten, so wie sie in allen Unternehmen weltweit existiert.

Die Beziehungen zwischen den Gewerkschaften und den Genossenschafts-
bewegungen hatten mit vielen Schwierigkeiten zu kdmpfen. Sicher ist das hier
so wie anderweitig. Es handelt sich wirklich um eine allgemeine Situation.
Zumindest in Landern, in denen es eine beachtliche Zahl von Genossenschaften
gibt und gleichzeitig eine durchschnittliche Gewerkschaftsbewegung. Also gibt
es da wirklich etwas grundlegendes, das, auf Grund von einigen historischen
Griinden nicht funktioniert. Das ist die Situation. Wir stehen vor Entwicklungen,
an denen beide Seiten Verantwortung tragen.

Es ist sehr verstdndlich aus der Sicht der Gewerkschaft und der Frustrationen,
die sie haben konnen, wenn sehr konkret iiber Insolvenzen gesprochen wird.
Wenn sie es mit einem Fall der Kooperativisierung von Unternehmen zu tun ha-
ben, besteht sehr oft das typische Szenario darin, dass es gerade der Gewerk-
schaftsfiihrer ist, der den Kampf anfiihrt. Dann wird der Gewerkschaftsfiihrer
ausgewdhlt, von den Arbeitern zum Préasidenten oder Manager des Vorstandes
gewahlt oder zu was auch immer der Fiihrer des Unternehmens sein wird, das
eine Genossenschaft werden wird. Dann wird der friihere Gewerkschaftsfiihrer
seine Gewerkschaftstatigkeit niederlegen und ein Unternehmer werden. Also
war er ein Gewerkschafter und jetzt ist er oder sie ein Unternehmer. Auf diese
Weise fiihren diese Art von Situationen an der Basis natiirlich zu einer Menge
Spannungen und vielen Missverstindnissen und Frustrationen innerhalb der
Gewerkschaften. Und wir von der Genossenschaftsbewegung waren auch bei
einer Reihe von Gelegenheiten nicht umsichtig genug, sind nicht hinreichend
entgegengekommen, um Ubereinkommen mit den Gewerkschaften zu erreichen.
Daher haben die Gewerkschaften zu Recht den Eindruck, dass wir es hétten bes-
ser machen konnen.



Genossenschaften und Gewerkschaften und andere Biindnisse 155

Auch finden wir, dass es viele Hoffnung auf die Gewerkschaften gibt. Ich
mochte das ein wenig nachvollziehbar machen — es hat mit der grolen Ver-
stindnisliicke zu tun, die natiirlich sehr bedauerlich ist, denn wir alle versuchen,
dasselbe zu tun.

Standards fiir die Genossenschaftsbewegung

Mein erster konkreter Kontakt mit den Gewerkschaften war als wir die TAO
Empfehlung 193" in der Genossenschaftskommission diskutierten. Wir waren
wiéhrend vier Wochen in einem Raum mit 150 Leuten und wir waren 10 Leute
von der Genossenschaftsbewegung, die es geschafft hatten, entweder auf der
Regierungsseite oder auf der Gewerkschaftsseite akkreditiert zu werden. Wir
waren also in dem Raum und versuchten von allen Genossenschaftsperspektiven
her zu verhandeln. So hatten wir dann viele Verhandlungen — sozusagen zwi-
schendurch — mit den Gewerkschaften, die an diesen Verhandlungen teil-
nahmen. Es war sehr interessant, da die Gewerkschaften, die Teil der IAO sind,
sagten: “Nun gut wir brauchen Euch nicht, wir werden entscheiden, wir sind in
der TAOQ, ihr seid das nicht ...wir werden entscheiden, was eine Genossenschaft
ist und wir werden mit den Regierungen einen Konsens erzielen und wir werden
entscheiden.” Und natiirlich mussten wir von der Genossenschaftsbewegung, die
wir an der Diskussion beteiligt waren, sie dazu bringen zu verstehen. Wir schaff-
ten es, padagogisch in vier Verhandlungswochen die andere Seite verstehen zu
lassen, worin die Logik besteht und warum es so sein muss, dass man sieben
Prinzipien bendtigt — nicht wie einen Katechismus, er ist nicht dogmatisch —
vielmehr wird er dafiir benotigt, dass das Unternehmen ganz konkret funktionie-
ren kann. Und langsam verstanden die Leute das, und am Ende haben uns die
Gewerkschaften intelligent unterstiitzt. Und das war ein grosser Sieg.

Jetzt haben wir das Instrument, das uns zwischenstaatliche Standards fiir Ge-
nossenschaften setzt. Es sind die Standards, die wir innerhalb der Genossen-
schaftsbewegung ausgearbeitet haben und iiber die Regierungen — wie die der
Vereinigte Staaten von Amerika, die Europdischen Union und iiberall auf der
Welt — abgestimmt haben. Also haben wir jetzt ein vollstdndiges Verstindnis
davon, was eine Genossenschaft ist. Die Genossenschaften und Gewerkschaften
sind beide extrem wichtig fiir diesen Prozess.

Gewerkschaften einiger Linder erkennen gemeinsame Ziele

Nach diesem Erfolg haben wir versucht, die Gewerkschaften aufzuwecken. In
einer Reithe von Projekten und Interviews und gemeinsamen Publikationen, ei-
nige Dinge auf nationaler Ebene, auf europdischer Ebene und auf Weltebene.
Und jedes Mal, wenn wir versuchten, die Beziehung zu den Gewerkschaften
wiederherzustellen und jedes Mal, wenn wir sehen, dass dies gelingt, sind wir
es, die versuchen, es wieder herzustellen. Die andere Seite antwortet nicht auf

" Empfehlung 193 der Internationalen Arbeitsorganisation
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unser Anliegen, das ist etwas ganz klares, was wir iiberall auf dem Planeten
wahrnehmen. Grundlegend finden wir zwei Arten von Einstellungen innerhalb
der Gewerkschaftsbewegungen in Liandern, wo wir geniigend stark als Produk-
tivgenossenschaften vertreten sind, ich betone als Produktivgenossenschaften.
Denn der iibrige Teil der Genossenschaftsbewegung ist OK. Das Problem be-
steht hauptsdchlich mit Produktivgenossenschaften aufgrund der Arbeits-
beziehungen. Also es gibt einen Typ von Lindern wie z.B. Polen, wo die
Solidarinosc uns vollig ignoriert, de facto wiederholt die polnische Organisation
jedes Mal ganz frohlich, dass sie nach Briissel kommen mussten, um
Solidarnosc treffen zu konnen. Also gaben wir ihnen in einem der Treffen, die
wir in Briissel organisiert haben, die Moglichkeit. — Sie sind alle in Warschau,
dennoch miissen sie nach Briissel kommen, um sich zu treffen. — Das gibt einem
eine Vorstellung von der Art der Entfernung, die bestehen kann. Es gibt jene
Leute, die uns nicht treffen wollen, das ist vollkommen klar. Nach dem Treffen
in Briissel vor vier Jahren haben die Solidarnosc nie wieder versucht, die ge-
nossenschaftliche Seite zu treffen. Das ist also ein Typ von Einstellung.

Dann begegnen wir einer anderen Einstellung in Landern wo wir im Gegen-
satz dazu sehr stark sind, wie in Frankreich, Italien und Spanien. Dann funktio-
nieren die Dinge viel besser... Viele Dinge finden statt, denn das Genossen-
schafts- und Gewerkschaftssystem konnen uns nicht linger ignorieren. In Italien
gibt es drei Genossenschaftsfoderationen, die mehr als 1 Mio. Arbeiter in ganz
[talien vertreten. Sie reprdsentieren nicht nur Arbeiter sondern auch andere Ar-
ten von Genossenschaften und sie verhandeln iiber politische Ubereinkommen
etc., daher sind sie ein Teil des offiziellen sozialen Dialogsystems in Italien.

Also kann man sie natiirlich nicht umgehen und natiirlich kennen sie sich bes-
tens etc. Jedoch sogar in Italien, das einen der besten Fille darstellt, gibt es eine
besondere Beziehung zwischen der Genossenschaftsbewegung und den Gewerk-
schaften. Dort ist es so, dass die drei Konfoderationen Italiens, CGIL, CISL und
UIL, in jedem ihrer Hauptsitze ein, zwei oder drei Personen benennen, die auf
Genossenschaften spezialisiert sind. Und dies sind die Leute, die sich immer mit
uns treffen. Wir sehen immer dieselben Leute und dann sind diese Leute mit der
Zeit kritisch und iiberzeugt, dass Genossenschaften eine gute Sache sind, aber in
Bezug auf Hierarchie sind sie eher aus den niedrigeren Posten in der Organisati-
on und haben nicht wirklich Fiihrerfunktionen. Und wann auch immer wir mit
thnen diskutieren, versuchen sie, den stellvertretenden nationalen Sekretidr zu
erreichen. Die Gewerkschaften versuchen, sich des Genossenschaftsproblems zu
entledigen indem sie Leute benennen, die in den Soziale-Okonomie-Abteilungen
von Genossenschaften sind. Das ist also die konkrete Situation.

Genossenschaftskulturen
Aber wir sollten auch das Problem benennen, das wir innerhalb der Genossen-
schaftsbewegung haben. Wie ich zu Beginn sagte, sind wir darauf angewiesen,
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vereint zu sein, aber wir haben unterschiedliche Kulturen. Das ist auch Teil mei-
ner Arbeit, das heif3t, ich muss Leute in verschiedenen Léandern, in ver-
schiedenen Kontinenten und verschiedenen Sektoren treffen und wir haben nicht
denselben Zugang zu Genossenschaften. Aber wir miissen lernen, zusammen zu
arbeiten, so verhandeln wir intern und das ist nicht einfach. Wir sind mehr oder
weniger in dem International Cooperative Alliance (ICA) System, und insofern
sind wir mehr oder weniger vereint.

Fallbeispiele

Nun gibt es vier Lander auf der Welt, wo auf der nationalen Ebene in letzter Zeit
eine Spaltung stattgefunden hat: Brasilien, Argentinien, Italien und Deutschland.
In all diesen Lindern kann man grob gesagt feststellen, dass sogar wenn man
unterschiedliche Genossenschaftsorganisationen besitzt, es eine gewisse Ebene
der Einheit auf nationaler Ebene gibt. Dies sind vier Lander, wo es ein Problem
gibt. Das macht natiirlich jedwede Beziehung zwischen Gewerkschaften und
Genossenschaften noch schwieriger. Mit wem wird man verhandeln, wenn die
andere Seite...

Zunichst Argentinien, dort wurde das Problem vor kurzem tiberwunden. Das
geschah im letzten Jahr, als das System der Wollarbeiter-Genossenschaft aus
dreizehn oder vierzehn verschiedenen Foderationen eine Konfoderation bildete —
schlieBlich schafften sie es, zusammenzufinden, das ist ein einzigartiger Fall, ich
habe nie gedacht, dass die Argentinier das schaffen wiirden, in demselben Sys-
tem zusammenzuarbeiten.

Ein anderes Land ist Italien, das Land von Don Camillo, die Geschichte des
Priesters und des Fiihrers der Kommunistischen Partei in einer kleinen italieni-
schen Stadt, wo sie es immer schafften, zusammen zu kommen. So entsprechen
die drei italienischen Genossenschaftsfoderationen — es gibt drei von ithnen —
dem genannten italienischen System, sie schafften es immer — trotz ihrer inter-
nen Differenzen — zu verhandeln.

Brasilien ist sehr interessant, weil Brasilien das Land ist, wo die Situation so-
gar noch schlimmer ist als in Italien. In dem Sinne, dass Du eine riesige Konfo-
deration hast, die als Monopol des Genossenschaftssystems betrachtet wird und
Organisation der Brasilianischen Genossenschaften” genannt wird. Und dann —
bei Lulas Machtiibernahme — erhielten die anderen gesellschaftlichen Kréifte po-
litische Anerkennung und das half, das Hervortreten eines weiteren Akteurs in
der Solidarischen Okonomie wahrzunehmen. Eine dieser Organisationen ist
UNISOL und es ist sehr interessant fiir die Gewerkschaft, da es das einzige Bei-
spiel auf der Welt fiir eine Organisation ist, die von den Gewerkschaften ge-
griindet wurde. Also die Gewerkschaften griindeten UNISOL und zogen sich
dann zuriick. Also wurde UNISOL eine unabhédngige Organisation. Leute spezi-
alisierten sich in Genossenschaften und nicht linger in Bezug auf Fragen der

2 Organisa¢do das Cooperativas Brasileiras (OCB)
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Gewerkschaften. Und dann wurde UNISOL jetzt sehr groB3, in zehn Jahren wur-
de es zu einem sehr groBen Akteur. Sie bringen es fertig, mit der anderen Seite
zu verhandeln, und so kommen sie zu einer Ubereinkunft. Jetzt gibt es ein Ge-
setz, das in Brasilien verabschiedet werden wird. Es ist ein Gesetz flir genossen-
schaftliche Erziehung und es bedeutet immer noch, dass es im Kongress ver-
abschiedet werden muss. Wenn dieses Gesetzt auf der Agenda war — und natiir-
lich hat Lula das sehr eilig gemacht — dann kann das stark darauf zuriickgefiihrt
werden, dass UNISOL in der Lage gewesen ist, mit den anderen — der
traditionelleren Genossenschaftsbewegung — zu verhandeln. So waren sie in der
Lage, miteinander innerhalb der Genossenschaftswelt zu verhandeln und dann
wurde der Gesetzesvorschlag gemacht.

Deutschland ist ein Land, in dem die Dinge etwas komplizierter sind. Sie sind
komplizierter, weil man auf der einen Seite das konventionelle Genossenschafts-
system unter dem DGRV hat und dann hat man andere Organisationen, die nicht
mit dem DGRV verkniipft sind. Und dann gibt es auch den regionalen Aspekt,
der die Dinge nicht einfacher macht. Aulerdem habt ihr das Problem mit Ost-
deutschland, das von Westdeutschland absorbiert worden ist. Es war eine Art
Wiedervereinigung durch Absorption. Und daher war es eines, in dem das, was
sie in Ostdeutschland machen wollen, nicht gut von Westdeutschland unterstiitzt
werden konnte, auch weil die iiberwiegende Anzahl von Genossenschaften im
Westen Produktivgenossenschaften waren und die Produktivgenossenschaften
nicht hinreichend stark sind. Wenn man in Westdeutschland ein Produktiv-
genossenschaftssystem hitte, das so weit wie das italienische entwickelt ge-
wesen wire, dann ware die Wiedervereinigung in Bezug auf Genossenschaften
natiirlich anders verlaufen.

Gleichzeitig ist es auch wahr, dass das, was zum grof3en Teil innerhalb des
Genossenschaftssystems in Ostdeutschland passiert ist, sehr dhnlich der Ge-
schehnisse in anderen frither kommunistischen Landern ist. Man findet dieselbe
Art von Problemen in den 1990ern in Polen, in der Tschechischen Republik, in
der Slowakei, Ruménien, Bulgarien, Ungarn all diesen Lindern. Also hatte man
in all diesen Lindern dasselbe Problem. Es gab sogar Verfolgung, der das Ge-
nossenschaftssystem unterworfen war. Wir miissen angesichts dessen, was ge-
schehen ist und was in Ostdeutschland und anderen zentral Européischen Lan-
dern als Genossenschaften aufrecht erhalten werden konnte — wahrscheinlich
insgesamt mehr als tausend Genossenschaften insgesamt — feststellen, dass das
eine enorme Leistung ist, wenn man die grof3en politischen Krifte bedenkt, die
dagegen arbeiteten, einschlieBlich der Gewerkschaften.

Unterschiede der Blocke

Tatsache ist, dass dies wohl eines der groiten Umstrukturierungsvorhaben ist,
wenn wir {iber Insolvenz und Transformation von Unternehmen sprechen. Man
bedenke den enormen Umbauprozess von sich verdndernden Unternehmen, die
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im wesentlichen ein bisschen freier waren als die Unternehmen, die sich noch in
einer Planwirtschaft befanden und von einem zum néchsten Tag in Unternehmen
umgewandelt wurden, die auf dem Markt konkurrierten. Das ist eines der er-
staunlichsten Beispiele von Umwandlungen von Genossenschaften aber auch
von der Umstrukturierung von Genossenschaften. Also miissen wir nicht so weit
gehen, wenn wir liber Insolvenzen und Transformation sprechen — was geschah
ist, dass hunderte von Unternehmen es in Zentraleuropa schafften, nach dem
Kommunismus zu iiberleben. Das ist in sich ein beachtliches Beispiel von
Transformation. Zu dem, was in Ostdeutschland geschah, mochte ich etwas bei-
tragen. Es geschah nicht ohne viel Interaktion mit den Gewerkschaften.

Der Schliissel bei den Insolvenzen

Wenn wir jetzt zum Problem der Insolvenzen kommen sowie zur Interaktion
von Gewerkschaften und Genossenschaften, zu der Frage des Managements von
Insolvenzen, dann kann man sagen, dass die Beziechungen zu den Gewerk-
schaften wirklich der Schliissel sind. Wenn die betrieblichen Beziehungen nicht
verbessert werden, ist es sehr schwer, die Arbeit zu machen, die wir machen
wollen indem wir Unternehmen in Krise transformieren. Die Gewerkschaften
sind praktisch in der gesamten Industrie Deutschlands vertreten. Wir sind 2.000,
10.000, 50.000 Genossenschaften. Wir sind nicht in dem o6ffentlichen Raum,
gleichzeitig werden wir gefordert in der letzten Minute, wenn die Dinge sehr
teuer, sehr schwierig und sehr riskant sind, Unternehmen umzuwandeln. Dabei
gehen wir auch ein grof3es politisches Risiko ein, denn wenn es nur einen Fehler
gibt, dann werden sie sagen, wir wéren nicht in der Lage, Genossenschaften zu
schaffen. Also haben wir einen Patienten in schwierigen Bedingungen und der
Doktor wird es moglich machen, den Patienten zu retten...

Und in der Situation ist die Gewerkschaft absolut unersetzlich, wenn ihr ein
Frithwarnsystem bei der IG Metall, der CGT und so weiter héttet, was bisher
noch nicht existiert, dann wéren wir in der Lage, bessere Arbeit zu leisten zu
viel niedrigeren Kosten. Lasst uns bei offentlichen Geldern fiir Konversion in
Genossenschaften aufpassen, wie wir sie nutzen. Auf diese Weise haben die
Gewerkschaften ebenfalls eine grofle Verantwortung, sodass das offentliche
Geld zumindest dazu sinnvoll eingesetzt wird. Sie konnen mit Frithwarn-
systemen eine entscheidende Rolle spielen.

Das zweite ist die Frage der Lobby. Carl Davidson erwéhnte politische Biind-
nisse und ich denke, dass das extrem wichtig ist. Das Marcora Gesetz konnte nur
verabschiedet werden, weil die drei italienischen Gewerkschafts-Konfo-
derationen CGIL, CISL, UIL und die drei Genossenschafts-Konfoderationen,
also sechs Einrichtungen sich 1985 zusammengetan und dazu entschieden ha-
ben, dafiir Lobbyarbeit zu leisten. Die Genossenschaftsorganisationen allein hét-
ten es wahrscheinlich nicht allein geschafft, das Gesetz zu bekommen. Auch die
andere Seite nicht, so war es also eine gute Verbindung, gute Umstdnde und das
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politische Klima war zu der Zeit giinstig, sodass dies zeigt, was ein Biindnis mit
sich bringen kann.

Nun gut, das geschah vor 25 Jahren. Jetzt sind die Deutschen, besser gesagt
ihr, an dem Gesetz in Deutschland interessiert, und es ist dank eines Biindnisses
verabschiedet worden. Wie sieht es also mit Biindnissen in Deutschland aus?

Auch auf EU Ebene haben wir ein groles Problem. Wir haben die ITUC.
Wenn die IG Metall und andere, die CGT und die italienischen Organisationen
Druck auf die ITUC ausiiben wiirden, sie solle die Genossenschaftsfrage und
Insolvenzen auf EU Ebene erneut erwégen, so wire ein Vorstandstreffen dafiir
hinreichend, dass es auf Europdischer Ebene zu einer politischen Prioritdt wer-
den wiirde. Das ist aber nicht der Fall. So haben wir also auf der EU Ebene eine
Menge Schwierigkeiten und wenn wir ein Biindnis auf Europdischer Ebene zwi-
schen dem Genossenschaftssystem und der Gewerkschaftsbewegung schaffen
konnten, dann konnten wir von den EU Institutionen eine Anzahl von Politiken
erreichen, die wir gegenwartig nicht erreichen konnen. Also erneut: wir haben
eine grofle Verantwortung, um angemessene Rechtsprechung und Politik auf
europdischer Ebene und auf nationaler Ebene zu erreichen.

Insolvenzgesetzgebung

In Bezug auf die Gesetzgebung haben wir von dem Marcora Gesetz gelernt, dass
es ein wichtiger Punkt ist, eine Gesetzgebung zu bekommen, wo es wirklich
wichtig wire, diese Art Modell woanders hin zu exportieren. Die Idee, die ihm
zugrunde liegt, ist exportierbar.

Wenn man dann die Insolvenzgesetzgebung hat, z.B. hat Argentinien einen
sehr groen Schritt nach vorn gemacht und Uruguay ebenfalls in einem ge-
wissen Malle, als sie bei der Bankrott Gesetzgebung erreicht hatten, dass die
Arbeiter als erste Anwiérter galten, wann auch immer sie einen Plan hatten, das
Unternehmen zu kaufen. Waihrend zuvor bei Belegschaftsiibernahmen in
Argentinien die Gewerkschaftsseite jedes Mal extreme Angste ausstehen
musste, ob die Arbeiter es schaffen wiirden, das Unternehmen ohne die Eigen-
timer in Gang zu setzen. Wenn es dann zur Gerichtsverhandlung kommt und
der Richter entscheidet, nein wir werden es nicht den Arbeitern geben, wir
geben es jemand anderes. Und in vielen Féllen kam es zur SchlieBung des
Unternehmens, zur Aufteilung des Unternehmens, es war ein groBer Wett-
bewerb. Das ist eine typische Gesetzgebung, bei der auch die Gewerkschafts-
seite sehr hilfreich sein kann, um sicher zu stellen, dass die nationalen legalen
Rahmenbedingungen der Insolvenz und des Bankrotts giinstig fiir die Arbeiter
sind, wann auch immer sie ein Projekt haben und Kéaufer sind.
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Mogliche Verbesserungen

Zu den Beziehungen zwischen Genossenschaften und Gewerkschaften, lasst uns
versuchen, die traditionellen Probleme zu betrachten und zu sehen, wo wir die
Dinge verbessern konnen.

- Erstens sollten wir institutionell wirklich in der Lage sein, weitaus bessere
institutionelle Beziehungen herzustellen, das ist Teil der Angelegenheit,

- Das zweite ist die betriebliche Frage, und dies ist ebenfalls schwierig,
auch weil die beiden Bewegungen im Wesentlichen auf demselben Terrain ar-
beiten. Wenn wir liber Insolvenz sprechen, sind wir alle auf demselben Terrain
und wie ich zuvor erldutert habe, hat eine Seite geplant, die andere auszu-
schlieBen. So sieht die konkrete Realitdt aus. Die Gewerkschaftsfithrer werden
zu den Bossen.

Also ist es nicht einfach, und wir sollten natiirlich mit beiden Seiten dis-
kutierten, um zu sehen, wie jeder eine bestimmte Rolle wahrnehmen kann. Ich
denke, dass es extrem wichtig ist — so wie wir es auf der genossenschaftlichen
Seite einschitzen — dass die Gewerkschaft es nicht schafft zu verstehen bis zu
welchem Ausmall wir sehr, sehr professionelle Instrumente bendtigen, um
Unternechmen dabei zu helfen, sich in Genossenschaften umzuwandeln.

Wir brauchen professionelle Instrumente, die Dinge werden systematischer
laufen miissen. Man will kein Zufallssystem, in dem man vielleicht nicht sicher
sein wird und ein anderer es schaffen wird. Wir wollen ein System, das hin-
reichend sicher ist, sodass 85% oder zumindest 75% Erfolg haben. Also sind wir
damit beschéftigt, diese Dinge konkret so anzugehen, dass sie zum Erfolg fiih-
ren. Durch professionelle Finanzierungs-, Handels-, Beratungssysteme und da-
bei — es tut mir leid das sagen zu miissen — ist mit sehr groen Ausnahmen das
Gewerkschaftssystem nicht in einer Verfassung, das zu tun. Denn aus allen Per-
spektiven haben wir diese Art von Initiativen im Detail aufgebaut und ebenso
die Art der governance, die im Genossenschaftssystem notwendig ist — denn fiir
all dies ist eine Art Demokratie governance erforderlich — sodass es funktionie-
ren kann. Daher kann man es nicht von aulen, von der Gewerkschaftsseite oder
von der Regierungsseite, aufbauen. Es muss sich weitgehend innerhalb der Ge-
nossenschaft entwickeln, um wirklich effizient zu sein. Daher meinen wir, dass
das Genossenschaftssystem helfen sollte. Und es kann eine Menge tun: Be-
wusstseinsbildung tiber Genossenschaften, Mobilisierung und Faszination von
Genossenschaften. Das Genossenschaftssystem besitzt viel, womit es Faszinati-
on stiarken kann; Es gibt viel, was wir tun konnen in Bezug auf Netzwerk-
bildung, Durchlissigkeit der Gesellschaft fordern — also konnen wir das tun.
Viel Information, Ausbildung, wir koénnen auch beim Training helfen,
Recherchen, Forschungen, aber nicht die Arbeit der Transformation von Unter-
nehmen in Genossenschaften. Dies ist etwas, fiir das das Genossenschaftssystem
seine eigenen Instrumente entwickeln muss. Das ist zumindest unsere Er-
fahrung. Und dies ist auch geniigend stark in den letzten 50, 60 Jahren in
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Landern — wie China, Brasilien, Argentinien — Lindern, die hinreichend weit
voneinander entfernt sind, mit hinreichend unterschiedlichen Arten von
politischen Bedingungen, um diesbeziiglich hinreichend klare Wurzeln zu er-
kennen. Also denke ich, dass wir diese Art der Rollenteilung respektieren
miissen. So werden wir wirklich in der Lage sein, gut zu arbeiten um den
Herausforderungen, denen wir gegeniiber stehen, begegnen zu konnen.

Vorschlag fiir eine Arbeitsgruppe

Die Idee des Marcora Gesetzes in Deutschland ist eine sehr gute. Ich wire froh,
wenn wir sie weiter planen konnen, da hier Leute aus dem Genossenschafts-
system und aus dem Gewerkschaftssystem haben und auch aus anderen sozialen
Bewegungen, wie der Solidarititsbewegung usw. sind.

Ich schlage vor, dass wir eine Arbeitsgruppe einrichten, wir sind CECOP, und
wir konnen diese Arbeitsgruppe fordern. Wir kdnnen ein wenig Animatoren der
Arbeitsgruppe spielen. Eine Arbeitsgruppe zu dieser Gesetzgebung, liber die
Moglichkeit einer Transformationsgesetzgebung, wo wir Genossenschaftsleute
und Gewerkschaftsleute haben aus Deutschland und Italien.” Und dann kénnen
wir ernsthaft studieren und in technische Einzelheiten gehen und konkret sehen,
was getan werden kann. Wir kénnen Spezialisten fiir Gesetzgebung, Wirtschaft,
Unternehmen und Leute hinzuziehen, die diese Dinge von dem Marcora Gesetz
in Italien kennen. Dann konnen wir einen wirklich guten Vorschlag erarbeiten,
ein Projekt, das konkret vorgelegt werden kann. Es wére gut, wenn wir das tun.

Ich denke es gibt eine tiefe Kluft — auf der einen Hand hore ich in Deutsch-
land Sachen wie “lasst uns sehen, ob wir ein Marcora Gesetz entwerfen kon-
nen”, um diesen Kampf aufzunehmen. Und auf der anderen Seite Fragen wie
,konnen wir Opel kooperativisieren?*“ Es ist einfach so ein riesiger Brocken.
Auf der einen Seite, miisst ihr noch die grundlegenden Instrumente aufbauen,
um den Genossenschaftsaufbau in systematischer Weise anzugehen. ...Und
gleichzeitig reden wir iiber die Transformation von Opel in eine Genossenschaft.
Natiirlich wére es gut — Sie verstehen die Kluft. Aber es hilft uns auch, die Her-
ausforderungen zu sehen. Denn wenn ihr iiber die Kooperativisierung von Opel
redet — meiner Meinung nach vollkommen unrealistisch — dann ist es sehr inte-
ressant die Frage zu stellen. Die Frage zu stellen, zeigt, dass die Frage nicht
dumm ist — die Antwort wiare dumm — die Frage ist sehr gut. Und ich denke wir
missen die Frage behalten und sie ausweiten, um sagen zu konnen, was wir sehr
konkret mit unterschiedlichen Kréften der Gesellschaft tun konnen, wobei Ge-
nossenschaften und Gewerkschaften das Zentrum sein sollten, andere Krafte
sollten dazu stoBen, sodass wir wirklich den Herausforderungen begegnen kon-
nen, Insolvenzen wirklich in einer professionellen Weise zu begegnen, bei der
die Dinge wirklich funktionieren kdnnen. Nach 10 Jahren werden sie immer

’ Diese Arbeitsgruppe fand am 3.12.2010 auf Einladung von ATTAC in Frankfurt am
Main statt.
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noch da sein und sie werden nicht wieder riickwéartsgehen. Im Gegenteil, wird es
mehr Arbeiter und mehr Stabilitdt und mehr akademische Aktivitdt geben, mehr
Industrie, mehr Unternehmen und so weiter. Um das zu erreichen, miisst ihr die-
ses Biindnis kniipfen. Ich meine, dass wir als Genossenschaftssystem das nicht
allein tun konnen, Gewerkschaften konnen es nicht allein tun, Solidarische Oko-
nomie kann es nicht alleine tun, und daher gibt es ein Bediirfnis nach einem
konkreten Biindnis. Ich denke wir kdnnen verschiedene Meinungen und Tétig-
keiten zu einer bestimmten Frage haben und das respektieren, es konnte diese
sein. Lasst uns versuchen zu sehen, was getan werden kann. Wenn ihr daran in-
teressiert seid, es zu tun — so sind wir von CECOP sehr bereit zu versuchen, die-
se Art von Losung anzuregen und mit Leben zu erfiillen.

Aus dem Englischen Clarita Miiller-Plantenberg






Il Solidarische Okonomie in Nordhessen und
Ostdeutschland






Podium Technologie fur Profit versus Technologie
fur den Menschen:

Solidarische Wirtschaftsunternehmen im
Energiesektor

Kristina Bayer

Wir wollen iiber einen Bereich der Neugriindungen Solidarischer Wirt-
schaftsbetriebe sprechen, der im Moment bundes- und europaweit sehr dyna-
misch ist, den Bereich der Erneuerbaren Energien. Hierfiir haben wir zwei
Referenten gewinnen konnen, sogar nach der Logik von alten und neuen
Bundesldndern:

Zunichst ein Beispiel aus Sachsen, vorgestellt und initiiert von Herrn Nold,
der dort mit anderen zusammen in einer sehr kleinen Gemeinde eine sehr zu-
kunftsfahige Form gefunden hat, nicht nur Erneuerbare Energiegewinnung,
sondern auch andere Bereiche der Kommune mit einer Biirgerstiftung zu fi-
nanzieren, die sonst nicht finanzierbar waren.

Das andere Beispiel stammt aus Nordhessen: Herr Mdbus gehort zu der
Olmiihle Haubern', die einigen sicherlich schon ein Begriff ist von dem Film
,Olwechsel“?, den eine Studentengruppe an der Universitit Kassel gemacht
hat.

Wir haben also in Haubern einen Verein, der iiberwiegend mit ehrenamt-
licher Arbeit eine Olmiihle betreibt, und wir haben in ZschadraB eine Stiftung.
Der gemeinsame Fokus dieser beiden Institutionen ist der Markt der Er-
neuerbaren Energiegewinnung, der im Moment allgemein als grofBer
Hoffnungstrager gehandelt wird und auch hier in unserer Region in Nord-
hessen der boomende Sektor ist. Studien sagen, dass bis zum Jahr 2020
zwanzig tausend Arbeitsplitze hier in der Region entstehen konnen.” Wir
haben bereits groe und bedeutende Unternehmen in der Region wie zum

'Vereinigung fiir nachwachsende Rohstoffe Haubern e.V.

*Vgl. YouTube: VESOE
http://www.youtube.com/view_play list?p=9BB42886EE2C2F56&search query=%C3%9
6lwechsel

*deENet e.V. (2007): Nordhessen 2020: Dezentrale Energie und Arbeit. Studie zur Regional-
entwicklung. Strategie zur Schaffung von 20.000 Arbeitspldtzen durch den Ausbau techno-
logischer Kompetenz und die Anwendung dezentraler Energie-und Effizienztechnologien.
Herausgegeben von deENet e.V. Kassel.
http://www.deenet.org/fileadmin/redaktion/deenet _org/pdf/Nordhessen 2020.pdf (letzter
Aufruf am 08.03.2011)
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Beispiel Wagner & Co. oder SMA, beides Weltmarktfithrer in der Solar-
branche. Diese erfreulichen Entwicklungen haben allerdings auch eine
Riickseite, von der wir noch horen werden.

Einen Widerspruch kann man in einer Nachbargemeinde hier im Mittleren
Fuldatal beobachten, wo ebenfalls ein groes Unternehmen angesiedelt ist.
Die Gemeinde gilt aufgrund dieses Unternehmenssitzes sowie weiterer Vor-
zeigeprojekte im Bereich der Erneuerbaren Energiegewinnung weithin als
»Solargemeinde®. Eine im Rahmen des Forschungsprojekts ,,Solidarische
Okonomie in Nordhessen® am Fachbereich Gesellschaftswissenschaften der
Universitdt Kassel initiierte Gruppe zur Griindung einer lokalen Energie-
genossenschaft scheiterte aufgrund zu geringen Engagements der Biirgerinnen
und Biirger.* ,Diese Erfahrung deckt sich mit den Untersuchungsergebnissen
der Studie “Akzeptanz Erneuerbarer Energien und sozialwissenschaftliche
Fragen” des Fachbereichs Umweltpsychologie an der Otto-von-Guericke-
Universitdit Magdeburg, die eine dhnlich strukturierte Region analysierte. Hier
wurde ebenfalls in einer im Bereich der EE weit fortgeschrittenen Region eine
auffallende Diskrepanz zu Informiertheit und Engagement der Bevolkerung
festgestellt, was als Folge von Intransparenz und mangelnder Fairness im Pla-
nungsverfahren gewertet wird (vgl. dazu Schweizer-Ries 2008: 106f.)

Sicherlich sind die Ursachen hierfiir aber auch in den Strukturen der
Energiepolitik zu suchen: der neue, boomende Sektor der EE folgt einer stark
durch Fordermittel gesteuerten Logik. Diese Logik steht sehr kontrdr zu den
Moglichkeiten, die sich aus unserer Sicht der Solidarischen Okonomie durch
partizipative Wirtschaftsformen ergeben.

Daneben ist aktuell das Problem der Fordermittelkiirzung aufgetreten. Das
gesamte Marktanreizprogramm (MAP) der Bundesregierung — das urspriing-
lich ,,klimaschutzpolitischen Zielen* dienen sollte — ist von jetzt auf morgen
gestoppt worden.” Was die laufenden Verhandlungen ergeben werden, ist
unklar. Die Branche hat ausgerechnet, dass allein durch diesen momentanen
Stopp schon ca. 300 Mio. EUR Schaden — also Verluste — im Wiarmemarkt
eingefahren worden sind. Sie rechnen, dass damit den Einsparungen von 100
Mio. EUR schon eine doppelt oder dreifach so hohe Schadenssumme gegen-
tibersteht. Das kommt dadurch zustande, dass die Anlagen natiirlich auf der
Basis bestimmter Fordermittel berechnet wurden. Wenn die dann nicht
flieBen, bricht alles komplett ein.

Diese Situation stellt einen guten Anlass dar, dariiber nachzudenken, wie
denn eine Energiewende auf andere 6konomische Fiifle gestellt werden kann.

4

5

Vgl. Hierzu Bayer: Griindungsberatung als Aufbauarbeit fiir Solidarische Okonomie —
erste Erfahrungen in Nordhessen, Entwicklungsperspektiven Nr.95, Kassel 2008, S. 105ff.
Die Aussage bezieht sich auf das Einfrieren der BAFA Forderung im Juli 2010.
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Wie ist es moglich, sich von diesem ganzen Auf und Ab der Forderung
Erneuerbarerer Energiegewinnung, das seit Jahren zu beobachten ist, un-
abhdngig zu machen?

Letztlich sind diese Schwankungen politisch motiviert und haben damit zu
tun, dass wir in einem System leben, das nur sehr kurzfristig agiert und sich
als unfahig erweist, so etwas wie Nachhaltigkeit zu steuern. Wie konnen wir
diesen Sektor aus unseren Perspektiven, unseren Erfahrungen mit Selbstver-
waltung z.B. in Genossenschaften und anderen Formen von Biirgerbe-
teiligung, stirken und weiter entwickeln?.

Ich denke, wir beginnen zur Beantwortung dieser Frage mit Detlef Mobus,
der mit seiner Initiative, der Olmiihle Haubern, auch sehr existentielle Er-
fahrungen mit dieser Fordermittelsituation gemacht hat. Dort wurde ur-
spriinglich technisches Ol als Treibstoff hergestellt, das heiBt Pflanzend] fiir
Landmaschinen und PKWs. Zum 1.1.2007 gab es dann die Mineraldl-
besteuerung, und damit waren auch sie gezwungen, den Produktionsprozess
umzustellen.

Wie haben Sie das gemanagt, was ergibt sich daraus fiir Sie? Wie sind Sie
iiber diese Krise hinweggekommen?

Olmiihle Haubern
Detlef Mébus

Ich bin einer der Initiatoren, die 1999 mit Mitstreitern in dem Ort Haubern, der
in der Ndhe von Frankenberg liegt, die Idee hatten, Flichen nicht stillzulegen,
sondern auf diesen Flichen nachwachsende Rohstoffe anzubauen. Wir hatten
das Ziel, nach dem wir unsere Idee weiter verfolgt hatten, auf den stillgelegten
Flachen Raps fiir die Energiegewinnung anzubauen. Im Ort selbst konnten wir
fiinf Leute, zum Teil auch Landwirte, gewinnen, die sich mit engagierten und
bereiterkldrten, Raps anzubauen. Dieser Raps, so die Idee, sollte vor Ort in einer
Olmiihle zu Pflanzendl verpresst werden. Mit dem gewonnenen Rapsol sollten
dann vor Ort betriecbene PKWs mit Energie versorgt werden. Die in Haubern
wohnenden Arbeitnehmer miissen zum Teil tiglich lingere Autofahrten zu
threm Arbeitsplatz in Kauf nehmen. Daher macht es Sinn, diese Fahrzeuge
umweltfreundlich CO,-neutral mit Energie zu versorgen. Haubern ist ein kleiner
Ort, der etwa 500 Einwohner zéhlt. Die iiberwiegende Zahl der Bewohner muss
taglich mehrere Stunden pendeln, um den Arbeitsplatz zu erreichen. Wir wollten
das gewonnene Rapsol diesen Pendlern zur Verfiigung stellen, so dass sie
umweltfreundlich zu ihrem Arbeitsplatz kommen konnten®.

6 http://www.oelmuehle-haubern.de/
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Wir haben in der Anfangsphase Kontakt mit der Pflanzendlinitiative in der
bayerischen Stadt Berching in der Oberpfalz, die vom dortigen Maschinenring
unterstiitzt wird, aufgenommen. In dieser Region wohnt auch Herr Elsbeth, der
als Pionier den legendiren Pflanzendlmotor entwickelt hat. Der von Herrn Els-
beth entwickelte Pflanzendlmotor ist sehr gut auf die Verbrennung von
Pflanzendl abgestimmt und arbeitet mit einem sehr guten Wirkungsgrad. In
diese Region haben wir unsere erste Exkursion unternommen und gemeinsam
mit den Akteuren vor Ort deren Olmiihle besichtigt und iiber die Vorteile eines
regionalen Energie-Wirtschafts-Kreislaufes auf der Basis von Raps diskutiert.

Die Idee, den bendtigten Treibstoff fiir unsere Pkw’s direkt vor unserer Haus-
tir selbst herzustellen und dabei zum einen den Landwirten eine zusitzliche
Einkommensquelle zu sichern und zum anderen einen umweltfreundlichen CO,-
neutralen Energietrdger zu nutzen, hat uns so sehr begeistert, dass wir diese Idee
in die Realitat umsetzen wollten. Im ersten Schritt haben wir ein Entwicklungs-
konzept erstellt, welches wir im Anschluss beim Land Hessen eingereicht haben
und 2002 sogar den Innovationspreis im Rahmen der Agenda 21 vom Land
Hessen bekommen haben. Dieser Preis war fiir uns eine ganz tolle Sache und hat
uns nochmal mehr motiviert, unser Projekt zu realisieren.

Als nichsten Schritt haben wir gemeinsam mit der regionalen Entwicklungs-
gruppe Burgwald und dem Amt fiir Regionalentwicklung des Landkreises einen
Forderantrag fiir den Bau der Olmiihle gestellt. Die im Ort anséssigen Landwirte
hatten uns zu diesem Zeitpunkt ihre Unterstiitzung zugesichert und bereiterklart,
den Raps zukiinftig an uns zu liefern. Vor diesem Hintergrund haben wir die
Planung fiir den Bau der eigenen Olmiihle vorangetrieben. Withrend der Roh-
bauphase im September 2005 kam es zum Regierungswechsel in Berlin: Rot-
Griin wechselte, es folgte Rot-Schwarz und mit der neuen Regierung wurde
dann auch die bis dahin gesetzliche Zusage, die die Rot-Griin Regierung ge-
troffen und zum Teil gesetzlich verankert hatte, revidiert. Bsp.: Im Energie-
erneuergungsgesetz (EEG) wurde dem Verbraucher bei der Nutzung von bio-
genen Energietrdgern eine Steuerfreiheit bis 2009 zugesagt. Diese gesetzliche
Zusage war fiir uns eine wesentliche Grundlage, um uns auf das Wagnis, Bau
einer eigenen Olmiihle fiir die Erzeugung von energetisch genutztem Pflanzenol
einzulassen.

Wir wurden also mit der Situation konfrontiert, dass die gesetzlich zugesagte
Steuerfreiheit fiir biogene Energietridger nicht bis 2009 gelten, sondern eine Be-
steuerung wesentlich frither auf uns zukommen wiirde und mit hoher Wahr-
scheinlichkeit unsere bisherige Finanzierung fiir die Olmiihle in Frage stellte.
Wir wussten aber zu diesem Zeitpunkt noch nicht, wann eine neue Steuer-
belastung einsetzen wiirde.
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Wir haben uns entschlossen, die Olmiihle weiter zu bauen, wohl wissend,
dass wir wahrscheinlich mit dem technischen Ol — so wie wir das angedacht
hatten — die Finanzierung nicht bewerkstelligen konnen wiirden. Um den
drohenden finanziellen Verlust auffangen zu koénnen, haben wir uns fiir das
zweite Standbein, der Herstellung von Speisedl, entschlossen. Aufgrund dessen,
dass zu diesem Zeitpunkt erst der Rohbau der Olmiihle stand, konnten wir das
fiir die Speisedlproduktion erforderliche Equipment in das Bauvorhaben mit

integrieren. Wir hatten zu diesem Zeitpunkt keine Erfahrung in der Herstellung
und Vermarktung von Speisedl. Dies war flir uns ein vollig neuer Bereich. Wir
haben die ersten Pressungen durchgefiihrt und anschlieBend Kontakt mit dem
Max-Rubner-Institut (Bundesforschungsinstitut fiir Erndhrung und Lebens-
mittel) in Miinster aufgenommen und denen eine Probe von unserem Raps-
speised] zur Untersuchung zugesandt. Uber das Priifergebnis waren wir vollig
tiberrascht. Unser Rapsspeisedl bekam fiir die Sensorik eine sehr gute Be-
wertung. Dieses Ergebnis hat uns motiviert den Bereich der Speiseolherstellung
weiter zu entwickeln und als ein zweites Standbein aufzubauen. Im Nachhinein
betrachtet, hat uns diese Entscheidung das Uberleben gesichert. Im Jahr 2007
wurde die Energiesteuer fiir Pflanzenol eingefiihrt und dadurch wurde fiir die
Kunden das Ol teurer. Die Besteuerung hat dazu gefiihrt, dass die bis dato
positive Entwicklung in der Pflanzendlbranche nachhaltig stagnierte und viele
der bis zu diesem Zeitpunkt aufgebauten dezentralen Olmiihlen heute die
Produktion von technischem Pflanzendl eingestellt haben.

Die Energiesteuer wurde in kiirzester Zeit eingefiihrt. Am 18.12.2006 wurde
der Gesetzesentwurf im Bundesrat mit Wirkung zum 01.01.2007 verabschiedet.
Es gab keine Ubergangsfristen, die eine geordnete Vorbereitung fiir die Ein-
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fiihrung ermdglicht hitten. Die zustindige Behorde, der Zoll, war iiberhaupt
nicht vorbereitet und konnte daher auch anfangs keine konkreten Vorgaben
machen. Die Betreiber von Olmiihlen und deren Kunden waren verunsichert und
wussten nicht, wie sie sich korrekt verhalten sollten.

Die Besteuerung

Die Besteuerung von Pflanzendl wurde im Mineraldlsteuergesetz aufgenommen.
Man hat dort festgelegt, dass Pflanzendl jahrlich bis 2012 stufenweise besteuert
wird. Im Jahr 2012 soll die Steuerquote Rapsol bei 45 Cent/ Liter liegen. Man
muss klar sagen, dass ein Steueranteil in dieser GrofBenordnung den Preisvorteil
gegeniiber dem Diesel aufzehren wiirde. Aktuell liegt der Steueranteil bei 19
Cent/ Liter. Die nichste Steigerungsstufe fiir das Jahr 2010 hat die Bundes-
regierung ausgesetzt und beschlossen, flir die nidchsten Jahre den Steueranteil
auf dem Niveau von 2009 einzufrieren.

Wir Olmiiller waren in einer vollig neuen Situation. Sie miissen sich vor-
stellen, plotzlich steht das Zollamt bei Thnen vor der Tiir. Die Rdumlichkeiten
und Produktionsanlage werden inspiziert und Moglichkeiten fiir die Mengen-
erfassung installiert. Ein sogenanntes Steuerfreilager musste eingerichtet
werden. Das heil3t, es gibt ein Lager — quasi eine steuerfreie Zone —, in der zu-
nichst das produzierte Pflanzenol eingefiihrt werden muss. Alle Ein- und Aus-
ginge werden messtechnisch erfasst und dokumentiert. Monatlich miissen wir,
die Betreiber von Olmiihlen, die Verkaufsmengen an das zustindige Zollamt
melden und den ermittelten Steueranteil an den Fiskus entrichten. Der Vorgang
ist fast identisch mit der fiskalischen Uberwachung einer Schnapsbrennerei, die
ja auch jeden Milliliter, der an Schnaps produziert wird, messtechnisch erfassen
missen und anschliefend den festgeschriebenen Steuerzins an den Fiskus ent-
richten.

Trotz dieser verdnderten Rahmenbedingen und damit verbundenen Wider-
stinden haben sich zunehmend Menschen fiir die Nutzung von Pflanzendl
interessiert. Zu diesem Zeitpunkt hatte sich auch eine Kooperation mit den
Stadtwerken in Marburg entwickelt. Die Stadtwerke Marburg planten auf ithrem
Gelidnde den Bau einer Pflanzendltankstelle. Wir, die Olmiihle Haubern, hatten
den Zuschlag fiir die Belieferung bekommen. Die Zusammenarbeit mit den
Stadtwerken in Marburg hat uns darinn bestérkt, unsere Projektidee weiter voran
zu treiben. Ein Aussteigen aus diesem Projekt wire zu diesem Zeitpunkt nur mit
groflerem finanziellem Verlust moglich gewesen. Wir wollten auch die, die sich
bereits fiir die Nutzung von Pflanzendl entschieden hatten, weiter unterstiitzen.

Als weitere Erschwernis kam hinzu, dass die Steuerfreiheit fiir Pflanzendl nur
fiir Rapsol gilt, welches den Vorgaben der DIN 51605 entspricht. Diese DIN
wurde ausschlieBlich fiir Rapsol geschrieben, welches bei der Verbrennung von
Pflanzendl in Motoren verwendet wird. Diese DIN wurde von der Motoren-
industrie mit der Begriindung gefordert, dass es fiir die Weiterentwicklung der
Verbrennungsmotoren, die mit Rapsol betrieben werden sollen, Voraussetzung
sei, dass ein normierter Rapsoltreibstoff am Markt zur Verfiigung steht. Vor
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diesem Hintergrund wurde die DIN 51605 aufgestellt. Nun haben wir aktuell die
Situation, dass die neuen Grenzwerte soweit nach oben gesetzt werden sollen,
dass kleine, dezentrale Olmiihlen diese Vorgaben nicht einhalten konnen.
Weitere Investitionen in die Olmiihlentechnik sind also notwendig, um dann den
strengeren Vorgaben der DIN 51605 gerecht zu werden. Sie sehen, es werden so
Schritt fiir Schritt die Rahmenbedingungen in eine Richtung verdndert, die die
Nutzung von Pflanzendl als Treibstoff fiir Verbrennungsmotoren nicht mehr
moglich macht. Wenn man sich diese Entwicklung genauer anschaut, dann muss
einem schnell klar werden, wie sauber und vielschichtig Lobbyverbande ihre
Interessen in die Gesetzgebung haben einflieen lassen. Diese Lobbyisten haben
es geschafft - ganz leise ohne groBBes Aufsehen die Rahmenbedingungen so zu
verdndern, dass die Nutzung von kaltgepresstem Pflanzendl fiir die energetische
Nutzung gesetzlich verhindert wird. Da gab es keine konkreten Vor-
ankiindigungen und auch keine Ubergangszeiten, plotzlich waren die Rahmen-
bedingungen verdndert. Die technische Nutzung von Pflanzendl fiir den Ver-
braucher war somit fast nicht mehr moglich. Mit dieser verdnderten Situation
miissen wir jetzt leben und uns positionieren.

Um die Entwicklung mit Zahlen zu beschreiben: der Absatz von technischem
Pflanzendl in der Olmiihle Haubern ist seit 2008 um ca. 90% zuriickgegangen.
Also, ich sage immer zu meinen Mitstreitern, wir haben ein Riesengliick, dass
wir einen GroBteil der Miihlentitigkeit ehrenamtlich bestreiten. Denn wenn wir
diese Tatigkeit durch bezahlte Arbeit verrichten miissten, konnten wir nicht
mehr existieren. Ein GroBteil der dezentralen Olmiihlen in Deutschland haben
diese Verdnderungen nicht iiberlebt und ihre Arbeit einstellen miissen. Die
Infrastruktur, die bis 2007 fiir die Nutzung von Pflanzendl entstanden war, ist
heute grofBtenteils zusammengebrochen. Es gibt nur noch wenige Idealisten, zu
denen ich auch die Mitstreiter der Olmiihle Haubern zihle, die es durch ihre
Tatigkeit moglich machen, dass auch derzeit Pflanzendl fiir Verbrennungs-
motoren auf dem regionalen Markt zu bekommen ist. Ich befiirchte jedoch, dass
unter den gegenwertigen Bedingungen auch deren Tage gezdhlt sind. Eine
weitere Branche, die der Umristunternehmen ist ebenfalls auf Grund der ver-
dnderten Rahmenbedingungen Ihrer Existenz beraubt worden. Mangels Auf-
tragen mussten auch hier zahlreiche Betriebe ihre Tétigkeiten einstellen. Durch
die Verdnderung der politischen Rahmenbedingungen ist Rapsol fiir die
Nutzung als Treibstoff fiir Verbrennungsmotoren durch die Verdnderungen der
gesetzlichen Rahmenbedingen fast vollstindig demontiert worden.

Aufbau dezentraler Versorgung mit Erneuerbaren Energien (EE)

Aus meiner Sicht ist die energetische Nutzung von Pflanzendl ein schones Bei-
spiel fiir den Aufbau einer dezentralen Energieversorgung. Wir haben das
Problem, dass die dezentrale Energieversorgung nun mal nicht von den
fiihrenden Energiekonzernen gewollt ist. Energie soll zentral produziert werden.
Wenige verdienen daran, und die Wenigen, die daran verdienen, mochten auch
in Zukunft daran verdienen. Die Energiekonzerne sind finanziell gut ausgestattet
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und haben sehr viel Macht, ihren Einfluss {iber die Lobbyisten in der Politik
und der Gesetzgebung geltend zu machen. Es entstehen so politische Rahmen-
bedingen, die alternative Entwicklungen wie das Rapsolprojekt in Haubern nicht
zulassen.

Speisedl
Als die steuerpolitische Verdnderung eintrat, waren wir, wie gesagt, in der
gliicklichen Lage, dass die Olmiihle noch in der Rohbauphase steckte. Es war zu
diesem Zeitpunkt einfach, das Konzept zu iiberarbeiten und die Olproduktion
nach lebensmittelrechtlichen Gesichtspunkten zu modifizieren. Die verdnderte
Anlagentechnik hat uns noch einmal sehr viel Geld gekostet. Die Oberflidchen,
die mit Rapsdl in Kontakt kommen, wurden in Edelstahl mit hygienisch
korrekter SchweiBBnaht ausgefiihrt. Ein GroBteil der hierfiir erforderlichen
Arbeiten war Handarbeit und entsprechend zeitintensiv. Anfangs haben wir
wegen der hohen Kosten gezogert. Aus heutiger Sicht war diese Entscheidung
richtig. Die technischen und hygienischen Voraussetzungen Speisedl zu
produzieren, sind heute optimal. Die Olqualitit, wie uns das Max-Rubner-
Institut in Miinster bestatigt hat, ist sehr gut. Auf dieser Grundlage haben wir die
Speisedlproduktion weiter ausgebaut und eine Flaschenabfiillanlage installiert.
Die Speisedlherstellung stellte uns immer wieder vor neue Herausforderungen,
denen wir uns mit kreativen Losungen stellen mussten. Das Speisedl mussten
wir natiirlich auch in die Flaschen bekommen und mit dieser Aufgabe kam eine
Reihe von neuen Problemen auf uns zu. Wir mussten uns iiberlegen, wie soll die
Flasche und das Etikett aussehen, mit welchem Verschluss soll die Flasche ver-
schlossen werden. Letztendlich soll unsere Flasche im Regal neben dem
Konkurrenzprodukt die Kaufentscheidung fiir sich gewinnen. Wir hatten in
dieser Phase sehr viel Gliick, dass wir im Nachbarort eine Grafikdesignerin
kennengelernt haben, die uns bei den gestalterischen Fragestellungen sehr ge-
holfen und unterstiitzt hat. Sie sagte zu uns, sie kiimmere sich um diese Dinge
und hat fiir uns das Layout der Etiketten entwickelt. Dies war fiir uns ein grof3es
Geschenk. Aber davon waren jetzt noch nicht die ganzen Materialien
organisiert, die wir benétigten. Ich habe mir z.B. zuvor nie Gedanken gemacht,
wie viele verschiedene Verschlussformen es fiir eine Flasche gibt. Bisher hatte
ich die Flaschen, ohne mir etwas dabei zu denken, immer nur einfach gedffnet.
Wir mussten Losungen entwickeln, wie wir das Ol in die Flasche bekommen?
Wir haben Anfangs einen Trichter zur Hilfe genommen und das Ol in die
Flaschen gefiillt. Aber dann haben wir schnell gemerkt, dass diese Methode sehr
arbeits- und zeitintensiv ist. Es gab vor Ort keine Olmiihle als Anschauungs-
objekt, in der wir uns umschauen konnten. Wir sind an die Mosel gefahren und
haben uns dort bei Winzern umgesehen, wie die am besten Flaschen abfiillen.
Wir haben sehr viel von den Winzern gelernt und sind iiber die Winzer dann
auch mit GroBhindlern in Kontakt gekommen, die uns mit notwendigen
Materialien und Geréten versorgen konnten. So haben wir, wenn wir genau hin-
sehen, in unserer Olmiihle Winzertechnologie eingebaut. Wir besitzen heute
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eine halbautomatische Abfiillanlage, mit der wir effektiv Ol abfiillen und
etikettieren konnen. Wir hatten uns ohne Vorkenntnisse an die Speisedlher-
stellung und deren Vermarktung herangewagt. Aber aus der Situation heraus
mussten wir uns intensiv mit diesem Thema beschéiftigen und Losungen finden.
Wir wussten, wenn es uns nicht gelingt, den Speisedlbereich erfolgreich auszu-
bauen, dann ist unser Rapsolprojekt nicht iiberlebensfdahig. Vor dem Hinter-
grund, dass wir unsere Olmiihle iiberwiegend fremdfinanziert haben, wire ein
Scheitern mit finanziellem Schaden fiir alle Beteiligten einhergegangen. Wir
waren gezwungen, mit dem Speisedl ein weiteres Standbein aufzubauen.

Diese Aufgabe haben wir dann auch hinbekommen, also Flasche, Etikett, all
diese Dinge waren fertig, aber wir hatten bis dato nur wenige Kunden fiir unser
neues Produkt gewinnen konnen. Wir haben dann gemeinsam mit den
hessischen Direktvermarktern und Landmarkt unser Ol in REWE-Mirkten, die
auch Landmarktprodukte fiihren, anbieten konnen.

Uber diese Plattform vermarkten wir derzeit unser hochwertiges Rapsol.
Parallel dazu haben wir den Kontakt zu der Deutschen Gesellschaft fiir Fett-
wissenschaft in Miinster weiter ausgebaut. Die Gesellschaft fiir Fettwissenschaft
fiihrt jahrlich einen Wettbewerb durch, bei dem kaltgepresste Rapsole sensorisch
gepriift werden. Dies muss man sich so dhnlich vorstellen wie wir die Ver-
kostung von Wein kennen. Da sitzen mehrere Priifer an einem Tisch, verkosten
Rapséle und vergeben am Ende eine Note. Wir haben bisher dreimal in Folge
die Deutsche Rapsdlmedaille fiir einen vorziiglichen Geschmack bekommen,
darauf sind wir auch stolz. Die Verleihung der Rapsdlmedaille findet jahrlich
auf der Griinen Woche in Berlin statt. Dies nehmen wir dann zum Anlass und
machen immer eine mehrtigige Exkursion nach Berlin mit umfangreichem
Kulturprogramm. Die Verleihung der Rapsdlmedaille ist fiir uns gerade in der
Anfangsphase sehr wichtig und hilft uns sehr, unser OL nachhaltig auf dem
Markt zu etablieren.

Parallel dazu lauft jetzt der Aufbau der Erzeugergemeinschaft mit den Land-
wirten fiir den Anbau von Raps. Denn — wie wir erfahren haben — ist die Qualitét
von Pflanzendl ganz entscheidend vom Anbau abhingig. Die Fehler, die Sie
beim Anbau und der Ernte machen, kénnen sie nicht mehr korrigieren — das ist
dhnlich wie beim Wein, da gibt es keinen grofen Unterschied. Die Landwirte
waren bisher bestrebt, hohe Olertrige zu erzielen. Die sensorische Qualitit
spielte dabei bisher eine untergeordnete Rolle.

Da sind wir jetzt eigentlich auf einem guten Weg, dass unsere Landwirte
mitmachen und bestrebt sind, eine hohe sensorische Qualitit zu erzielen. Wenn
der Raps reif ist und vor der Ernte steht, herrscht oft ein groBBer Zeitdruck, weil
die Rapsschote sehr schnell aufplatzt und die Saat auf den Boden fallt. Dann ist
dieser Ertrag fiir den Landwirt nicht mehr so hoch. Viele Landwirte priifen den
Reifegrad, in dem Sie die duBleren Schoten am Halm priifen. Sind diese reif,
wird in der Regel geerntet. Dies hat zur Folge, dass im mittleren und unteren
Bereich hidufig die Rapsschote noch nicht vollstandig reif ist. Fiir die Speisedl-
qualitit ist es besser, wenn der Raps geerntet wird, wenn die Rapsschote im
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mittleren und unteren Bereich reif ist, also noch ein paar Tage ldnger in der
Sonne steht. Den Verlust der du3eren Rapsschoten nehmen wir dabei gerne fiir
die hohere Speisedlqualitit in Kauf.

Diversifizierung

Ein weiteres Standbein ist der Anbau von Leindotter. Das ist die alte Olpflanze
der Kelten. Wer sich auskennt: Leindotter ist auch im alternativen Landbau
immer mehr in Mode, weil der Leindotter sehr schnell wéchst, den Boden quasi
unten dicht macht und dadurch die Wildbeute nach unten unterdriickt. So
brauchen sie keine Herbizide und Pestizide.

Es war gar nicht so einfach, an Leindotter heranzukommen, den kriegen wir
nicht im Landhandel. Die konventionelle Landwirtschaft hat Leindotter vollig
vergessen. Wir haben dann letztes Jahr das erste Feld mit Leindotter angebaut
und waren alle sehr gespannt. Keiner wusste, wie Leindotter aussieht, keiner
hatte ihn bliihen gesehen. Wir denken irgendwie, dass er nur ganz wenige
Stunden bliiht. Er muss aber gebliiht haben. Wir haben Leindotter geerntet. Wir
haben ihn dann gepresst. Das hat alles ganz toll geklappt. Somit haben wir
dieses Jahr, ich glaube 1 2 ha angepflanzt und die Vermarktung steht, die
Flaschen stehen, die Etiketten stehen, so dass wir dieses Jahr im Sommer auch
mit Leindotter auf den Markt gehen konnen. Es ist ein absolutes
Nieschenprodukt.

Neulich war ich auf einer Tagung mit allen Olmiillern, die Insolvenz an-
gemeldet hatten. Man iiberlegte, wie kann man neue Produkte aus Raps kreieren
und so weiter. Es kam die Idee mit diesem Rapskuchen. Wenn Sie Raps
pressen, entsteht ja Ol. Dieser Kuchen hat einen sehr hohen Proteinanteil, wes-
wegen er auch in die Tierfiitterung geht. Wir haben {iberlegt, ob wir es wohl
schaffen, eine Rezeptur zu entwickeln, um ihn in Form von Keksen verarbeiten
zu konnen? Dann habe ich mich mit unserem Béacker, der uns zu Hause mit Brot
versorgt, unterhalten. Wir haben eine Rezeptur entwickelt.

Kontroversen
Diskussionen, wie z.B. die um die Studie des Umweltbundesamtes, die vor den
Rapsmonokulturen und vor den angeblich fiir die menschliche Gesundheit
schidlichen Abgasen der mit Rapsol betriebenen Motoren warnt, fingen zeit-
gleich mit der Besteuerung von Pflanzendl an. 2007 hatten wir auch den ex-
orbitanten Anstieg des Dieselpreises auf dem Mineraldlmarkt. Sie miissen sich
vorstellen, wir hatten wochentlich Anrufe von Speditionen, die fragten, ob wir
Rapsol liefern konnen. Spitestens bei der Frage, wie viel Liter bendtigt wiirden,
wurde uns geantwortet: 2-3 Mio. Liter. Die Speditionen, die nachgefragt haben,
denen war tlberhaupt nicht bewusst, dass man erst einmal fiir diese grofen
Mengen Rapsdl auch entsprechende Ackerflaichen braucht und dies nicht von
heute auf morgen zu realisieren ist.

Raps als Monokultur — ich denke da sind wir uns einig. Wenn wir nur noch
Raps anbauen wiirden, wiirden wir das ganze Okosystem kaputt machen. Also
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Rapsanbau kann nur in einer Fruchtfolge zusammen mit anderen Fruchtarten
sinnvoll sein. Das wird von unseren Landwirten eingehalten und wenn Sie sich
mit Landwirten unterhalten, dann wird Thnen jeder Landwirt sagen, wenn zwei-
mal hintereinander auf der gleichen Fliche Raps angebaut wird, ist der Ertrag
bei dem zweiten Anbau erheblich niedriger als bei dem ersten. Also, das heil3t,
wenn man keine Fruchtfolge einhalten wiirde, wiirde irgendwann der Ertrag
nicht mehr rentabel sein. Der Rapsanbau macht also nur Sinn, wenn er in einer
gesunden Fruchtfolge praktiziert wird.

Die Studie des Umweltbundesamtes und andere Studien, die angeblich auch
belegen, dass die Verbrennung von Rapsél in Motoren zum Beispiel auch
karzinogene Wirkung hat, wurden schnell aus der Hiifte geschossen, obwohl das
Umweltbundesamt eigentlich dafiir steht, dass es neutrale Untersuchungen
durchfiihrt. Obwohl ich mittlerweile — nachdem ich weil3, wie Lobbyisten gezielt
an Gesetzestexten feilen bzw. sie verdndern — auch natiirlich da sehr kritisch mit
den Untersuchungen umgehe. In der Untersuchung, die publiziert und in einer
Panoramasendung ver6ffentlicht wurde, wird die Verbrennung von Pflanzenol
wesentlich karzinogener dargestellt als die Verbrennung von Diesel. Wir sind
vom Bundesverband fiir Pflanzendle diesem Ergebnis gezielt nachgegangen und
haben erfahren, dass man hier die Untersuchungen an einem Motor vor-
genommen hat, der iiberhaupt nicht auf Pflanzendl eingestellt war. Man konnte
uns noch nicht einmal auf Nachfragen sagen, wie denn Verbrennung und Ein-
stellung aufeinander abgestimmt wurde. Jeder, der bei der Erstellung von
Studien schon einmal mitgearbeitet hat, der weil}, dass in der Beschreibung der
Methodik ein ganz wichtiger Baustein fiir die Interpretation des Ergebnisses
liegt. Die Beschreibung der Methodik wurde in wenigen Sdtzen abgehandelt.
Die néchste Frage, die man stellen sollte, ist: wer hat denn die Studie finanziert?
Und da bekommt man eine ganz wichtige Antwort. Wenn diese Antwort dann
auch in die Philosophie derer passt, die sie finanziert haben, ja, dann ...

Biodiesel ist etwas vollig anderes als reines Pflanzendl. Auch Palmdl ist
etwas vollig anderes als das Pflanzendl, welches bei uns in Kooperation mit den
Landwirten angebaut und verarbeitet wird. Bei uns geht es nicht um die
Schaffung von Monokultur. Dagegen ist Palmdl — in Monokultur angepflanzt —
die ganz gro3e Kontroverse.

Entstehung des Vereins fur nachwachsende Rohstoffe Haubern e.V.
Die Idee entstand aus der Bierlaune. Die Gruppe am Tisch war von der Idee ge-
fangen, den Treibstoff fiir die eigenen PKWs selbst herzustellen. Wir hatten
2001 die Idee in einem Projektantrag beim Landwirtschaftsministerium ein-
gereicht und wurden mit dem Preis ,,Innovatives Projekt Agenda 21 in Hessen*
ausgezeichnet. Mit diesem Preis bekamen wir Geld. Da hatten wir ein Problem,
wir hatten kein Konto und das Land Hessen konnte uns den Geldbetrag nicht
liberweisen. Aus dieser Situation heraus mussten wir ganz schnell handeln und
den Verein griinden. Somit hatten wir einen Kassierer, ein Konto und wir
konnten das Geld entgegen nehmen. Damit war der Verein geboren. Und dieser
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Verein besteht bis heute. Und in diesem Verein werden auch alle Entschliisse,
ob es darum geht, dass wir jetzt Leindotter anbauen, ob wir jetzt Platzchen mit
Rapskuchen machen oder welche Anschaffungen getatigt werden miissen, im
Vorstand mit Mehrheitsbeschluss entschieden. Wenn sie wollen, ist das ein gut
funktionierendes demokratisches Gefiige. Jeder, der sich mit Wirtschaft aus-
kennt, der wird sagen, um Gottes Willen, man kann doch so ein Unternehmen
nicht iiber einen Verein fiithren, da miisste man eine Genossenschaft oder eine
andere Gesellschaftsform griinden. Dies haben wir einfach noch nicht geschafft.
Ich weil auch nicht, wie lange der Verein noch Bestand hat und es ist moglich,
dass sich aus diesem Verein zur richtigen Zeit eine andere Organisationsform
entwickelt. Bisher haben wir mit unserem Verein sehr gut gearbeitet. Wenn die
Kapitaldecke groer wird, wovon ich erst einmal nicht ausgehe, miissen wir
sicherlich tliberlegen, ob es nicht unter fiskalischen Gesichtspunkten geeignetere
Organisationsformen gibt.

Der Verein hat sich aus den Akteuren, die sich zu Beginn in der Arbeits-
gruppe gefunden hatten, rekrutiert. Es sind nicht nur Landwirte im Vorstand,
sondern auch promovierte Biologen, Ingenieure, Schreiner, Hausmeister. Wir
haben eine breitgestreute Kompetenz, die wir auch brauchen, um die Olmiihle
gut zu fiilhren. Wir haben 12 Mitglieder. Wie das Vereinsrecht vorschreibt,
halten wir jahrlich eine Hauptversammlung ab, in der iiber die Jahresziele mehr-
heitlich abgestimmt wird. Die Geschéftsfithrung ibernimmt der Vorstand.

Mitgliedschaft im Verein

Es sind nicht alle Rapslieferanten im Verein. Aber wir sind jetzt dabei, die
Landwirte in einer Erzeugergemeinschaft zusammenzufassen. Denn wir haben
ja auch, was die Qualitdt angeht, Ziele und demzufolge Handlungsbedarf. Das
geht nur, wenn sich die Landwirte, die fiir uns den Raps anbauen und diesen an
uns liefern, mit eingebunden werden.

Hanfanbau fiir Textilien und Ol

Es gibt ein kleines Projekt im Nachbarort von Haubern. Dort gibt es eine
Initiative, die Hanf anbaut. Hanf wurde in unserer Region ja auch friiher an-
gebaut. Diese Initiative hat sich auf die alten Anbau- und Erntetechniken be-
sonnen. Es soll das Wissen um den Hanfanbau fiir die Nachwelt erhalten
werden. Der Hanf wird auf dem Webstuhl zu Stoff verarbeitet. In diesem Zu-
sammenhang werden auch kleine Mengen Hanfol hergestellt.

Es gibt Hanf6l, Rapsol, Leindotterdl. Der Punkt ist der: Wenn es uns gelingt,
Speisedl gut im Markt zu platzieren, dann konnen wir den Landwirten fiir ihre
Ernte mehr Geld als der Landhandel zahlen. Auf diese Weise konnen sich die
Landwirte mit dem Rapsolprojekt in Haubern identifizieren und sind motiviert
auch zukiinftig Olpflanzen anzubauen.
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Ausblick: Solidarische und klimarelevante
Umsteuerung
des Sektors der Erneuerbaren Energien

Kristina Bayer

Es ist sehr deutlich geworden, wie die Abhédngigkeit in diesem Bereich gestrickt
ist. Man konnte die genannten Erfahrungen jetzt sehr leicht iibertragen auf die
Solarbranche und auch auf den Warmemarkt, insbesondere angesichts der
aktuellen Ungewissheit der KWK-Forderung. Das ist auch eine Branche, die
sich liber die Einspeisevergiitung die illustresten Zukunftserwartungen hoch-
gerechnet hat.

Ich denke, aus der Perspektive der Solidarischen Okonomie stellen sich zwei
Fragen:

Die eine haben Sie angesprochen: es geht um dezentrale Energieversorgung.
Angesichts der Gesetzeslage, die wir haben, die wir im Grunde seit 20, 30
Jahren haben, scheint es nicht in der Intention irgendeines politischen Ent-
scheidungstriagers zu sein, eine dezentrale Energieversorgung zu fordern — die
allerdings die einzig richtige Antwort auf den Klimawandel wire. Ich will diese
Debatte jetzt nicht aufmachen, wahrscheinlich werden wir ohne zentrale
Modelle nicht auskommen. Aber es ist auch deutlich, dass es in dieser Dis-
kussion um andersartige zentrale Kraftwerke geht.

Was wir wollen, ist aber natiirlich etwas anderes: Eine Umsteuerung der
Energiepolitik. Und da ist ganz oben auf der Priorititenliste eben nicht die Logik
“wir werden immer mehr Energie brauchen, also miissen wir immer mehr
Energie produzieren, also miissen wir immer mehr Energie zentral bereit
stellen®. Sondern wir miissen erst mal anfangen, unseren Energieverbrauch zu
reduzieren, und zwar nicht nur kosmetisch sondern richtig drastisch.

Jeder Kraftstoff hat seine Ambivalenzen. Bei Biomasse gibt es dann Fragen,
der Wirkungsgrad von Holz ist doch gar nicht grof3 genug fiir Grofanlagen usw.
bei fast allen alternativen Energiequellen gibt es eine bestimmte Ambivalenz
und ich mochte fiir Haubern hervorheben: dort gibt es eine Kommune, die sich
ein Konzept gemacht hat und dariiber eine demokratische Verstindigung her-
gestellt hat. Das finden sie im Moment fast nirgendwo. Wir haben in der Nach-
barregion einmal liber eine Energiegenossenschaft gesprochen. Da waren 90%
der Leute Landwirte. Dann kam der Biirgermeister dazu, und sagte, aber ich
kann hier doch gar nicht entscheiden, was hier angebaut werden soll. Die bauen
doch alle sowieso das an, was sie wollen. Das heif3t sie haben in einer normalen
Kommune gar nicht mehr die Moglichkeit einer Verstindigung dariiber zum
Beispiel, welche Energiequellen iiberhaupt angebaut werden sollen, weil alles
nur nach dem individuellen Marktprinzip funktioniert. Das ist in Haubern
anders und sozial anders zu sehen.
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nur nach dem individuellen Marktprinzip funktioniert. Das ist in Haubern
anders und sozial anders zu sehen.

Und ich denke, das muss der Ort sein, wo sich Solidarische Okonomien in
diese Debatte einmischen und sagen: wenn es auf Grund der politischen Vor-
gaben, die wir momentan haben, nicht moglich ist, so etwas in einer Marktwirt-
schaft zu betreiben, dann miissen wir uns andere Mdoglichkeiten ausdenken, um
solche dezentralen Energieversorgungsmodelle auch finanzieren zu konnen.

Das ist meine Uberleitung zu dem Modell in ZschadraB. Wie schafft die Ge-
meinde Zschadral} es, Energieprojekte zu finanzieren und gleichzeitig noch aus
dem Uberschuss heraus soziale Projekte anzuschieben?

Gemeinde Zschadral’
Erneuerbare Energieproduktion mit
gemeinwesenorientiertem Fonds

Werner Nold

Ich bin geboren im Hessischen Ried, wohnhaft in Frankfurt am Main, in Zschad-
rall —in unmittelbarer Ndhe von Colditz — téitig. Zschadral3 hat 3.200 Einwohner.

Wie ist es zur Stiftung gekommen? Ich bin Initiator der Stiftung. Sie ist im
Grunde Partner der Gemeinde. Die Gemeinde hat im Jahre 2004 ihre Energie-
versorgung in einem sehr groBen Gebidudekomplex mit Verwaltung, Schule,
Sporthalle und Kindergarten von Ol auf Hackschnitzel umgestellt. Sodass die
Gemeinde die Hackschnitzel jetzt nicht zu kaufen braucht sondern sie produziert
und wartet die Heizung. Etwa 30 % der verbrannten Hackschnitzel sind Rest-
holzmengen, die in den Kommunen in der gro3en Flache entstehen. Dadurch ist
die Gemeinde zum Beispiel von irgendwelchen Zukdufen unabhdngig. Die
Stiftung selbst betreibt inzwischen drei photovoltaische Solaranlagen mit einer
Gesamtkapazitit von etwa 35 kWp. Die Einnahmen aus den Photovoltaik-
Anlagen betragen im Schnitt pro Jahr zwischen 17.000 und 18.000 EUR. Diese
Summe gibt die Stiftung in einen Topf sozialer Einrichtungen.

Bei den sozialen Einrichtungen wird jetzt zum Beispiel eine Kinderspielstadt
durchgefiihrt. Das heilit die Gemeinde schreibt das aus. Es sammeln sich etwa
80-90 Kinder eine Woche lang und bilden Stadt. Da kommt ein Bécker und
backt mit den Kindern Kuchen, die Polizei kommt und stellt ihr Sicherheits-
konzept vor. Alle moglichen Handwerker sind da und stellen so ihre Arbeit vor,
binden aber auch die Kinder in die Arbeit ein.

Hinzu kommt, dass die Gemeinde eine Kindertagesstitte und einen Hort be-
treibt und da ist natiirlich klar, mit Mittagessen, dass es da immer auch Kinder
gibt, die kein Geld in der Tasche haben und seither mehr oder weniger Hunger
gelitten haben. Da bringt die Stiftung sich fiir den, der kein Geld fiirs Essen hat,
ein — unbesehen, ob die Eltern das vielleicht doch konnten oder nicht konnen —,
das 1st fiir uns unerheblich. Das ist fiir uns als Stiftung zu leisten. Wir sind ja
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keinen Gesetzes- oder Verordnungsstrukturen unterworfen, da geben wir 1.200
EUR drauf.

Dann sponsern wir auch fiir solche Kinder, die im Herbst mit Sommerschuhen
in die Schule kommen. Da geht der Lehrer ins Geschéft und kauft die Schuhe
oder den Anorak und legt dem Timo Stenzel(von der Stiftung) die Rechnung vor
und die wird bezahlt. Das ist so ein Teil, den die Stiftung von sich aus tragt.

Dann sammeln die Kinder im Herbst in der weitldufigen Gemeinde Apfel, die
Stiftung kauft noch einmal eine Tonne dazu, die werden gepresst und dann
werden die drei Kindergirten, die es in der Gemeinde gibt, mit Saft iiber das
ganze Jahr versorgt.

Wie gesagt noch die iibrigen Zuschiisse: dann passiert es mal, dass auch der
Sachwalter der Stiftung, der Timo Stenzel, mir vorgetragen hat, dass da die
Mutter eines Kindes plétzlich verstorben ist und der Mann voéllig von der Rolle
ist, weil er als Hartz IV Empfanger vollig mittellos ist. Dann iiberlegen wir, wie
wir auch dem Mann beispringen konnen, sodass er liber die schwierige Zeit frii-
her wegkommt. In diesem Fall, versuchen wir in der Kommune, in der gesamt-
gesellschaftlich groBer werdende Schere zwischen arm und reich ein bisschen
zusammenzubringen. Das funktioniert in der kleinen Gemeinde. In der grof3en
Gemeinde hitte ich sicher Probleme, dass die Probleme insgesamt passen.

Dann der investive Teil: wir habe in den sechs Jahren, in denen wir existieren,
etwa 84.000-85.000 EUR in die technische Weiterentwicklung investiert. Da ist
einmal das Hackschnitzelverfahren. Das wire nicht zum Laufen gekommen,
wenn die Stiftung da nicht schlicht 5.000 EUR hingebléttert hétte, damit die
UNI Dresden dieses Projekt durchfithren kann. Hitte schief gehen konnen, ist
nicht schief gegangen.

Wir haben inzwischen drei thermische Solaranlagen auf Sportheimen
installiert und zwar in der Weise, dass wir den Sportvereinen diese thermischen
Solaranlagen mit einer Sanierung der Heizung zur Verfiigung stellen. Die Sport-
vereine miissen nachweisen, dass sie die eingesparten Gelder fiir die sozial-
schwachen Kinder verwenden. ...Fiir uns hat es den Vorteil, dass wir uns um die
technische Sache nicht mehr zu kiimmern brauchen, weil die Sportvereine
Interesse haben, das es wirklich lduft. Da wollte ich dazu sagen, je kleiner der
Verein ist, umso besser funktioniert das. Also wir haben einen Verein, also B
und C Klassenverein, der aber sehr aktiv ist im sportlichen, da funktioniert er
super. Und dann der groBere Verein der hat schon in der Regionalliga gespielt,
da muss man schon hingucken, wie das funktioniert.

Da muss ich dazu sagen, dieses letztere Projekt haben wir nicht gemacht, um
Energie einzusparen, sondern um den horrenden Stromverbrauch in einer
Sportgaststitte (72.000 kWh/ Jahr) decken zu konnen. Es hat unheimliche
Schwierigkeiten gemacht, denen beizubringen, dass die Umstellung der Kiiche
von elektrischer Warmwasserbereitung auf thermische Warmwasserbereitung
mittels der Hackschnitzel und der herrlichen Solaranlage eine Menge Strom
spart, was bewiesen ist. Da gibt es Leute, die sagen, ,lass das doch, das lohnt
sich nicht, das klappt nicht‘. Das ist den Leuten unheimlich schwer beizu-
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bringen, dass es einen Sinn macht, wenn sie nach meiner Rechnung immerhin so
30-35 kWh einsparen. Das macht die Summe von 7.000-8.000 EUR jéhrlich aus
und ist fiir einen Verein ja eine Riesensumme. Es geht darum zu vermitteln, dass
das einen Sinn macht und dass man irgend einen Weg finden muss, um es fiir
beide — fiir Stiftung und Verein — tragbar umzusetzen.

In diesem Jahr wird die Gemeinde Zschadrall im Zuge der Gebietsreform
wahrscheinlich mit Colditz und noch einer Randgemeinde zusammengelegt. Das
wird sicher ein bisschen abbremsen. Da weil} ich nicht, wie sich das politisch
entwickelt. Die Stiftung funktioniert, wenn diese beiden Partner verniinftig ko-
operieren. Das funktioniert nicht in einer so komplexen Geschichte.

Neue Projekte werden in der Regel im Moment durch Zustiftungen oder
durch Spenden finanziert. Im Ubrigen passiert es immer mal wieder, dass die
Stiftung ein Projekt angeht. Und die Gemeinde sagt, ,wenn wir das nicht ge-
fordert kriegen machen wir es nicht’. Und es gibt viele Projekte, so im ver-
gangenen Jahr eine Hackschnitzelheizung der Betriebsgebdude, und einen
Lebensmittelladen.

Die Stiftung hat mit 150.000 EUR angefangen. Ich habe 105.000 EUR ein-
gebracht. Und das Land Sachsen hat die gro3e Photovoltaik-Anlage im Zuge des
Sporthallenneubaus nochmal mit 47.000 EUR gefordert. Problem war ein biss-
chen, dass sich die Genehmigungsbehorde iiberhaupt nicht vorstellen konnte,
dass die Photovoltaik-Anlage um ein wesentliches effektiver arbeitet als der
Kapitalmarkt. Es gibt einige Zuspenden.

Seit eh und je haben Landwirte 30% ihrer Ernte fiir die Energiegewinnung
abgezweigt und zwar die wertvolle Energie, den Hafer. Wir leisten uns natiir-
lich jetzt den Luxus, dass wir iiberall Pferde und Hunde mit hochwertigem
Futter versorgen.

Zweitens: in der EU liegen nach wie vor etwa 38 Mio. ha Ackerland brach
und es ist natiirlich fiir die Konzerne giinstiger, nach Indonesien zu fahren als
bei uns eine verniinftige Einkommensstruktur fiir diesen Teil zu schaffen.

»Wo kein Mist ist, ist kein Friihstiick®. Man kann nicht Energie oder anderes
ernten, dem Boden nichts entnehmen, ohne dass man vorher etwas iiber
Kompost tut oder nachschlagt.

Organisationsform der Stiftung in ZschadraR.

Ich habe zuvor alle moglichen anderen Organisationsformen kennen gelernt. Ich
habe in einem Krankenhaus fiir Behinderte gearbeitet. Mein Bemiihen war es,
fiir die Behinderten eine optimale Organisationsform zu finden. Eine Stiftung ist
die einzige Moglichkeit, die steuerlich unkomplizierter ist.”

" Vgl. Website der Gemeinde ZschadraB, vgl. auch Christoph Links, Kristina Volke (Hrsg.):
Zukunft erfinden, Kreative Projekte in Ostdeutschland, Berlin 2010, vgl. auch
www.zukunft-ostdeutschland.de und www.buergerforum-ost.de



http://www.zukunft-ostdeutschland.de/
http://www.buergerforum-ost.de/
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Ein Landwirt baut lignozellulosehaltige Energietrager an

Zum Beispiel Hackschnitzel
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Ein Landwirt baut lignozellulosehaltige Energietrager an

Anfangs hatte die Gemeinde Holzhackschnitzel von gewerblichen Anbietern aus
einem Umkreis von 30 Kilometern bezogen. Inzwischen ist die Beschaffung von
Brennmaterial ein Selbstldufer: ,,Verschiedene Einrichtungen, Firmen und
Biirger bieten uns abzuholzende Bidume an", so der Hauptamtsleiter. Auflerdem
hat der groB8te landwirtschaftliche Betrieb der Gemeinde auf sechs Hektar Flache
schnell wachsende Gehdlze angepflanzt. ,,Dadurch kann zwar nicht der Jahres-
bedarf gedeckt werden und wir miissen immer noch zusétzliche Lieferungen
organisieren", rdumt Hans-Peter Kiesel ein. Doch mittlerweile lagert die Ge-
meinde kontinuierlich auf Vorrat Holzhackschnitzel fiir zwei Jahre.

Frisch produzierte Schnitzel werden innerhalb von acht Wochen auf 30 Pro-
zent Restfeuchte getrocknet. Sie werden auf dem Biomassehof im Ortsteil
Raschiitz gelagert. Die Trocknungsanlage ist in Kooperation mit der
Technischen Universitit Dresden im Rahmen eines Versuchsfelds fiir nach-
wachsende Rohstoffe entwickelt worden. Nach der Patentierung des Verfahrens
wurde der Gemeinde eine Lizenz erteilt, die Anlage weiter zu betreiben.

Mittlerweile wurde auch in Raschiitz ein Holzhackschnitzelofen mit einer
Kapazitdt von 50 kW fiir die Beheizung der Betriebsrdume, des Gebaudes der
Freiwilligen Feuerwehr sowie einer kleinen Verkaufseinrichtung installiert.
Dieser Ofen neuerer Generation ist auch fiir die Verbrennung anderer pflanz-
licher Energietrdger wie zum Beispiel Miscanthus geeignet.

Auch das Fachkrankenhaus fiir Neurologie und Psychiatrie im Ortsteil
ZschadraB3 wurde inzwischen auf eine CO,-neutrale Heizanlage umgeriistet. Der
Hauptamtsleiter: ,,Die Klinikleitung lie} ein Nahwérmenetz fiir die zentrale Ver-
sorgung mit einer Kapazitit von 1 MW installieren." Die Holzhackschnitzel
liefert ein gewerblicher Produzent. Bedarfsspitzen werden mit der zusitzlichen
Verbrennung von Erdgas abgedeckt.

Gewinne aus Energieerzeugung fur soziale Zwecke
Ein weiteres Thema ist die Warmegewinnung durch Photovoltaik. In der Turn-
halle wird zum Beispiel das Wasser durch Sonnenenergie erwéarmt. Die Geblédse
fur die Frischluftzufuhr sind so konstruiert, dass der Heizbedarf um 5° C gesenkt
werden kann. ,,Drei Geblédse saugen ausschlieBlich Frischluft an. Zwei weitere
werden durch unterirdische Kanéle gefiihrt, damit sich die Lufttemperatur er-
warmt", erklart Hans-Peter Kiesel. Das sechste Gebldse wurde an der Siidseite
installiert, wo direktes Sonnenlicht fiir die Lufterwdarmung genutzt werden kann.
Die Photovoltaikanlagen fiir gemeindeeigene Objekte wurden ganz oder zu-
mindest zum Teil durch die Okologisch-Soziale Stiftung ZschadraB, die Flut-
helfer Werner Nold seinerzeit ins Leben gerufen hatte, finanziert. Eine davon
befindet sich auf dem Dach eines Kindergartens des Vereins ,,Lindliches Leben
e. V.". Auch der Biomassehof in Raschiitz sowie die benachbarte Feuerwehr
bieten gute Voraussetzungen fiir die Nutzung von Sonnenenergie. Es gelang der
Gemeindeverwaltung sogar, die Denkmalpfleger davon zu iiberzeugen, dass
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Tradition und Fortschritt einander nicht ausschlieBen miissen: ,,Fir das
historische Gebédude des Bauhofs in Zschadra3 haben sie uns das Eindecken mit
einer Indachanlage genehmigt", so der Hauptamtsleiter.

Die Ertrdge aus der Einspeisung von tliberschiissigen Stromkapazititen in das
offentliche Netz verwendet die Okologisch-Soziale Stiftung fiir die Finanzierung
sozialer Projekte in der Gemeinde. Eines davon ist die Zahlung von Zuschiissen
fiir die Schulspeisung an Kinder aus bediirftigen Familien. Auch hat die
Okologisch-Soziale Stiftung mit Ertrigen aus der Stromerzeugung einen Klein-
bus finanziert, den die Vereine nutzen diirfen. Logisch, dass dieser Bus fiir den
Betrieb mit aus Rapso6l gewonnenem Bioethanol umgeriistet wurde. Ein weiteres
Projekt war die Installation einer Solaranlage auf dem Sportlerheim fiir die
Warmwasserversorgung. Uberdies veranstaltet die Stiftung, der genau wie dem
,Landliches Leben e. V." auch Gemeinderatsmitglieder angehoren, in der
Grundschule regelméfig Energiespartage.
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Aktivierung kommunaler Nachhaltigkeitspotentiale im
Bereich Energiewirtschaft®

Philipp Schmagold

Welche nordhessischen Gemeinden werden von sich und anderen Gemeinden
als Musterschiiler energetischer Nachhaltigkeit angesehen und welche Faktoren
waren und sind fiir diese subjektiv positive Entwicklung entscheidend?
Umgekehrt gilt es, fiir Gemeinden mit Nachholbedarf im Bereich nachhaltiger
Energiewirtschaft, die hemmenden Faktoren herauszufinden. Interviewt wurden
im Rahmen der hier kurz dargestellten Untersuchung seit Mérz 2009 jeweils der
Biirgermeister und eine Gemeindevertreterin oder ein Gemeindevertreter, der
einer anderen Fraktion als der Biirgermeister angehorte. Die Untersuchung be-
zieht sich auf Ahnatal, Alheim, Bad Hersfeld, Baunatal, Bebra, Eschwege, Fels-
berg, Frankenberg, Fritzlar, Jiihnde, Kassel, Korbach, Korle, Marburg,
Schwalmstadt, Vellmar, Waldeck, Wanfried, und Wolthagen. Die Mehrzahl
dieser neunzehn Gemeinden, zum Beispiel Kassel, Baunatal, Bebra und Esch-
wege, wurden ausgewihlt, weil sie zu den groBiten Gemeinden der fiinf nord-
hessischen Landkreise zdhlen und damit eine Aussagekraft fiir grof3e
(Bevolkerungs-)Teile Nordhessens angenommen werden kann. Die iibrigen
Gemeinden, zum Beispiel Marburg, Wolfhagen und Jiithnde, wurden in die
Untersuchung aufgenommen, weil sie dem Autor im Rahmen einer Vor-
recherche als besonders engagiert im Bereich der erneuerbaren Energien auf-
gefallen sind.

In den Landkreisen Hersfeld-Rotenburg, Schwalm-Eder, Werra-MeiBner,
Waldeck-Frankenberg und Kassel wurden ebenfalls Interviews mit der Kreis-
verwaltung und Vertretern des Kreistages gefiihrt. Die Interviews auf Kreis-
ebene untergliedern sich seitens der Kreistagsverwaltung in Interviews nur zur
nachhaltigen Erndhrung und Interviews nur zur nachhaltigen Energiewirtschaft,
wohingegen in den Interviews mit den Gemeindevertretern und Biirgermeistern
jeweils beide Themen behandelt wurden. Mehrfachantworten waren im Rahmen
des Interviews moglich.

¥ Der Autor beschiftigt sich anlisslich seines hier kurz dargestellten Dissertationsthemas neben der
nachhaltigen Energiewirtschaft auch mit der nachhaltigen Erndhrung auf kommunaler Ebene,
dieser zweite Bereich wird aus Griinden der Handhabbarkeit im Folgenden ausgeklammert.
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Globale Nachhaltigkeit

Zum aktuellen Stand der globalen Nachhaltigkeit ist festzustellen: ,,Der Welt-
klimagipfel 2009 in Kopenhagen brachte keine spiirbaren Fortschritte in Sachen
Nachhaltigkeit. Hier wurden im Bezug auf die Klimaerwiarmung nur vage Ziele
formuliert. Es gab zwar eine Abschlusserklarung, diese wurde aber nicht ab-
gestimmt. Den teilnehmenden Léndern bleibt es somit freigestellt, ob sie den
Text annehmen und umsetzen oder eben nicht.“’ Aufgrund des besagten
partiellen Versagens der nationalen und internationalen Ebene steigt die Ver-
antwortung der kommunalen Ebene, welche sich ansonsten auf die Erfolge der
Erstgenannten hitte berufen konnen. Auf der Ebene der Gemeinde gibt es zahl-
reiche Moglichkeiten, energiesparende und klimarelevante MaBBnahmen durch-
zufiithren.

Es folgt eine kurze Ubersicht iiber ausgewihlte Fragen und anonymisierte
Antworten der Untersuchung. Die gesamten Ergebnisse werden durch die Ver-
offentlichung der Dissertation zugénglich gemacht.

,Was bedeutet fur Sie nachhaltige Energiewirtschaft auf
kommunaler Ebene?“

Bei dieser offenen Frage nehmen sechsundzwanzig der neununddreiflig Ge-
meindevertreter'® und Biirgermeister von selber Bezug auf die Erneuerbaren
Energien. Die Themen Energieeinsparung und Energieeffizienz werden in zwolf
Interviews von den Befragten angesprochen. Auf Platz drei der hiufigsten eigen-
standig genannten Antworten landet der Themenkomplex Klimaschutz, Umwelt-
schutz, Okologie, CO,-Reduzierung und Ressourcenschonung, der in zehn Inter-
views vom Interviewten angesprochen wird.

In einem in Korle gefiihrten Interview werden energetische Unabhéngigkeit,
regionale Wertschopfung und kommunale Einnahmen angesprochen:

,.Ja, erst einmal Unabhdngigkeit von, ja, Entwicklungen, Preisentwicklungen
am Energiemarkt. Letzten Endes auch eine Wertschopfung hier vor Ort in der
Region. Und unter Umstdinden auch letzten Endes Gewinnung von Einnahme-
potential fiir die Kommune oder zumindest eine Verbesserung der vorhandenen
Ressourcen, eine bessere Ausnutzung der vorhandenen Ressourcen “

? Focus (2010): Desaster Weltklimagipfel.

"In der iiberwiegenden Zahl der Gemeinden wurden zwei Interviewpartner befragt. Einzig in
Felsberg wurden drei Interviews gefiihrt, da nach Durchfiihrung der ersten beiden Inter-
views noch Fragen offen geblieben waren.
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In Waldeck-Frankenberg werden dagegen die Moglichkeiten der Gemeinde
als sehr begrenzt beschrieben:

»Ja, da haben wir ja kaum Einfluss drauf. Denn wir haben ja keine Stadt-
werke, sagen wir mal oder dhnliche Einrichtungen. Wir beziehen den Strom von
VEW friiher, heute EWF. Das ist eine Tochter von der EON, glaube ich. Also,
unsere Moglichkeiten, nachhaltig zu wirtschaften oder voraus zu planen sind
begrenzt. Sehr begrenzt.

»Was sind die groBRen Herausforderungen?“ und ,Welche An-
strengungen werden zur Forderung der nachhaltigen Energiewirt-
schaft unternommen?“

Die Nutzung kommunaler Décher durch Dritte wird in fiinf Gemeinden genannt,
die Investition der Gemeinde direkt in erneuerbare Energien in zwei Gemeinden.
Die energetische Sanierung von Gebduden spielt mit acht Antworten fiir die
Gemeinden und mit vier Antworten fiir die Landkreise eine erhebliche Rolle.
Fiinfmal werden bei den Gemeinden Biirger-Photovoltaik-Anlagen, die Nutzung
von Holz oder Biomasse und die notwendige Biirgerbeteiligung und Information
der Biirgerinnen und Biirger genannt. Auftillig ist, dass die Holznutzung in den
Landkreisen mit fiinf von acht moglichen Antworten proportional mehr Auf-
merksamkeit genie3t als in den Gemeinden mit fiinf von neuunddreillig mog-
lichen Antworten. Das Thema scheint im Landkreis mehr angekommen zu sein
als in den Gemeinden.

Einer der Interviewpartner aus Wanfried benennt den Energiemix und Photo-
voltaik-Anlagen auf 6ffentlichen Dachern bei dieser Frage:

,,Die grofsten Herausforderungen sind sicherlich, zu einem entsprechenden
Energiemix beizutragen. Wobei man eben hier schauen muss, inwieweit halt die
Kommune oder eine politische Partei oder eben das Parlament Hilfestellungen
geben konnen. Und ich denke mal, die grofite Herausforderung fiir uns auf
kommunaler Ebene ist dann eben, ja, eine Errichtung einer, also dieser Solar-
anlagen, also dieser Photovoltaik-Anlagen auf 6ffentlichen Gebdudeflichen. *

Und ein Befragter aus Eschwege sieht wenig Potential fiir Erneuerbare
Energien in der Stadt:

,Das zielt ja drauf ab, im Endeffekt zumindest CO,-neutral erst mal die Stadt
aufzustellen. Da hat Eschwege das Problem, dass es im Bereich der erneuer-
baren Energien jetzt nicht wirklich viele Quellen hat. Sprich mit Photovoltaik,
das ist ja immer nur ein sehr kleiner Teil, den man damit abdecken kann. Wir
haben ein bisschen Wasserkraft durch die Werra. Und wir haben perspektivisch
keine Chance, hier mit Windkraft was zu machen. Man braucht nur mal in den
Regionalplan zu gucken, dann weifs man, dass wir hier in dem Bereich keine
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Vorrangfldichen haben. Die sind halt um Eschwege herum. Es wird also sehr
schwer, hier Windkraft zu etablieren.

Der Nutzen regionaler Wertschopfung wird von einem Interviewpartner in
Wolfhagen benannt:

,Dass wir versuchen, Beispiel Biogas, mit den Landwirten gemeinsam die
Dinge umzusetzen, die uns hier auch moglich sind, das heifgt der Fldchenbedarf,
der da ist, beziehungsweise die verfiigharen Fldchen entsprechend nutzbar zu
machen und die Technologie einzusetzen. Das heifst auch zum Beispiel im Solar-
bereich die Fldchen in der Kommune nutzbar zu machen. Private, aber auch
kommunale Fldchen nutzbar zu machen. Und das heifst eben auch besonders
hier in Wolfhagen, dass wir versuchen wollen, bis zum Jahr 2015 unseren Strom
selbst zu produzieren. [...] Und wir sind derzeit noch an einem anderen Projekt,
da geht es um Holzvergasung. Da konnen wir mit einem sehr innovativen Ver-
fahren aus Wolfhagen, hat ein Biirger unsere Stadt entwickelt, iiber die Holz-
vergasung auch Wirme, Strom produzieren. Und das eben auch so, dass die
Ressourcen dieser Region, die Ressourcen der Stadt genutzt werden und vor
allen Dingen, dass eben auch die Ertrige in der Region bleiben. Das heif3t, die
wirtschaftlichen Vorteile bleiben auch hier vor Ort und das Geld wird nicht
komplett nach Aussen transferiert. Im Moment geben wir in Wolfhagen so un-
gefihr 15 bis 20 Millionen aus, also alle Biirger gemeinsam fiir Energie. Strom,
Benzin, Ol, Gas und, und, und, ne. Und wenn wir davon einen Teil in der Region
belassen konnen, da kénnen wir damit ein klares Signal zur regionalen Wert-
schopfung setzen und das mochten wir natiirlich auch mit umsetzen. Und dabei
natiirlich auch das Klima noch ein Stiick weit schonen. *

,Woher kam der AnstoRR dazu?*

Die Frage nach dem Anstof3 der einzelnen Maflnahmen wie zum Beispiel Photo-
voltaik-Anlagen wurde nicht von allen Interviewpartnern beantwortet, da diese
oftmals den Ansto3 nicht nennen konnten oder wollten. Beim Landkreis taucht
das Konjunkturpaket dreimal als Antwort auf. Zudem geben im Laufe des Inter-
views gleich zwolf Gemeindevertreter und Bilirgermeister an, dass das Kon-
junkturpaket der Bundes- und Landesregierung den Anstof3 fiir die energetische
Sanierung von Gebduden gegeben habe. Vorher standen einfach keine aus-
reichenden Mittel fiir diese MafBnahmen zur Verfiigung. Bei den genannten
Antworten taucht am zweithdufigsten die Gemeindevertretung mit acht
Antworten auf. Jeweils sechsmal wurde fiir die Gemeinden als Anstof3geber die
Bevolkerung genannt, ebenso hdufig wie die Biirgermeister. In Korle berichtet
man von einem fiir die Gemeinde fruchtbaren Anstof3 von auflen:

., Gut, das waren jeweils Anstofe, die von Aussen kamen, bei den Windrdidern
hat man natiirlich — sagen wir einmal — Projektentwickler oder nennen wir es
Investoren, die hier vorstellig geworden sind und haben nach Fldchen gefragt.
Mit denen haben wir dann letzten Endes hier — sagen wir einmal so — ein
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Konzept entwickelt, wo, an welchen Standorten, wie viele Anlagen hinkommen.
Das war, wie gesagt, aus dem Kreis von Investoren angestoffen worden. Aber
auch die Solaranlagen, speziell jetzt Photovoltaik-Anlagen, sind im Grunde ge-
nommen auch von privater Seite hier angestofsen worden. Zundchst haben wir
daran gedacht, nur Dachflichen zu vermieten. Aber wir haben es dann quasi
aufgrund des Anstofles von Investoren einmal ndher angesehen und haben uns
dazu entschieden, selbst zu investieren. *

In Felsberg wird demgegeniiber ein innerkommunaler Ansto3geber verortet:

»Ja, der Anstof kam aus einer Agenda-Gruppe, lokalen Agenda-Gruppe,
Umwelt, Wirtschaft, Energie. [...] Und dort war dann schon die Uberlegung,
nachdem wir entsprechende Fortbildungen und Informationsveranstaltungen
gemacht haben, doch auch sozusagen in konkrete Projekte einzusteigen. *

»Wurden in lhrer Gemeinde Vorhaben der nachhaltigen Energie-
wirtschaft gebremst oder gestoppt aufgrund anderer Interessen?*

Die Antworten auf diese Frage sind eher gespalten. So bejahen flinfzehn Inter-
viewpartner auf Gemeindeebene die Frage, vierundzwanzig verneinen sie. Bei
den Landkreisen, Unternehmen und Vereinen liberwiegt jeweils der Anteil der
Ja-Stimmen.

In Bebra wird die Situation folgendermalien beschrieben:

., Man kann jetzt nicht sagen, dass da etwas verhindert ist. Aber es kommt ein-
fach auf Seiten der Mehrheitsfraktion keine Stimmung auf, dort einen Weg zu
gehen. “

Neunzehn Griinde fiir das Bremsen oder Stoppen von Vorhaben der nach-
haltigen Energiewirtschaft werden genannt, darunter am héufigsten der be-
grenzende Faktor Geld sowie Vorbehalte gegeniiber Windkraft aufgrund von
Sorgen um den Landschaftsschutz, die Tiere und den Schlagschatten der
Rotoren. Aber auch die anderen erneuerbaren Energien — etwa in Form von
Wasserkraftanlagen, Solarparks oder Biogasanlagen — stolen in manchen Ge-
meinden auf Ablehnung.

Das Finanzierungsproblem wird auch in Ahnatal angesprochen:

,Ja, dass denke ich schon, weil man kann das Geld nur an einer Ecke aus-
geben und wenn man dafiir lieber ein grofies Feuerwehrhaus baut mit allem
Schicki-Micki, den Porsche unter den Feuerwehrhdusern, dann fdillt die nach-
haltige Energie da hinten runter. Dafiir gibt es weitere Beispiele, wenn man die
Sporthalle nimmt, da miissen erst mal neue Gerdte rein bevor da die, ja, die
Energieeinsparmafinahmen erfolgen. Also die Prioritdit, sicher, wir wollen
Energie sparen, aber erste Prioritdt hat das nicht. “
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Ahnlich wird von einem Interviewpartner aus Kassel argumentiert:

,Also, das kann ich eigentlich so nicht sagen. Das Einzige, was man sagen
muss, ehrlicherweise, ist ganz einfach, dass dem Wiinschenswerten oftmals die
finanzielle Realitit gegentibersteht. Dass heifit also, dass aufgrund von Finanz-
oder Personalknappheit vielleicht nicht alles, was wiinschenswert ist, auch um-
gesetzt werden kann. “

Widerstand der ortsansédssigen Bevdlkerung wird im Werra-MeiBiner-Kreis
benannt:

., Wenn, also, nein, gebremst, wir fordern eigentlich immer. Das, was bei uns
leider hdufig der Fall ist, dass in der Bevélkerung die, ja, die Anlagen, ich sage
mal, die Anlagen, die mit erneuerbaren Energien betrieben werden, unter Um-
standen auch nicht so gern gesehen werden oder da noch mit Vorurteilen be-
haftet sind. Also, ich denke jetzt an die Biogasanlage, die wir mal auf der De-
ponie errichten wollten. Und das wurde dann eben auch durch eine Biirger-
initiative gestoppt. Also wir, wir sind es nicht, wir sind eher der pushende
Faktor und es sind also eher unsere Biirger, die das dann nicht so gern wollen,
das Gleiche ist ja auch immer bei der Windkraft. Auf der einen Seite will man
erneuerbare Energien, aber dann immer nicht vor der eigenen Haustiir. Das ist
also immer so eine schwierige Geschichte. *

,Was miusste geschehen, damit lhre Gemeinde noch starker die
nachhaltige Energiewirtschaft fordert beziehungsweise diese noch
starker selber praktiziert?“

Immer wieder wird, sowohl auf der Ebene der Gemeinden als auch auf der
Ebene der Landkreise, mehr Geld bzw. Personal als die zentrale Bedingung be-
nannt, damit die Gemeinde sich dem Thema der nachhaltigen Energiewirtschaft
mehr widmen kann. Ein spezielles Forderprogramm fiir erneuerbare Energien
wiinschen sich finf Interviewpartner auf Gemeindeebene sowie zwei aus den
Unternehmen. Die Investitionen miissten sich noch besser rechnen, meinen fiinf
Interviewpartner aus den Gemeinden und einer aus dem Landkreis. Aufkldrung
und Bewusstseinsbildung wird sowohl auf der Ebene der Gemeinden, der Land-
kreise, in den Unternehmen und Vereinen als Bedingung genannt, bei den Ver-
einen ist dies sogar die hiufigste Antwort auf die Frage. Keine Verdnderung ist
in den Augen von fiinf Interviewpartnern auf Gemeindeebene notwendig, die
Bedingungen seien schon gut genug.

Der Autor weist an dieser Stelle darauf hin, dass die Interviews weitgehend
vor Bekanntwerden der zur Jahresmitte 2010 angekiindigten Kiirzungen des Er-
neuerbare-Energien-Gesetzes gefiihrt wurden, da diese Verdnderung ggf. auf die
Einschétzung der Interviewpartner gewirkt hétte.

Bei einem Befragten aus Korle steht die Verteuerung der fossilen Energie-
trager oder die Forderung der Erneuerbaren Energie im Zentrum der Antwort:
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,Ja, sagen wir einmal, natiirlich ist ein steigender Olpreis immer, sage ich
einmal, ein Motivator, sich mit Alternativen zu befassen. Ich will nicht sagen,
dass es jetzt mein Wunsch ist, aber auf jeden Fall ist es so, wenn die Leute einen
Euro oder mehr fiir das Ol, fiir den Liter Ol ausgeben miissen. Dann wird natiir-
lich auch der Leidensdruck ein bisschen hoher. Insofern glaube ich schon, dass
halt auch steigende Energiekosten die Leute zu Alternativen treiben. Dariiber
hinaus, ja, was miisste geschehen. Also, im Grunde genommen ist natiirlich
generell auch eine Forderung von regenerativen Energien, auf die wir natiirlich
auch bei unseren Projekten mit der Holzhackschnitzelheizung sehen konnten,
auch immer eine Sache, die letzten Endes da forderlich ist.

Ein Interviewpartner aus Felsberg betont die Notwendigkeit gesteigerter
finanzieller Moglichkeiten:

., Wir brauchen mehr Geld. Die Idee ist da, wir haben viele Konzepte da, das
Bewusstsein ist dazu da, wir brauchen mehr Geld. Ganz einfach, ganz direkt.

Die SchlieBung von Rentabilitétsliicken wird in Eschwege angesprochen:

,,Also ich denke, wir haben hier schon eigentlich ein hohes Maf} an Uberein-
stimmung sowohl innerhalb der stdidtischen Gremien wie auch mit der Be-
volkerung und auch unser mittelstindisches Handwerk sieht die neuen Chancen.
Und deshalb sind wir hier schon auf einem guten Weg. Natiirlich ist es fiir die
Mitwirkungsbereitschaft privater Eigentiimer, sich dieser Entwicklung zu offnen.
Das ist natiirlich auch immer eine Frage der Finanzierbarkeit. Und deshalb
halte ich es doch fiir erforderlich, dass man sich anschaut, wie man auch bei
privaten Investitionen vorhandene Rentabilitditsliicken schlieffen kann. Wobei
wir ja nicht wissen, wie sich die Energiepreise entwickeln. Ich gehe davon aus,
dass die Energiepreise weiter steigen werden, also die der fossilen Energie-
trdger zum Beispiel. Und das alleine fiihrt ja dann schon dazu, dass auch das
Umschwenken auf regenerative Energien immer attraktiver und wirtschaftlicher
wird.

Ergebnisse

Die Analyse der in den nordhessischen Stadten und Gemeinden gefiihrten Inter-
views legt den Schluss nahe, dass unterschiedliche Typen von Stddten und Ge-
meinden existieren, welche sich insbesondere durch die Art unterscheiden, wie
sie auf dhnlich gelagerte Herausforderungen in Sachen nachhaltiger Regional-
entwicklung reagieren. Der Autor unterscheidet in diesem Zusammenhang
erstens die blockierte Gemeinde, zweitens die Gemeinde, welche sich der
Privatwirtschaft o0ffnet und drittens die Gemeinde, welche selber investiert.
Diese drei Idealtypen werden im Folgenden dargestellt, danach wird unter
viertens ein Beispiel fiir intermedidre Fille erldutert. Unter fiinftens wird auf die
Moglichkeiten der Forderung von Gemeinwirtschaft eingegangen.
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Die blockierte Gemeinde

Politische Vertreter einer blockierten Gemeinde sehen aufgrund der finanziell
desolaten Situation der Offentlichen Haushalte und insbesondere der
kommunalen Haushalte keine Moglichkeit, Investitionen zu titigen. Blockierte
Gemeinden sind in erster Linie wirtschaftlich blockiert, daraus resultiert dann
quasi eine Blockade von Investitionen durch die Gemeindevertreter.

., In den letzten Jahren hat sich die finanzielle Situation der Kommunen viel-
fach verschlechtert. Einerseits sind die Einnahmen stark riickldufig — und hier-
bei macht sich auch der Riickgang der Einwohnerzahlen und Steuerpflichtigen
bereits bemerkbar — auf der anderen Seite sind die Ausgaben auf gleichem
Niveau geblieben oder haben sich sogar erhoht. Dies fiihrt zu Sparzwdngen und
héufig konnen geplante Vorhaben nicht mehr realisiert werden. “"!

Die Probleme einer blockierten Gemeinde beschreibt ein Interviewpartner aus
Schwalmstadt folgendermaRen:

, Also, wie gesagt, uns fehlen die Gelder, um zu investieren. Und bei den zu-
sammenbrechenden Finanzen der Kommunen wird das noch dramatischer [...]
da miisste die Finanzkraft der Kommunen stirker sein. Nur wir werden im
Moment von anderen Aufgaben regelrecht aufgefressen. “

Insbesondere im Bereich der Energiewirtschaft beraubt sich die blockierte
Gemeinde selber ihrer moglichen Entwicklungspotentiale, da Dank dem Er-
neuerbare-Energien-Gesetz (EEG) und anderen forderlichen Parametern viele
Investitionen in diesem Bereich auch rein finanziell gesehen ein Gewinn wiren,
wie mehrere Interviewpartner duern, etwa ein Befragter aus Wolthagen:

,Also, bei der Nutzung erneuerbarer Energien sehe ich die Chance, dass wir
die wirtschaftliche Entwicklung in der Kommune positiv beeinflussen konnen. “

Und im Werra-MeiBner-Kreis wird die energetische Nutzung der ohnehin an-
fallenden Ressourcen geplant, also

,samtliche kommunalen Reststoffe, die in der Hand der Behandlung des
Kreises liegen, ich denke jetzt mal an griine Tonne, Bio-Abfall, Restholzschnitte,
Griinschnitt aus Sukzessionsflichen. Dass diese in einer energetischen Anlage
behandelt werden. *

Auch im Schwalm-Eder-Kreis wird mit leeren Kassen argumentierenden Ge-
meindevertretern widersprochen:

., Im Gegenteil, ich spare langfristig gesehen Geld. “

" Kreisausschuss des Werra-MeiBner-Kreises (2009), S. 44.
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Ahnlich wird von einem Befragten im Landkreis Kassel formuliert:

»Man muss nur wirklich langfristig rechnen und dann kann man solche
Projekte auch mit knappen Kassen umsetzen. Denn es ist letztlich ja langfristig
gesehen eine Kosteneinsparung, auf regenerative Energien umzusetzen. ‘

So sieht man es auch im Schwalm-Eder-Kreis, gute Finanzen seien

., Nicht zwingend, ich glaube, dass das eine, eine Frage von Prioritdten ist. Es
gibt Gemeinden, denen es besser geht, die aber trotzdem nicht dieses Themen-
feld haben als Hauptbetditigungsfeld.

Zu den Finanzen heifit es dementsprechend von einem Interviewpartner in
Marburg:

,,auch diejenigen, die arm sind, also diejenigen, die keinen Spielraum haben
finanziell, haben genug Moglichkeiten, weil nicht nur der Privatmann, die
Privatpersonen, auch die Kommunen konnen mit erneuerbaren Energien richtig
Geld verdienen. Also da braucht es kein Geld fiir, sondern genauso, wie man die
Photovoltaikanlage privat tiber eine Bank komplett finanzieren und abtragen
kann, so kann das auch jede Kommune machen. Also, um ein grofses Photo-
voltaik-Programm aufzulegen, brauch keine Kommune Geld. *

Ob blockierte Gemeinden die Botschaft in Entscheidungen umsetzen konnen,
hingt natilirlich von mehreren Faktoren ab, etwa von politischen Mehrheiten,
von der Uberzeugung der Bevolkerung und von der Bereitschaft und dem Mut
zur Veranderung.

Was die Gemeindevertreter und Biirgermeister selber vorschlagen, um sich
gewissermallen aus der Blockade zu 16sen, um sich nachhaltiger zu entwickeln
im Bereich der Energiewirtschaft, wird ausfiihrlich im Rahmen der Dissertation
behandelt. Als forderliche Ausgangsbedingung wird mehrfach eine in Richtung
nachhaltige Energiewirtschaft ausgerichtete Uberzeugung angesprochen, dies
besonders bei den politischen Entscheidungstrigern der Kommune, aber auch in
der Gesamtbevolkerung. Die Notwendigkeit der Uberzeugung der Gesamt-
bevolkerung ist verstidndlich erkliarbar durch die Begrenztheit einer Legislatur-
periode. Steht bei einer Neuwahl die Gesamtbevolkerung nicht hinter den er-
griffenen MaBnahmen, sind die politischen Entscheidungstriager schnell ab-
gewihlt und deren politische Entscheidungen werden dann nicht fortgefiihrt.

Ebenfalls zentral in zahlreichen Interviews ist die forderliche Ausgangsbe-
dingung Geld. Entweder iiber Mittel im Haushalt der Gemeinde, iiber eine noch
nicht vollstindig ausgeschopfte Kreditwiirdigkeit oder durch ein Forder-
programm sollte nach Meinung mehrerer Interviewpartner die finanzielle Basis
gesichert werden. Dabei sind einige Interviewpartner der Ansicht, dass eine in-
stabile finanzielle Situation sogar Gemeinden eher zur Begehung neuer Wege
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verleiten kann und nicht in jedem Falle bremsend wirken muss, etwa auf die Be-
strebungen im Bereich der erneuerbaren Energie.

In blockierten Gemeinden sind keine positiven 6kologischen und sozialen
Folgewirkungen zu erwarten, wenn erwartungsgemidfl keine Mallnahmen
erfolgen.

Die Gemeinde, welche sich der Privatwirtschaft offnet

Ein Interviewpartner aus Felsberg berichtet liber die Vergabe kommunaler
Dachfldachen an Dritte:

., Wir bieten auch unsere Ddcher an, damit auch Private auf den offentlichen
Ddchern unter Zahlung einer Miete Photovoltaikanlagen anbringen konnen und
wir sind gerade auch in Uberlegungen, einen Biirgersolarpark auf einem
Gewerbegebiet einzurichten. *

Dabei kommt die Uberlegung zur Beteiligung der eigenen Biirger nicht von
ungefahr, immerhin droht bei der Vergabe an Private oder Privatunternehmen
ein Abfluss der Gewinne, wohingegen diese bei einer Beteiligung der orts-
ansdssigen Bevolkerung zumindest potentiell vor Ort verbleiben konnten. Ge-
meinden, die sich der Privatwirtschaft 6ffnen, dabei aber nicht selber in-
vestieren, erkennen zumindest die Moglichkeiten, wenngleich sie diese nur
mittelbar ergreifen bzw. eher passiv agieren.

Eine quasi passive Offnung gegeniiber der Privatwirtschaft lisst positive
Folgewirkungen im Bereich Okologie erwarten, da MaBnahmen wie beispiels-
weise Photovoltaikanlagen durch die Privatwirtschaft umgesetzt werden. Der
Bereich Soziales bleibt dann auf der Strecke, wenn die durch die Mallnahmen
erzielten Gewinne das Gemeindegebiet verlassen.

Die Gemeinde, welche selber investiert

Neben den blockierten Gemeinden, den Gemeinden, die sich der Privatwirt-
schaft 6ffnen gibt es einige Gemeinden, die nicht nur mittels Gewerbesteuer ins-
besondere an der Entwicklung der dezentralen Erneuerbaren Energie
partizipieren wollen. Sie investieren selber. Man konnte auch von selbst-
bestimmten Gemeinden sprechen, diese lassen sich auch durch die Notwendig-
keit einer Kreditaufnahme nicht von den Aktivititen im Bereich der Energie-
wirtschaft abhalten. Immerhin wird schlussendlich in der iiberwiegenden Mehr-
zahl auch von wirtschaftlich tragfahigen Investitionen berichtet, die man nicht
bereut hat. Beispiele fiir solche Stddte sind Kassel und Marburg. So heifit es in
Marburg:
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., Wir betreiben zum Beispiel iiber unsere Stadtwerke drei Windkraftanlagen,
wir betreiben iiber unsere Wohnungsbaugesellschaft zahlreiche Photovoltaik-
anlagen. Ja. Mit etwas mehr als ein Megawatt Leistung. Wir haben in der Stadt
verschiedene Programme aufgelegt, dass wir sehr energiesparend ddmmen. Wir
haben, glaube ich, den ersten Kindergarten landesweit, ich glaube sogar
bundesweit, im Passivhausstandard gebaut. Wir versuchen, alle stidtischen Ge-
bdude mit sehr hohen Ddammstandards, die wir anpacken, also, wo wir sanieren,
zu dammen. Wir haben ein Gebdude, ich glaube auch, dass es das erste Biiro-
gebdude zumindest in Hessen ist, was im Passivhaustandard saniert wird. *

Und aus Kassel wird berichtet:

,, Also, wir sind bemiiht, auf stidtischen Gebduden, wo es geht, Solarstrom-
anlagen zu installieren. Wir haben ein eigenes Wasserkraftwerk, das auch Strom
anbietet fiir Privathaushalte, also tiber das Netz der stddtischen Werke.

Durch die gemeindeeigenen Investition wird eine positive Okologische
Folgewirkung erreicht, da sich ein geringerer Ressourcenverbrauch oder auch
die stdrkere Nutzung erneuerbarer Ressourcen ergibt. Zudem verbleibt der Ge-
winn der getitigten MaBnahmen in der Gemeinde. Auch Energiegenossen-
schaften konnen positive Folgewirkungen im 6kologischen und im sozialen Be-
reich fiir sich in Anspruch nehmen.

Die Gemeinde, welche die Gemeinwirtschaft fordert

Gemeinden konnen, wie beispielsweise in Jithnde geschehen, die Gemeinwirt-
schaft etwa durch die Unterstiitzung von Energiegenossenschaften fordern.
Durch die Investitionen der Energiegenossenschaft wird — analog zur Investition
durch die Gemeinde selber — eine positive 6kologische Folgewirkung erreicht,
da sich ein geringerer Ressourcenverbrauch oder auch die stirkere Nutzung er-
neuerbarer Ressourcen ergibt. Zudem verbleibt der Gewinn der getatigten Mal3-
nahmen in der Gemeinde, falls die Energie-Genossen vollstindig oder {iber-
wiegend ortsansdssig sind.

So gibt ein Befragter aus Jithnde an:

., Der Anstof3 innerhalb des Dorfes ging vom Gemeinderat aus. Es fanden sich
aber sehr schnell Mitbiirger, die sich bereit erkldirten, mit zu arbeiten, was sehr
hilfreich war. Meine Idee war, keinen Investor (Firmen usw.) aufzunehmen,
sondern eine Genossenschaft zu griinden, wo nur Wdirmekunden als Mitglieder
aufgenommen werden sollten. Resultat: Die Gesamtanlage gehort den Mit-
biirgern. “
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Intermediare Gemeinden

Es gibt neben den Idealtypen auch intermediédre Stadte und Gemeinden, welche
sich zum Beispiel von der Offnung fiir die Privatwirtschaft in Richtung der
eigenen Investition bewegen. Davon berichtet ein Befragter aus Wolfhagen:

,Es gibt, hier in Istha private Betreiber, die schon Windkraftanlagen be-
treiben, ja. Das war vor zehn Jahren, nein, dass war eine Initiative, die kam aus
privater Motivation heraus. Ich denke mal, zehn Jahre ist es bestimmt her, kann
auch schon ein bisschen ldnger sein, vielleicht auch schon zwolf, die gesagt
haben, wir wollen es machen und dann hat die Stadt die planungsrechtlichen
Voraussetzungen geschaffen. Aber heute sind wir auf einem anderen Stand-
punkt, ist also alles viel weiter entwickelt. *

Gemeinden sind nicht durch unabédnderliches Schicksal entweder blockiert,
passiv oder aber selbstbestimmt. Vielmehr gilt es, gestarkt von einem aktiven
Kern an Menschen, die Moglichkeiten der Gemeinde zu eruieren und zu dis-
kutieren, dann aber die Umsetzung der geeignetsten Mallnahmen nicht zu ver-
gessen und sich durch einen desolaten Haushalt oder andere Riickschldge nicht
von der Umsetzung der Nachhaltigkeit abbringen zu lassen. Die EU, der Bund
und die Lénder sind davon unbenommen aufgerufen, den Gemeinden ins-
besondere die finanziellen Moglichkeiten zum Nachhaltigkeits-Engagement zu
verschaffen.

Der schon zuvor benannte ,,Stern Review on the Economics of Climate
Change* zeigt, dass die Kosten des Nichtstuns deutlich héher wiren als In-
vestitionen in den Klimaschutz. Die Zeit zu handeln ist jetzt.

Kommunalpolitik und Verwaltung

Worin bestehen die Handlungsmoglichkeiten der Gemeinden und Landkreise?
Welche Handlungschancen der Bundesebene gibt es? - Letztere werden nur am
Rande benannt.

Niemand ist fiir eine Klimaveranderung mit katastrophalen Auswirkungen auf
unsere Lebensverhéltnisse in der Zukunft. Das Verhalten der entscheidenden
Akteure legt es aber nahe, dass eine

“derartige Verdnderung mit zunehmender Wahrscheinlichkeit eintreten wird.
Warum gibt es diese Diskrepanz? Dafiir lassen sich zwei wesentliche Griinde
anfiihren: die Unwissenheit iiber die Zusammenhdnge und das Ausmaf; der Be-
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drohung sowie die Gleichgiiltigkeit oder auch der Mangel an Verantwortung
gegeniiber der Zukunft. "’

Eine entscheidende Ebene der Verantwortung ist die Gemeinde. Hier gibt es
zahlreiche Moglichkeiten, energiesparende und klimarelevante MalBBnahmen
durchzufithren oder — im Bereich der nachhaltigen Erndhrung — eine regional-
biologische Schulspeisung und dementsprechende Kindergartenverpflegung zu
organisieren. Heizung, Nahwirme, Stromerzeugung, Raumordnung und Bau-
pléne, sie alle konnen, wie etwa in Marburg mit Auflagen im Bebauungsplan
geschehen, dazu beitragen, den Energieverbrauch zu senken, die CO,-
Emissionen zu reduzieren und insgesamt nachhaltiger zu werden."” Die Trans-
formation zu flachendeckend nachhaltigen Kommunen sowie der damit ver-
bundene Schutz der Erdatmosphidre stehen derzeit noch aus: ,,Was die
traditionellen politischen Entscheidungsfindungsprozesse betrifft, so wird mit
den globalen Umweltproblemen, wie dem Treibhauseffekt, immer deutlicher,
dass hier eine Neuorientierung notwendig wird. Ohne eine neue Kultur der Ent-
scheidungsfindung werden die Ergebnisse langfristig nicht mehr geeignet sein,
um bestindige und tragfihige Losungen zu finden.*'*

Im Rahmen der vorliegenden Arbeit wurden die forderlichen und hemmenden
Faktoren der kommunalen Nachhaltigkeitsentwicklung untersucht. Der Autor
stellt den Biirgermeistern, Gemeindevertretern und Landkreisvertretern neben
der Arbeit daher auf der nichsten Seite auch einen iibersichtlichen Mafnahmen-
katalog zur Verfuigung, welcher Wege aufzeigen soll, um Gemeinden und Land-
kreise —insbesondere in den Bereichen Erndhrung und Energiewirtschaft — néher
an die Nachhaltigkeit insgesamt bzw. an einige Auspriagungen derselben heran-
zufiihren. Die positive Reaktion der Gemeinden auf die Mittel des Konjunktur-
paketes zeigen zum Beispiel, dass finanzielle Moglichkeiten auch hiufig zu In-
vestitionen in energetische Nachhaltigkeit gefiihrt haben. In Anbetracht dieser
Feststellung sind die erheblichen Kiirzungen — etwa der Einspeisevergiitungen
des Erneuerbaren-Energie-Gesetzes (EEG) — als nachhaltigkeitsschiadigend zu
bezeichnen. Eine Empfehlung fiir die Bundesebene kann also nur darin liegen,
den Gemeinden die finanziellen Mdglichkeiten zu verschaffen, um sich nach-
haltig zu entwickeln, wobei dem Autor bewusst ist, dass diese Forderung schon
vielfach etwa vom Stiddte- und Gemeindebund erhoben und doch von den Ver-
antwortungstragern bisher zuriickgewiesen wurde.

12 Kopetz, Heinrich (1991), S. 156.
¥ Vgl. Kopetz, Heinrich (1991), S. 157.
' Schneider, Werner (1990), S. 10.
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Karte der untersuchten Gemeinden und Landkreise
im Bereich Energiewirtschaft
Wolthagen
Baunatal
‘Waldeck&
Korbach . Landkreis Wanfried
-_F:l:uil:dnai- Eech
nken -
Frankenberg erg schwege
3
Bebra
Korle Alheim
Schwalmstadt Bad Hersfeld
Fordernde und hemmende Faktoren
der nachhaltigen Energiewirtschaft
Forderende Faktoren Hemmende Faktoren
1. Lokale Aktivitit: Wenn sich Ge- | 1. Verhinderungsplanung:
meindevertreter, Biirgermeister und die | Insbesondere die  Windenergie-

Bevolkerung insgesamt dem Thema
nachhaltige Energiewirtschaft mit hoher
Prioritit widmen, sind Erfolge wahr-
scheinlicher als ohne dieses Engagement.

2. Finanzen: Investitionen in Erneuer-
bare Energien, das Energiesparen und in
Energieeffizienz machen sich auch rein
Okonomisch bezahlt. Wenn eine Ge-
meinde keine Forderung durch Land,
Bund oder EU erhilt, sollte sie dennoch
nicht die Aufnahme von zweck-
gebundenen Krediten scheuen.

3. Austausch mit anderen Gemeinden:
Der Austausch mit und die Inspiration

nutzung erlebt eine wachsende
Akzeptanz, selbst bei Nachbarn
solcher Anlagen. Um das Potential
der Erneuerbaren Energien besser

als derzeit zu nutzen, sollten
kommunale Gremien und
Kommunalverwaltungen den
Energiewandel als Chance be-

greifen und nicht als Eingriff in das
gewohnte Landschaftsbild.

2. Einfluss bestehender Macht-
strukturen: Der Einfluss von
groflen Energiekonzernen, welche
die Gemeinden potentiell in ihrer
Entwicklung der lokal verfiigbaren
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durch andere Gemeinden kann nur hilf-
reich sein flr iiberwiegend ehrenamtlich
gestaltete Lokalpolitik. Der Kontakt
sollte natiirlich vornehmlich mit erfolg-
reichen Gemeinden wie Jiihnde, Wolf-
hagen oder Marburg gesucht werden, um
diesen Wegen zu folgen.

4.Priifung aller kommunalen Optionen
Gemeinden konnen sich in der Rolle des
Produzenten, Konsumenten, Planers und
Investors in Sachen maximierte Nach-
haltigkeit betitigen, auszugsweise seien
hier einige denkbare Moglichkeiten be-
nannt: Energieeinsparung; Nutzung Er-
neuerbarer Energien durch die Kommune
selber; Ausweisung von Vorranggebieten
fiir Windenergie; Einkauf von Okostrom;
Erstellung eines Solarkatasters; Ver-
mietung kommunaler Dachflachen zur
Nutzung der Solarenergie; Energiebe-
ratung aller Energieverbraucher durch die
Gemeinde; Energetische Nutzung von
Holz; Kommunales Forderprogramm fiir
Solarthermie; Offentlichkeitsarbeit fiir
Erneuerbare Energien und Energieein-
sparung;  Griindung  einer  Multi-
Stakeholder-Genossenschaft fiir lokale
Produktion und Konsum von Erneuer-
baren Energien in der Gemeinde durch
die Gemeinde mit den Produzenten er-
neuerbarer Energien und mit den Konsu-
menten; Car-Sharing usw.

Erneuerbaren Energien behindern
konnen, muss begrenzt werden.
Eine Einflussnahme n
kommunalen Gremien ist auszu-
schlie3en.

3. Geringer Uberzeugungsgrad:
Je weniger die Bevolkerung ins-
gesamt, aber auch die Gemeinde-
vertreter, beispielsweise iiber den
Nutzen regionaler Wirtschaftskreis-
laufe wissen, umso potentiell
geringer fdllt die Unterstiitzung
einer lokalen Energiewirtschaft und
einer regional-biologischen Ver-
pflegung in den Kindergérten aus.
Daher ist hier eine forderliche
Offentlichkeitsarbeit angeraten.

4. Verankerung in Partei-
programmen: Fiir die Entwicklung
einer Gemeinde darf es nicht von
Belang sein, welcher Partei die
Mehrheit in der Gemeindever-
tretung oder der Biirgermeister an-
gehort. Auch wenn auf Bundes-
ebene einige Parteien den Erneuer-
baren Energien, andere der Atom-
kraft oder der Kohleverbrennung
nahe stehen, so ist die Gemeinde
davon unabhingig und sollte die
sich durch das EEG bietenden
Chancen vollumféinglich nutzen.
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Podium

Strukturen einer selbstverwalteten nachhaltigen
Ernahrung

Barbara Schweitzer

Um eine regional-biologische Schulversorgung als einen Zyklus zu entwickeln,
der nicht beim Spiilen des dreckigen Geschirrs endet, sondern liber Bildung den
Kreislauf wieder schlieB3t, bedarf es einer abgestimmten regionalen Struktur und
Koordination. Doch wer kann diese Koordination ibernehmen? Mehrere Bei-
spiele zeigen uns, wie dies trotz aller Hindernisse im Sinne einer gesunden Er-
ndhrung funktionieren kann. Es sind vor allem ,,Leuchtturmprojekte®, die sich
derzeit in Gegenwart groBer Caterer beweisen und ihre ganz eigene Qualitét
aufzeigen. Diese Qualitdt bezieht sich nicht ausschlieSlich auf eine regionale
Nahrungsmittelproduktion und Weiterverarbeitung. Sie wirkt mit ihren Ansitzen
auch auf eine nachhaltige Bildung der Kinder und Jugendlichen, die Schaffung
neuer Arbeitsplitze in einer lokalen Okonomie, die Forderung der Okologischen
Landwirtschaft und der Belebung einer regionalen Identitét.

So sehr auch die genannten Leuchtturmprojekte gelobt und o6ffentlich an-
erkannt sind, erschwert die Forderbiirokratie ihre Ubertragung auf andere Orte
und andere Menschen enorm. Auch die Zustindigkeiten fiir die Bereitstellung
der mittdglichen Mahlzeiten sind nicht immer einwandfrei gekldrt oder
wechseln, z.B. in der lokalen Politik, je nach aktueller Lage.

Verschiedene Institutionen haben an dieser Stelle die Moglichkeit, unter-
stiitzend fiir eine regional-biologische Schulversorgung einzutreten. So konnten
zum Beispiel an Universititen Bedarfsanalysen, Erhebungen der vorhandenen
Versorgungsstrukturen und gegebenenfalls Machbarkeitsstudien durchgefiihrt
werden. Oder auch die landwirtschaftlichen Verbande konnten in Bezug hierauf
tatig werden, da ihnen im Interesse ihrer Mitglieder eine kontinuierliche Ab-
nahme von Produkten am Herzen liegen sollte. Nicht zuletzt sollten die vor-
handenen Strukturen der Solidarischen Okonomie an dieser Stelle Ver-
antwortung {ibernehmen und Zuarbeit im Sinne der Offentlichkeitsarbeit,
offentlichen Meinungsbildung, Kooperationsforderung und der regionalen Ver-
netzung leisten. Durch gezielt eingesetzte MultiplikatorInnen kénnten die Ideen
der bereits erfolgreich durchgefiihrten Projekte, wie z.B. im Schwalm-Eder-
Kreis', weiter gestreut werden.

Nach Herrn Rainer Mathar stehen die ,,Groflen® bereits in den Startléchern
und warten darauf, den anstehenden Bedarf decken zu konnen. Und das werden
sie ohne Weiteres libernehmen, wenn es nicht wie oben beschriebene Initiativen

' vgl. Projektbericht ,Regional-biologische Schulverpflegung im Schwalm-Eder-Kreis”

Internet:http://p1749.typo3server.info/uploads/media/Abschlussbericht Regional-

biologische Schulverpflegung 02.pdf
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und Projekte gibt, die sich zu solidarischen Ketten zusammenschlieen, um
regional-biologische Versorgung der nichsten Generation kombiniert mit Aus-
bildung hieriiber vor Ort auf dem Bauernhof und in der Schule zu gewahrleisten.
Sie leisten auf diese Weise grofBartige Arbeit im Sinne einer nachhaltigen
Bildung, regionaler Wertschopfung und der Schaffung von Arbeitsplitzen in der
Region.

Wir diskutieren iiber die zunehmende Konkurrenz zwischen Biosprit und
Nahrungsmitteln, was soll auf unseren Feldern gedeihen? Der Inhalt der ge-
fiihrten Diskussion bezieht sich ausschlieBlich auf die Deckung eines steigenden
Energiebedarfes. Wire es nicht im Umkehrschluss zukunftsweisender, die Wege
zu verkiirzen, die unsere alltaglichen Giiter vom Anbau bis zum Konsum auf der
Strale zubringen? Es gibt viele Ansatzpunkte, die im Sinne einer nachhaltigen
Entwicklung fiir die Forderung regionaler und solidarischer Ketten sprechen.
Die Ansitze einer regional-biologischen Schulversorgung sind in Nordhessen
ibertragbar auf andere Produkte, wie zum Beispiel die Herstellung von Textilien
und die Weiterverarbeitung von Holz.

Punktuell gibt es in allen genannten Bereichen (Holz, Kleidung, etc.) bereits
erste Initiativen, auch sind in der Region durch Praktika und Studienarbeiten
erste Kontakte und Analysen durchgefiihrt worden.” Um kontinuierlich an der
weiteren praktischen Umsetzung zu arbeiten bedarf es weiterer Plattformen fiir
einen interdisziplindren Austauschs zwischen Theorie und Praxis und vor allem
zwischen den ,Praktikern. Selbstverwaltung braucht auch eine gewisse
Organisation und Struktur, auch eine offentliche Meinungsbildung, damit die
konkrete Utopie nicht in den Weiten der Biirokratie verloren geht.

Gesunde Bildung

..., In den letzten 20 Jahren hat sich die Zahl der Ubergewichtigen verdrei-
facht. Die WHO geht davon aus, dass bis zum Jahr 2010 etwa 20% der er-
wachsenen Bevolkerung und 10% der Kinder und Jugendlichen in Europa unter
Adipositas leiden werden. “ (KIGGS-Studie, 2006)

., Der Bezug unserer Jugendlichen zu den Lebensmitteln ist extrem gering!*
(Klaus Adamaschek — Schullandheim Licherode)

Hinzu kommt die immer grofer werdende Zahl von Ganztagsschulen, die
., irgendwie‘“ ein Schulessen anbieten miissen.

Dieser Film zeigt wie es eine Region schaffen kann, dass sich ihre KINDER
BEWUSST und GESUND ernédhren. Hierbei werden Kreisldufe aufgedeckt, die
die Region SOZIAL, WIRTSCHAFTLICH und in threm SELBSTWERT-
GEFUHL stiirken.

http://www.youtube.com/view_play_list?p=6B6BD8B90778EDEO&search_query=Gesunde+Bildung

2 . . .
Weitere Informationen dazu findet man unter www.vfsoe.de
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Keine Risikotechnologien: Lebensmittelwirtschaft
und Verbraucherorganisationen unterzeichnen die
Niedermoliricher Erklarung

\2 e L
0““ ““‘*. Pressemitteilung 08.04.08 ,,Es gibt nichts Gutes, auBei
man tut es

Ny
G S Gute Lebensmittel — Regional und ohne Agrogen-

technik vom Acker bis in den Einkaufskorb
Nach dieser Devise haben sich die Biirger und Biirgerinnen im Schwalm-Eder-
Kreis bislang erfolgreich gegen Genmais-Anbauvorhaben des US-Konzerns
Monsanto in Niedermollrich gewehrt.

Viele tausend Menschen haben sich aktiv beteiligt und damit durch ihr
praktisches Handeln zum Ausdruck gebracht, was durch viele repréasentative
Meinungsumfragen seit Jahren bestétigt wird: Der weit tiberwiegende Teil
unserer Bevolkerung lehnt die Genmanipulation bei Pflanzen und Tieren ab.

,Mit der Niedermollricher Erklarung ,die am 8.4. vorgestellt und von nam-
haften Akteuren aus der regionalen Lebensmittelwirtschaft und einem breiten
Biindnis engagierter Verbraucherorganisationen und verantwortlicher Politiker
unterzeichnet wurde, wollen wir ab sofort deutlich machen, wo es in unserer
Region Lebensmittel ,,ohne Gentechnik* gibt* und damit den Druck auf die
Gentes-Lobby weiter erhohen, erklarte Dietmar Grof3, Sprecher des Biindnis
,,kein Genmais im Schwalm-Eder Kreis®.

Grundlage dieser von den Landkreisen Schwalm-Eder und Kassel mit-
getragenen Strategie ist die Gesetzesnovelle des Bundes zur Kennzeichnungs-
verordnung ,,neuartige Lebensmittel*, die im Dezember 07 im Bundestag und
im Januar 08 im Bundesrat verabschiedet wurde.

,Wir wollen mit dieser Kampagne dazu beitragen, dass Landwirte und
Lebensmittelhandwerker die Lebensmittelqualitéten erzeugen, die
VerbraucherInnen haben wollen und wir wollen gleichzeitig dazu beitragen,
dass unsere Kulturlandschaft nachhaltig bewirtschaftet und damit die Sicherung
von Arbeit und Einkommen in unserer Region verbessert wird, begriindete
Landrat Neupértl seine Unterstiitzung
,Ich freue mich iiber den Erfolg der Menschen in Ihrer Region iiber die 6ko-
logisch und 6konomisch duflerst fragwiirdigen Interessen des US-Multis
Monsanto. Mit der breiten Kampagne fiir gentechnikfreie Lebensmittel ist die
Region Nordhessen bundesweit fithrend und ich hoffe, dass diese Initiative
iiberall in Deutschland Nachahmung findet* begriindete Prof. Dr. Hubert Weiger
seine Unterstiitzung.
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Fiir die regionale Lebensmittelwirtschaft erklarten sich:

Béckermeister Schwarz, Gudensberg

Metzgermeister Rohde, fiir den Forderverein Ahle Wurscht

Geschiftsfiihrerin Arzt-Steinbrink fiir die Upldnder Bauernmolkerei, Usseln

Braumeister Haal3 fiir die Schwalm-Brau, Schwalmstadt

Frau Brede fiir die Landmarkt-Direktvermarkter Nordhessen

Fiir die Verbraucherorganisationen erklérten sich:

BI Niedermollrich: Herr Schifer, Umweltverbdnde: Frau Glathe,

Ev. Kirche, Dienst auf dem Lande: Herr Koch

ASF,

SPD Schwalm-Eder, Frau Vaupel

Biindnis gentecfreies Hessen,

Biindnis 90 Griine: Herr Héusling,

slow food Nordhessen: Herr Kniepkamp
Gute Lebensmittel brauchen keine Gentechnik:

Niedermollricher Erklarung

Die gentechnische Manipulation von Kulturpflanzen beinhaltet unvorhersehbare
Risiken fiir die Landwirtschaft und unsere natiirlichen Okosysteme. Die Be-
volkerung lehnt gentechnisch verdnderte Lebensmittel in groBer Mehrheit ab.
Mit ihrem praktischen Handeln setzen sich die Unterzeichner dieser Erklarung
dafiir ein, dass in unserer landwirtschaftlich gepragten Region Nordhessen
hochwertige Lebensmittel erzeugt und moglichst in regionalen Zusammen-
hingen verarbeitet und vermarktet werden.

1. Landwirte verpflichten sich, keine gentechnisch manipulierten Kultur-
pflanzen anzubauen.

Futtermittel sollten nach Moglichkeit aus dem betrieblichen oder regionalen
Kreislauf stammen. Wo dies nicht méglich ist, werden nur Futtermittel ein-
gesetzt, die nachweisbar gentechnikfrei sind.

2. Unternehmen des Lebensmittelhandwerks (Béckereien, Metzgereien,
Molkereien, Brauereien) verpflichten sich, keine genverénderten landwirtschaft-
lichen Rohwaren einzusetzen. Bei der Erzeugung von Milch und Fleisch diirfen
keine genverdnderten Futtermittel eingesetzt worden sein.

3. VerbraucherInnen, Umwelt- und Verbraucherorganisationen, Parteien
und Verbédnde sowie Personlichkeiten des 6ffentlichen Lebens unterstiitzen diese
Zielsetzung und fordern die Bevolkerung auf, bei der Wahl ihrer Lebensmittel
gentechnikfrei-gekennzeichnete Ware von Anbietern Thres Vertrauens zu bevor-
zugen.




Das Besser-Esser-Konzept
Schulessen, Ernahrungsbildung und
Regionalentwicklung’

Klaus Adamaschek

Die Meldungen sind bekannt: Unsere Kinder essen bekanntlich zu viel und das
Falsche, sie werden durch belastete Lebensmittel schleichend vergiftet, und
Medieniiberflutung und passiver Lebensstil steigern die Bewegungslosigkeit. Es
fehlt das Wissen iiber die Grundlagen der eigenen Erndhrung, und es fehlen die
Regulative einer sozialen Esskultur. Dennoch geschieht nichts wirklich Durch-
greifendes. Die einen verfallen angesichts der vermuteten Ubermacht von
Burger, Doner und Co. gleich in lamentierende Tatenlosigkeit, die anderen
reiben sich in vielen kleinen Pilotprojekten und Modellversuchen auf, ohne dass
die wichtigen Ergebnisse bisher tatsdachlich zum groflen Wurf gefiihrt haben.

Dabei gibe es vielversprechende Ankniipfungspunkte. In Deutschland ent-
stehen Tag fiir Tag neue Ganztagsschulen, und all diese Schulen miissen ein an-
gemessenes Verpflegungsangebot bereitstellen. Hier bietet sich doch eigentlich
die groBe Chance, ,,pddagogischen Zugriff“ auf die Erndhrungsverbesserung
unserer Kinder zu erhalten. Ganztagsschulen konnten zum Vorreiter einer neuen
Erndhrungskultur werden.

Der folgende Artikel berichtet von zwei Modellversuchen zum Schulessen.
Ihre Botschaft ist einfach: Losungsansitze fiir die Erndhrungskrise unserer
Kinde liegen in den Regionen selber. Schulen und Kindertagesstitten, aber auch
die Landwirtschaft konnen von kleinen regionalen Kreisldufen profitieren, die
nicht nur zu einer durchaus nennenswerten Wertschopfung fithren, sondern
Kindern auch wieder eine lustvolle Ahnung von den Grundlagen ihrer Er-
nidhrung vermitteln.

1.Das Praxisbeispiel des Okologischen Schullandheims Licherode
Ausgangspunkt fiir die Entwicklung dieser alternativen Konzepte sind Er-
fahrungen aus der Praxis eines 15-jdhrigen Bildungsbetriebs und weit iliber
120.000 regionalbiologischen Verpflegungstagen an einem Umweltbildungs-
zentrum in Nordhessen.

Am Okologischen Schullandheim und Tagungshaus im Dorf Alheim-
Licherode im Landkreis Hersfeld-Rotenburg verbringen alljdhrlich ca. 3.000
Kinder und 1.000 Lehrkrifte Umweltbildungswochen oder Seminartage.
Licherode verwirklicht ein ganzheitlich 6kologieorientiertes Grundkonzept unter
bewusster Einbeziehung des regionalen Umfelds. Die 25 Arbeitsplitze, die das
Projekt in den Bereichen Padagogik, Hauswirtschaft, Verwaltung und Praktika

' Mit freundlicher Genehmigung von Klaus Adamaschek aus: Lotte Rose, Benedikt
Sturzenhecker: 'Erst kommt das Fressen ...!": Uber Essen und Kochen in der Sozialen
Arbeit, VS Verlag 2009 ISBN: 3531160907 ,316 Seiten
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bietet, wurden so weit wie moglich aus der Region besetzt. Hinzu kommt, dass
die Kiiche des Schullandheims die Lebensmittel fiir die regional-vollwertige
Verpflegung der Géstegruppen so weit wie moglich direkt bei Bio-Erzeugern
der Region und bei Landwirten in und um Licherode bezieht.

In Licherode haben seit 1995 ca. 40.000 Schulkinder Umweltbildungswochen
verbracht. Lernort ist nicht das Klassenzimmer, sondern es sind Erlebnisorte wie
Feuchtbiotope, Waldareale, Werkstitten und Bauernhdfe. Uber 100, meist
ehrenamtlich Tatige wie z. B. Revierforster, Landwirte, Handwerker, Kiinstler
und Naturschiitzer unterstiitzen die Umweltpddagogen bei ihrer Arbeit. Die
Expertise von Menschen mit besonderen Kenntnissen und Fahigkeiten wird
somit ganz gezielt in die auBerschulische Bildungsarbeit eingebunden.
Licherode wurde von der UNESCO bereits dreimal als Projekt der UN-Dekade
,Bildung fiir nachhaltige Entwicklung* ausgezeichnet.

Unter den mittlerweile 13 Projektwochen, die Licherode fiir Schulen aller
Schulformen ganzjéhrig anbietet, finden sich neben klassischen Umwelt-
bildungsthemen wie Wald, Wasser oder Erneuerbare Energie auch zahlreiche
Wochen, die sich mit gesunder Erndhrung und Biolandbau befassen, so z. B. die
Eierwoche, die Milchwoche oder die Fleischwoche. Doch egal, fiir welches
Wochenthema sich die Schulklassen in Licherode entscheiden, das Thema Er-
nidhrung spielt ohnehin immer eine zentrale Rolle. Das Erndhrungskonzept ist
integraler Bestandteil des ganzheitlichen Ansatzes der Einrichtung und richtet
sich nach folgenden Grundsétzen.

Regionale und saisonale Aspekte

Die Nahrungsmittel werden so weit wie moglich von Erzeugern der unmittel-
baren Region bezogen. Die Kooperationspartner erkldren sich im Gegenzug
bereit, den Kindern Einblick in die Erzeugungsprozesse zu geben. Es werden
zudem bevorzugt solche Produkte auf den Tisch gebracht, die die Region zu
dieser Saison bietet bzw. die sinnvoll eingelagert werden konnen. Denn auch
viele Eltern und Lehrer fragen sich mittlerweile mit Recht: Erdbeeren im
November, Trauben im Februar — brauchen wir das wirklich?

Biologische und 6kologische Aspekte

Die Nahrungsmittel werden so weit wie moglich von Erzeugern bezogen, die
nach Bio-Richtlinien arbeiten. Im Blick hat Licherode dabei auch den so ge-
nannten ,,Okologischen Rucksack®, der auch die Produktionsbedingungen und
die Transportwege der Lebensmittel einbezieht. Bio-Produkte aus der Region
und das gleiche Produkt aus einem anderen Erdteil sind zwar beides ,,bio*, aber
dennoch trennt sie 6kologisch ein himmelweiter Unterschied. Und so kann mit-
unter auch eine bewusste Entscheidung fiir verantwortungsvoll erzeugte kon-
ventionelle Nahrungsmittel aus der Region fallen.
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Der gesundheitliche Aspekt

Dem gesundheitlichen Aspekt kommt besondere Bedeutung zu, vor allem natiir-
lich durch eine ausgewogene Speiseplangestaltung. Aber auch mit dem Bio-
Ansatz ist man unter gesundheitlichem Aspekt eher auf der sicheren Seite. Bio-
Produkte weisen in Lebensmittel-Tests deutlich weniger Schadstoffe vor allem
bei den Pestiziden auf. Bei verarbeiteten Produkten finden sich deutlich weniger
Zusatzstoffe und weniger Farbstoffe, was gerade fiir Allergiker wichtig ist. Uber
das pidagogische Programm und natiirlich die Lern- und Erlebnislandschaft
,uUnserland* werden den Kindern zudem vielfaltige Anreize zu Eigenaktivitit
und Bewegung geboten.

Der paddagogische Aspekt

Die Tagesmeniis werden von Hauswirtschafterinnen vorgestellt und erlautert.
Bei den eintdgigen Vorbereitungsseminaren werden auch die verantwortlichen
Begleitlehrer auf die Bedeutung ihres Vorbildverhaltens eingestimmt. Moglichst
oft werden die Kinder in Kleingruppen in die Zubereitung der Mahlzeiten ein-
bezogen. Uber vielfiltige pidagogische Aktionen ist das Thema ,,Gesunde Er-
ndhrung® fest in allen Licheroder Wochenprogrammen verankert. Bei Er-
nidhrungswochen stehen zudem spezielle Lernwerkstétten und Besuche bei den
landwirtschaftlichen Kooperationspartnern auf dem Programm.

Soziale und psychologische Aspekte

Es wird auf soziale Rituale geachtet wie z. B. gemeinsame Mahlzeiten, feste
Essenszeiten und verbindliche Tischregeln. Eingefahrene Essgewohnheiten kann
man nicht mit einer einwdchigen , Oko-Koérner-Kur® aufbrechen. Ganz im
Gegenteil laufen sie Gefahr, bei Eltern — und Kindern — das verbreitete negative
Klischee von ,,Oko und Verzicht* zu bestitigen. Auch gesunde und regional-
biologische Verpflegung muss vor allem schmecken und Spafl machen, sie muss
mit positiven Gemeinschafts- und individuellen Erfolgserlebnissen verkniipft
werden, um emotional prigen zu konnen.

Dieses alternative Erndhrungs- bzw. Bildungskonzept ist nicht auf dem Papier
entstanden, sondern hat sich im Verlaufe von fast 15 Jahren entwickelt. Dabei
musste auch Licherode in den ersten Betriebsjahren einiges an Lehrgeld zahlen,
aber das wire ein eigenes Kapitel wert.

2. Das Pilotprojekt ,,Regional-biologische Schulverpflegung*

Das Licherdder Erndhrungskonzept unterscheidet sich grundlegend vom
Konzept vieler Schulen und Kindergérten, die auf industriell vorgefertigte
Lebensmittel zuriickgreifen, die in GroBkiichen erwdrmt und zu kompletten
Meniis zusammengestellt werden. Einrichtungen der AuBler-Haus-Verpflegung
kochen heute immer seltener selbst. Dies macht es kaum mehr moglich, die Be-
ziehung zwischen einem landwirtschaftlichen Produkt und der Mahlzeit auf dem
eigenen Teller herzustellen.
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Die Folge ist die oft beklagte Ahnungslosigkeit von Kindern, die oft keine
Vorstellung haben, woher die Nudeln oder Eier aus dem Supermarkt iiberhaupt
stammen. Diese Beziehungslosigkeit zu den eigenen Lebensgrundlagen und die
fehlende Erndhrungskompetenz werden die ohnehin schon beunruhigende
Gesundheitssituation auf lange Sicht weiter verstirken.

Diese Entwicklung ist auch dem Bundeserndhrungsministerium nicht ver-
borgen geblieben, das 2003 iiber das Bundesprogramm Okologischer Landbau
(BOL) bundesweit vier Modellprojekte initiiert hat. Es sollten Konzepte ent-
wickelt werden, mit denen die Verwendung hochwertiger 6kologischer Lebens-
mittel in Kindergarten- und Schulkiichen sowie die Etablierung begleitender
Lernangebote unterstiitzt werden konnen.

Eines dieser vier Pilotprojekte ist das Modellvorhaben ,,Regional-biologische
Schulverpflegung®, das das Umweltbildungszentrums Licherode gemeinsam mit
der Uni Kassel im nordhessischen Schwalm-Eder-Kreis durchgefiihrt hat. In der
zweieinhalbjdhrigen Laufzeit wurden regional angepasste Konzepte fiir die Ver-
sorgung, die Beratung und die pddagogische Betreuung von Ganztagsschulen
entwickelt und in der Pilotregion realititsnah erprobt.

Der Fokus regionaler Wirtschaftskreislaufe

Die Finanzierung des Forschungsvorhabens aus Mitteln eines Programms zur
Forderung der Landwirtschaft ist nicht zufdllig. In Deutschland entstehen Tag
fiir Tag neue Ganztagsschulen, die allesamt ein angemessenes Verpflegungs-
angebot bereitstellen miissen. Hier wichst ein enormer Markt fiir die An-
lieferung der Mabhlzeiten, der entsprechend hart umkdmpft ist. Und natiirlich
entsteht auch ein neuer Markt fiir landwirtschaftliche Produkte.

Zentrale Aufgabe des Projekts war zu priifen, wie weit dieser Markt auch fiir
regional und biologisch verantwortliche Produkte genutzt werden kann. Im Klar-
text heillt das: Soll man den neuen Markt der Schulverpflegung den ,,Rundum-
Sorglos-Paketen der GroBicaterer {iberlassen, die erndhrungsphysiologisch
sicherlich korrekt zusammengestellt, aber ohne regionalen Bezug, mit einem
prall gefiillten O0kologischen Rucksack und ohne jeden pddagogischen Wert
sind? Oder soll man die Chance nutzen, um kleine regionale Kreisldufe zu be-
leben, die eine regionale Wertschopfung ermoglichen und Kindern wieder die
Chance geben, die Herkunft und den Wert ihrer Lebensmittel unmittelbar zu er-
fahren?

Das Grundkonzept fiir den Modellversuch war denkbar einfach und in drei
Projektschritte unterteilt. Im ersten Schritt wurde erfasst, welche Lebensmittel
die Region zu bieten hat und wie diese Produkte fiir Gemeinschaftsverpflegung
genutzt werden konnen. Es stellte sich schnell heraus, dass es gerade im Bio-
bereich durchaus Defizite im regionalen Angebot gibt, aber immerhin konnten z.
B. Kartoffeln, Eier, Brot, einige Gemiisesorten und Fleisch relativ verldsslich
bereitgestellt werden.
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Im Modellversuch im Schwalm-Eder-Kreis wurde mit 30 Cent Mehrkosten
immerhin ein 50%-Anteil von regional und ,,bio* erreicht. Im zweiten Schritt
wurden regionale GroBkiichen gesucht (und gefunden), die bereit und in der
Lage sind, als regionale Bio-Caterer Schulen und KiTas im Umkreis von ca. 30
km zu beliefern. Mit ,,Hephata* in Schwalmstadt und der ,,Starthilfe* in Hom-
berg fiel die Wahl auf sozial-rehabilitative Einrichtungen, die neuen Konzepten
offen gegeniiber stehen und als Einrichtungen, die mit jungen, behinderten und
benachteiligten Menschen arbeiten, auch anders kalkulieren konnen.

Aber natiirlich mussten auch diese neuen Partner durch gezielte Beratungs-
malnahmen erst fiir die neuen Herausforderungen fit gemacht werden. Im
dritten Schritt ging es dann darum, das hochwertige und regionalbiologische
Essen nun auch an den Schulen zu verankern. Das bedeutete zum Beispiel
konkret, um Akzeptanz fiir den ca. 30 Cent teureren Preis zu werben. Vor allem
aber ging es darum, die Chancen, die ein solches Essen fiir die Erndhrungs-
bildung von Kindern bietet, konsequent zu nutzen und dauerhaft im Schul-
programm zu verankern.

Koordiniert wurde die Arbeit von einer Projektsteuerungsgruppe, in die alle
beteiligten Partner wie der Landkreis, die Uni Kassel, das Schulamt, das
Kultusministerium und auch die Caterer eingebunden waren. Hier wurden
grundlegende Fragen wie z. B. die angemessene Definition von ,,bio* und
,regional“ oder auch die Offentlichkeitsarbeit diskutiert.

Oko-Food st noch immer Angste aus

Die Einfiihrung einer regional-biologischen und gesunden Schulverpflegung an
Ganztagsschulen scheitert hdufig an mangelnder Akzeptanz und den Be-
harrungskriaften im ,,System Schule® selbst. Dies bestétigten auch die Inter-
views, die in der ersten Projektphase gefiihrt wurden. Die Umstellung scheitert
z.B. ...

] ... an der Schulleitung bzw. den verantwortlichen Lehrkréften, die kleinen
regionalen Kreislaufen eher skeptisch gegeniiberstehen. Befiirchtet werden zu
hoher Organisationsaufwand, aufwindige Hygienemallnahmen und uniiber-
schaubare Kosten.

] ... an der Elternschaft, die das ,,Oko-Food“ mitunter recht ablehnend be-
trachtet.

Endlos diskutiert wird iiber zu hohe Kosten; Verantwortlich fiir die Projekt-
umsetzung waren Dietmar Grof3 als Projektleiter von der Uni Kassel und der
Autor, Leiter des Umweltbildungszentrums Licherode, Klaus Adamaschek.

Angst, sich zukiinftig vor den eigenen Kindern fiir die ,,heimische Esskultur*
mit Mikrowelle und Pizza-Taxi rechtfertigen zu miissen.

[J ... am Einfluss der ,,grauen Eminenz* so mancher Schulgemeinde, ndmlich
dem Hausmeister, der um die sicheren Einnahmen aus Cola-Automat und
Kiosk-Verkauf fiirchtet.

] ... an den Schulkindern (und manchmal auch ihren Lehrkriften), die Angst
vor vermeintlich fadem und freudlosem ,,Oko-Fra8 “ haben. Die Anziehungs-
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krifte von Cola und Fast Food werden haufig noch durch das freudlose
Verzichtsimage der friihen Oko-Bewegung verstirkt.

Diesen tief verwurzelten und rational oft nicht begriindbaren Vorurteilen und
Hemmnissen kann man nur durch gezielte Maflnahmen an der jeweiligen Schule
selbst entgegentreten. Eine Schule, die sich mit dem Gedanken tridgt, regional-
biologische Verpflegung einzufithren oder darauf umzustellen, bendtigt ganz
konkrete Hilfestellungen. Gerade beim Thema ,,Gesunde und 06kologische
Schule* gibt es an vielen Schulen sehr engagierte Einzelkdmpfer, die oft auch
eine Menge bewegen.

Diese Krifte muss man durch externe Unterstiitzung gezielt stirken, denn
natlirlich birgt das auch immer die Gefahr, sich im Kollegium aufzureiben.

Die ganze Schule mitnehmen

Aber kann man die heutigen Kinder (und ihre Eltern) iiberhaupt noch fiir ein
gesundes und regional-biologisches Mittagessen gewinnen? Sind die Vorbehalte
der Fast-Food-Generation gegeniiber fadem und freudlosem ,,Oko-FraB* nicht
uniiberwindbar grof3? Und wie kann man das Thema ,,Gesunde Erndhrung*
dauerhaft im Schulleben verankern?

Aufbauend auf den positiven Erfahrungen am Okologischen Schullandheim
hat ein Licherdder Projektteam in Kooperation mit dem Amt fiir Lehrerbildung
die Aufgabe iibernommen, ausgewihlte Modellschulen im Schwalm-Eder-Kreis
zu begleiten. Der Projektansatz zielte darauf ab, an Schulen mit Ganztags-
angeboten ein grundlegend positives Klima fiir die Einflihrung einer
gesundheits-orientierten Schulverpflegung zu schaffen.

Mit einem ganzen Biindel abgestimmter MaBlnahmen wurde versucht, die
»ganze Schulgemeinde® auf den Weg zu einer anderen Schulverpflegung einzu-
stimmen.

Neben dem Transfer von theoretischem Wissen und praktischen Erfahrungen
waren hier vor allem Methoden der vorbereitenden Sensibilisierung von Schul-
kindern, Eltern und Lehrern gefragt. Wie kann man Kinder, Eltern und Kollegen
fiir die Umstellung gewinnen, wie kann ich vor allem die Skeptiker ,,mit-
nehmen*?

Herausgekommen ist dabei das so genannte ,,Besser-Esser-Konzept®, das u. a.
Fortbildungsveranstaltungen fiir das Kollegium, Informationsabende fiir die
Eltern sowie betriebswirtschaftliche und hauswirtschaftliche Beratungsangebote
fiir Schulleitung und Kiiche umfasst. Pddagogisches Kernstiick ist eine Projekt-
woche zu den Themen gesunde Erndhrung und 6kologischer Landbau, die so
genannte ,,Besser-Esser-Woche®, die im dritten Kapitel nidher vorgestellt wird.

Einige Beispiele aus der Arbeit an Schulen

Von der Schulverwaltung des Schwalm-Eder-Kreises war die Eckhard-
Vonholdt-Schule in Schwalmstadt als erste Modellschule empfohlen worden.
Nach zahlreichen Vorgesprichen, Konferenzen und Pridsentationen konnten
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Lehrerkollegium, Elternbeirat und Schulkonferenz fiir das Projekt gewonnen
werden.

In der Zeit von Mérz 2004 bis Januar 2005 hat das Projektteam aus Licherode

die ,,Besser-Esser-Woche* dann mit insgesamt sieben Schulklassen unter
wechselnden Bedingungen durchgefiihrt. Um sicherzustellen, dass das Konzept
auch nach der externen Betreuung einen festen Platz im Schulprogramm findet,
wurden gemeinsam mit dem Amt fiir Lehrerbildung offizielle Fortbildungsver-
anstaltungen fiir das gesamte Kollegium der Schule u. a. in Licherode durch-
gefiihrt.

Zur Einbindung der Eltern wurden mehrere Elternabende durchgefiihrt, die
jedoch nur auf geringe Resonanz trafen. Gut besucht wurde demgegeniiber ein
Schulfest zum Thema ,,Gesunde Erndhrung und Bewegung®. Die positive und
offensive Kommunikation {iber Rundbriefe u. 4. hat wohl mit dazu beigetragen,
dass die anstehenden Preiserhohungen von den Eltern ohne Widerspruch
akzeptiert wurden.

Das an der Eckhard-Vonholdt-Schule erstmals eingesetzte Maflnahmenpaket
zur padagogischen Absicherung einer regional-biologischen Schulverpflegung
wurde dann an weiteren Schulen des Kreises erprobt und optimiert. Dabei wurde
der Fokus insbesondere auf die Auswirkungen gednderter Rahmenbedingungen
(Altersgruppe,Organisationsform etc.) gelegt.

Die Erfahrungen mit dieser umfassenden Schulbetreuung waren {iberaus
positiv: Schulleitung, Lehrkrifte, Caterer und Kiiche sind enger zusammen-
geriickt, und die Eltern waren sogar bereit, einen vertraglichen Mehrpreis fiir die
regionale Biokost zu akzeptieren. Es wurde deutlich, dass ein prozessorientiertes
Kommunikationskonzept nachhaltiger wirkt als punktuelle und kurzfristige
MaBnahmen. Als besonders hilfreiche Instrumente haben sich dabei ver-
schiedene projektbegleitende Arbeitsgruppen erwiesen: In einer schulinternen
Steuergruppe halfen Lehrkriafte und Schulleitung dem Beratungsteam, das
Licherdder Konzept den tatsdchlichen Gegebenheiten der jeweiligen Schule an-
zupassen. Und in einer ,,Koop-AG* diskutierten die ,,Lehrenden* (Schulleitung
und Lehrkriafte) mitunter sehr lebhaft mit den ,,Kochenden* (Caterer und
Kochinnen) iiber konkrete Fragen des Versorgungskonzepts und der Speiseplan-
gestaltung. Ohne die gegenseitige Wertschitzung der Kompetenzen
padagogischer und hauswirtschaftlicher Fachkrifte kann gesunde Schulver-
pflegung nicht funktionieren. Wenn wir Erndhrungsbildung als schulische Zu-
kunftsaufgabe ernst nehmen, brauchen unsere Schulen eine Renaissance der
Hauswirtschaft.

3. Die ,,Besser-Esser-Woche*“ als padagogisches Kernstuick

Als padagogisches Kernstiick wurde im Rahmen des Projekts ,,Regional-
biologische Schulverpflegung eine kompakte Projektwoche entwickelt, die die
Themen gesunde Erndhrung und o©kologische Landwirtschaft handlungs-
orientiert miteinander verbindet. Diese ,,Besser-Esser-Woche®, die mit dem
kindgerechten Zertifikat ,,Besser-Esser-Pass* abschliefit, wurde im Rahmen des
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Projekts ,.Lernende Regionen Hersfeld-Rotenburg/Werra-Meifiner an zahl-
reichen weiteren Schulen fortentwickelt und ldsst sich unter bestimmten Be-
dingungen auch an Schulen ohne Mittagsverpflegung sinnvoll einbinden. Dabei
muss aber klar gestellt werden, dass die Projektwoche nur ein Bestandteil eines
umfassenden Gesamtkonzepts zur Stiitzung des Themas ,,Gesunde Erndhrung*
sein kann. Bei der ,,Besser-Esser-Woche* geht es um gesunde Erndhrung,
regionale Landwirtschaft und biologischen Landbau — und zwar erfahrungs-
bezogen und mit allen Sinnen. Die Kinder erleben konkret Orte 6kologischer
und erndhrungswirtschaftlicher Kreisldufe, vollziechen vernetztes Denken, und
ganz nebenbei erlernen sie auch wieder verloren gegangene Alltags-
kompetenzen. Es handelt sich dabei um eine klassische Projektwoche, bei der
ein Tag auf dem anderen aufbaut:

Tag 1: Die Lernwerkstatt Erndhrung — Einstieg mit allen Sinnen

Die Schiiler bearbeiten in Kleingruppen zehn unterschiedliche Stationen zum
Thema Erndhrung. Wer ,,erschmeckt* Brotsorten mit verbundenen Augen? Wie
viele Stiick Wiirfelzucker sind in Cola, Ketchup und Fruchtzwergen? Wer kann
Gewiirze am Geruch bestimmen? Es wird getastet, gefiihlt, geschmeckt und ge-
rochen ... und jeder kann sich sein eigenes Bio-Pausen-Brotchen zubereiten.
Mindestens genauso wichtig wie die handlungsorientierten Stationen ist die aus-
giebige Nachbesprechung im Anschluss an die Stationsarbeit. Die Ergebnisse
des Projekts ,,Regional-biologische Schulverpflegung® im Schwalm-Eder-Kreis
und drei weiterer Forschungsprojekte in Berlin, Hamburg und im Rhein-Main-
Gebiet wurden vom Bundesministerium fiir Verbraucherschutz, Erndhrung und
Landwirtschaft (BMVEL) in der Broschiire ,,Mehr Bio ist machbar* publiziert.
Sie bietet einen praxisorientierten Leitfaden fiir alle Fragen rund um eine
gesunde und regional-biologische Gemeinschaftsverpflegung an Schulen und
Kindertagesstatten. Entwickelt wurde diese Modellwoche vom Licherdder
Umweltpddagogen und Dipl. Agr. Ingenieur Johannes Lutz und seinem Team.
Eine DVD, die eine exemplarische Projektwoche dokumentiert, ist iiber das
Umweltbildungszentrum Licherode zu beziehen. Bei der Evaluation des
Konzepts besteht eine enge Zusammenarbeit mit Prof. Dr. Angelika Ploger,
Fachbereich Okologische Agrarwissenschaften an der Uni Kassel und mit Prof.
Dr. Barbara Freytag-Leyer vom Fachbereich Oecotrophologie an der Hoch-
schule Fulda.

Tag 2: Der Besuch auf dem Biohof — Biolandbau aus erster Hand

Einen Vormittag lang erkunden die Kinder einen Biohof, der zu den Zulieferern
der Schulkiiche oder des Oko-Caterers gehdrt. Hier lernen sie die Menschen
personlich kennen, die wertvolle Lebensmittel fiir die Schulkiiche produzieren.
Die Klassen werden in vier Gruppen aufgeteilt und gehen dem 6kologischen
Landbau auf die Spur — nicht nur durch Zuschauen, sondern auch durch eigenes
Mitanpacken. Es wird Getreide mit der Hand gemahlen, die Schweine werden
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geflttert, es wird je nach Jahreszeit eingesit, pikiert und nattirlich auch geerntet.
Und in der ,Lernwerkstatt Okolandbau* erfahren die Schiiler Wissenswertes
und Spannendes liber 6kologische Landwirtschaft und ihre Erzeugnisse.

Tag 3: Gemeinsam kochen und gemeinsam geniefsen

Unter fachlicher Anleitung wird in der Schulkiiche Gemiise geschnibbelt und
Salat geputzt, es wird gebrutzelt und gekocht, und dabei moglichst viel von dem
verarbeitet, was am Vortag auf dem Biohof selber geerntet wurde. So schlief3t
sich ein kleiner exemplarischer Kreislauf von der Ur-Produktion bis in die
Schulkantine. Und hier leistet jeder seinen eigenen Beitrag, egal ob beim
Kochen, beim Dekorieren oder beim Eindecken. Und schlieflich wird das
schmackhafte Menii natiirlich auch gemeinsam genossen.

Tag 4. Auswerten, diskutieren, prisentieren

Der vierte Tag dient der Auswertung, dem vertiefenden Gespriach und der Er-
arbeitung einer eigenen Prisentation in Gruppenarbeit. Dem Alter angemessen
wird das bisher Erlebte und Erlernte diskutiert und auf eigene Zusammenhénge
iibertragen.

Beispiele fiir konkrete Aufgabenstellungen sind Dokumentationen und Aus-
stellungen zur Projektwoche, die Gestaltung von Speiseplidnen fiir die Schul-
kantine, Vorschldge fiir das Sortiment des Schulkiosk, Bio-Dekoration der
Cafeteria oder auch Umfragen bei Mitschiilern und Lehrern zum Thema
regionale Biokost.

Tag 5: Der ,, Besser-Esser-Pass *“ — verdiente Anerkennung und Belohnung

Am letzten Tag der Projektwoche werden die Ergebnisse der Gruppenarbeiten
vorgestellt, und die Projektwoche wird in einem zusammenfassenden Ab-
schlussgespriach vertieft. SchlieBlich erhalten die Schiilerinnen und Schiiler in
einer Feierstunde ihr ganz offizielles Zertifikat, den ,,Besser-Esser-Pass®, der
nicht nur vom Umweltpddagogen und Schulleiter unterzeichnet ist, sondern auch
das Logo des Bundesministeriums fiir Verbraucherschutz, Erndhrung und
Landwirtschaft tréagt.

Die Inhalte der Woche und bei ilteren Kindern auch die individuellen
Leistungen werden im Zertifikat dargestellt. Die Ergebnisse an solchen Schulen,
die dauerhaft mit dem ,,Besser-Esser- Konzept* arbeiten, sind ermutigend. So
wird die ,,Besser-Esser-Woche* z. B. an der Eckhard-Vonholdt-Schule mittler-
weile eigenstindig mit allen dritten Klassen durchgefiihrt, der ,,Besser-Esser-
Pass* hat wie ein Freischwimmer-Zeugnis seinen festen Platz im Schulleben
gefunden. Andere Schulen wie z. B. die Georg-August-Zinn-Schule im nord-
hessischen Morschen haben sich angeschlossen. Entscheidend fiir den Erfolg des
Konzepts ist die dauerhafte Verankerung dieses Instruments im Schulprogramm
und vor allem im alltdglichen Schulleben. Dies hat auch das Hessische Kultus-
ministerium erkannt und fordert diesen Ansatz mit sanftem institutionellem
Druck. So ist das ,,Besser-Esser-Konzept*™ als Baustein zur Zertifizierung als
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gesundheitsfordernde Schule anerkannt. Gemeinsam mit dem Amt fiir Lehrer-
bildung bietet das Umweltbildungszentrum Licherode Seminare und Workshops
zum ,,Besser-Esser-Konzept* an. Und um den Anreiz fiir hessische Lehrkrifte
zu erhohen, ist die Durchfithrung der ,,Besser-Esser-Wochen* in Licherode als
offizielle Lehrerbildung akkreditiert.

4. Ernahrungsbildung als Leitbild der Regionalentwicklung -
Weiterentwicklungen der Pilotphase

Das Pilotprojekt im Schwalm-Eder-Kreis ist ein Erfolg: Das Thema ,,Regional
und Bio fiir die Schulkiiche* ist dort heute in vieler Munde; Engagement und
Kooperationsbereitschaft sind auch bei anfangs eher zuriickhaltenden Prozess-
beteiligten spiirbar angestiegen. Aber natiirlich sind auch viele Fragen offen ge-
blieben: Wie kann man die Beratungsleistungen dauerhaft personell und
finanziell absichern?

Kann der Schultrager iiber Vergaberichtlinien auf die gesundheitliche,
padagogische und soziale Qualitdt von Schulverpflegung Einfluss nehmen? Mit
welchen Strukturen kann fiir eine dauerhafte Verstetigung des Projektansatzes in
der Region gesorgt werden? Vor einer flichenhaften Verbreitung des Konzepts
ist es daher sicherlich sinnvoll, den Projektansatz gezielt zu erweitern, um die
Frage nach den ,Erfolgsfaktoren” fiir eine Ubertragung auf andere Regionen
beantworten zu konnen.

Fiir einen solchen erweiterten Modellversuch gibt es zurzeit sehr konkrete
Planungen in der Region Hersfeld-Rotenburg, die unmittelbar an den Schwalm-
Eder-Kreis angrenzt. Legt man diese beiden nordhessischen Fliachenlandkreise
zusammen, ergibt sich eine Fldche von iiber 2.500 gkm, die dann tatsichlich so
grof} ist wie das Bundesland Saarland. In einem solch umfassenden Cluster
lieBen sich auch im Bereich der Produktion, der Logistik, aber auch der
Offentlichkeitsarbeit greifbare Synergieeffekte erzielen.

Erfreulich ist, dass in dieser Region nicht nur Pddagogen, Oecotrophologen
und Sozialwissenschaftler das Thema fiir sich entdeckt haben, sondern dass sich
neue Koalitionen mit neuen Akteuren insbesondere aus dem Bereich der
Regionalentwicklung gebildet haben. So ist das Projekt ,,Regional-biologische
und gesunde Schulverpflegung® als eines der zentralen Leuchtturmprojekte im
regionalen Entwicklungskonzept der Region Hersfeld-Rotenburg aufgefiihrt, das
unter Beteiligung vieler relevanten gesellschaftlichen Kréfte erarbeitet wurde.
Und so konnte das erweiterte Pilotprojekt dann auch aus dem EU-Programm
Leader+ mitfinanziert werden, aus dem normalerweise eher Struktur fordernde
MaBnahmen in Bereichen wie Landwirtschaft, Tourismus oder Regionalkultur
gefordert werden. Praxisnahe Erndhrungsbildung fiir unsere Kinder, natiirlich
verkniipft mit der Stirkung regionaler Wertschopfungsketten, als Leitbild und
Fordergegenstand der Regionalentwicklung — das wiére sicherlich eine ebenso
erfreuliche wie sinnvolle Entwicklung.
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In der Region Hersfeld-Rotenburg steht das Thema Schulverpflegung fiir
viele zukiinftige Ganztagsschulen ganz aktuell auf der Tagesordnung. Die
dortigen Richtlinien zur Mittagsverpflegung sehen bereits heute vor, dass zur
Zubereitung der Speisen nach Moglichkeit Produkte aus okologischer und
regionaler Erzeugung verwendet werden sollen. Aber ob und wie diese sinnvolle
Vorgabe in der Praxis tatsdchlich umzusetzen ist, das muss den vielen
Skeptikern aus den Reihen der Schulleitungen, der Lehrerkollegien und der
Elternschaft erst noch belegt werden.

Zu einem Kernstiick der erweiterten Pilotphase gehort der Aufbau eines
,regionalen Kompetenzteams filir gesunde Erndhrung an Schulen®. Dieses soll,
ahnlich wie das Projektteam aus Licherode in der Pilotphase, umstellungsbereite
Schulen fachlich und organisatorisch beraten und auch mit piadagogischen
Aktionen im Unterricht, im Schulraum, auf dem Bauernhof und in der Schul-
kiiche unterstiitzend begleiten.

Das Konzept zielt darauf, aulerschulische Kompetenzen aus den Bereichen
Landwirtschaft und Erndhrung stirker als bisher in die schulische Ernédhrungs-
bildung einzubeziehen. Perspektivisch bietet sich auch die Chance, neue und
sinnvolle Betatigungsfelder fiir Fachkridfte aus Bereichen wie Agrarwissen-
schaften, Umweltpadagogik, Hauswirtschaft oder Oecotrophologie zu er-
schlieBen. Zudem soll eine Regionale Plattform fiir Gesunde Erndhrung initiiert
werden, die dann auch Mitverantwortung fiir die Verstetigung und dauerhafte
Finanzierung des Projekts iibernimmt. Fiir die erweiterte Pilotphase wiren, auf-
bauend auf den bisherigen Erfahrungen, folgende Handlungsschritte sinnvoll:

1. Aufbau eines regionalen Kompetenzteams

Aufbau regionaler Versorgungsstrukturen
Intensive Begleitung und Beratung der Modellschulen
Dauerhafte Stirkung schulinterner Kompetenzen
Konstruktive Revision der Richtlinien des Schultragers
Autfbau einer Regionalen Plattform Gesunde Ernéhrung.
Bei der Diskussion liber die Finanzierung solcher Konzepte muss eines vollig
klar sein: Lésst man die Schulen in der Verpflegungsfrage mit ihrem hohen Ent-
scheidungsdruck und ohne fachlichen Rat allein, muss man davon ausgehen,
dass sich viele fiir bequeme, einfache und vermeintlich billige Losungen ent-
scheiden, die jedoch gesundheitlichen und padagogischen Intentionen oft massiv
widersprechen — und das kostet auf lange Sicht viel mehr Geld.

SAINANE ol el

Und zum guten Schluss eine konkrete Vision

Zum Schluss sei ein kurzer visiondrer Ausblick erlaubt, denn nur der Blick auf
das Ideal ermdoglicht es, sich aus festgefahrenem Denken zu l6sen: Fiinf Ganz-
tagsschulen und evtl. einige Kindertagesstitten schlieBen sich zu einem
regionalen ,,Cluster” zusammen. Versorgt werden diese Schulen von einer
regionalen GroBkiiche, die nach einer entsprechenden fachlichen Beratung kind-
gerecht und gesund kocht und die Lebensmittel zu einem hohen Prozentsatz bei
biologisch wirtschaftenden Landwirten der Region bezieht. Einer dieser Land-
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wirte betreibt einen Lernbauernhof, der von den umliegenden Schulen regel-
malBig genutzt wird, vor allem wenn die alljdhrlichen ,,Besser-Esser-Wochen*
durchgefiihrt werden. Fir die Umsetzung der padagogischen und
kommunikativen Maflnahmen steht den fiinf Schulen ein regionales Beratungs-
team zur Seite.

Die Eltern werden iiber diese Aktivititen der Schule nicht nur informiert,
sondern sie werden aktiv einbezogen. So bietet die Schule z. B. einen nach-
mittdglichen Kochclub, bei dem Kinder gemeinsam mit ihren Eltern und den
Fachkriften Rezepte aus der regional-biologischen Schulkiiche ausprobieren.

Die Lehrkréfte der Schule nehmen an diesem Prozess aktiv und stiitzend teil.
Sie nehmen regelmiflig an qualifizierten Fortbildungen teil und sind sich daher
tiber die gesundheitliche, die padagogische und die soziale Dimension der
Schulverpflegung im Klaren. Erndhrungsbildung wird als Féacher iibergreifende
Querschnittsaufgabe begriffen, das eigene Vorbildverhalten der Lehrkrifte ist
eine Selbstverstandlichkeit.

Und die Kinder? Denen macht das neue Konzept ihrer Schule viel Freude,
denn das gesunde Schulessen schmeckt richtig gut und die spannenden Unter-
richtsaktionen dazu machen sogar Spal}. Was in der Konsequenz dann auch ihr
langfristiges Verhalten und auch ihre Gesundheit beeinflusst. Warum sollte man
sich nicht auch mal seinen Traumen hingeben?

http://www.schullandheim-licherode.de/iss-von-hier.html

* Umweltbildungszentrum Licherode e.V. - Okologisches Schullandheim
und Tagungshaus (OSTLIi) :: LindenstraBe 14 :: 36211 Alheim — Licherode

oekonetz.licherode@t-online.de

Telefon: +49 (0) 56 64 - 94 86 — 0 +49 (0) 56 64 -94 86 -0
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Service Stelle Schule und Gesundheit
im Hessischen Kultusministerium

Reiner Mathar

Ich komme von der Servicestelle Schule und Gesundheit Hessen, die ist mittler-
weile im Kultusministerium angesiedelt. Zehn Jahre lang habe ich vorher fiir das
Land Hessen Schulentwicklungsprogramme im Bereich Nachhaltige Ent-
wicklung geleitet. Unter dem Dach der Servicestelle wird alles was sich mit
Gesundheit beschiftigt angesiedelt: z.B. Erndhrungs- und Verbraucherbildung,
Umweltbildung / Bildung fiir nachhaltige Entwicklung sowie Mobilitatsbildung.
Schulverpflegung ist aus meiner Sicht eine der groBen Baustellen im Schul-
bereich in fast allen Kommunen.

Das Potential

In Deutschland geht man ja den Weg in Richtung Ganztagsschule, in Hessen
kommen jedes Jahr 70 Schulen dazu. Wir haben rund 2000 Schulen und da geht
man davon aus, dass bis Ende 2015 jede Schule die es mochte ein Ganztags-
angebot haben wird, und damit verbunden ist die Verpflichtung, Essen anzu-
bieten. Ich habe das zunédchst mal auf Hessen bezogen, man kann es auch auf die
anderen Bundesldnder hochrechnen. Wenn dann nur 50% an dem Essen teil-
nehmen, dann haben wir 75 Mio. Essen. Das ist also ein Markt, den auch die
GroBen erkannt haben. Die sind schon in den Startlochern.

Die Verantwortung

Auf der anderen Seite ist die Verantwortung fiir dieses Essen immer regional.
Per Gesetz sind die Triager der Schulen fiir das Essen verantwortlich. Die Tréger
der Schulen sind die Stidte, die kreisfreien Stadte, Landkreise und Kommunen
die knapp an 100.000 sind. Sie haben die Verantwortung fiir dieses Essen und
sie nehmen sie unterschiedlich wahr. Das heif3t, da wire ein riesiges Potential
der regionalen Erzeugung und der regionalen Beschiftigung. Es ist ja nicht
damit getan, dass das Essen gekocht wird, sondern das Essen muss auch an die
Schiilerinnen und Schiiler ausgegeben werden. Dieser Bereich hat einen groflen
Einfluss auf die Akzeptanz des Essens, es heilit gemill den vorhandenen
Studien, dass 50% der Akzeptanzfrage, ob die das dann wirklich essen, davon
abhéngt, ob das Personal freundlich ist, das {iberhaupt Personal da ist. Es gibt
also eine grofle Moglichkeit, Beschiftigung auf unterschiedlichem Niveau von
demjenigen, der das Gemiise schnippelt bis zu demjenigen, der das Essen aus-
gibt, der es kocht, und demjenigen, der das Geschéft verwaltet. Es gibt durchaus
Initiativen in Hessen, die das so auch in Kooperation mit lokalen Be-
schiftigungsinitiativen umsetzen.
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Die Schwierigkeiten

Die GroBBen versuchen, sich den Markt aufzuteilen. Seniorenverpflegung ist eine
dhnliche Geschichte mit 11.000 Tragern. Da ist die Situation in Deutschland so,
dass sich im Wesentlichen drei Anbieter mittlerweile den Markt teilen. Aber
setzt man auf Tiefkiihl-Erndhrung fiir die alten Menschen. Jede Woche einmal
kommt ein Auto, bringt eine Box, einen Karton tiefgekiihlter Meniischalen.
Neue Studien zeigen hier eine geringe Qualitit mit groBen Defiziten im Bereich
von Vitaminen und Spurenelementen.

Das kann in der Schulverpflegung auch passieren. Es gibt aber im Moment
Gott sei Dank die Situation, dass sich die Kommunen und Landkreise ihrer Ver-
antwortung auf unterschiedliche Weise bewusst sind. Ein Beispiel aus Fulda:
In Fulda wird das Essen an gro3en Schulen zubereitet und ausgegeben. Dort gibt
es eine Behinderteneinrichtung, unter anderem einer der grof3ten landwirtschaft-
lichen Erzeuger von Biokartoffeln. Der beliefert in Fulda und der Region um
Fulda mittlerweile sehr viele Schulessen und hat in den Schulen sowohl be-
hinderte Mitarbeiter beschiftigt als auch fest angestellte Koche aber alles aus
der Region.

Ein anderes Beispiel ist das Projekt von Licherode mit dem Namen ,, Iss von
hier”. Der Schultrdger Landkreis Hersfeld Rotenburg hatte die Idee im Rahmen
der europdischen Regionalforderung Mittel anzuwerben. In den Schulen gibt es
regional -biologisches Essen. Der Landkreis hat gesagt, damit die Akzeptanz
steigt bekommen die Schiiler das Essen kostenfrei. Das Problem ist, dass im
Moment das Projekt daran scheitern wird. Denn die Akzeptanz ist zu hoch. Sie
haben einen bestimmten Betrag in den Haushalt des Landkreises eingestellt.
Dieser Betrag reicht einfach nicht aus, um allen, die es gerne hétten, das Essen
zu geben.

Ein weiteres Beispiel aus Siidhessen nennt sich ,,Mahlzeit Schule*. Dahinter
steht im Wesentlichen der regionale Bauernverband, der regionale Caterer sucht
und diese regionalen Caterer erhalten 85% der Produkte aus der Region. Das ist
eine logistische Herausforderung. Der braucht ja Eier, Kartoffeln, Gemiise,
Fleisch, Milch, was man sich alles vorstellen kann. Das heif}t, es muss da vor
Ort eine Infrastruktur geben, die das zusammenfiihrt. Das hat der Bauernverband
garantiert. Die haben einen Sammler, der sich darauf spezialisiert, Halbfertig-
produkte, also Kartoffeln, zu schédlen und an die Schulen sowie auch an Hotels
zu liefern, sodass die regionale Wertschopfung funktionieren kann. Wichtig,
dass die Caterer regionale Kiichen sind. Das ist auch das Ziel des Projektes
,Mahlzeit Schule”. Ein Beispiel: das Europahotel in Heppenheim ist ein vier
Sterne Hotel. Sie beliefern im Umkreis fiinf Schulen. Sie kochen sowieso und
konnen damit ihre Kiiche finanzieren, die haben dann Personalauslastung, weil
in einem Hotel ja nur Friihstiick und Abendessen aber mittags relativ wenig
serviert wird. Da ist es also ein Beispiel dafiir, wie eine regionale Beschiftigung
funktionieren kann und wie iiber die Landwirtschaft die Verkniipfung dazu da
ist. Ich denke, das ist ein Ansatz, der weiter gehen kann.
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Ein weiterer Ansatz innerhalb der Schulverpflegung sind sogenannte Be-
schiftigungsgesellschaften, die sich um regionale Arbeitsforderung kiimmern.
Einige von denen sind auch mittlerweile in der Schulverpflegung aktiv. Ein Bei-
spiel ist in Marburg ,,Integral, ein Beschéftigungstrager, der ausbildet. Er ver-
sucht Leuten mit besonderen Bediirfnissen, meistens sozialer Art, eine sinnvolle
Beschiftigung zu geben. Er beliefert in der Region sehr erfolgreich sehr viele
Schulen. Das Zentrum fiir Arbeit und Umwelt in Gieen unterhilt zwei grof3e
Kiichen, die die Schulen beliefern. Parallel dazu gibt es Initiativen bei der Le-
benshilfe regional. Im Wetteraukreis ,,Frauen Arbeit Bildung®, eine Initiative,
die auch beschiftigt und versucht, vor allen Dingen Zielgruppen zu qualifizieren
und ihnen regionale Beschiftigungsmoglichkeiten zu suchen. Sie stehen aber
immer in Konkurrenz zu den Grof3en.

Qualitat und Qualitatssicherung — Hygienestandards

Es gibt Vorgaben fiir die Schulverpflegung, das ist auch wichtig, um nicht zu
sagen, die Qualitdt ist mir egal, Hauptsache sie ist regional. Diese Standards
sind bei der Deutschen Gesellschaft fiir Erndhrung aufgestellt worden. Die
Schwierigkeit ist, dass es sehr aufwindig ist, das Zertifikat zu bekommen.
Grof3e Anbieter, die bundes- und europaweit aktiv sind, die haben das Zertifikat.
Die sagen, wenn Du bei mir bestellst Schule, dann garantieren wir Dir ein Essen,
das den Standards entspricht. Das ist noch keine Qualitdtsaussage. Das muss —
auch im Rahmen von Wirtschaftsforderung — regional diskutiert werden. Man
muss aufpassen, dass dieses sehr sinnvolle Instrument der Qualititssicherung
des Essens nicht durch die Hintertiir dazu fiihrt, dass hinterher nur noch drei
Grof3e da sind. Dann wir das Essen an der polnischen Grenze gekocht und
danach nach Frankfurt geschafft.

Bei der Tiefkiithlverpflegung ist es Apetito und Sodexo und bei der Anderen
kommen Dussmann und noch zwei andere GroBanbieter hinzu. Vom Er-
ndhrungsstandard iiberhaupt kein Problem. Es ist gutes Essen aber die Frage ist,
vergibt man sich da die Chance von Regionalitit. Im Ubrigen versuchen wir ja
auch immer, dieses Essen mit Bildung zu verbinden.

Bildung

Die meisten Schiilerinnen und Schiiler wissen heute nicht mehr, was saisonal ist.
Sehr viele wissen nicht mehr, dass die Erdbeeren jetzt (Mai, Juni) am besten
schmecken. Das kann man ja mit dem Schulessen verbinden, das heif3t, dass die
Kiiche dann regional werden muss. Ich denke, dass muss man auch unter 6ko-
logisch nachhaltigem Gesichtspunkt sehen. Auch die Klimaaspekte, die
reduzieren sich — das ist eine Binsenweisheit. Wenn ich saisonal Essen zu-
bereite, bin ich klimatisch immer auf der griinen Seite. Denn die Preise gehen
runter. Wir bekommen jetzt, im Juni, Topqualitit das Kilo fiir drei Euro etwa,
bei Bioqualitit zahlen Sie 3,50 EUR.
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Ehrenamt und Profis

Wir vertreten wie viele Kommunen auch die Auffassung, das Essen in der
Schule ist eigentlich Profisache. Es kann durch das Ehrenamt unterstiitzt
werden. Gerade der Landkreis Kassel setzt sehr stark auf das Modell
,LForderer. Fordervereine werden beauftragt, dieses Schulessen anzubieten und
die arbeiten durchaus professionell. Also sie konnen sich selbst nicht
organisieren an der Schule mit 600 Schiilern, 400 Essen jeden Tag ausgeben und
das mit 30 Frauen ehrenamtlich iiber mehrere Monate. Sie brauchen fest an-
gestellte Koche, fest angestelltes Personal. Sie konnen durch aus auf die Eltern-
initiativen als Springer zuriickgreifen. Sie konnen fiir die Qualitit Ver-
antwortung tragen.

Viele Schulen erreichen mit der gro3en Stiickzahl des Essens die Grenzen der
Ausschreibung im europdischen Mafistab. Eigentlich begriilen wir das von der
Vernetzungsstelle Schulverpflegung, dass die Landkreise die Schulverpflegung
in eigener Verantwortung umsetzen. Bei der Ausschreibung gibt es aber auch
Fallen und Probleme: Sie konnen ,,Bio* ausschreiben, sie konnen aber nicht
regional ausschreiben.

Fordervereine, also nicht offentliche Trdger sind nicht daran gebunden.
Fordervereine konnen — egal welche Summe sie fiir Essen ausgeben — drei, vier,
fiinf Caterer haben. Es gibt die Lehrerkooperative in Frankfurt. Sie wurde in den
70er Jahren von arbeitslosen Lehrkriften gegriindet, als die Einstellungschancen
fiir Lehrer in Deutschland sehr gering waren. Die haben dann Nachhilfestunden
gegeben und Betreuungsangebote in Schulen gemacht. Sie betreiben drei grof3e
Kiichen, von denen sie weitere Schulen versorgen. Sie sind nicht an die Auswahl
gebunden. Dagegen muss jede grofere Schule ausschreiben und dann kommt
Apetito mit einer Biokost.

Es gibt auch Initiative bei Altenheimen. Da wird dann gesagt, na dann sollen
sic doch auch gleich die zwei benachbarten Schulen beliefern. Doch das
funktioniert nicht, da alte Menschen anders essen als Junge. Kinder haben
Zihne, Bi} sollte da sein, fiir alte Leute muss es etwas weicher sein. Deswegen
sagen die Erndhrungsleute, bloB nicht aus dem Krankenhaus, bloB3 nicht aus dem
Altenheim.

Bei dem Potential von 45 Mio. Essen miisste iiberall etwas Verniinftiges auf-
gebaut werden konnen. Es ist ja eine Sache, die wéchst und die 45 Mio. sind ja
nur als die 50% der Kinderessen gerechnet auch nur Montag bis Donnerstag.
Wenn man das voll rechnet — wenn alle Schiiler essen - kommt man leicht auf
100 Mio. Essen.

In Finnland ist das so. Da liegt die Verantwortung fiir das Schulessen bei der
Kommune, und das Essen ist kostenfrei fiir jedes Kind. In jeder Schule gibt es
eine Kiiche, in jeder Schule wird frisches Essen zubereitet, gibt es Personal. Ich
glaube, dass wir dahin kommen werden, wenn wir es regional absichern konnen.



222 Reiner Mathar

Auf welcher Ebene laufen die Ausschreibungen?

Wenn der Schultrager sagt, wir beauftragen den Forderverein, und die Ver-
antwortung fiir das Schulessen trigt die Schule. Im Zuge der Eigenver-
antwortung der Schule werden die Schulen in Zukunft selber stirker wirtschaft-
lich handeln diirfen und miissen.

Es gibt Schulen, die organisieren bis zu 400 Essen pro Tag, z.B. ,,Schiiler
kochen fiir Schiiler. Das funktioniert. Dann miissen Sie nicht ausschreiben, die
Schule macht das dann als Eigenleistung. Sie vergibt Auftrige an Caterer, aber
das ist dann ein Dienstleistungsvertrag auf relativ niedrigem Niveau. Die er-
reichen damit nur, dass sie auf jeden Fall unter die 10.000 EURO Grenze
kommen. Das ist eine Strategie. Ich glaube, auch die wird gebraucht.

Wir haben natiirlich auf der anderen Seite viele Akteure fiir das Schulessen.
Es gibt die Eltern, die andere Ideen vom Essen haben als die Schiiler. Dann gibt
es innerhalb der Elternschaft diejenigen, die sagen, das muss regional und bio
sein, Preis ist mir egal. Dann gibt es die Eltern, die sagen Hauptsache billig. Die
sagen, Ok, dann sollen die Kinder doch Apetito oder Sodexo essen. Wir haben
einige Schulen, die das gemacht haben. Sie sagen das ist gute Qualitit, wir
stellen Personal ein, wir machen das warm. Die haben das nach einem Drei-
vierteljahr wieder eingestellt, weil die Stromrechnung so hoch war. Sie miissen
sich das vorstellen, wenn von Apetito Skg Reis tiefgefroren mit SoB3e schon
fertig iibergeben wird, dann miissen sie 70 Minuten bei 140 Grad regenerieren.
Auflerdem entstehen Abfallproblem, das heifit die Schulen stolpern iiber die
Fertigschalen. Da wird oft keine Vollkostberechnung gemacht, wir nehmen das
billigste, aber die Energiekosten hat man gar nicht bedacht und dass der
Lieferant nur ein Mal die Woche liefert. Da brauche ich ja ein Kiihlhaus. Wer
bezahlt die Energie?

Qualitatssicherung: Saisonales Essen, Hygiene lernen...

In der steigenden Zahl der Schulverpflegungen steckt ja auch eine Gefahr. Die
Hygienevorschriften der GroBkiichen sind umfangreicher als wenn Sie zu Hause
kochen. Dazu haben wir Workshops mit den Veterindren und mit den Gesund-
heitsdamtern: wie kann man hohe Standards einhalten, aber so, dass diese nicht
alle Initiativen behindern. Wir miissen uns einerseits auf die hohen Standards
einlassen und dort, wo die Kinder mitarbeiten, entsprechende Angebote machen,
in denen die Kinder dann Hygiene lernen. In einer Frankfurter Schule habe ich
z.B. gesehen, dass die Kinder groBe Waschrdume hatten, wo sie sich die Hénde
waschen kénnen und ihre Sachen aufhidngen kénnen.

Servicestelle Schule & Gesundheit reiner.mathar@schuleundgesundheit.com
www.schuleundgesundheit.hessen.de; www.schuleplusessen.de
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Cena et Flora - Kiiche und Girtnerei Riesa eG'

Andreas Ndther

,uns schmeckt’s!“: Sandra, Selina, Lisa, Tobias (v.r.n.l.) und Klassenkameraden aus der la
der Riesaer Storchenbrunnen-Grundschule. 1,75 Euro kostet fiir sie eine Mittagsmahlzeit.130
Schiiler und Lehrer dieser Schule essen mit.Aus: D. Schall: Soziales Engagement ist jeden
Tag harte Arbeit, in: Aus Genossenschaften 10/2006 S. 26ff Foto: Diethart Schall

Wie ist die Genossenschaft entstanden?

a) Durch eine Notlage innerhalb des Sozialunternehmens Sprungbrett

(Tréiiger Diakonie)®

Entsprechend der neuen Herausforderungen nach der Wende in unserer klein-
stddtisch-landlichen Region zwischen Dresden und Leipzig im Norden des
Bundeslandes Sachsen, gepragt bis 1990 von einer Monostruktur der Stahl-
industrie, begannen wir verschiedene Projekte mit Erwerbslosen, hauptsdchlich
Jugendlichen in Triagerschaft der Diakonie aufzubauen. So entstand 1992 das
Sozialunternehmen Sprungbrett mit verschiedenen Handwerksbereichen

' Aus: Ministerium fiir Arbeit, Soziales, Familie und Gesundheit und der Liga der Spitzenver-
binde der Freien Wohlfahrtspflege Rheinland-Pfalz: Fachtagung ,,Neue Arbeit durch
Sozialgenossenschaften!?*, Mainz 2006, Dank fiir Hinweis und Vermittlung an Prof. Dr.
Franz Segbers

* Mit der Griindung der Produktivgenossenschaft Cena et Flora eG konnten Aufgaben, die der
Sprungbrett e. V. von der Diakonie Riesa gGmbH {ibernommen hatte, in einem eigen-
stindigen Wirtschaftsunternehmen fortgefiihrt und damit Arbeitsplitze erhalten werden.
Die Mitglieder der Genossenschaft sind Arbeitnehmer und Férdermitglieder, deren Mit-
gliedschaft im Interesse der Genossenschaft liegt. Sitz: Zentrale Anschrift: Cena et Flora
€@, Spinnereistral3e 3, 01589 Riesa, Telefon (0 35 25) 50 03 10,Fax.: (0 35 25) 50 03 15,
E-Mail: info@sprungbrett-riesa.de, aus: http://www.mgv-info.de/downloads/wir/w-2006-

10-s26-27.pdf
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224 Andreas Nather

(Tischler, Maurer, Maler, Garten- und Landschaftsbau, Schneiderei, Fahrrad-
werkstatt, Gaértnerei, Schulkiiche, Stadtteilkiiche, Mobelborse) und einem
Begegnungs- und Kommunikationszentrum, dem Stadtteilhaus im Stadtteil
Riesa-Grdba.

Grundsatz der gesamten Arbeit war und ist, mit den Menschen Potentiale zu
entdecken und zu fordern und somit Beschiftigung und Existenzsicherung zu
generieren. Tragend sind also die Ideen einer rdumlich gemeinwesenorientierten
Arbeit in kooperativer Vernetzung.

Seit 2000 kam in diese Sozialunternehmensstruktur immer mehr finanzieller
Druck, Fordermittel wurden gekiirzt, Antragsverfahren verlidngerten sich,
Vorfinanzierungzeiten nahmen liquidititsgefihrdende GroBenordnungen an.
Aus gepriiften Forderbescheiden der Anfangsjahre entstanden Riickforderungen,
die auch gnadenlos durchgezogen wurden. Kurz gesagt, die Okonomisierung
dieser Arbeitsbereiche schlug uns immer mehr ins Gesicht. Wir reagierten
mehr, als dass wir noch agieren konnten. Fiir den Trager Diakonie Riesa wurden
wir in unserer GroBenordnung (in Spitzenzeiten bis 250 Beschiftigte und eine
Jahresvolumen von 3 Mio. EUR) immer mehr ein zu grofes Risiko. Auch in
diesem Verband war die Okonomisierung angekommen. Quersub-
ventionierungen, wie es uns 1990 noch Diakonie-Berater beim Aufbau der
Strukturen rieten, waren nun endgiiltig vorbei.

Am 30.9.2003 beschloss die Gesellschafterversammlung der Diakonie Riesa
gGmbH, den Bereich Sozialunternehmen Sprungbrett mit all seinen Unter-
gliederungen zum 31.3.2004 in ihrer Trigerschaft zu schlieBen. Damit sollte
Risiko von der GmbH genommen werden, aber auch die Moglichkeit fiir eine
Sanierung auflerhalb der gGmbH-Strukturen in alternativen Rechtsformen. Ich
selbst war zu dieser Zeit einer der Geschéftsfiihrer der gGmbH und fiir den Be-
reich Sprungbrett verantwortlich.

b) Durch Uberlegungen von Mitarbeitern, die Schliefung dieses Unter-

nehmens nicht einfach hinzunehmen
Sowohl ich als auch einige Mitarbeiter sahen in dieser Entscheidung neben
Traurigkeiten auch eine Chance, Strukturen neu zu liberdenken und den ver-
dnderten Rahmenbedingungen mit dem Ziel anzupassen, moglichst den Grund-
satz und die Tatigkeitsbereiche des Sprungbrettes auch nach dem 31.3.04 fiir die
Region, fiir die Menschen und letztlich damit auch fiir die eigene Existenz-
sicherung zu erhalten.

c¢) Durch organisierte Selbsthilfe
Wir waren von unserer bisherigen inhaltlichen Arbeit iiberzeugt und wussten
auch, dass sie von vielen Biirgern in unserer Stadt geachtet, gebraucht und ge-
nutzt wurde. Mit diesem Riickenwind begannen wir, uns selbst zu helfen, auch
gegen die Skepsis des abgebenden Wohlfahrtsverbandes und mancher Ver-
waltungsstrukturen.
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Der Weg bis zur Griindung der Genossenschaft am 29.10.2004

Ich erinnere mich an einen Besuch in Trier bei Prof. Ries. Der 6konomische
Kreislauf der Genossenschaft ,,Am Beutelweg®* ging mir nie mehr aus dem
Kopf. Wenn wir wertegeleitete Arbeit weiterhin in unseren Regionen leisten
wollen, dann miissen wir uns Strukturen schaffen, die uns dies auch machen
lassen. Wir legten in unseren ersten Treffen im Oktober 2003 folgenden Rahmen
fiir unseren Weg fest.

Grunduberlegung

Bildung einer Genossenschaft und eines Vereins. Grund fiir diese Doppel-
struktur sehen wir darin, dass wir die sehr zunehmenden Tatigkeiten auf dem
Markt auf Dauer nicht mehr als gemeinniitziger Verein ausfiihren konnen.
Darum soll die Genossenschaft auch eine rein wirtschaftlich tdtige sein. Die
nach wie vor stark geforderten sozialen Aufgaben sollen im Verein getitigt
werden.

Strategie

Bildung von Griindungsinitiativen sowohl fiir den Verein, wie auch fiir die Ge-
nossenschaft. RegelmiBiger Austausch der Arbeitsstinde beider Gruppen, um
Kooperationen und Netzwerkmdoglichkeiten zu entdecken.

Ziel
Beide Korperschaften sollen miteinander kooperativ zum beiderseitigen Vorteil
zusammenarbeiten und dadurch gemeinsam Entwicklung voranbringen.

Schulungen und Analysen
Durch Kontakte zur innova G in Leipzig bekamen wir recht schnell kompetente
Partner an die Seite, die mit uns ein flir uns maBgeschneidertes Schulungs- und
Entwicklungsprogramm entwickelten und mit allen Hohen und Tiefen durch-
fiihrten. Auf der Agenda standen nun:

- Entwicklung der Geschiftsidee

+ Analyse moglicher Geschéftsfelder

- Festigung der Geschéftsfelder

Unternehmensplanung inklusive Wirtschaftlichkeitsberechnungen und

Organisationsplanung

* Schulung und Motivation der Griindungsmitglieder
In diesem Prozess merkten wir, dass in dieser sehr kurzen Zeitspanne die zeit-
gleiche Grindung zweier Rechtsformen schwierig ist. Darum entschieden wir
uns zum Erhalt der laufenden Projektarbeit liber den 31.3.2004 hinaus, alle zu
erhaltenden Bereiche unter neuer Personal- und Organisationsstruktur in den
Verein zu legen. Es wurde am 23.1.2004 der ,,Sprungbrett® e.V. gegriindet, der
zum 1.4.2004 seine Geschéftstdtigkeit mit den Projektiibernahmen aus der
Diakonie aufnahm. Die Griindungsinitiative fiir die Genossenschaft arbeitet
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innerhalb dieses Vereines weiter. Ziel war, die Genossenschaft spétestens zum
1.1.2005 an den Markt zu bringen.

Fur wen ist die Genossenschaft da? Ziele

- Existenzsicherung durch Eigeninitiative und Eigenbeteiligung im Rahmen
einer solidarischen Gruppe.

+ Erhalt von Tétigkeitsfeldern in der Region

* Schaffung von betrieblichen Ausbildungsplédtzen im Reha-Bereich.

Zielgruppe

- arbeitslose oder von Arbeitslosigkeit bedrohte Frauen und Ménner
- arbeitslose Jugendliche bzw. Schulabgénger

* Menschen mit Behinderungen

Aus der Satzung
§2 Zweck und Gegenstand
1. Zweck und Ziel:

a.

b.

Die wirtschaftliche Forderung und Betreuung der Mitglieder, ins-
besondere der Mitglieder, die mit der Genossenschaft in einem Be-
schiftigungsverhiltnis stehen, durch einen gemeinschaftlichen Ge-
schiftsbetrieb.

Die arbeitsweltbezogene Jugendsozialarbeit des Sprungbrett e.V.
Riesa durch die Schaffung von Arbeits- und Ausbildungsplétzen fiir
benachteiligte Zielgruppen sowie die Bereitstellung von ziel-
orientierten, kompetenzférdernden Praktikumsstellen zu fordern.
Hierzu schlie8t die Genossenschaft mit dem Sprungbrett e.V. Riesa
im Rahmen der sozialpddagogisch begleiteten Ausbildung be-
nachteiligter Jugendlicher eine Kooperationsvereinbarung.

2. Gegenstinde des Unternehmens sind:

a.
b.

C.
d.

Gartnerische Dienstleistungen

Zubereitung und Verkauf von Speisen zur Essensversorgung in
offentliche Einrichtungen und/oder Unternehmen

Essen- und Haushaltsservice flir Senioren und private Haushalte
Hausmeisterdienstleistungen und Wohnumfeld-Gestaltungen.

Einbindung in die Lokale Okonomie

Die Einbindungsprozesse in die lokale Okonomie basieren durch unsere Ent-
wicklungsgeschichte auf einem sehr langen prozesshaften, auch kontroversen
aber stets offenen und vertrauensvollen Weg. Die vielen Auseinandersetzungen
mit den Kammern und den Innungen, aber auch mit der ortlichen Politik haben
zu Beziehungen und gegenseitigen Entdeckungen gefiihrt. Man begriff zu-
nehmend, dass es solche Projekte und Initiativen braucht, um ein Gemeinwesen
zu gestalten und es die reine Marktlogik nicht schaffen wird, jedem die Existenz
zu sichern. Zwar vertritt man politisch immer noch die reine Wachstumsideo-
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logie und ,,Der Markt ist das Allerheiligste, aber im Bauch wird zunehmend bei
Kleinunternehmern und auch in der Politik gemerkt, dass wir andere Kreisldufe
brauchen und dass kommunaler Gemeinbesitz ein wichtiges Gut zur Steuerung
der ganzheitlichen Stadt- und Regionalentwicklung ist. Eine Chance fiir unsere
Genossenschaften. Ich bin froh und auch ein wenig stolz darauf, dass wir in
Riesa sehr zeitig versucht haben, im Markt mit tatig zu sein und unser Dasein
nicht in einem Hinterhof-Projekt versteckt haben und uns auch immer als Unter-
nehmer verstanden haben, um uns nicht in die soziale Schmuddelnische ab-
schieben zu lassen. Auf dieser Grundlage sind wir auch in die lokale Okonomie
mit allen Risiken und Verpflichtungen eingebunden.

- Hauptauftraggeber in der Gértnerei ist die Stadtverwaltung

* Grundmittel fiir die Produkterzeugung werden aus der Region bezogen

* Hauptkunden der Kiiche sind die in Riesa und der Region lebenden Familien,
deren Kinder in inzwischen 7 Schulen mit warmen Mittagessen versorgt werden.
- Wohnungsunternehmen kaufen zunehmend die Pflegeleistungen ein.

- Kleinbetriebe fragen unsere Leistungen nach.

Die okonomischen Bestandteile

Auch wenn das Jahresergebnis der Gértnerei negativ ist und nur durch das sehr
positive Ergebnis der Kiiche ausgeglichen werden kann, sind wir mit dem
Gesamtergebnis nach einem Jahr recht zufrieden. Es wurde geschafft, fast aus
eigenen wirtschaftlichen Kriften, Arbeit fiir bestimmte Zielgruppen in der
Region zu halten und Lebensqualitit in den Schulen und in der Stadt zu erhalten.

Beteiligten- und Mitarbeiterbilanz

Die Genossenschaft hat 9 Mitglieder. Der Aufsichtsrat besteht aus 3 gewéhlten
Mitgliedern. Gefiihrt wird Genossenschaft von zwei ehrenamtlich berufenen
Vorstinden. Das heif3t, die beiden Bereichsleiterinnen (Kiiche, Gértnerei) sind
die Vorstinde.

Mitarbeiter in der Kiiche Mitarbeiter in der Gartnerei
6 Teilzeitbeschiftigte 4 Teilzeitbeschiftigte (davon 2 SB-
Platze)
10 im Zuverdienst 1 Umschiiler

4 Lehrlinge (Reha) 1.und 2.Lehrjahr
2 Praktikanten
4 Lehrlinge (Reha) 1.und2.Lehrjahr

Fiir die Buchhaltung und Verwaltung und den Fahrdienst bedient sich die Ge-
nossenschaft auf Grundlage eines Dienstleistungsvertrages der bestehenden
Struktur des Sprungbrett e.V. Diese Ubergangsphase wird entsprechend einer
derzeitigen strategischen Planung mit 1.1.2007 verdndert werden. Biiro und
Fuhrpark werden von der Genossenschaft iibernommen werden und der Verein
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wird sich die Dienstleistung fiir sich bei der Genossenschaft einkaufen. Dieses
Netzwerkverhéltnis ist rechtlich unbedenklicher.

Probleme und offene Fragen

Trotz der positiven Grundstimmung, auch im Riickblick auf unseren Weg bleiben

immer wieder offene Fragen, die Schritt fiir Schritt bewailtigt werden miissen.

* Quersubventionierung der Gértnerei durch die Kiiche (Griinde dafiir sind
Heizkosten, die alten Gewéchshduser und keine Absatzsteigerung in diesem
Jahr)

- Dadurch Abfluss bzw. Verhinderung von Eigenkapitalbildung

* Spannung in der Geno-Gruppe durch diese Schieflage

- Welche lokalokonomischen Kooperationen konnen dabei helfen, zu einer
Stabilitdt und einer guten Liquiditit zu kommen?

Fazit des Weges

Riickblickend auf die Ausgangsposition und die Entscheidung zwischen
SchlieBung mit Folge Arbeitslosigkeit und Aufbruch zu neue Strukturen zum
Erhalt einer aufgebauten und miihsam entwickelten lokalokonomischen
Struktur, muss ich immer wieder feststellen, es hat sich gelohnt. Ich mochte Mut
machen zu solchen Wegen. Darum hoffe ich, dass ich mit diesen kleinen Bruch-
stiicken unseres Entwicklungsweges zu Fragen und weiteren Diskursen anregen
konnte.

Unsere Genossenschaft ist nicht fertig, sondern sie wird stindig ein Prozess sein,
der auch viel iiberregionalen Austausch und Diskurs quer durch alle ge-
sellschaftlichen Gruppen braucht.

4‘

- : e R ﬂ
Ausbildungs- oder Arbeitsplatz: junge Leute wie hier Isabel Miinch finden ihn in der neuen
Flora et Cena e.G. (Foto W. Schmidt), aus D. Schall: Deutscher Genossenschafts- und
Raiffeisenverband (DGRV) 2009 Frische Blumen und Pflanzen aus der Gértnerei und
schmackhaftes Essen fiir Riesaer Schiiler, Deutscher Genossenschafts- und Raiffeisenverband
(DGRYV), in: WIR, das Genossenschaftsblatt aus Mitteldeutschland, Aus Genossenschaften
10/2006, S. 21
http://www.neuegenossenschaften.de/gruendungen/dienstleistung/Cena_et Flora.html




Vielfalt regionaler Potentiale: Gesellschaft und Natur

Kleider machen Leute — Leute machen Kleider

Alexandra Stenzel/AG Textile Kette

Kleidung ist mehr als nur ein Schutz vor Kélte oder Nésse. Sie ist ein sinnliches
Erlebnis. Vor allem aber ist sie ein Kommunikationsmittel.

Kommunikation iiber Kleidung, Mode, Style? Kommunikation von welchen
Inhalten? Eine Gruppe aus Bekleidungstechnischen Assistenten, Produkt-
designern, Landschaftsplanern, Sozialwissenschaftlern und 6kologischen Land-
wirten griff diese Fragen auf und entwickelte eine Vision: den Aufbau einer
regionalen und selbstverwalteten Produktionskette fiir 6kologische Kleidung.

Die Idee entstand 2006 in einer Kasseler WG-Kiiche, als Lena Natt, damals
noch in der Ausbildung zur Bekleidungstechnischen Assistentin, nicht wusste,
was sie in Zukunft mit der Ausbildung anfangen sollte. Als sie dies duBlerte,
blitterte ich gerade in einem Katalog fiir 6kologische Mode. Ich wollte damals
gerne nachhaltiges Konsumverhalten auch auf meine Kleidung iibertragen. Aber
die Mode aus den Katalogen sprach mich vom Stil her nicht an. Die 6kologische
Kleidung war damals noch klar auf eine dltere Zielgruppe ausgelegt. Aus Spal}
kamen wir darauf, dass Lena doch okologische Mode jenseits des damaligen
eher gediegeneren ,,Oko-Mainstreams* machen kénnte. Aus dem SpaB wurde
bald eine Idee, die immer weiter wuchs und auch bei anderen Leuten groflen
Anklang fand.

In unserer alltdglichen Kleidung ist im wahrsten Sinne des Wortes die globale
Welt verstrickt. Das eine Jeans einmal um die Welt reist, bevor sie in den
deutschen Liden liegt, unter ausbeuterischen Bedingungen produziert wird und
die Produktion die Umwelt stark belastet, lernen schon kleine Kinder in der
Schule. Deshalb wiinschen wir uns wieder Mode, mit der wir uns identifizieren
konnen, bei der wir wissen, wie und wo sie entstanden ist, und dass sie unter
nachhaltigen Gesichtspunkten produziert wird. Nachhaltigkeit soll sich dabei
nicht nur in der 6kologisch ausgerichtete Produktion und den kurzen Strecken
zwischen den Produktionsstitten widerspiegeln, sondern auch in der Forderung
nach einer demokratisch ausgerichteten Wirtschaftsform der Kette.”

Durch diesen Wunsch und der immer detaillierter werdenden Idee kam eine
Arbeitsgruppe zustande, die die Maoglichkeiten dieser selbstverwaltete
Produktionskette fiir 6kologische ,,jungendliche Kleidung in Nordhessen und
angrenzende Regionen erforschte.

**siehe dazu Abschnitt ,,Vom Anbau bis zum Verkauf” in dem folgenden Text von Cindy
Voller.



230 Alexandra Stenzel

Mit der Zeit merkten wir, dass die Realisierung der Textilkette kein einfaches
Unterfangen ist. Ziemlich viele Akteure miissen an dieser Produktionskette be-
teiligt sein. Angefangen von den Landwirtinnen und Landwirten bis hin zu den
Verkduferinnen und Verkaufern. Wir kamen zu dem Entschluss, dass eigentlich
zuerst ein Modelabel entstehen miisse, um von ,hinten* die Produktionskette
aufzubauen. Allerdings sind immer noch viele Fragen offen, die die Mitglieder
der Gruppe bisher daran gehindert haben, erste Schritte auf dem Weg des Auf-
baus der selbstverwalteten Textilkette zu gehen.”'

Zusitzlich fehlt es der Gruppe bisher noch an Menschen, die die Kleider
mittels einer demokratisch organisierten Produktionsweise produzieren wollen.
Die groBe Hiirde fiir den Aufbau der Kette, die Griindung eines eigenen Mode-
labels, haben sich die Gruppenmitglieder auch auf Grund ihrer beruflichen Aus-
richtung bisher noch nicht getraut.

Mittlerweile gibt es schon viele neue Labels, die unter nachhaltigen Pra-
missen ihre Kleidung fiir junge Leute produzieren lassen. Das Design und die
Unternehmenskonzepte zeigen deutlich die neuen Globalsierungstendenzen in
Richtung regionaler Orientierung auf. Laden mit regionalen Designprodukten
sprossen in den letzten Jahren aus dem Boden. Auch der Markt fiir 6kologische
und fair gehandelte Kleidung vergroBerte sich seit den letzten Jahren stetig. Das
zeigte z.B. auch die grole Fair-Trade Messe 2010 in Dortmund, auf der junge
Modelabels wie Greenality ihre Kleidung priasentierten.

Unser Vorhaben hebt sich von den Fair-Trade-Labels in dem Sinne ab, dass
wir nicht nur die Solidarische Okonomie in den Lindern des Siidens mittels des
fairen Handelsbedingungen fordern wollen, sondern auch hier vor Ort nach-
haltige Wirtschaftsstrukturen implementieren und dadurch vor allem jungen
Menschen in ,,Hessisch Sibirien* eine Zukunftsperspektive aufzeigen wollen.

Mit dem Aufbau der selbstverwalteten Produktionskette kann Kleidung her-
gestellt werden, in der nicht mehr die Globalisierung verstrickt ist, sondern die
demokratischen, Okologischen aber auch modischen Grundhaltungen der
Triagerinnen und Trager. Dariliber hinaus konnte der Konsum dieser Kleidung
vor allem junge Leute darauf bringen, dass man nicht mit seinen ausgestreckten
Ellenbogen durch die Welt gehen muss, sondern dass es vielmehr auf Ver-
netzung und Kooperation auf Augenhéhe ankommt.

Durch die in der Textilkette produzierte Kleidung konnen die Konsu-
mentinnen und Konsumenten ihre nachhaltige Lebensweise nach auflen
kommunizieren und diese Lebensweise durch den ,,Style* auch zu einem sinn-
lichen Erlebnis machen. Frei nach dem Motto: Kleider machen Leute, Leute
machen Kleider...

** siche Abschnitt ,,Wie geht es weiter?* in dem Text von Cindy Voller.
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Die Idee

Die Projektidee oder Vision, die im Folgenden vorgestellt wird, entwickelte eine
Gruppe des Vereins zur Férderung der solidarischen Okonomie e.V. aus Kassel.
Ziel ist der Aufbau einer regionalen und solidarischen Produktionskette fiir 6ko-
logische Kleidung.

Die Idee selbst stammt von Alexandra Stenzel und Lena Natt. Beide sallen
eines Abends in der Kiiche ihrer Wohngemeinschaft zusammen und diskutierten
iiber das geringe Angebot an Okologischer Kleidung fiir Jugendliche. Daraus
entstand die Idee zu dem Projekt, fiir welche sie immerhin noch eine ganze
Reihe weiterer Interessenten gewinnen konnten. Am Ende waren wir eine
Gruppe von 10 Personen, die sich regelméBig trafen.

Ausgangspunkte waren fiir uns, neben der Herstellung von ansprechender
Kleidung auch die zunehmende Zerstérung der Umwelt und die Verdnderungen
in der Gesellschaft, wie zum Beispiel die immer grof3er werdenden Unterschiede
zwischen arm und reich.

Die Okobilanz eines konventionellen Textils

Wihrend sich vor allem in der Lebensmittelindustrie ein Bewusstsein fiir
regionale und 6kologische Produkte entwickelt hat, geschieht dies in der Textil-
branche nur begrenzt.

Grafik 1 beschreibt den Weg, den ein einziges Kleidungsstiick zurticklegt und
den Energieverbrauch fiir die einzelnen Schritte. Fiir das exemplarische
Kleidungsstiick kam die Baumwolle aus den USA, die Polyesterfaser aus Asien,
in Deutschland wurde gewebt und in Tunesien geschneidert. Den hochsten
Energieverbrauch hat der Transport mit dem Flugzeug. Der Transport mit dem
LKW und der Bahn fillt dem gegeniiber deutlich geringer aus. Eine regionale
Produktionskette, d.h. kurze Wege zwischen den einzelnen Produktionsstufen,
wiirde die Okobilanz eines Textils wesentlich verbessern. Deshalb ist es aus
okologischer Sicht sinnvoll, diese ganzen Schritte auf regionaler Ebene, durch-
zufiihren.

Die Kleidungsproduktion, die heute liberwiegend im asiatischen Raum statt-
findet, ist auch ein sehr gutes Beispiel, wie kapitalistische Wirtschaftsstrukturen
die Gesellschaften und deren Kultur zerstoren konnen. Die eigentlichen
Produzenten profitieren nicht von dem riesigen Markt, sondern vielmehr die in-
und meist auslédndischen Unternehmer.

In Afrika z.B. brach die Herstellung von traditionellen Stoffen weg, welche
aber fiir viele Stamme eine wichtige kulturelle und wirtschaftliche Bedeutung
hatte. Hinzukommen, wie allgemein bekannt, menschenunwiirdige Arbeits-
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bedingungen in den Entwicklungslédndern und die VergroBerung der Schere
zwischen Arm und Reich durch die Kleidungsindustrie. Dem wiederum stehen
Projekte im Sinne des Fair-Trade- Gedankens gegeniiber.

Die bisher einzig vorllegende Modellrechnung der En-
Bl quete-Kommission .Zum Schutz des Menschen und der

Umwelt" des deutschen Bundestages von 1994 zeigt: Eln
el [lejdungsstiick, dessen Rohbaumwolle aus den USA und

dessen Polyesterfaser aus Fernost kommt, welches In
el Deutschland gewebt, in Tuneslen geschneidert und bei

uns verkauft wird, hat bereits mund 19.000 Kllometer
SL zuriickgelegt
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Grafik 1: Energieverbrauch eines Textils in 1000kW/Tonne

Fair-Trade wird regional ...

Der Fair-Trade- Gedanke beinhaltet die Zahlung fairer Preise zur Deckung der
Produktionskosten, eine angemessene Bezahlung der Arbeiterinnen und Arbeiter
und Fair Trade lasst auch Freiraum fiir Aktivitdten auf sozialer, wirtschaftlicher
und 6kologischer Ebene.

Fairer Handel muss auch hier in Deutschland und den anderen Industrie-
Staaten stattfinden!
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Die Menschen und die Umwelt werden nicht nur in den Entwicklungsldndern
ausgebeutet, sondern auch in Landern mit einem hoheren Lebensstandard. Das
beginnt bei der Zahlung geringer Lohne und setzt sich fort in der Ausbeutung
der Arbeitskraft durch unbezahlte Uberstunden bis hin zu Entlassungen aus
Profitgier.

Darliber hinaus wollen wir hier mit einer regionalen solidarischen
Produktionskette die lokalen Mérkte stirken, damit der globale Handel auf die
Produkte beschriankt wird, die nicht vor Ort produzierbar sind. Durch die
solidarische Organisation wird der Produktionsprozess transparenter gestaltet,
indem Hersteller und Verbraucher in direkten Kontakt treten. Der Kunde erfahrt
somit alles liber die Kleidung, die er tragt. Der Produzent kann von den Ver-
besserungsvorschligen des Kunden profitieren. Ein weiterer groB3er Vorteil einer
regionalen Kette sind die kiirzeren Transportwege, die Umwelt wird dadurch
geschont, was ebenfalls zum Wohle Aller beitrégt.

Vom Anbau bis Verkauf

Vom Anbau bis zum Verkauf heif3t: alle Schritte des Produktionsprozesses
sollen in der Region stattfinden. Zur Produktion in der Region gehéren dann
auch der 6kologische Anbau heimischer Faserpflanzen und die Anwendung
umweltschonender Technologien. Ebenso gehort fiir uns die solidarische
Organisation der Kette dazu, weil die permanente Steigerung des Gewinns auf
Dauer nicht als nachhaltig gelten kann. Im Vordergrund eines wirtschaftlichen
Unternehmens sollte vielmehr die Befriedigung der Bediirfnisse der einzelnen
Arbeiter oder Angestellten stehen.

Kleidung, die vom Anbau bis zum Verkauf in der Region bleibt, ist ein Beitrag
fiir eine nachhaltige regionale Entwicklung!

Nach dem dieses Konzept ausgearbeitet war, versuchten wir uns an dessen
Umsetzung und formulierten die {ibergeordneten Ziele:

- die umweltvertragliche Produktion von Kleidung;

- der Aufbau einer nachhaltigen Produktionskette und

- die Stirkung der regionalen und solidarischen Okonomie.

Ansprechen wollen wir vor allem ein junges Publikum zwischen 20 und 30
Jahren, fiir die der aktuelle Markt nur wenige Mdoglichkeiten bietet, sich
umweltgerecht zu kleiden. Es gibt inzwischen viele Modelabel, die diese Alters-
klasse ansprechen, deren Produkte aber immer noch sehr teuer sind.
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Textile Kette fiir Nordhessen

Dabei konzentrieren wir uns auf die Region Nordhessen, weil wir in der Region
beginnen wollten, in der wir wohn(t)en. Zu Beginn iiberlegten wir uns, welche
Fasern fiir die Region in Frage kdmen. Wir diskutierten iiber Flachs, Brenn-
nessel, Hanf und dachten auch iiber die Verwendung von Wolle nach. In
weiteren Schritten untersuchten wir das Anbaupotential fiir Faserpflanzen, die
Situation der Landwirte und Berufstdtigen in der Textilbranche, lokalisierten
und besuchten bestehende Betriebe, machten einen Studie zum Aufbau einer
solidarischen Kette und eine Umfrage zur Akzeptanz von dkologische Kleidung
und dem Wissen dariiber.

raw materials
production

sheep-farming
cultivation of fibre-plants

production chain manufacturing

for clothing desiey
spinning

marketing Z:ieti\?/\iigg

Grafik 2: Skizze der textilen Kette in Nordhessen

Bei der Auswahl der Fasern konzentrierten wir uns zunichst auf Flachs, weil
dieser neben der Brennnessel eine einheimische Pflanze ist und gerade Nord-
hessen auf eine lange Tradition des Flachsanbaus zuriickblicken kann. Die Her-
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stellung von Leinen z&hlt hier zu den é&ltesten Gewerben der Region. Bis in die
50er Jahre wurde Flachs noch in einigen Orten Nordhessens angebaut. Danach
kam der Anbau fiir ca. 50 Jahre vollstindig zum erliegen. Erst seit 2005 ist die
Kultivierung von Flachs in geringen Mengen wieder verzeichnet. 2007 und 2008
wurden in ganz Hessen immerhin 22,5 ha Ackerfliche mit Flachs bestellt.”

22 Vgl.: ebenda
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Ehemalige Anbauorte fiir Flachs
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Grafik 3: Historische Anbauorte in Nordhessen,;

Kartengrundlagen: HLUG: Natiirliche Nutzungseignung fiir landbauliche
Nutzung 1999, http://atlas.umwelt.hessen.de/atlas/; Flachs in Hessen, Lea
Unterholzer, Uni-Kassel, SoSe 2008; Gesundheitswissen und alte Brauche,
Clarita Miiller-Plantenberg, in: Entwicklungsperspektiven, Uni-Kassel, 2005;
Google Maps: http://maps.google.de/maps?hl=de&tab=wl

Die Grafik 3 zeigt eine Karte historischer Flachs-Anbauorte im Werra-Meifiner-
und im Schwalm- Eder- Kreis. Diese historischen Standorte konnen heute noch


http://atlas.umwelt.hessen.de/atlas/
http://maps.google.de/maps?hl=de&tab=wl
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als potentielle Anbaugebiete fiir die Leinpflanze gesehen werden. Fiir die
meisten Landwirte wird der Hanf vermutlich die interessantere Nutzpflanze sein,
da dieser auf Grund seiner groBen natiirlichen Widerstandsfahigkeit gegen
Schidlinge und wegen seines schnellen Wuchses sehr leicht zu kultivieren ist
und geringere Ernteausfille als beim Flachs zu erwarten sind. Flachs reagiert auf
hohe Feuchte empfindlich. Neben Flachs und Hanf ist die Schafwolle einer der
urspriinglichsten Rohstoffe fiir die Herstellung von Textilien. Sie ist vielseitig
verwendbar und wird unter anderem auch fiir Ddmmstoffe in der Baubranche
eingesetzt. Die Verwendung von Wolle konnte die Produktpalette also er-
weitern, wobeli es bereits Stoffe aus einer Mischung von Flachs und Wolle gibt.

Ein weiterer wesentlicher Punkt der ersten Recherchen war die Feststellung,
ob es denn generell einen Raum fiir eine regionale solidarische Kette gibt. Dazu
sahen wir uns die Entwicklung der Landwirtschaft und die gegenwartige
Situation der Schifer und der Arbeiter in der Textilbranche an.

Nordhessen ist eindeutig eine agrarisch gepriagte Region. Die Grafik 3 zeigt,
dass von 1949 bis 2007 die Zahl der Betriebe mit einer Fliche zwischen 2 und
30 Hektar stark zuriick ging, gleichzeitig aber die Zahl der Betriebe mit mehr als
30 Hektar stieg. Insgesamt fiihrt diese Entwicklung zu einer erhohten Land-
konzentration. So ist seit 2001 eine Zunahme der Betriebe mit einer Flache von
mehr als 100 Hektar zu verzeichnen. Mit zunehmender Technisierung und der
Tendenz zu Monokulturen sind damit erhebliche Umweltschdden und Arbeits-
platzverluste verbunden.

Durch den Anbau von einheimischen Faserpflanzen wollen wir insbesondere
den kleinen Hofen eine Chance geben, um diesem Trend der Landkonzentration
und der Arbeitsplatzverluste entgegenzutreten.

In der Schéiferei sieht es dhnlich aus. Es gibt in Nordhessen noch einige
Schifer, die ihre Wolle an einen weiterverarbeitenden Betrieb in Rosdorf in
Niedersachsen verkaufen.” Die kleineren Schéfer nutzen dabei das Potential der
Schéfer mit groBeren Herden, iiber die sie ihre Wolle an den Betrieb verdufBlern.
Insgesamt hat die Schiferei in Nordhessen einen starken Riickgang zu ver-
zeichnen. Die Wollpreise sind gesunken und die Wolle wird teilweise entsorgt.

Unter den Textilverarbeitern und Schneidern herrscht eine hohe Arbeitslosig-
keit. Von 2007 bis 2008 waren monatlich 224 Textilverarbeiter und 120
Schneider arbeitslos. Auch diese konnen von der Etablierung einer textilen Kette
profitieren und sind sicher Ansprechpartner, wenn es um Neugriindungen geht.

» Gesprich mit Regine Holloh, Studentin der Okologischen Agrarwissenschaften in
Witzenhausen am 11.11.2008.
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Grafik 4: Verdnderung der landwirtschaftlichen Betriebsgrof3en 1949-2007;
Quelle: Umweltatlas Hessen, http://atlas.umwelt.hessen.de/atlas/, Hrsg.:
Hessisches Landesamt fiir Umwelt und Geologie, Stand Nov. 2007

Bestehende Betriebe fiir die Weiterverarbeitung

Entgegen unserer urspriinglichen Annahme, dass die Textilproduktion in Hessen
quasi nicht mehr existent ist, mussten wir feststellen, dass es doch noch eine
Vielzahl an Textilbetrieben gibt. Was uns unter anderem veranlasste zu sagen,
dass auch konventionelle Betriebe in die Kette mit aufgenommen werden
konnten. Im Verlaufe der Arbeit schauten wir iiber die Grenze der Region und
auch tiber die Landesgrenze hinaus, um die bestehenden Betriebe aufzunehmen.
Es existieren in Hessen und Niedersachsen kleine Manufakturen mit etwa zehn
Mitarbeitern, aber auch grof3ere Fabriken mit einem entsprechenden Mitarbeiter-
stab. Acht der Betriebe stellen Kleidung her, acht Heimtextilien und drei Be-
triebe Industrietextilien.
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Zusammenfassend kann man also sagen, dass es ein Potential fiir den Anbau und
die Weiterverarbeitung hier in Nordhessen und Umgebung gibt. Wir haben An-
bauflachen fiir die Rohstoffe, die Schifer wissen nicht wohin mit ithrer Wolle,
und es gibt Betriebe fiir die Weiterverarbeitung und arbeitslose Textilarbeiter,
die eventuell fiir eine Neugriindung zur Verfiigung stehen.

Und wie soll die Kette nun aussehen? Eine konkrete Struktur haben wir nicht
festgelegt, weil wir es fiir wichtig halten, diese mit den Akteuren zu erarbeiten.
Das Konzept kann aus unserer Sicht nur gelingen, wenn es von allen ihren
Griindungsmitgliedern getragen wird. Als Voraussetzungen flir eine
Realisierung sehen wir jedoch die Prinzipien des solidarischen Wirtschaftens,
die wéren:

- Selbstverwaltung

- Umweltschutz

- Kooperation

- Solidaritdt und

- wirtschaftliche Tatigkeit.

Beispiel einer moglichen textilen Kette

Neben der Aufnahme der aktuellen Situation wurde an der Kunsthochschule
eine Systemstudie durchgefiihrt, bei der es darum ging, alle Komponenten einer
Kette computerunterstiitzt durchzuspielen und herauszufinden, welches die
wesentlichen Faktoren fiir den Erfolg bzw. das Scheitern einer solchen Kette
sind.

Die Studenten gingen erst einmal von den quantitativen Faktoren, die fiir
konventionelle Betriebe wichtig sind, aus. Dazu zdhlen unter anderem die
Produktivititssteigerung, der Gewinn und die Mitarbeiterzahl. Diese haben sie
mit den Faktoren, die fiir solidarische Betriebe wesentlich sind, ergidnzt, wie z.B.
,Motivation®, ,,Vertrauen* und ,,Interne Transparenz®.

Ihr Ziel war es, ein ganzheitliches Modell der Kette zu erstellen, das die Kette
nicht bis ins kleinste Detail beschreibt, sondern die Zusammenhénge zwischen
allen Beteiligten, ihren Tétigkeiten, thren Empfindungen, usw. aufzeigt.

Die ersten Ergebnisse zeigen, dass qualitative und quantitative Einfliisse von
besonderer Bedeutung sind. Die ,,Arbeitsbedingungen®, die ,,Motivation der Be-
schiftigten* und die ,,0kologische Ausrichtung* sind besonders stark in die Ab-
laufe der textilen Kette eingebunden.

Wesentlich fiir die aktive Steuerung der Kette sind ,,Bildung®, ,,Produktquali-
tat“ und der ,,Grad an Selbstverwaltung®. Das bedeutet, dass besonders viel
Energie beim Aufbau und spiteren Betrieb des Textilverbundes z.B. auf die
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Aus- und Weiterbildung aller Beschiftigten zu verwenden ist. Dann erreicht
man schnell positive Effekte, die sich auf andere Bereiche der Kette auswirken.

Weniger wichtig fiir die gezielte Steuerung sind Faktoren wie der Verkaufs-
preis und die Akzeptanz der Kette in der Region, weil diese vor allem auf die
aktiveren Komponenten reagieren und somit weniger fiir eine gezielte Steuerung
geeignet sind. Erhoht man zum Beispiel den Verkaufspreis, erreicht man nur
kurzfristig einen hoheren Gewinn, weil dadurch die Nachfrage nach dem
Produkt sinkt. Aus dem prototypischen Idealbild der Kette lassen sich jedoch
wichtige Erkenntnisse fiir den allmdhlichen Aufbau gewinnen, welches dann
eine Entscheidungshilfe ist, wenn es um die Auswahl der eingesetzten Rohstoffe
oder um die Rechtsform geht. Wird es z.B. eine Genossenschaft oder ein Ver-
ein? Am Computer konnen hierfiir verschiedene Szenarien entwickelt und auf
thre Auswirkungen hin tberpriift werden, so dass Schritt fiir Schritt ein
konsistentes und konsensfdhiges Bild einer unabhingigen und selbstverwalteten
Produktionsgemeinschaft entsteht.
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Konsum und Akzeptanz

Von August bis Oktober 2008 fiihrten wir in Kassel eine quantitative Umfrage
zu Konsum und Akzeptanz von 6kologischer Kleidung durch. Diese sollte uns
einen Uberblick iiber die Meinung zu und die vorherrschenden Kenntnisse iiber
umweltschonend und sozialvertridglich hergestellte Kleidung verschaffen. In
dieser Zeit konnten wir 335 Menschen zwischen 14 und 65 Jahren befragen. Der
Altersdurchschnitt lag bei 31 Jahren. 63% der Befragten waren Frauen und 37%
Minner.

Der Fragebogen begann mit einer allgemeinen Frage zum Verstindnis von
okologischer Kleidung: Immerhin 40 % der Befragten gaben an, dass sie
darunter eine ,,umweltfreundliche Produktion® verstehen. 37% verstehen unter
»okologischer Kleidung® eine chemiefreie Herstellung. Dies ist aber nur ein
Aspekt einer umweltfreundlichen Kleidung, weil dazu u.a. auch die Produktion
aus Naturfasern zihlt, was 26% der Befragten angaben. Fiir sie ist Okokleidung
ein Naturprodukt. Dabei verwendeten sie Begriffe wie z.B. ,,synthetikfrei* oder
»aus Baumwolle®. Interessant ist, dass ein Viertel der Befragten ,,faire Arbeits-
bedingungen* als ein Kriterium fiir 6kologisch produzierte Kleidung betrachtet.
Sie nannten Begriffe wie ,fair trade®, ,,faire Lohne* und/oder ,keine Kinder-
arbeit”. Hier gibt es offensichtlich wirkungsvolle Bildungsarbeit bzw. Medien-
prasenz, die die Aufmerksamkeit der Bevolkerung immer mal wieder auf die
ungerechten und schlechten Arbeitsbedingungen in den Produktionslindern
lenken. 2% der Befragten gaben ,Nachhaltigkeit an, auch hier muss offen
bleiben, was konkret damit gemeint war. Sehen die Personen Nachhaltigkeit
ganzheitlich oder in diesem Fall nur bezogen auf die Bereiche Okologie
und/oder Soziales? Dies lieBe sich zumindest aus den vorherigen Antworten
schlieBen. 39% der Befragten gaben an, bereits 6kologische Kleidung gekauft zu
haben. Diese Aussage ist schwierig zu bewerten, da, wie eben erwihnt, ein
Viertel der Befragten darunter auch einfach Kleidung aus Naturfasern verstehen.
Und ein aus 100% Baumwolle bestehendes Kleidungsstiick nicht zwangslaufig
als umweltfreundlich zu bezeichnen ist. 30% der Befragten konnten gar keine
Angaben machen und ein weiteres Drittel ist sich sicher, noch nie umwelt-
freundlich produzierte Kleidung gekauft zu haben.
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Grafik 8: Frage: Hast Du schon mal 6kologische Kleidung gekauft?



246 Cindy Voller

Weiterhin gaben 43% der Frauen und 60% der Méanner an, dass sie nicht be-
urteilen konnen, ob ihnen 6kologische Kleidung gefallt bzw. sich noch nicht mit
dem Thema auseinandergesetzt haben. Andere empfanden sie als langweilig,
klischeehaft oder unmodisch. Diese Aussagen decken sich mit dem, was wir
auch empfinden und zeigen, dass es eine Gruppe gibt, die der Okologische
Textilmarkt noch nicht oder nur wenig erreicht.

In der nachsten Grafik ist zu sehen, dass Frauen scheinbar bewusster ein-
kaufen gehen. 73% der befragten Frauen haben schon 6kologische Mode ge-
kauft, wohingegen nur 26% der Mianner dies angaben. Auch beim Alter zeigen
sich deutliche Unterschiede. Die meisten der Kiufer 6kologischer Kleidung sind
zwischen 19 und 30 Jahre alt, was unserer Zielgruppe entspricht. Von den Be-
fragten zwischen 31 und 40 kauft ein Viertel Okokleidung und von den iiber 51-
jahrigen gaben dies lediglich 4% an. Dies kann man zuriickfiihren auf ein ver-
dndertes Umweltbewusstsein in den letzten Jahren. Trotzdem ist auch diese
Frage mit Vorbehalt zu bewerten, da das Wissen iiber dkologisch hergestellte
Kleidung doch sehr liickenhaft scheint.
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Grafik 9: Frage: Wie gefillt Dir die 6kologische Kleidung, die es momentan auf
dem Markt gibt? (nach Geschlecht getrennt)
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Grafik 10: Kaufverhalten nach Alter und Geschlecht

Eine Ursache konnte auch das mangelnde Interesse an den Herstellungs-
prozessen von Kleidung sein. Nur 5% der Befragten war es ,,sehr wichtig* iiber
diese Prozesse Bescheid zu wissen. 34% meinten dass es ihnen ,,wichtig® sei,
45% ist es ,,weniger wichtig® und 11% scheint es mehr oder weniger egal zu
sein.

Auf die Frage ,Informierst Du Dich {iber die Herstellungsbedingungen Deiner
Kleidung?*“ antworteten 42%, dass sie sich ,,nie* dariiber informieren, 8 % oft,
24 % manchmal und 25 % selten. Das heil3t, dass immerhin mehr als die Hélfte
sich liber die Herstellungsbedingungen informiert, wenn auch nur sporadisch.
Eine verstirkte Aufklarung beziiglich der 6kologischen und sozialen Folgen der
Kleidungsproduktion ist notwendig, um die Problematik zu verdeutlichen und
ein bewussteres Kaufverhalten der Konsumenten zu erreichen.
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Grafik 12: Frage: Informierst Du Dich {iber die Herstellungsbedingungen Deiner
Kleidung?
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Bestitigt wird dies durch die Antworten auf die Frage ,,Achtest Du auf das Her-
kunftsland Deiner Kleidung?*.

37% schauen beim Kleidungskauf ,,nie* auf das Herkunftsland
14% ,,oft*

29% ,,manchmal‘ und

21% ,,selten®.

Vorschlag: Die Prozentzahlen zeigen, dass das Herkunftsland keine grofle
Rolle beim Kauf eines Kleidungsstiickes spielt, lediglich 14% achten ,,oft*
darauf. Dies trotz eines allgemeinen Wissens iiber die Produktionsbedingungen
in der Textilbranche, die in den letzten Jahren nur punktuell verbessert werden
konnten. Die Transparenz eines Kleidungsstiickes bleibt weiterhin verschliisselt.

Die wichtigsten Ergebnisse der Umfrage sind, dass es eine Gruppe gibt, die
vom Okologischen Textilmarkt noch nicht bedient wird. Weiterhin ist ein
Bewusstsein vorhanden, wenn auch in geringem Mal, vor allem bei Frauen und
in der Altersklasse der 19 bis 31jdhrigen und das sagt uns, dass die Aufklarungs-
arbeit liber Anbau und Weiterverarbeitung textiler Produkte wesentlich ist, um
umweltfreundliche und sozialvertrdagliche Kleidung anbieten zu konnen. Dies
gilt nicht nur fiir eine solidarisch organisierte Kette, sondern fiir alle Kleidungs-
produzenten dieser Branche.
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Grafik 13: Frage: Achtest Du auf das Herkunftsland Deiner Kleidung?



250 Cindy Voller

Ergebnisse

Unsere Ergebnisse zeigen insgesamt, dass in Nordhessen ein Bedarf an oko-
logischer Kleidung besteht und es existiert ein geringes Wissen iber 0ko-
logische Kleidung, welches durch gezielte Aufkldrungsarbeit gefordert werden
kann.

Weiterhin gibt es ein hohes landwirtschaftliches Potential, so dass Faser-
pflanzen angebaut werden konnen.

Die wirtschaftliche Situation der moglichen Akteure ist leider schlecht, bietet
aber die Moglichkeit mit diesen Akteuren eine solidarische Kette aufzubauen.
Weiterhin sind bestehende Betriebe vorhanden, die, wenn sie denn Interesse
haben, aufgenommen werden konnen.

Wie geht es weiter?

Uns stellen sich nun die Fragen, wie wir an dem Projekt weiterarbeiten konnen.
Beziiglich der Durchfiihrbarkeit sind noch einige Fragen offen. Sollten wir also
zunichst noch weitere Informationen liber die Herstellung von Kleidung, die
Durchfiihrbarkeit eines solchen Projektes etc. einholen, also weiter forschen?
Oder sollten wir selber ein Modelabel griinden, so zu sagen ,,das Pferd von
hinten aufzdumen®, um dann nach und nach die Kette aufzubauen? Dabei
konnten wir mit dhnlichen bestehenden Ketten, z.B. in Frankreich kooperieren.
Eine andere Frage ist, welche Rolle wir beim Aufbau der Kette spielen. Sind wir
Berater fiir die einzelnen Betriebe und/oder Koordinatoren des gesamten
Projektes? Vielleicht sollten wir auch nur die einzelnen Akteure zusammen
bringen, damit diese dann selbstindig eine Kette aufbauen? Dies wiirde be-
deuten, dass die Akteure sich selbst organisieren miissten, was natiirlich das
Risiko birgt, dass eine Kette entgegen unseres Konzeptes entsteht. Vielleicht
starten wir aber auch eine Bildungs- bzw. Aufklarungskampagne, die sich nicht
nur an die breite Offentlichkeit wendet, sondern gezielt an die Landwirte,
Schifer, Textilhersteller, Schneider usw., wodurch wiederum die Akteure zu-
sammengebracht werden konnten und aus diesen Kontakten und der Auf-
klarungsarbeit eine Kette entstehen kann.

Ergebnisse der Diskussion

Die Diskussion war rege und die Anwesenden begeistert von dem Konzept.
Daraus ergaben sich folgende Arbeitsschritte:

- Erstellung eines Unternehmenskonzeptes
- Besuch in Ardelaine

Erst kiirzlich wurden in den Medien beispielhaft die Produktionsbedingungen
bestimmter Hersteller angeprangert, auch die Qualitdt der Produkte wurde bei
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vielen grofen Textilunternehmen als ,,mangelhaft” bewertet. Eine gezielte
Offentlichkeitsarbeit der Projektgruppe, im lokalen Raum und auch dariiber
hinaus, kann aufgrund der negativen Schlagzeilen Gehor finden und regionale
Akteure, u.a. aus der Textilbranche, ansprechen. Der gezielte Austausch mit den
regionalen Betrieben, beispielsweise durch Vortrage und Diskussionen, kann das
Projekt in der Realitét entstehen lassen.

Im Sinne der Projektidee soll eine Doktorarbeit den Aufbau der Kette be-
gleiten und wissenschaftlich die Zusammenhdnge und die Bedeutung
solidarischer Produktionsketten fiir eine nachhaltige Regionalentwicklung auf-
zeigen. Aus der Diskussion ergab sich die Moglichkeit und auch die Wichtigkeit
des Austausches mit Ardelaine, einer erfahrenen Gruppe, die bereits seit 30
Jahren regional und 6kologisch Kleidung produziert. An diesem Projekt wird
vor allem die Bedeutung fiir die Regionalentwicklung sichtbar. Uber den
Produktionsprozess hinaus entstanden dort beispielsweise gut besuchte Museen,
was BesucherInnen allerorts anzog und die Region damit kulturell belebte.

Im Detail soll die Umsetzung der Projektidee durch quantitative und
qualitative Untersuchungen unterstiitzt, der Austausch unter den Akteuren
organisiert und der Prozess wissenschaftlich begleitet werden.
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Es ist allemal besser, Arbeit zu finanzieren
als Arbeitslosigkeit.?

Franz Segbers

Das grof3e Interesse an Sozialgenossenschaften zeigt ein doppeltes: Zum einen
driickt sich darin aus, dass neue Wege zur Bekdmpfung der Arbeitslosigkeit ge-
gangen werden miissen, da die bisherigen Arbeitsmarktreformen bislang nicht
das erwartete Ergebnis erbracht haben. Zum anderen: Es ist auch Zeit, erneut
dariiber nachzudenken, dass es nicht darum gehen kann, Arbeit um jeden Preis
und zu jedem Preis zu schaffen. Wir brauchen auch eine Debatte dariiber, wie
menschenwiirdige Arbeit aussehen kann.

Die Ausgangslage ist bekannt: etwa sechs Millionen Menschen gelten in
Deutschland als arbeitslos. Der Niedriglohnsektor wurde zwar kréftig ausgebaut,
doch die Erwerbslosigkeit dadurch keineswegs verringert. Es ist mit einer
dauerhaften, strukturellen Arbeitslosigkeit zu rechnen, die in immer weitere
Schichten der Bevolkerung hineinreichen wird. Die anhaltende Massenarbeits-
losigkeit ist ein gravierendes gesellschaftliches Problem — haufig mit erheb-
lichen Folgen fiir die davon betroffenen Menschen. Manche Okonomen und
Politiker propagieren, Arbeit miisse nur billiger werden, dann werde sie auf dem
Markt schon wieder nachgefragt. Fast eine Millionen Menschen arbeiten bereits
jetzt zu Armutslohnen, die so niedrig sind, dass sie weniger verdienen als ein
Arbeitsloser vom Staat bekommt. Lingst haben wir einen real existierenden
Mindestlohn zu den Bedingungen von Hartz IV. Ist Billigarbeit zu jedem Preis
und um jeden Preis die einzige Losung?

Trotz Arbeitslosigkeit liegt Arbeit brach. Es miissen Wege gefunden werden,
gesellschaftlich sinnvolle und notwendige Arbeit im sozialen oder kologischen
Sektor zu schaffen und zu finanzieren. Nur einige seien genannt: Dienst-
leistungen fiir dltere Menschen, Dienstleistungen zur Verbesserung kommunaler
Serviceleistungen, haushaltsnahe Arbeit, Pflege der Kulturlandschaft. Der
Wohlstand zeigt sich nicht allein im Bruttoinlandsprodukt, sondern auch in
Arbeit fiir ein gerechtes und menschenfreundliches Gemeinwesen.

An dieser Stelle wollen wir liber neue Wege nachdenken: Nicht Ich-AG,
sondern Genossenschaften konnten eine Losung sein. Es ist hochste Zeit, sich
wieder auf Erfahrungen zuriickzubesinnen, die Menschen zu Beginn der
Industrialisierung gemacht haben. Der Griinder der Diakonie Johann Hinrich
Wichern hatte bereits 1848 gefordert, dass soziale Dienstleistungen nicht aus-
reichen, er nannte das noch ,,Rettende Liebe®“. Auch staatliche Sozialpolitik

* Leicht gekiirzte Fassung eines Vortrages, den der Autor zum Auftakt der Tagung , Neue
Arbeit durch Sozialgenossenschaften!?* in Rheinland-Pfalz am 3.5.2006 hielt.
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reicht nicht aus — er sprach von ,,gestaltender liebe*. Notig seien ,,Assoziationen
der Hilfebediirftigen* selber, also Genossenschaften.

Weltweit, aber auch hierzulande gibt es eine Renaissance der Genossen-
schaftsidee. Wir hoéren von Erfahrungen, die zeigen, dass durch Genossen-
schaften arbeitslose Menschen Arbeit bekommen haben und notwendige Dienst-
leistungen angeboten wurden.

Es ist allemal besser Arbeit zu finanzieren als Arbeitslosigkeit. Warum lieen
sich nicht die bisherigen Ausgaben fiir Arbeitslosigkeit gebiindelt fiir die
Finanzierung sozialversicherungspflichtiger Arbeitsplitze im sozialen Bereich
ausgeben und dadurch Genossenschaften die Arbeit ermdglichen. Warum
werden nicht die sogenannten Passivleistungen in Aktivleistungen fiir arbeits-
lose Menschen umgewandelt. Rechtlich wire das durchaus moglich. Dabei
wiirde ausgeschlossen, dass bestehende Arbeitspldtze vernichtet werden. Es ent-
stiinden neue Beschiftigungsfelder. Warum lassen sich nicht die finanziellen
Mittel, die derzeit fiir Arbeitslosengeld II ausgegeben werden, in aktive Mittel
fiir erwerbslose Menschen umwandeln?

Von Hannah Arendt stammt der Satz: ,,Macht entspringt der menschlichen
Fahigkeit, nicht nur zu handeln oder etwas zu tun, sondern sich mit anderen zu-
sammen zu schliefen und im Einvernehmen mit ihnen zu handeln.* Genossen-
schaften sind solche Orte, wo Menschen sich zusammentun und ihre Leben in
die eigene Hand nehmen.

Wir konnen gemeinsam {lberlegen, was wir als Wohlfahrtsverbdnde ge-
meinsam mit der Politik tun kénnen, dass Menschen sich selber organisieren
konnen um zu arbeiten, um anders zu arbeiten, um gemeinsam anders zu
arbeiten.

Genossenschaften haben drei Akzente, die sie auch fiir soziale Arbeit
interessant machen: Partizipation, Empowerment und Selbstverantwortung. Auf
diese Weise wird vermieden, dass Betroffene entmiindigt und betreut werden.
Jeder hat Fihigkeiten, die er einbringen kann zum Wohle eines Gemeinwesens.
Genossenschaften ermdglichen Selbstverantwortung und Selbstachtung.

Wir wollen also heute einen Stein ins Rollen bringen. Aus Betroffenen, denen
der Arbeitsmarkt keine Chancen mehr bieten kann, konnen durch Genossen-
schaften Menschen werden, die ihr Leben selber in die Hand nehmen.

Es gibt so viel zu tun fiir ein blilhendes Gemeinwesen. Da braucht ein Dorf
einen Dorfladen. Alle reden von der Demografie. Nehmen wir die Heraus-
forderung auf und bieten haushaltsnahe Dienstleistungen an, damit éltere
Menschen moglichst lange selbstbestimmt leben kdnnen. Wir brauchen die
Forderung von Kindern in benachteiligten Stadtteilen. So viel Arbeit liegt brach
und wird nicht getan. Sozialgenossenschaften sind dafiir geeignet. Sie werden so
genannt, weil sie im sozialen Sektor tétig sind. Ich habe den Traum, dass es
Sozialgenossenschaften gibt, die sich in der Pflege und in haushaltsnahen
Dienstleistungen engagieren.
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Wie konnen wir diesen Stein ins Rollen bringen? Wie konnen wir als Wohl-
fahrtsverbande Menschen fordern, dass sie ihr Leben selber in die Hand nehmen
konnen? Wie konnte ein solches Unterstiitzungsmanagement aussehen?

Ich glaube, dass genossenschaftliche Projekte gut in die politische Landschaft
unseres Bundeslandes passen. Der Ministerprdasident hat das Leitbild der
Biirgergesellschaft vor Augen. Biirgerschaftliche und genossenschaftliche
Selbstorganisation passt gut zu diesem Leitbild. Als Genossenschaften erwarten
sie gerade nicht alles vom Staat und auch nicht vom Markt. Die aktive
Forderung von Genossenschaften wire ein gutes Beispiel fiir einen wirklich
fordernden Staat.

Im Herbst 2005 hat die Landesregierung mit der LIGA der Spitzenverbande
der freien Wohlfahrtspflege Rheinland-Pfalz eine Charta fiir ein soziales Rhein-
land-Pfalz verabschiedet. Darin heif3t es iiber die Grundlagen des Sozialstaates,
in dem wir leben wollen:

,Wir wollen eine Gesellschaft, die Bilirgerinnen und Biirger zur Solidaritit mit
anderen ermutigt und sie stirkt, im Rahmen ihrer Moglichkeiten fiir sich und
andere Verantwortung wahrzunehmen.*

Das konnte ein Motto fiir Sozialgenossenschaften sein.

Literatur zum Thema der Sozialgenossenschaften

1 Burghard Flieger: Sozialgenossenschaften — wirtschaftliche und soziale Ver-
antwortung miteinander verbinden, in: Kliiser, Anne / Maier, Hugo (Hg.): Selb-
standige in der Sozialen Arbeit — Grundlagen und Projekte, Koln 2009.

1 Flieger, Burghard (2003): Sozialgenossenschaften. Wege zu mehr Be-
schiftigung, biirgerschaftlichem Engagement und Arbeitsformen der Zukunft,
Hrsg. Bundesverein zur Forderung des Genossenschaftsgedankens / Parititische
Bundesakademie, Neu-Ulm.

] Flieger, Burghard (2005): Selbsthilfegenossenschaften - Grundidee und
Losungsansétze fiir ihre Verbreitung, in: Clarita Miiller-Plantenberg, Wolfgang
Nitsch, Irmtraud Schlosser (Hg.): Solidarische Okonomie in Brasilien und
Europa - Wege zur konkreten Utopie, Kassel, S. 161-189.

"1 Flieger, Burghard (2008): Sozialgenossenschaften, in: Bernd Maelicke (Hg.):
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Gesundheit, Familie und Frauen, Baden-Wiirttemberg (Hg.) (1991): Selbsthilfe
im Alter und Seniorengenossenschaften, Stuttgart, September.

Griindungsberatung?

Um bei der Griindung von Sozialgenossenschaften, unnotige Fehler zu ver-
meiden, lohnt es sich, ausreichend Unterstiitzung zu holen. Informationen und
Hilfen fiir Neugriindungen sind vor allem erhéltlich bei:

[Jder innova eG, ein Zusammenschluss von Organisationen, die sich der
Weiterentwicklung genossenschaftlicher Strukturen verschrieben haben. Sie
bietet vor allem fiir soziale Organisationen und Arbeitslosengruppen Quali-
fizierungen, Beratungen und viele weitere professionelle Unterstiitzungen an.
Kontakt: Kurt-Eisner-Str. 41, 04275 Leipzig, , Tel.:0341/6810985, Email:
info@innova-eg.de, www.innova-eg.de.

'] dem Bundesverein zur Forderung des Genossenschaftsgedankens e.V.,
der seit zwanzig Jahren bei der Lobby- und Offentlichkeitsarbeit zugunsten des
Genossenschaftsgedankens mit vielen Erfolgen aktiv ist. Mitgliedschaftsantrige
sind hier ausdriicklich erwiinscht.

Kontakt: Bundesverein zur Férderung des Genossenschaftsgedankens e.V., Uwe
Witte, Mariannenstral3e 48, 10997 Berlin, info@genossenschaftsgedanke.de,
www.genossenschaftsgedanke.de

] dem Zentralverband Deutscher Konsumgenossenschaften, ZdK, der
Rechtsberatung und Hilfen zur Vorbereitung der genossenschaftlichen
Griindungspriifung gibt. Kontakt: Baumeisterstrafle 2, 20099 Hamburg,
Tel.: 040/2351979-79, info@zdk-hamburg.de, www.zdk-hamburg.de

] dem Priifungsverband fiir kleine und mittlere Genossenschaften, der be-

sonders im Bereich von Neugriindungen aktiv ist und bundesweit iiber die

Priifungsberechtigung verfligt.

Kontakt: Boxhagener Stralle 76-78, 10245 Berlin, Tel.: 030/26551236,
pkmg@pruefungsverband.de, www.pruefungsverband.de.

» Zusammengestellt nach Burghard Flieger: Sozialgenossenschaften — wirtschaftliche und
soziale Verantwortung miteinander verbinden, in: Kliiser, Anne / Maier, Hugo (Hg.): Selb-
standige in der Sozialen Arbeit — Grundlagen und Projekte.
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Vielfalt von Kultur erhalten
Kulturgenossenschaften als Leuchtturme

Burghard Flieger

Die Kultur in Deutschland befindet sich im Umbruch. Das ist immer der Fall,
bedingt durch den stdndigen kulturellen Wandel aller modernen Gesellschaften.
Zusitzlich wird der gegenwartige Umbruch aber massiv verscharft durch an-
stehende erhebliche Kiirzungen in weiten Teilen der Kultureinrichtungen.
Privatisierungen, Sponsorensuche und unterschiedliche Formen der Kommerzia-
lisierung sind die Folge. Lassen sich dafiir nicht andere Formen finden? Kdnnte
in vielen Fillen nicht auch biirgerschaftliches Engagement eine Alternative zum
(Aus-)Verkauf kultureller Einrichtungen sein? Kulturgenossenschaften sind eine
solche denkbare, in Deutschland bisher stark vernachléssigte Perspektive.

Was sind Kulturgenossenschaften

Dem Begriff Kulturgenossenschaften kann ein breites Spektrum, in sehr unter-
schiedlichen Bereichen wirtschaftlich titiger Genossenschaften zugeordnet
werden, deren Mitglieder oder Beschéftigte dem kulturellen Sektor zuzurechnen
sind. Insofern beinhaltet die Bezeichnung Kulturgenossenschaften eine Zu-
ordnung zum Kultursektor, in dem diese Genossenschaften wirtschaftlich
agieren. Unterscheiden lassen sich u.a.:

1. Kulturgenossenschaften biirgerschaftlichen Engagements,

2. Professionelle Kulturgenossenschaften sowie

3. Genossenschaftliche Unterstiitzungseinrichtungen fiir Kultur.

Nur die professionellen Kulturgenossenschaften konnen produktivgenossen-
schaftlichen Charakter aufweisen, wéihrend der starker verbreitete hilfsgenossen-
schaftliche Charakter fiir alle drei Ansitze in Frage kommt. Produktivgenossen-
schaften sind es, wenn zumindest ein nennenswerter Teil der Mitglieder auch
Beschiftigte der Genossenschaft sind oder iliber diese regelmiflig bezahlte
Arbeit erhalten, die nicht in irgendeiner Form der Selbstindigkeit oder Sub-
unternehmerschaft ausgefiihrt wird. Der hilfs- oder fordergenossenschaftliche
Charakter ist gegeben, wenn die Mitglieder iiber diese Genossenschaften
Leistungen beziehen oder einbringen, die der ergédnzenden Unterstiitzung ihrer
wirtschaftlichen Téatigkeit oder ihrer Reproduktion bzw. ihres Kulturkonsums im
weitesten Sinne dienen.

Hintergrund vieler Neugriindungen

Kultur ist wichtiger Bestandteil jeder Gesellschaft. Doch wer bezahlt sie? In
Deutschland wird ein vergleichsweise hoher Anteil vom Staat finanziert,
wihrend nur ein kleiner Teil von privater Seite Unterstiitzung erfahrt. In Zeiten
knapper staatlicher Kassen wichst aber in der gesamten Kulturbranche der
Zwang zu mehr Einnahmen aus dem privaten Sektor. Nach Artikel 151 des EG-
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Vertrages sowie Artikel 22 der Charta der Grundrechte der Européischen Union
ist es Ziel der europdischen Kulturpolitik, die kulturelle Vielfalt in Europa zu
bewahren und zu fordern. Ebenso sollte diese einen breiten Zugang fiir die
Offentlichkeit zu Kulturangeboten gewihrleisten und somit eine Plattform fiir
kiinstlerische und kulturelle Entfaltung bieten. Davon ist in der Kulturpolitik
zurzeit wenig die Rede.

TIM ZULAUF/ KIMIUPRODUKTIONEN

(Fenossonsshad-
/
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THEATER

MIT: ARIANE ANDEREGGEN,

SASCHA GERSAK, CHRISTOPH RATH,
URSULA REITER, ANDREAS STORM,
WANDA WYLOWA

15.-17. MAI

TICKETS & INFOS:
WWW . GESSNERALLEE . CH
044 225 81 11

GESSNER
ALLEE

Theaterplakat »Genossenschaft jetzt« ein Stiick, bei dem die Zuschauer iiber
die Entwicklung der Genossenschaft — Kommerzialisierung oder Hochhalten der
Ideale — mitentscheiden diirfen.

Im Gegenteil: Immer wieder werden Diskussionen gefiihrt, welche Kulturein-
richtungen iiberfliissig sind und wie die iibrigen ,,wettbewerbsfahig® gehalten
werden konnen. Hintergrund ist die brisante Frage, ob zur Finanzierung 6ffentli-
cher Kulturanstalten die Haushaltskassen ausreichen und wenn nicht, ob diese
privatisiert oder gar geschlossen werden miissen. In vielen Fillen bietet sich hier
als politische Alternative, die genossenschaftliche Selbsthilfe an. Soll kulturelle
Vielfalt vor Ort erhalten oder ausgebaut werden, sind Genossenschaften eine
wichtige Variante, liber die in der Bundesrepublik bisher viel zu wenig nach-
gedacht wird. Dennoch existieren in Deutschland einige kulturgenossenschaft-
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liche Ansitze, denen Pionierfunktionen in der Kulturbranche zukommen. Sie
setzen fiir den Erhalt oder die Weiterentwicklung von Kultur wichtige Impulse.

Genossenschaftliche Pioniere

Dass Kultureinrichtungen wie Theater genossenschaftlich betrieben werden, ist
in der Schweiz haufiger anzutreffen. Beispiele befinden sich in Basel, Ziirich,
Chur und Bern. Dagegen kann das ,,Theater Ansbach — Kultur am Schloss eG*
(www.theater-ansbach.de) in Deutschland als Exot eingestuft werden. Seit 1919
sorgt in der mittelfrinkischen Bezirkshauptstadt die Genossenschaft fiir einen
Gastspielbetrieb mit Tourneetheatern. Aktuell ist das Theater auf dem besten
Weg, sich neu zu einem Kleinod zu entwickeln. Hintergrund hierfiir: Der ehe-
malige Bundesminister Carl-Dieter Spranger, Vorstand der Genossenschaft, liell
sich von Experten beraten und fand Mitstreiter in der Kommunalpolitik. Dann
ging es schnell. 2007 war mit Jirgen Eick ein engagierter Intendant gefunden.
Seit Herbst 2008 lauft der Spielbetrieb, der auf einem Drei-Sdulen-Modell ba-
siert: Eigenproduktionen, Koproduktionen und Gastspiele.

Ebenfalls eine Genossenschaft mit Tradition ist die Kiinstlergenossenschaft
»KunsttBau‘ in Dresden. Immerhin hat sie bereits ihr 50jdhriges Bestehen ge-
feiert. Gegriindet wurde sie im Sommer 1958 von einer Handvoll Kiinstler, die
gerade ihr Studium beendet hatten. Sie suchten zielstrebig nach Arbeitsorten und
-moglichkeiten, um ithr Konnen anzuwenden und um sich an den groflen Ver-
dnderungen und dem Aufbau der Kultur im Lande zu beteiligen. Heute ist das
Ateliergrundstiick Veranstaltungsort fiir verschiedene kulturelle Ereignisse wie
Konzerte, Lesungen, Vortrage und Ausstellungsort fiir die Geschichte des Hau-
ses und die hier wirkenden Kiinstler. Der weitldufige Skulpturenpark des Grund-
stiickes wurde wiederbelebt und mit Werken Edmund Moellers und anderer
Kiinstler erweitert. Trotzdem ist der urspriingliche Gedanke, einen Ort zu schaf-
fen, an dem in einer Gemeinschaft kiinstlerisch gearbeitet werden kann, das
Hauptanliegen auch der heute hier ansidssigen Kiinstler geblieben.

Sichern kultureller Nischen

Kulturgenossenschaften scheinen fiir stark vernachlédssigte Kultursegmente an
Bedeutung zu gewinnen. Dazu gehoren auf jeden Fall so genannte Programm-
kinos. Dies sind kleinere Kinos, die kiinstlerisch anspruchsvolle Autorenfilme
zeigen. Sie etablierten sich als Antwort auf die Versuche der angestammten
Kinoindustrie, kleineren Kinos das aktuelle Kinoprogramm vorzuenthalten. Sie
sind verglichen mit anderen Kinos von der Verleihstrategie und den Vorgaben
der Filmverleiher unabhéngig. Vorreiterfunktion hat hier das gemeinniitzige
Programmkino Aalen eG (www.kino-am-kocher.de). Nachahmer des Aalener
Modells, einer ehrenamtlichen Kinogenossenschaft, machen sich derzeit in
Wiirzburg und Ingolstadt auf den Weg.


blocked::blocked::http://www.theater-ansbach.de/
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Ebenfalls scheint die genossenschaftliche Rechtsform fiir den Erhalt von Kul-
turdenkmélern ,,entdeckt” zu werden. Die Wildenburg in Hellenthal in der Eifel
hat eine 800-jdhrige Geschichte. Die Genossenschaft Pro Wildenburg eG
(www.pro-wildenburg.de) will dem Burg-Ambiente und Ritter-Leben verstirkt
Aufmerksamkeit schenken. Den ehrenamtlichen Vorstinden gelang es immerhin
2007, eine schwarze Null zu erwirtschaften. Dafiir mussten sie die an-
geschlossene Ubernachtungs- und Begegnungsstitte gut auslasten. In eine #hn-
liche Richtung geht die Festhalle Annaberg-Buchholz eG. Sie verfolgt das Ziel,
dieses traditionelle Kongress- und Veranstaltungszentrum im Erzgebirge nicht
nur zu erhalten, sondern in der Region zu einem kulturellen, wirtschaftlichen,
aber auch kulinarischen Zentrum weiterzuentwickeln — ein hochgestecktes Ziel.

Unterstiitzung einzelner Einrichtungen

Eine groBere Breitenwirkung geht von Kulturgenossenschaften als Sekundér-
genossenschaften aus. Sie libernehmen Unterstiitzungsfunktion fiir einzelne Kul-
tureinrichtungen. Die Berlin Music Commission eG (www.berlin-music-
commission.de) und die digiCULT-Verbund eG 1.G. (digicult.museen-sh.de)
sind Beispiele hierfiir. Erstere versteht sich als iibergreifendes Netzwerk der
Musik- und Veranstaltungsbranche Berlins. Die Mitglieder kommen aus allen
Bereichen der mittelstindischen Musikwirtschaft, darunter Live Entertainment,
Recorded Music, Music Software und Music Media. Konzertveranstalter wie
Arena, Admiralspalast und Kesselhaus beteiligen sich. Ziel der ,,Berlin Music
Commission® ist es, sich als nationaler und internationaler Reprédsentant der
kleinen und mittelstdndischen Musikwirtschaft Berlins sowie als Tiiroffner fiir
die lokale Musikszene zu etablieren.

Fur eine Kulturgenossenschaft weist die digiCULT Verbund eG eine
eher komplexe Organisationsstruktur auf.

Eine der groflten Aufgaben fiir Museen und Sammlungen ist es heute, das kultu-
relle Erbe digital fiir viele verfiigbar zu machen. Ein GrofBteil der Sammlungen
bleibt in Magazinen verborgen oder ist nur kurze Zeit in Wechselausstellungen
zu sehen. Die digiCULT entwickelt fiir Museen in Schleswig-Holstein ein digi-
tales Gesamtkonzept zur Dokumentation der Museumsbestidnde. Kultur wird so
fiir jedermann zuganglich, eine Zukunftsaufgabe von Kulturpolitik.

Fiir solche Formen der Zusammenarbeit verschiedener Kultureinrichtungen
einer ,,Branche® stellt die Genossenschaft eine besonders rationale und zweck-
mifige Organisationsform dar, solange Wirtschaftlichkeit und Selbstidndigkeit
gleichzeitig verfolgt werden. Sie ermdglichen ohne Aufgabe der betrieblichen
Entscheidungsfreiheit Aufgaben, die sonst aufgrund finanzieller Uberforderung
nicht umgesetzt werden konnen, gemeinsam erfolgversprechend anzugehen —
eine der wichtigsten Zwecke genossenschaftlicher Selbsthilfe.


http://www.pro-wildenburg.de/

Solidarische Okonomie: Schritte, die anstehen

Es ist ein Anfang ... auch eine Chance
...dass es doch noch was anderes gibt!

Klaus-Dieter Utoff

Ich war schon einmal hier**. Und dann gab es eine lange Zeit, wo man geschafft
hat. Jetzt habe ich festgestellt, dass in diesem Forum die Solidarische Okonomie
lebt, dass es Menschen gibt, die sich dafiir begeistern. Es sind ja viele Er-
fahrungen ausgetauscht worden aus unterschiedlichen Bereichen so wie die
Podien aufgebaut wurden. Ich denke wenn das von uns gelebt wird — also was
ich jetzt mitnehme — dass man es weitervermittelt, dass man es weitergibt, wo
man Bekannte hat oder wo man Einfluss nehmen kann und dass man da
vielleicht auch in Deutschland auch bei den Gewerkschaften mehr verpflanzen
kann, dass vielleicht auch das Meinungsbild sich dndert.

Wir miissen einfach in der Geschwindigkeit, wie sich das Leben, die Oko-
nomie, die Geschwindigkeit der Einsichten, die daraus gezogen werden, ver-
andert, iiber neue Alternativen nachdenken. So klein wie der Kreis auch immer
ist.

Es ist ein Anfang und wenn sich der Kreis durch viele Zellen erweitert, dann
wird es halt ein groflerer Organismus. Und dieser groBere Organismus hat dann
auch eine Chance, den Menschen zu zeigen, dass es doch noch was anderes gibt
als das, was heute auf uns einstromt.

Also von der Seite her kann ich nur sagen, ich fand es ganz toll, dass die Stu-
denten mit ihrem Professor”’ da waren, weil das ist die Zukunft. Das, was wir
als Generation ein Stiick weit gelebt haben, dass das in die Hinde der Zukunft
kommt. Und ich fand es so toll die Zusammenfassung®®, dass genau der Kopf
dazu kommt, halt da ist. Und in dem Sinne habe ich Vertrauen und bin dankbar,
dass ich hier sein durfte.

2 Sommerschule Solidarische Okonomie in Brasilien und Europa 2004. Ergebnisse er-
schienen den Entwicklungsperspektiven 83/ 84 , Kassel University Press, Kassel 2005.
*’Prof. Dr. Hans Nutzinger.

28 Zusammenfassung der Ergebnisse der Podien von Dagmar Embshoff.



Drei Hite

Carl Davidson

Bei der Solidarischen Okonomie bin ich derjenige, der drei Hiite tréigt. Jeder von
ihnen hat mit der Solidarischen Okonomie zu tun. Also muss ich entscheiden,
welchen Hut ich trage.

...einen Lastwagen zu fahren ist leichter, wenn er sich schon mal

bewegt.
Also kurz gesagt: der erste Hut, den ich trage, ist meine Arbeit bei den Mit-
gliedern der United Steel Workers. Hier betrachten wir die Solidarische Oko-
nomie wie mit einem Laser Strahl. Wir schauen uns alles sehr genau an, die
blaugriine Industriepolitik, High-Tech, Manufaktur mit hohen Wertschopfungs-
raten. Dieses in den demokratischen Schulreformprozess einzubauen ist wichtig,
da die Schulen Teil davon sein miissen. Mondragon ist das Modell bei dem Auf-
bau von Biindnissen zwischen Sektoren und Kapital, daher trage ich in gewisser
Weise, den Hut, der sehr fokussiert, sehr technisch ist. Wir sind iiberzeugt, dass
das der Kern dessen ist, was wir tun miissen, um zu iiberleben und sowohl die
Wirtschaft als auch die Gesellschaft zu transformieren. Das ist also ein Hut. Und
ich habe etwas dariiber hier gelernt. Ich war sehr beeindruckt mit der Vielfalt
und den Studien, die durchgefiihrt werden. Wir sind sehr pragmatisch: ,,einen
Lastwagen zu fahren ist leichter wenn er sich schon mal bewegt.*

Der zweite Hut, den ich trage, ist der der Nationalen Leitung des US Solidari-
sche Okonomie Netzwerks (National Board of the US Solidarity Economy Net-
work, SEN). Und hier sehen wir es als unsere Aufgabe an, herauszufinden, wie
wir sehr integrierend sein konnen, einen hohen Grad der Inklusion erreichen und
all die verschiedenen Wege der Solidarischen Okonomie herausfinden konnen.
Es ist nicht nur Arbeit mit Genossenschaften. Es sind Frauen, die in New York
City Gebdaude reinigen. Sie mdchten sich zusammenschlieen; sie méchten eine
Genossenschaft griinden. Sie mochten ihre Werkzeuge gemeinsam benutzen;
sind sie Teil der Solidarischen Okonomie? Leute reiBen Hauser ab, sammeln
Materialien und verkaufen sie. Sind sie Teil der Solidarischen Okonomie? Fiir
den stddtischen Haushalt gibt es Massenversammlungen dariiber, wie das Geld
ausgegeben werden soll, ist das Teil der Solidarischen Okonomie? Es gibt Leu-
te, die mit Miill iiberleben, sind sie Teil der Solidarischen Okonomie? Und so
geht es immer weiter. Die Antwort lautet immer ,,ja*. All dieses ist Teil der So-
lidarischen Okonomie, obwohl es da Unterschiede gibt, das gebe ich zu. Also
gibt es da eine sehr kreative Energie. Es ist sehr wichtig fiir uns, sehr solide mit
diesen Leuten unter einem grofen Hut umzugehen. Es ist sehr hilfreich, die So-
lidarische Okonomie wachsen zu lassen. Wenn man mit normalen Leuten
spricht, dann ist ihre erste Frage “was ist die Solidarische Okonomie”, “was tut
thr”. Also brauchen wir diesen groflen Hut, um die Idee bekannt zu machen und
thr zum Wachstum zu verhelfen.
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Der dritte Hut, den ich trage, ist die Nationale Vizeprdsidentschaft einer sozi-
alistischen Organisation, hier in Deutschland kommt dem ,,Die Linke* am
nichsten. Und hier habe ich es in den letzten sieben Jahren zu meiner Aufgabe
gemacht zu versuchen, die Organisation davon zu iliberzeugen, dass die Solidari-
sche Okonomie sehr wichtig ist und sie sich da engagieren sollten. Und schlieB3-
lich nach sieben Jahren habe ich es geschafft. Wir sind die Organisation in den
Vereinigten Staaten, die die Ziele und Prinzipien der Solidarischen Okonomie
unterstitzen.

Aber auch hier sehen wir es anders als die erste Gruppe. Wir betrachten sie in
einem anderen Zusammenhang, wir sehen die Solidarische Okonomie als einen
Teil des Klassenkampfes. Es ist eine unter vielen. Dort sind u.a. viele Im-
migranten organisiert, die um ihre Rechte kidmpfen. Solidarische Okonomie
wird als ein und dasselbe in dem Kampf gesehen, den wir in der Wirtschaft auf-
nehmen konnen.

Der letzte Punkt, auf den ich hier hinweisen mochte, der meiner Ansicht nach
fiir alle drei Perspektiven wichtig ist. Ein alter Politiker, der ein Anfiihrer ge-
wesen war, der einige irische Weisheiten kannte, sagte: Ich kann ein nationaler
Anflihrer sein aber ich habe es ebenso als meine Aufgabe gesehen, einer Nach-
barschaft anzugehodren auf globaler Ebene und gleichzeitig daran teilzunehmen,
was vor Ort geschieht. Es gibt keinen Weg flir einen guten Anfiihrer. Letztlich
konnen Leute nur das reprasentieren, was an der Basis existiert. Man kann seine
ganze Zeit damit verbringen, von Kongress zu Kongress zu hiipfen, und nie eine
einzige Institution der Solidarischen Okonomie an der Basis zu griinden und ei-
nige Leute machen das so. Ich schlage vor, es andersherum zu tun, an der Basis
anzufangen, etwas aufzubauen, wovon man ein Teil ist, lokale Organisationen
aufzubauen, Netzwerke aufzubauen, globale Regeln aufzubauen und dann auf
internationale Konferenzen zu gehen. Dann hat man etwas, woriiber man reden
kann.

Aus dem Englischen Clarita Miiller-Plantenberg
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“Welche Art von Demokratie mussen wir entwickeln”
in allen drei Typen der Solidarischen Okonomie?

Bruno Roelants

Ich habe weniger Hiite als Carl Davidson, aber einer ist die Koordination des
Européischen Teils der Produktiv- und Sozialgenossenschaften und der andere
ist die Koordination auf der Welt-Ebene bezogen auf andere Lénder der Welt
(CECOP und CICOPA). Natiirlich hat meine Rolle in dieser Debatte damit zu
tun. Also von der Perspektive aus gesehen, geht es zunédchst einmal darum, die
genossenschaftlichen Organisationen in der Diskussion hier und ihre Qualititen
zu benennen. Zum Zweiten zu versuchen, das Potential fiir Austausch auf der
internationalen Ebene fiir diesen spezifischen Typ von Unternehmen und Orga-
nisationen zu ermoglichen.

Zuerst einmal muss ich Euch gratulieren zu der Organisation dieses Treffens
und zu dem Reifeprozess, den diese Gruppe und diese beginnende Bewegung
schon in Gang setzen konnten. Auch im Vergleich zu vor einigen Jahren ent-
wickeln sich die Dinge zumindest aus der Sicht der Bewusstseinsbildung und
aus der Sicht der beginnenden Mobilisierung. Ich finde es sehr gut aus der
Perspektive der Solidarischen Okonomie vorzugehen, insbesondere im
Deutschen Zusammenhang. Auch in anderen Zusammenhédngen merkt man,
wenn es dann dazu kommt, dass man schlieBlich mit konkreteren Aufgaben zu
Organisationen geht, dann — das beobachten wir — muss man sich etwas mehr
darauf konzentrieren, welchen Typ von Organisationen man entwickeln will.

Also ist der Beginn zunéchst sehr pluralistisch aber dann muss man klidren
wie die Organisationen sich strukturieren. Wir haben zwei Mitglieder, die mit
dem Interesse an Mobilisierung ein Seminar der Solidarischen Okonomie ent-
wickelt haben. Aber wenn es dann spiter zur konkreten Arbeit der
Strukturierung der Organisationen mit konkretem Ratschlag in Bezug auf
Unternehmenskonzepte kommt - all diese Arbeit der Wirtschaftsorganisation -
dann ist es sehr interessant zu sehen, dass vor allem der genossenschaftliche
Unternehmenstyp entwickelt wird. Das beobachten wir, ich habe die Zahlen ge-
sehen. Und dennoch arbeiten wir zu den verschiedenen Themen um die
Solidarische Okonomie im Allgemeinen und im Besondern herum.

Von dem, was ich hier hore, denke ich, dass ihr hier in dieselbe Richtung
geht.

Wir haben verschiedene Themen um die SO herum diskutiert: im All-
gemeinen und spezifisch in Bezug auf die Genossenschaften. Zunichst das
Thema der Insolvenz, das Thema der Ketten und zu einem gewissen Grad auch

%% «“what type of democracy we need to develop” in all three types of solidarity economy
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das Thema der Gruppen, denn Mondragon war Teil der Debatte und das ist eine
Gruppe. Jedes dieser Themen muss entwickelt werden.

Insolvenzen

In Bezug auf Insolvenzen und die Forderungen der Arbeiter, die wir dis-
kutierten, mochte ich die sehr konkrete Frage der Regulierung unterstreichen.
Ein reguliertes System, ist notig, das es ermdoglicht, dass alle diese Dinge ge-
schehen konnen und Biindnisse mit verschiedenen Kréften sind wichtig, ins-
besondere mit den Gewerkschaften in den Frithwarnsystemen. Sie sind voll-
kommen unersetzbar, wenn man eine win- win-Situation fiir diese Art von
Unternehmenstransformation in systematischer nicht nur zufilliger Weise er-
reichen will.

Ketten
Wir halten es fiir wichtig, bei den Ketten auf das zentrale Glied der Kette zu
achten. Man hat also die Kette und man hat verschiedene Teile, und man muss
die Aufmerksamkeit darauf richten, was das zentrale Glied der Kette ist. Natiir-
lich muss das Unternehmen sich um Kommerzialisierung etc. kiimmern, aber
man muss sich vor allem darauf konzentrieren, das zentrale Glied der Kette zu
kontrollieren. Das ist zumindest das, was wir bei allen Erfahrungen, nicht nur in
Deutschland, in Frankreich, Brasilien, England und Ghana beobachten. Also es
geht um die Kontrolle des zentralen Gliedes der Kette, das ist denke ich wichtig.
Bei all diesen Themen: Ketten, Insolvenzen und Gruppen gibt es zwei Dinge,
die fiir alle zentral sind.

Welche Art von Demokratie?

Erstens die Frage danach, “welche Art von Demokratie” miissen wir in den drei
Typen von Solidarischer Okonomie entwickeln. Partizipation wurde erwihnt, sie
ist wichtig. Qualitét ist absolut zentral und sie ist sehr wesentlich auch jenseits
der Frage, ob wir in der Organisation stark sind. Worum geht es da? Natiirlich
geht es um Teilnahme und was ist die Qualitdt der Arbeit? Wir verbringen tag-
lich 8-10 Stunden bei unserer Arbeit. Wie bewerten wir sie? Ich brauche keine
besondere Untersuchung, um herauszufinden, wie viele Selbstmorde in Ge-
nossenschaften stattfinden. Wir konnen keine Selbstmorde in Arbeitergenossen-
schaften finden. Die Franzosen haben jetzt eine Uberpriifungsstelle fiir Selbst-
morde eingerichtet, da ihre Zahl wirklich zunimmt, sie werden wirklich ende-
misch. Das geschieht nur, wenn Leuten der Sinn ihrer Arbeit verloren geht.
Auch durch Teilnahme, kann man sogar Selbstmorde verhindern. Es ist sicher-
lich wichtig, seinem Leben einen Sinn zu geben, und Du kannst sogar Selbst-
mord verhindern.

Kontrolle in der Demokratie
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Wir sind mit anderen Organisationstypen im kapitalistischen System konfron-
tiert, die versuchen, mit jedwedem Mittel zu kontrollieren. Kontrolle ist fiir De-
mokratie sehr wichtig: wer kontrolliert sie? Wir miissen uns auf Kontrolle durch
Teilnahme konzentrieren, und darauf, die Solidarische Okonomie und die Ge-
nossenschaftsbewegung auszubilden.

Konsolidierung der Demokratie: Institutionen auf der Meso-Ebene
SchlieBlich gibt es die Frage nach den Institutionen auf der Meso-Ebene. Man
muss die Meso-Ebene entwickeln. Wir sind nicht auf der Makro-Ebene wir be-
finden uns in der Meso-Wirtschaft. In den Linder, in denen man es geschafft
hat, die Institutionen auf Meso-Ebene aufzubauen, sind wir sehr erfolgreich. Sie
haben Gruppen und Ketten entwickelt, und sie haben es geschafft, Solidarische
Wirtschaftsunternehmen ausgehend von Insolvenzen zu griinden. Das bedeutet
dann, dass es permanent stabile Systeme sind. Sie sind liber den Graswurzeln
aber aus wirtschaftlicher Sicht sind sie fahig, Leute zu beraten, wie man einen
Unternehmensplan macht, dann braucht man Dienstleistungen. Das fehlt in
Deutschland noch weitgehend. Es gibt Léander, in denen diese Institutionen auf
Meso-Ebene bestehen. Welche Finanzierung konnten die Institutionen auf
Meso-Ebene haben? Wie konnen sie durch die Graswurzelorganisationen finan-
ziert werden und wie konnen sie kontrolliert werden?

Aus dem Englischen Clarita Miiller-Plantenberg
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Verein zur Forderung dcv' 3Soolidarischen Okonomie
e.V.

Die Offnung der nationalen und lokalen Okonomie im Zuge der Globalisierung
fiihrte zur Trennung der Wirtschaft von ihrer sozialen Verpflichtung, Ausschluss
von Teilen der Gesellschaft aus dem Wirtschaftskreislauf, Gefihrdung der
Grundversorgung (Erndhrung, Gesundheit, Energie).

An diesem Punkt setzt die Solidarische Okonomie an. Sie entsteht auf Grund
der Widerspriiche und Misserfolge, die sich aus der Organisation des Marktes
und des Staates ergeben.

Wegen diesen Okonomischen, politischen und sozialen Tendenzen ver-
anstaltete der Fachbereich Sozialwissenschaften der Universitit Kassel zu-
sammen mit vier weiteren Universititen in Imshausen 2004 eine internationale
Sommerschule zum Thema ,,Solidarische Okonomie in Brasilien und Europa®.

Nach dieser Sommerschule bildete sich die interdisziplindre Arbeitsgemein-
schaft ,,Solidarische Okonomie* aus den Teilnehmern der Sommerschule. Die
Mitglieder der AG waren Mitarbeiterlnnen und Studentenlnnen der Universitét
Kassel, der Evangelische Kirche Kurhessen Waldeck und des DGB. Bei den
Treffen wurden iiber die verschiedenen Formen der Solidarischen Okonomie in
Deutschland und anderen Léndern diskutiert.

Nach der zweiten Sommerschule in Imshausen 2006 iiber das Thema ,,Solida-
rische Okonomie in Europa — Betriebe und regionale Entwicklung® griindete
sich im April 2007 als ein weiterer Akteur der Solidarischen Okonomie in
Nordhessen der Verein zur Forderung der solidarischen Okonomie e.V. Der
Verein ist die Nachfolgeorganisation der AG Solidarische Okonomie.

Er setzt sich zum Ziel, Initiativen der lokalen solidarischen Wirtschaftakteure
durch Forschung iiber die verschiedensten Formen der solidarischen Okonomie
und der nachhaltige Entwicklung der Region zu fordern und gemeinsam eine
Strategie fiir die Stirkung der Region zu entwickeln. Dafiir fithren Mitglieder
des Vereins Studien zu den sozialen, 6kologischen und intergenerativen Aspek-
ten der solidarischen Okonomie durch, um die endogenen Potentiale der Regio-
nen in Deutschland und anderen Regionen in der Welt zu erfassen. Die Aktions-
forschung dient als Grundlage fiir den zukiinftigen Wiederaufbau von solidari-
schen Strukturen, die die betroffenen Regionen und ihre Gemeinschaften wieder
aufwerten.

30 www.vfsoe.de
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Kommentar
Es geht doch!”’

Von Roland Bunzenthal

Die Energiekosten explodieren ebenso wie die Nahrungsmittelpreise. In immer
mehr Dorfern fehlt eine Versorgung mit Lebensmitteln und Dienstleistungen.
Doch es geht auch anders.

Roland Bunzenthal ist Wirt's-éﬂaftsfédakteur der Frankfurter Rundschau.
Foto: FR

Die Energiekosten explodieren ebenso wie die Nahrungsmittelpreise. In immer
mehr Dorfern fehlt eine Versorgung mit Lebensmitteln und Dienstleistungen.
Die Umwelt- und Klimabelastung wichst. Junge und qualifizierte Kréifte wan-
dern aus den strukturschwachen Gebieten ab. Wer einen Job findet, muss oft
Abstriche bei Verdienst und Arbeitsbedingungen machen.

Weshalb dieser kleine Streifzug durch den real existierenden Kapitalismus
bundesdeutscher Prigung? Weil es auch anders geht! "Solidarische Okonomie"
lautet das Schlagwort. Der kollektiv organisierte Dorfladen dient nicht nur der
Nahversorgung, sondern ist zugleich ein Treffpunkt gegen Einsamkeit. Die
Handwerker-Genossenschaft biindelt die Kreativitat ihrer Mitglieder und mildert
den existenziellen Konkurrenzkampf. Das Wasser- oder Energiekollektiv kop-
pelt die lokale Versorgung vom Monopol-Diktat der Konzerne ab. Biobauern
bringen ihre Produkte iliber ein Netzwerk lokaler Verteiler eher in Schulen,
Kneipen und Kantinen unter. Selbst die Kleinindustrie gedeiht ohne Hierarchie
und mit einem Schuss Selbstverwaltung besser.

Alles nur utopisch-sozialistische Traume? In den Keimzellen der anderen
Produktions-, Konsum- und Lebensweisen tritt zumindest die ganze Kreativitit
all jener Menschen zum Vorschein, die sich nicht mit den "Sachzwingen" be-
gniigen und die ein Stiick Utopie schon heute leben wollen.

3! Frankfurter Rundschau 7.7.2008 Zur Entwicklung der Arbeit des VFSOE
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Solidarische Okonomie

Inseln im kapitalistischen Meer*?

Roland Bunzenthal

Die Uni Kassel erforscht Betriebe der "Solidarischen Okonomie". Statt Profit,
Konkurrenz und Privatbesitz ist eine Verbesserung der Lebensbedingungen das
Ziel.

:_';I

I Regale im Dorfl

aen.Foto : Kraus

Hansheinz Schwalm ist Waldbauer im nordhessischen Leuderode. Das Forst-
gebiet in der Gemeinde gehort einer Kooperative mit 24 Anteilseignern. "Unser
Ziel ist es, den Wald zu erhalten", erkldart Schwalm. In Versammlungen wird
iiber Holzeinschlag oder Neupflanzung diskutiert - jedes Mitglied hat eine
Stimme. Gearbeitet wird gemeinsam, die Verkaufserlose kommen in eine Kasse.
Gezahlt wird nach geleisteter Arbeitszeit.

Der so genannte Interessenwald mit seinen kollektiven Nutzungsrechten
stammt aus dem Jahr 1880 und ist damit eine der dltesten Formen selbstver-
walteter Wirtschaft. Daneben gibt es in der "strukturschwachen" Region Nord-
hessen auch zahlreiche neue Ansitze fiir kollektive Betriebsgriindungen. Sie
sind eine Reaktion auf das viel beklagte "Ausbluten der Region", weil Fach-
kriafte, Betriecbe und Finzelhandel abwandern; sowie auf die "Fremd-

32 Frankfurter Rundschau 7.7.2008
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bestimmung" durch auswirtige Unternehmen. Statt auf Profit, Konkurrenz und
Privatbesitz setzt die Solidar6konomie auf eine Verbesserung der Lebens-
bedingungen.

Netzwerk fiir Gemeinschaftsbetriebe

Forschung: Federfiihrend in Theorie und Praxis ist der Lehrstuhl "Soziologie
der Entwicklungslinder" an der Uni Kassel. Erfahrungswerte fiir die Er-
forschung der Solidar6konomie stammen aus Brasilien.

Erhebung: Die Kartierung der Solidar6konomie erfolgte in den fiinf hessischen
Landkreisen Schwalm-Eder, Waldeck-Frankenberg, Hersfeld-Rotenburg, Wer-
ra-MeiBner sowie in Kassel-Land und der Stadt Kassel.

Zusammenarbeit: Der "Verein zur Forderung der Solidarischen Okonomie" ist
2007 aus der Arbeitsgemeinschaft "Solidarische Okonomie" an der Uni Kassel
hervorgegangen. Themenbezogene Forschungs- und Bildungsarbeit steht im
Mittelpunkt der Kooperation mit der Universitét.

Netzwerk: Das Regionale Nachhaltigkeitsforum Nordhessen wurde im Jahr
2006 gegriindet. Ziel des Forums ist es, ein Netzwerk fiir solidarisch und selbst-
verwaltet arbeitende Betriebe, Gemeinschaften, Vereine oder Genossenschaften
der Region Nordhessen zu sein, die zu einer stirkeren Unabhédngigkeit der Regi-
on besonders hinsichtlich erneuerbarer Energietriger und okologischer Land-
wirtschaft beitragen.

Erstmals in Deutschland haben Wissenschaftler der Uni Kassel vor gut einem
Jahr in Nordhessen begonnen, unter dem Begriff "Solidarische Okonomie" die
alternativen Inseln im kapitalistischen Meer zu erheben. "Solidarische Oko-
nomie" ist demnach eine andere Art zu produzieren, zu verkaufen, zu
konsumieren und zu leben. Indem die Arbeit kollektiv, solidarisch und
hierarchiefrei organisiert wird, stelle sie eine Strategie zur Bekdmpfung der
sozialen Ausgrenzung dar. "In kooperativer Form werden lokale Potentiale mit
lokalem Bedarf zu einem Netzwerk verknlipft", erldutert die Kassler Soziologin
Clarita Miiller-Plantenberg. Fiir die Abgrenzung solcher Betriebe haben die
Forscher flinf Kriterien aufgestellt:

- Selbstverwaltung, das heiit gemeinsamer Besitz und Entscheidungsprozess.
Beispiel sind die Leuderoder Waldbauern.

- Okologische Ziele und Sensibilitit beim Nutzen von Material, Energie,
Wasser und Boden. Ein Beispiel ist die 2001 in Eiterfeld-GroBentaft von Um-
weltschiitzern gegriindete Pflanzendlmiihle.

- Kooperation, etwa das gemeinsame Nutzen von Giitern mit anderen Be-
trieben. Zunehmend entstehen so solidarische Netzwerke. Ein Beispiel ist die
Handwerker-Genossenschaft Kassel-Wehlheiden, die zustindig ist fiir die Auf-
tragsbeschaffung und Verkaufsforderung ihrer ansonsten selbststindigen Mit-
glieder.
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- Weitere Bedingung ist, dass es sich um ein echtes Wirtschaftsunternechmen
handelt und nicht um einen Wohltéitigkeitsverein.

- Wichtig ist auch die Gemeinwesenorientierung, das heift Einsatz fiir die
Verbesserung der Lebensbedingungen der Gemeinschaft. Ein Beispiel ist der
Dorfladen in Oberellenbach. 20 Jahre nachdem die letzte Filiale der Lebens-
mittel-Ketten dort die Segel strich, sorgten die Dorfbewohner 1998 selbst fiir
Abhilfe. "Wir mussten stets meilenweit mit dem Auto wegen jeder Kleinigkeit
fahren", erinnert sich eines von mittlerweile 57 Mitgliedern des Laden-
Kollektivs, vier sind ehrenamtliche Geschéftsfiihrer.

Das Ergebnis der Erhebung in fiinf Landkreisen sowie der Stadt Kassel liegt
jetzt vor: Insgesamt 142 alternative Betriebe identifizierten die Forscher um die
Kasseler Professorin Miiller-Plantenberg, mit zusammen 19.,000 Beschiftigten
beziehungsweise Genossenschaftsmitgliedern. Zwei Drittel der Betriebe konnen
als wirtschaftlich gesund gelten - sie verbuchen Uberschiisse. Dazu zihlen Was-
sergenossenschaften ebenso wie Wohnungsbau-Kooperativen oder die von Bau-
ern selbstverwaltete Molkerei. Nur fiinf Betriebe schrieben rote Zahlen, erlautert
Alexandra Stenzel, Koordinatorin der Kartierung, der Rest operiere an der Null-
Linie.

Ein Beispiel fiir die geplante Vernetzung in der Region sei die Organisierung
gesunder Schulspeisungen durch den Verbund von Oko-Bauern, Molkerei,
Kommunen und Schulverwaltungen, erkldrt Miiller-Plantenberg. Frithere Ver-
suche seien vor allem an der mangelnden Vernetzung von Produzenten,
Kommunen und zunehmend auch der Konsumenten bei der Markterschlieung
gescheitert. Die wenigsten der 142 identifizierten Betriebe erfiillen alle fiinf
Kriterien, doch ziehe ein Ansatz meist andere nach sich - Oko-Bewusstsein
filhre hiufig zu Kooperation in einer Branche, kollektives Handeln begiinstigt
die Gemeinwohlorientierung.

Die Kassler Wissenschaftler wollen aber nicht nur eine Bestandsaufnahme
machen, sondern auch fiir die Verbreitung der neuen Gemeinwirtschaft sorgen.
Hierfiir wird ein Informationssystem Solidarische Okonomie aufgebaut. Das Po-
tenzial fiir weiteres Wachstum des Alternativsektors sei vorhanden, so die Ent-
wicklungssoziologin, auch weil Konsumenten zunehmend beunruhigt {iber den
Vormarsch der Gentechnik seien, die Energiekosten nicht mehr verkraften konn-
ten oder mehr Wert auf Dienstleistungen mit personlichem Touch legten.

Fiir Betriebe und Initiativgruppen gibt es eine Griindungsberatung. Dafiir zu-
stdndig ist Kristina Bayer. Sie sieht gro3es Potenzial auf dem Gebiet der nach-
haltigen Energieversorgung - jeder zehnte untersuchte Betrieb speist bereits ei-
genen Oko-Strom ins dffentliche Netz ein. Chancen gebe es auch bei der Priva-
tisierung kommunaler Einrichtungen, in der dkologischen Landwirtschaft oder
im dorflichen Einzelhandel. Das "Ausbluten" der Region, restimiert Miiller-
Plantenberg, "bietet die Gelegenheit fiir eine lokale Okonomie".
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Atlas der Solidarischen Okonomie in Nordhessen. Strategie fiir eine nachhaltige Zu-
kunft

Clarita Miiller-Plantenberg (Hrsg.)

Der Bildungsprozess beim Aufbau der Solidarischen Okonomie. KIGG-Kolloquium
an der Universitit Kassel Januar 2008

Mit Beitrdgen von Kristina Bayer, Jacqueline Bernardi, Sabine Conti, Hans Diefen-
bacher, Renate Diirr, Susanne Elsen, Romeu Forneck, Michael Goldbach, Manfred
Liebel, Glinther Lorenz, Klaus-Peter Lorenz, Clarita Miiller-Plantenberg, Clarita
Miiller-Plantenberg, Bernd Overwien, Claudia Sanchez Bajo, Alexandra Stenzel,
Volker Teichert, Viviana Inés Uriona

Claudia Sanchez Bajo (Hrsg.)

Solidarische Okonomie als Motor regionaler Okonomie. Ardelaine in der Ardéche,
Frankreich

Mit Beitrdgen von Béatrice Barras, RECIT, Bruno Roelants, Claudia Sanchez Bajo,
Claudia Sanchez Bajo

Clarita Miiller-Plantenberg, Dieter Gawora (Hrsg.)

Solidarische Netze und solidarische Ketten. Komplexe solidarische Wirtschaftsunter-
nehmen

Mit Beitrdgen von M. Djuikom, Jean-Frangois Draperi, Jean-Luc Dubois, Dieter
Gawora, Anna Hoffmann, Clarita Miiller-Plantenberg, J. Nang Song, Lena Natt, E.
M. Nfah, Hans Nutzinger, Els Reynaert, Claudia Sdnchez Bajo, Britta Schuboth, Bar-
bara Schweitzer, Paul Singer, Alexandra Stenzel, Lea Unterholzner, Cindy Véller,
Veit Wolfer

Heidi Feldt, Clarita Miiller-Plantenberg

Gesellschaftliche Biindnisse zur Gewinnung des Naturbezuges. 20 Jahre Klima-
Biindnis

Mit Beitrdgen von Alberto Acosta, Agenda 21 Koordination, Nord-Siid-Forum Miin-
chen, Liliana Castafio, Mac Chapin, Maria del Pilar Valencia, Gerhard Dilger, Euro-
péisches Attac Netzwerk Kopenhagen, Heidi Feldt, Martin Glockle, José Luis Gonza-
lez, Abadio Green Stocel, Georg Griinberg, Eduardo Gudynas, Marcus Hawel, Silvia
Hesse, Ute Koczy, Paula Letts, Joan Martinez Alier, Esperanza Martinez, Dietmar
Mirkes, Dietmar Mirkes, Clarita Miiller-Plantenberg, Kumi Naidoo, Theodor Rathge-
ber, Guadalupe Rodriguez, Klaus Rummenhéller, Milton Santacruz, Thomas
Siepelmeyer, Survival International, Leah Temper, Joseph Vogel

Bestellungen

Bei Silvana Lammers lammers@uni-kassel.de
bei Kassel University Press geschaeftsfuehrung@upress.uni-kassel.de
oder iiber den Buchhandel



http://www.uni-kassel.de/hrz/db4/extern/dbupress/publik/abstract.php?978-3-89958-443-1
http://www.uni-kassel.de/hrz/db4/extern/dbupress/publik/abstract.php?978-3-89958-443-1
http://www.uni-kassel.de/hrz/db4/extern/dbupress/publik/abstract.php?978-3-89958-443-1
http://www.uni-kassel.de/hrz/db4/extern/dbupress/publik/abstract.php?978-3-89958-443-1
http://www.uni-kassel.de/hrz/db4/extern/dbupress/publik/abstract.php?978-3-89958-612-1
http://www.uni-kassel.de/hrz/db4/extern/dbupress/publik/abstract.php?978-3-89958-612-1
http://www.uni-kassel.de/hrz/db4/extern/dbupress/publik/abstract.php?978-3-89958-612-1
http://www.uni-kassel.de/hrz/db4/extern/dbupress/publik/abstract.php?978-3-89958-612-1
http://www.uni-kassel.de/hrz/db4/extern/dbupress/publik/abstract.php?978-3-89958-686-2
http://www.uni-kassel.de/hrz/db4/extern/dbupress/publik/abstract.php?978-3-89958-686-2
http://www.uni-kassel.de/hrz/db4/extern/dbupress/publik/abstract.php?978-3-89958-686-2
http://www.uni-kassel.de/hrz/db4/extern/dbupress/publik/abstract.php?978-3-89958-686-2
http://www.uni-kassel.de/hrz/db4/extern/dbupress/publik/abstract.php?978-3-89958-760-9
http://www.uni-kassel.de/hrz/db4/extern/dbupress/publik/abstract.php?978-3-89958-760-9
http://www.uni-kassel.de/hrz/db4/extern/dbupress/publik/abstract.php?978-3-89958-760-9
http://www.uni-kassel.de/hrz/db4/extern/dbupress/publik/abstract.php?978-3-89958-760-9
http://www.uni-kassel.de/hrz/db4/extern/dbupress/publik/abstract.php?978-3-89958-788-3
http://www.uni-kassel.de/hrz/db4/extern/dbupress/publik/abstract.php?978-3-89958-788-3
http://www.uni-kassel.de/hrz/db4/extern/dbupress/publik/abstract.php?978-3-89958-788-3
http://www.uni-kassel.de/hrz/db4/extern/dbupress/publik/abstract.php?978-3-89958-788-3
mailto:lammers@uni-kassel.de
mailto:geschaeftsfuehrung@upress.uni-kassel.de

ISBN 978-3-86219-130-7

verein zur forderung der
solidarischen 6konomie e.v.
9783

307

8621191




	Front cover

	Titelseite

	Impressum

	Inhaltsverzeichnis
	Müller-Plantenberg, C.: Schritte auf dem Weg zur Solidarischen Ökonomie
	I Solidarische Ökonomie – Praxis der Transition
	Roelants, B.: Antworten der Arbeiterbewegung auf Insolvenzenin Europa
	Davidson, C.: Deindustrialisierung, Globalisierung und Aussicht auf Grüne ‘High Road’. Jobs und Solidarische Ökonomie 
	Davidson, C.: ‘Ein Arbeiter, eine Stimme’: Nordamerikanische Stahlarbeiter experimentieren mit Fabrikeigentum im Mondragon Stil 
	Swinney, D.: Frühwarnsysteme: Vorsorgeinstrumente für Arbeit 
in der Regionalen Ökonomie 
	Swinney, D.: In Chicagos Austin Gemeinde: Alinsky versus Arizmendi Umverteilung oder Kontrolle des Reichtums

	II Perspektive Demokratie von unten. Gesellschaft und Staaten – Europa, USA
	Beerhorst, J.: Podium Wirtschaftsdemokratie. Solidarische Ökonomie, Belegschaftsübernahmen und Demokratisierung der Wirtschaft
	Daniels, D.: Wirtschaftsdemokratie + Solidarische Ökonomie, Vorstellung der Attac-Kampagne „Betriebe in Belegschaftshand“
	Giorgi, G.: Genossenschaftliche Selbsthilfe in Krisenzeiten: Ein Beispiel aus Italien: das Marcora-Gesetz
	Giorgi, G.: Fallbeispiel Karstadt Kaiserslautern 
	Nottenbohm, H.-G.: Fortführung von Betrieben durch die Belegschaften – mit welcher Unternehmensverfassung?
	Bayer, K.: Podium Unternehmerische Selbstverwaltung nach Insolvenzen und bei Unternehmensnachfolgelösungen in Deutschland 
	Schaumann, G. K.: Genossenschaften benötigen eine Unternehmenskultur mit großer „SOG-Kraft“
	Utoff, K.-D.: Deindustrialisierung in Chemnitz
	Bösche, B.: Wirtschaftliche Vereine als kleine Genossenschaften
	Davidson, C.: Internationale Praxis: Lehren, die gelernt werden können… Unsere genossenschaftlichen Erfahrungen, Einflüsse, Bündnisse
	Roelants, B.: Genossenschaften und Gewerkschaften und andere Bündnisse

	III Solidarische Ökonomie in Nordhessen und Ostdeutschland

	Bayer, K.: Podium Technologie für Profit versus Technologie für den Menschen: Solidarische Wirtschaftsunternehmen im Energiesektor
	Möbus, D.: Ölmühle Haubern
 
	Bayer, K.: Ausblick: Solidarische und klimarelevante Umsteuerung des Sektors der Erneuerbaren Energien
	Nold, W.: Gemeinde Zschadraß' Erneurbare Energieproduktion mit gemeinwesenorientiertem Fonds
	Schmagold, Ph.: Quo vadis, Kommune? Aktivierung kommunaler Nachhaltigkeitspotentiale im Bereich Energiewirtschaft
	Schweitzer, B.: Podium - Strukturen einer selbstverwalteten nachhaltigen Ernährung
	Adamaschek, K.: Das Besser-Esser-Konzept. Schulessen, Ernährungsbildung und Regionalentwicklung
	Mathar, R.: Service Stelle Schule und Gesundheit im Hessischen Kultusministerium
	Näther, A.: Cena et Flora - Küche und Gärtnerei Riesa eG
 
	Stenzel, A.: Vielfalt regionaler Potentiale: Gesellschaft und Natur. Kleider machen Leute – Leute machen Kleider
	Völler, C.: Solidarische Textilkette in Nordhessen und Umgebung. Ein Konzept zum gemeinschaftlichen Aufbau in der Region 
	Segbers, F.: Es ist allemal besser, Arbeit zu finanzieren als Arbeitslosigkeit
	Flieger, B.: Vielfalt von Kultur erhalten. Kulturgenossenschaften als Leuchttürme
	Utoff, K.-D.: Solidarische Ökonomie: Schritte, die anstehen. Es ist ein Anfang … auch eine Chance …dass es doch noch was anderes gibt!
	Davidson, C.: Drei Hüte
	Roelants, B.: Solidarische Ökonmie Schritte, die anstehen. "Welche Art von Demoklratie müssen wir entwickeln” in allen drei Typen der Solidarischen Ökonomie
	Bunzenthal, R.: Kommentar: Es geht doch! 
	Bunzenthal, R.: Solidarische Ökonomie: Inseln im kapitalistischen Mee
	Back cover



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Error
  /CompatibilityLevel 1.3
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments true
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
    /Glypha
    /Glypha-Bold
    /Glypha-BoldOblique
    /Glypha-Oblique
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /Description <<

    /BGR <>
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000410064006f006200650020005000440046002065876863900275284e8e9ad88d2891cf76845370524d53705237300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef69069752865bc9ad854c18cea76845370524d5370523786557406300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /CZE <>
    /DAN <>
    /ESP <>
    /ETI <>
    /FRA <>
    /GRE <>

    /HRV (Za stvaranje Adobe PDF dokumenata najpogodnijih za visokokvalitetni ispis prije tiskanja koristite ove postavke.  Stvoreni PDF dokumenti mogu se otvoriti Acrobat i Adobe Reader 5.0 i kasnijim verzijama.)
    /HUN <>
    /ITA <>
    /JPN <FEFF9ad854c18cea306a30d730ea30d730ec30b951fa529b7528002000410064006f0062006500200050004400460020658766f8306e4f5c6210306b4f7f75283057307e305930023053306e8a2d5b9a30674f5c62103055308c305f0020005000440046002030d530a130a430eb306f3001004100630072006f0062006100740020304a30883073002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee5964d3067958b304f30533068304c3067304d307e305930023053306e8a2d5b9a306b306f30d530a930f330c8306e57cb30818fbc307f304c5fc59808306730593002>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020ace0d488c9c80020c2dcd5d80020c778c1c4c5d00020ac00c7a50020c801d569d55c002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /LTH <>
    /LVI <>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken die zijn geoptimaliseerd voor prepress-afdrukken van hoge kwaliteit. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /POL <>
    /PTB <>
    /RUM <>
    /RUS <>
    /SKY <>
    /SLV <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /TUR <>
    /UKR <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents best suited for high-quality prepress printing.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
    /DEU <>
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /ConvertToCMYK
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /DocumentCMYK
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles false
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [595.276 841.890]
>> setpagedevice


